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163. Sitzung 

Bonn, Donnerstag, den 13. März 1997 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Guten Morgen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Sitzung ist eröff-
net. 

Zunächst möchte ich einigen Kolleginnen und Kol-
legen zum Geburtstag gratulieren. Die Kollegin Anni 
Brandt-Elsweier feierte am 2. März ihren 65. Ge-
burtstag. Ich sage im Namen des Hauses ganz herzli-
chen Glückwunsch nachträglich. 

(Beifall) 

Der Kollege Dr. Bodo Teichmann hat am 9. März 
ebenfalls seinen 65. Geburtstag gefeiert. Auch ihm 
herzlichsten Glückwunsch. 

(Beifall) 

Die Kollegin Antje-Marie Steen hat am 11. März 
ihren 60. Geburtstag gefeiert. Auch ihr sprechen wir 
die herzlichsten Glückwünsche aus. 

(Beifall) 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, müssen 
einige Änderungen bei der Besetzung von Gremien 
vorgenommen werden. Die Fraktion der CDU/CSU 
schlägt für den verstorbenen Kollegen Hans Klein 
die Kollegin Michaela Geiger als neues ordentliches 
Mitglied im Gemeinsamen Ausschuß nach Art. 53 a 
des Grundgesetzes vor. Weiterhin soll für den aus 
dem Gemeinsamen Ausschuß ausgeschiedenen Kol-
legen Dr. Klaus Rose, der dort stellvertretendes Mit-
glied war, nunmehr der Kollege Kurt Rossmanith 
Stellvertreter werden. Sind Sie damit einverstanden? 
- Dann haben wir die Kollegin Michaela Geiger als 
ordentliches und den Kollegen Kurt Rossmanith als 
stellvertretendes Mitglied in den Gemeinsamen Aus-
schuß bestimmt. 

Der Kollege Hartmut Koschyk hat auf seine stell-
vertretende Mitgliedschaft in der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates verzichtet. Die Frak-
tion der CDU/CSU schlägt den Kollegen Dr. Fritz 
Wittmann als neues stellvertretendes Mitglied vor. 
Sind Sie einverstanden? - Das ist der Fall. Dann ist er 
als stellvertretendes Mitglied in die Parlamentarische 
Versammlung des Europarates gewählt. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbun-
dene Tagesordnung zu erweitern. Die Punkte sind 
in der Ihnen vorliegenden Zusatzpunktliste aufge-
führt: 

2. Beratung des Antrags der Abgeordneten Ch ristina Schenk, 
Heidemarie Lüth, Ulla Jelpke, weiterer Abgeordneter und 
der Gruppe der PDS: Zur Prävention sexualisierter Gewalt 
an  Kindern - Drucksache 13/7166 - 

3. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu 
dem Gesetz zur stärkeren Berücksichtigung der Schadstoff-
emissionen bei der Besteuerung von Personenkraftwagen 
(Kraftfahrzeugsteueränderungsgesetz 1997 - KraftStÄndG 
1997) - Drucksachen 13/4918, 13/5360, 13/6112, 13/6666, 
13/7169 - 

4. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu 
dem Gesetz zur Regelung der Sicherheitsanforderungen an 
Produkte und zum Schutz der CE-Kennzeichnung (Pro-
duktsicherheitsgesetz - ProdSG) - Drucksachen 13/3130, 
13/6203, 13/6890, 13/7170 - 

5. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu 
dem Fünften Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlenberg-
bau (Fünftes Bergarbeiterwohnungsbauänderungsgesetz) - 
Drucksachen 13/5963, 13/6505, 13/6889, 13/7171 - 

6. Weitere Überweisungen im vereinfachten Verfahren (Er-
gänzung zu TOP 16) 

a) Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Rehabilitierung, Entschädi-
gung und Versorgung für Deserteure, Kriegsdienstver-
weigerer und Wehrkraftzersetzer unter der nationalso-
zialistischen Gewaltherrschaft und zur Änderung ande-
rer Gesetze - Drucksache 13/6900 - 

b) Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P.: Fortsetzung der Garantiemengenregelung Milch 
und Stärkung der Position der milcherzeugenden Be-
triebe - Drucksache 13/7180 - 

7. Beratung der Großen Anfrage der Abgeordneten Margot 
von Renesse, Dr. Herta Däubler-Gmelin, Hermann Bach-
maier, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD: 
Betreuungsrecht - Drucksachen 13/3834, 13/7133 - 

8. Beratung des Antrags der Abgeordneten Volker Beck 
(Köln), Gerald Häfner, Annelie Buntenbach, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehr-
macht 1941-1944" - Drucksache 13/7120 - 

9. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P.: Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbrechen der 
Wehrmacht 1941-1944" - Drucksache 13/7162 - 
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10. Beratung des Antrags der Abgeordneten Otto Schily, Gün-

ter Verheugen, Walter Kolbow, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD: Ausstellung „Vernichtungskrieg. 
Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944" - Drucksache 
13/7175 - 

11. Beratung des Antrags der Abgeordneten Gerhard Zwerenz, 
Heinrich Graf von Einsiedel, Dr. Gregor Gysi und der Grup-
pe der PDS: Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbrechen 
der Wehrmacht 1941 bis 1944" - Drucksache 13/7188 - 

12. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu 
dem Gesetz zur Reform der Arbeitsförderung (Arbeitsför-
derungs-Reformgesetz) - Drucksachen 13/5676, 13/5730, 
13/6845, 13/7051, 13/7173 - 

13. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu 
dem Ersten Gesetz zur Neuordnung von Selbstverwaltung 
und Eigenverantwortung in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung (1. GKV-Neuordnungsgesetz - 1. NOG) - Drucksa-
chen 13/5724, 13/6103, 13/6670, 13/7172 - 

14. Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Manuel Kiper, 
Kristin Heyne, Christine Scheel, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Umweltverträgli-
cher Postverkehr - Drucksache 13/7161 - 

15. Vereinbarte Debatte zum Arbeitsmarkt 

16. Beratung des Antrags der Abgeordneten Marina Steindor, 
Ulrike Höfken, Dr. Manuel Kiper, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Verbot des 
Klonens von Tieren - Drucksache 13/7160 - 

Von  der Frist für den Beginn der Beratung soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden. 

Weiterhin ist vereinbart worden, die Sammelüber-
sicht 187 zu Petitionen - das ist Tagesordnungs-
punkt 171- abzusetzen. 

Außerdem mache ich auf eine geänderte 
Ausschußüberweisung im Anhang zur Zusatzpunkt

-

liste aufmerksam: 
Bei dem in der 160. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
27. Februar 1997 überwiesenen nachfolgenden Antrag än-
dert sich die Überweisung. Nunmehr soll der Antrag dem 
Haushaltsausschuß federführend und dem Innenausschuß 
zur Mitberatung überwiesen werden. Die Mitberatung des 
Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
entfällt: 

Antrag der Abgeordneten Erika Steinbach, Dr. Klaus Dieter 
Uelhoff, Erwin Marschewski, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der CDU/CSU, der Abgeordneten Thomas 
Krüger, Gunter Weißgerber, Uta Titze-Stecher, Wolfgang 
Thierse und der Fraktion der SPD sowie der Abgeordneten 
Ina Albowitz, Dr. Max Stadler, Co rnelia Schmalz-Jacobsen, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der F.D.P.: Ge-
meinschaftliche Finanzierung eines Neubaus des Museums 
der Bildenden Künste in Leipzig - Drucksache 13/7059 - 

Sind  Sie mit den Vereinbarungen einverstanden? - 
Das ist der Fall. Dann verfahren wir so. 

Ich rufe Tagesordnungspunkte 3 a bis 3j sowie Zu-
satzpunkt 2 auf: 

3. a) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Bekämpfung von 
Sexualdelikten und anderen gefährlichen 
Straftaten 
- Drucksache 13/7163 - 
Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

b) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Ent-
wurfs eines Sechsten Gesetzes zur Reform 
des Strafrechts (6. StrRG) 

- Drucksache 13/7164 - 
Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

c) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Änderung der 
Strafprozeßordnung (Gesetz zum Schutz 
von Zeugen bei Vernehmungen im Straf-
verfahren; Zeugenschutzgesetz - ZschG -) 

- Drucksache 13/7165 - 
Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

d) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Edith Niehuis, Christel Hanewinckel, 
Ulla Schmidt (Aachen), weiteren Abgeord-
neten und der Fraktion der SPD einge-
brachten Entwurfs eines ... Gesetzes zur 
Änderung des Grundgesetzes 

- Drucksache 13/7104 - 
Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

e) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Ulla Jelpke, Dr. Uwe-Jens Heuer und der 
Gruppe der PDS eingebrachten Entwurfs 
eines ... Strafrechtsänderungsgesetzes - 
Sicherungsverwahrung (... StrÄndG) 

- Drucksache 13/2859 - 
Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß 

f) Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Be-
reinigung des Strafgesetzbuches und zur 
Reform der Strafvorschriften gegen Kin-
derhandel 

- Drucksache 13/6038 - 
Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

g) Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ver-
besserung der zivilrechtlichen Entschädi-
gung der Opfer von Straftaten (Zivilrechtli-
ches Opferentschädigungsgesetz - ZOEG) 

- Drucksache 13/6831 - 
Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

h) Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes 
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zur Verbesserung der Stellung des Verletz

-

ten im Strafverfahren (2. Opferschutzgesetz) 
- Drucksache 13/6899 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Volker Beck (Köln), Rita Grießhaber, Ange-
lika Beer, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Den Schutz von Kindern vor sexualisierter 
Gewalt verbessern 
- Drucksache 13/7087 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Fami lie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

j) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Ulla Schmidt (Aachen), Dr. Jürgen Meyer 
(Ulm), Dorle Marx, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 

30-Punkte-Programm: 
Gesamtkonzept zum Schutz unserer Kinder 
vor sexueller Gewalt 
- Drucksache 13/7092 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Gesundheit 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung, Technologie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

ZP2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Ch ri
-stina Schenk, Heidemarie Lüth, Ulla Jelpke, 

weiterer Abgeordneter und der Gruppe der 
PDS 

Zur Prävention sexualisierter Gewalt an Kin-
dern 
- Drucksache 13/7166 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache drei Stunden vorgesehen. - Auch 
dazu sehe ich keinen Widerspruch. Wir verfahren so. 

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt der Kollege 
Norbert Geis. 

Norbert  Geis (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Drei wichtige, 
große Gesetzeswerke stehen zur Debatte: das Gesetz 
zur Bekämpfung von Sexualdelikten und anderen 
gefährlichen Straftaten, das Sechste Gesetz zur Re-
form des Strafrechts und das Zeugenschutzgesetz. 
Alle drei Gesetze sind umfangreich. Sie sind nach 
langer Zeit und viel Arbeit auf den Tisch gelegt wor-
den. Schon jetzt möchte ich dem Justizministerium 
und auch Ihnen, Herr Minister, dafür herzlichen 
Dank sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Gesetz zur Bekämpfung von Sexualstraftaten 
hat eine besondere Dringlichkeit. Es herrscht in der 
Bevölkerung eine große Erwartungshaltung. Die 
Menschen blicken gespannt auf den Gesetzgeber, 
daß er ihnen ein Gesetz anbietet, das wirklich dem 
Schutz unserer Kinder dient. Aber Gesetze müssen 
umgesetzt werden, und die Umsetzung erfolgt durch 
die Polizei, durch die Staatsanwaltschaften, durch 
die Gerichte und durch die Vollstreckungsanstalten. 

Es ist vor allem Aufgabe der Länder, die Gesetze 
umzusetzen. Mir scheint diese Bemerkung und diese 
Feststellung am Anfang deshalb wichtig, damit keine 
falschen Erwartungen geweckt werden und damit 
die Verantwortlichkeiten klar sind. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf ändern wir 
das Sexualstrafrecht. Wir erhöhen den Strafrahmen 
für schwere Kinderschändung von 6 auf 12 Monate 
und von 10 auf 15 Jahre und qualifizieren diese Tat 
nunmehr als Verbrechen. Kommt das Kind bei einer 
solchen Tat leichtfertig zu Tode, dann hat der Täter 
mit Lebenslänglich zu rechnen, mindestens aber mit 
10 Jahren Strafhaft. Die leichten Fälle von Sexualde-
likten - falls man hier überhaupt von leichten Fä llen 
reden kann - werden nach wie vor als Vergehen im 
Sinne des § 176 Strafgesetzbuch bestraft. 

Uns wird vorgeworfen, diese Erhöhung des Straf-
rahmens sei nichts als eine populistische Reaktion 
auf eine derzeitige Massenpsychose. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich meine, daß diese Abqualifizierung der Ängste 
der Menschen als Massenpsychose ungeheuerlich 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir müssen die Sorgen der Menschen ernst neh-
men. Uns selbst ging es doch so, als wir die Informa-
tionen aus der Konferenz in Stockholm im letzten 
Sommer hörten und als wir die ungeheuerliche Tat, 
die in Belgien geschehen war, erfuhren. Als in diese 
Information das Bekanntwerden der Entführung, der 
Schändung und schließlich der Tötung des kleinen 
Kindes Natalie aus Epfach hineinplatzte, ging es uns 
doch selbst so, daß wir zutiefst erschrocken waren. 
Andere Schreckensnachrichten folgten, und es wur-
den auch Erinnerungen an frühere solche Straftaten 
wach. 

Wir meinen, daß wir die Sorgen der Menschen 
ernstzunehmen haben. Auch die Umfrageergebnisse 
zeigen: 90 Prozent der Deutschen sind der Auffas-
sung, daß die Strafen für Sexualstraftaten zu milde 
sind. In kürzester Frist hat eine Bürgerinitiative nach 
dem Tod des Kindes Natalie für die Forderung, den 
Strafrahmen für Sexualstraftaten drastisch zu ver-
schärfen, über eine Million Unterschriften gesam-
melt. 

Freilich kann - und das ist ja wahr - der Gesetzge-
ber nicht auf momentane Regungen, nicht auf mo-
mentane Ereignisse reagieren, sondern er muß seine 
Gesetze auf längere Sicht gestalten. Aber dies ist im 
vorliegenden Fall  ja auch so gewesen. 
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Diese Überlegungen, den Strafrahmen für Sexual-
straftaten, für Kinderschändung anzuheben und 
diese Taten als Verbrechen zu qualifizieren, gab es 
schon lange vor der Konferenz in Stockholm, auch 
schon lange vor dem Bekanntwerden der furcht-
baren Ereignisse in Belgien. Sie werden schon lange 
im Zusammenhang mit dem Gesetzesvorhaben zur 
Harmonisierung der Strafrahmen diskutiert. Es ist in 
der Tat gar nicht einzusehen, daß schwere Kinder-
schändung kein Verbrechen sein soll, während Raub, 
schwerer Raub und Meineid Verbrechen sind. Dies 
war schon sehr lange ein Mißverhältnis, und wir glei-
chen nun dieses Mißverhältnis aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist also nicht so, daß wir nur populistisch reagie-
ren, sondern diese Überlegungen stehen schon lange 
zur Debatte, und wir kommen heute auf den Punkt. 
Ich meine, es ist Zeit. 

Gegen die Erhöhung des Strafmaßes, insbesondere 
bei Sexualstraftaten, wird oft auch eingewendet, sol-
che hohen Strafen schreckten die Täter nicht ab. Der 
Täter schaue - so wird oft gesagt - nicht erst ins Straf-
gesetzbuch, bevor er seine Tat begeht. Damit werden 
die härteren Strafen insgesamt in Frage gestellt. 

Ich meine, daß dieses Argument die wichtige Stel-
lung des Strafrechtes in unserer Rechtsordnung und 
in unserer Gesellschaft mißdeutet. Wir müssen natür-
lich fordern, daß schwere Taten schwer bestraft wer-
den, und müssen dafür sorgen, daß diese Strafen 
dann auch vollstreckt werden. Es muß unsere Sorge 
sein, daß die Täter, die schweres Unrecht begehen, 
auch entsprechend verfolgt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben zwar nicht nur ein Vergeltungsstrafrecht. 
Aber die Sühne spielt in unserem Strafrecht und bei 
den gerichtlichen Urteilen doch eine entscheidende 
Rolle. 

Aber längst ist neben den Gedanken der Sühne 
der Gedanke der Resozialisierung getreten. Durch 
die Strafe soll der Täter dazu angehalten werden, 
sich wieder in die Gemeinschaft, in die Rechtsord-
nung einzufügen. Das ist das Ziel der Resozialisie-
rung. 

Aber es ist noch ein dritter Gedanke dabei, näm-
lich der Gedanke der Prävention. Die Gesetze haben 
eine große Bedeutung für unser gesellschaftliches 
Zusammenleben. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Urteile haben ihre Wirkung auch über den konkreten 
Täter hinweg in die Gesellschaft hinein. Es ist zwar 
nicht so, daß sich ein Täter vor seiner Tat überlegt, ob 
er das tun darf oder nicht; natürlich schaut er vorher 
nicht ins Gesetzbuch. Aber ein Sexualtäter ist nie so 
triebgesteuert, daß die Ächtung der Gesellschaft, die 
durch das Strafmaß zum Ausdruck kommt und die 
durch entsprechende Strafurteile der Ge richte unter-
mauert wird, auf die Meinungsbildung eines Täters 
im Vorfeld keine Wirkung hätte. Eine höhere Strafe 
hat ihre Wirkung in die Gesellschaft hinein und vor 
allen Dingen auf potentielle Täter. Deswegen ist die 

Auffassung der Grünen, höhere Strafen hätten für 
den konkreten Täter keine Bedeutung, falsch. Ich 
meine, daß sie natürlich ihre Bedeutung haben. 

Wir wissen - wir drücken uns auch nicht an dieser 
Erkenntnis vorbei -, daß es durch die Strafvollzie-
hung bislang nicht gelungen ist, die Straftaten vor al-
len Dingen von Sexualstraftätern zu reduzieren. Wir 
haben eine hohe Rückfallquote; sie liegt höher als 
bei anderen Straftaten. Es gibt Untersuchungen, die 
zeigen, daß sie bei über 50 Prozent liegt, und manche 
sagen, sie liege noch weit drüber. Wir wissen, daß 
schwere Kinderschändungen oft von Tätern began-
gen werden, die einschlägig vorbestraft sind. Wir 
kommen deshalb zu dem Schluß und müssen zu dem 
Schluß kommen, daß der normale Strafvollzug allein 
nicht ausreichen kann, um die Rückfallquote zu sen-
ken. Deswegen sind wir übereinstimmend der Mei-
nung, daß wir im Strafvollzug Therapiemöglichkei-
ten anbieten müssen. Diese Überlegung haben wir 
auch schon im frühen Herbst nach einer Anhörung 
im Rechtsausschuß angestellt. Wir sind uns darin 
über die Parteigrenzen hinweg einig. 

Natürlich sind wir uns darüber im klaren, daß die 
Therapie nur eine beschränkte Wirkung haben kann. 
Wir kennen das Gutachten von Nordrhein-Westfalen, 
aus dem hervorgeht, daß Therapie insbesondere bei 
Sexualstraftätern nur eine geringe Wirkung hat. Das 
ist uns bekannt. Wir verfallen auch nicht insofern in 
eine Euphorie, als wir meinen, man müsse die Ver-
hältnisse ändern und dann würde sich der Mensch 
schon bessern. Dieses marxistische Menschenbild ist 
überholt, und die von mir dargestellten Erkenntnisse 
sind inzwischen längst Allgemeingut. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Gewiß ist der Mensch nicht unabhängig von den 
Verhältnissen und von anderen äußeren Einflüssen. 
Der Mensch ist aber kein Automat, der auf äußere 
Verhältnisse automatisch reagiert, der automatisch 
seine Entscheidungen nach den äußeren Verhältnis-
sen richtet. Die Frage der Schuld entscheidet sich im 
tiefsten Kern des Menschen, unabhängig von den 
äußeren Einflüssen. Es gäbe keine Verantwortlich-
keit, es gäbe letztendlich keinen Anspruch auf 
Strafe, wenn jeder nur von äußeren Verhältnissen 
abhängig wäre. 

Eine wichtige Neuregelung haben wir bei der 
Möglichkeit, den Rest der Strafe zur Bewährung aus-
zusetzen, vorgesehen. Hier kommen wir zu einer Än-
derung der bisherigen Pra xis. In der Regel sitzen die 
Täter zwei Drittel der Strafe ab. Dann stellt sich die 
Frage, ob nicht der Rest auf Bewährung ausgesetzt 
werden kann. 

Hier hat bislang die Frage im Vordergrund gestan-
den: Was ist für die Täter gut? Wir meinen, daß diese 
Frage natürlich nicht hintangestellt werden kann. 
Aber wir wollen, daß die Frage im Vordergrund 
steht: Ist die Entlassung des Täters in die Freiheit im 
Interesse der Sicherheit unserer Kinder und der Si-
cherheit unserer Bevölkerung? Das ist eine Abkehr 
vom bisherigen Strafvollzug. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 
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Wir stellen das Interesse der Allgemeinheit wieder 
mehr in den Vordergrund. Das ist eine Folge der 
Überlegungen, die wir auf Grund der schweren Ta-
ten angestellt haben, von denen wir im Herbst des 
vergangenen Jahres hören mußten. 

Natürlich ist es bei der Entscheidung der Frage, ob 
ein Täter vorläufig auf Bewährung in die Freiheit ent-
lassen werden kann, notwendig, daß wir Gutachter 
bestellen. Die Länder sträuben sich dagegen, weil 
dies natürlich Geld kostet. Es kommt hinzu, daß es 
auch nicht mehr allzu viele befähigte Gutachter gibt; 
das ist wahr. Bislang steht im Gesetz nur, daß ein 
Gutachter heranzuziehen ist, wenn der Rest einer 
lebenslangen Freiheitsstrafe auf Bewährung aus-
gesetzt werden soll. Wir wollen nun, daß auch beim 
Sexualstraftäter mit einer nicht lebenslangen Frei-
heitsstrafe, wenn die Frage auftaucht, ob der Rest 
seiner Strafe auf Bewährung ausgesetzt werden 
kann, ein Gutachten eingeholt werden muß. 

Es stellt sich die weitere Frage, was geschieht, 
wenn der Täter seine Strafe voll abgebüßt hat, wenn 
er eigentlich nichts mehr mit dem Strafvollzug zu tun 
hat, wenn er wieder ein freier Mann ist. Was machen 
wir mit einem solchen Täter, wenn der Gutachter und 
der Therapeut, der ihn während des Strafvollzugs be-
handelt hat, sagen, daß dieser Täter nach wie vor 
stark rückfallgefährdet ist, daß nach wie vor schwere 
Gewalttaten von ihm ausgehen könnten? Hier kön-
nen wir uns nicht einfach mit verschlossenen Augen 
abwenden. Vielmehr müssen wir hier zu zwei Instru-
menten greifen, die das Gesetz schon jetzt vorsieht, 
deren Anwendung wir aber mit unserem Gesetzent-
wurf ausbauen wollen. 

Das eine Instrument ist das der Führungsaufsicht. 
Hiernach besteht die Möglichkeit, den Täter nach 
Vollverbüßung seiner Strafe dennoch unter Obhut 
von Vollzugsbeamten zu belassen, unter Obhut viel-
leicht auch von Sozialarbeitern, unter Obhut viel-
leicht auch von Therapeuten, indem nämlich wäh-
rend der Führungsaufsicht eine Therapie angeordnet 
wird. Bei Tätern, bei denen damit zu rechnen ist, daß 
sie erneut eine schwere Tat begehen, ist die Siche-
rungsverwahrung anzuordnen. Es gibt den Vor-
schlag der PDS, dieses Instrument völlig aus dem 
Strafgesetzbuch zu streichen. Wir sind im Gegenteil 
der Auffassung, daß die Voraussetzungen für die An-
ordnung der Sicherungsverwahrung erleichtert wer-
den müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist im Interesse der Öffentlichkeit überhaupt 
nicht einzusehen, daß wir sehenden Auges einen Tä-
ter, von dem wir wissen, daß er rückfällig werden 
wird, weil uns das Therapeut und Gutachter in ihrer 
Prognose sagen, in die Freiheit entlassen und damit 
unsere Kinder im Grunde genommen solchen bestia-
lischen Taten ungeschützt aussetzen. Das kann nie-
mand verantworten. 

Der Gesetzentwurf sieht die Möglichkeit einer sol-
chen Sicherungsverwahrung nach einer zweiten Tat 
vor. Wir fragen uns - das müssen wir uns in der Bera-
tung noch einmal vornehmen -, ob es nicht richtig ist, 
die Sicherungsverwahrung schon nach einer ersten  

schweren Tat anzuordnen, wenn der Gutachter zu 
dem Ergebnis kommt, daß der Täter stark rückfallge-
fährdet ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der CDU/CSU: Eine Tat ist schon 

eine zuviel!) 

Der Vorschlag der SPD sieht eine Reihe von Maß-
nahmen vor. Ich bin sicher, daß dieser Maßnahmen-
katalog im Laufe dieser Debatte von unseren Red-
nern noch behandelt wird. Ich möchte eine Bemer-
kung zu dem SPD-Antrag machen, in A rt . 6 des 
Grundgesetzes Kindergrundrechte aufzunehmen. 
Die Grundrechte gelten für ungeborene Kinder, für 
geborene Kinder, für Erwachsene und für junge 
Menschen. Sie sind unteilbar. Deswegen ist es nicht 
erforderlich, das Grundgesetz eigens zu ändern. Al-
les, was Sie wollen, steht schon jetzt im Grundgesetz. 
Wir sollten mit Änderungen der Verfassung vorsichti-
ger sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir sind der Meinung, daß eine Änderung nicht not-
wendig ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Sehr wohl können wir uns natürlich darüber unter-
halten, ob Ihr Anliegen nicht unterhalb der Verfas-
sungsebene aufgegriffen werden muß und so ll . 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie haben lange genug Zeit 

gehabt!) 

Wir meinen, daß dieser Anspruch auf gewaltfreie Er-
ziehung, den Sie oft auch in anderem Bezug in den 
Vordergrund stellen, im Zusammenhang mit dem 
Kindschaftsrecht debattiert werden sollte. Das ge-
schieht ja auch; dort  ist der richtige O rt , und dort  soll 
darüber entschieden werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein 
zweites großes Gesetzgebungsvorhaben haben wir 
uns vorgenommen: die Strafrahmenharmonisierung. 
Die Harmonisierung der Strafrahmen geht von der 
Überlegung aus, daß wir in unserem Strafgesetzbuch 
bislang eine zu starke Wertung des Eigentums und 
der Sachwerte und eine zu geringe Wertung der Per-
sönlichkeitswerte, körperliche Integrität und Freiheit 
des einzelnen, haben. Hier besteht ein Mißverhält-
nis, das wir teilweise, aber noch nicht vollständig, be-
reits im Verbrechenbekämpfungsgesetz ausgegli-
chen haben. Die Grundüberlegung dieses Entwurfs 
ist es, dieses Mißverhältnis auszugleichen. 

Dabei tauchen natürlich viele Deta ilfragen auf. Der 
Bundesrat hat dazu bestimmte Vorstellungen; wir ha-
ben dazu bestimmte Vorstellungen. Wir werden uns 
im Rechtsausschuß darüber zu unterhalten haben. 
Vom Ansatz her begrüßen wir aber dieses Gesetzge-
bungsvorhaben und stellen uns voll dahinter. 

Ein weiteres wichtiges Gesetz in diesem Zusam-
menhang steht mit dem Zeugenschutzgesetz zur De-
batte. Alle drei Gesetze stehen ja in einem Zusam-
menhang, allein schon deshalb, weil im Strafrahmen-
gesetz das Strafmaß für die Sexualstraftaten steht. 
Hier kommt ein weiteres Gesetz hinzu: das Zeugen- 
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Schutzgesetz. Es geht dabei darum, Zeugen, denen 
Gewalt angetan worden ist - Frauen, die vergewal-
tigt worden sind, aber auch Kinder, denen Gewalt 
widerfahren ist -, nicht der Not auszusetzen, all dies 
noch einmal gewissermaßen in der Öffentlichkeit vor 
Gericht erleben und dafür Zeugnis ablegen zu müs-
sen. Deswegen ist es richtig, daß wir hier mit Hilfe 
von Videoaufzeichnungen und Videodirektaufnah-
men eine Möglichkeit vorsehen, die Zeugen nicht di-
rekt dieser Not auszusetzen. 

Wir wollen auch den verdeckten Ermittler schüt-
zen. Allerdings stellt sich natürlich die Frage, ob er 
durch Videoaufnahmen in seiner Identität geschützt 
wird. Wir wollen ja nicht, daß er bekannt wird; das ist 
unser Anliegen. Ob dieser Gedanke in dem Gesetz-
entwurf, der jetzt zur Debatte steht, so ganz aufge-
nommen ist, können wir noch nicht entscheiden. Wir 
werden auch dies nach einer Anhörung und nach 
gründlicher Beratung im Rechtsausschuß zu ent-
scheiden haben. 

Ein wichtiger Gedanke im Rahmen des Zeugen-
schutzes ist noch der des Opferanwaltes. Wir sehen 
ja den Opferanwalt für Kinder oder Frauen, die ver-
gewaltigt worden sind, vor, damit sie unter Schutz 
und in Gegenwart ihres Anwaltes aussagen kön-
nen. Das ist natürlich nur ein geringer Teil der Auf-
gabe eines Opferanwaltes. Hierzu gab es ja einen 
Gesetzentwurf der bayerischen Staatsregierung, der 
im Dezember des letzten Jahres im Bundesrat lei-
der gescheitert ist; er sah einen größeren Aufgaben-
umfang für den Opferanwalt vor. Wir meinen, daß 
wir in dieser Beratung um den Zeugenschutz uns 
auch Gedanken über eine Erweiterung des Instru-
mentes, 

(Michaela Geiger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

das wir im Augenblick sehr beschränkt für die Ein-
vernahme des Zeugen vorsehen, machen müssen: Ist 
es nicht notwendig und richtig, die Aufgaben des 
Opferanwaltes umfangreicher und weiter zu fassen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Es sind drei umfängliche Gesetze, die wir zu debat-
tieren haben. Ich hoffe, daß wir in der vernünftigen 
Atmosphäre des Rechtsausschusses schnell zu Er-
gebnissen kommen, bald gemeinsam die zweite und 
dritte Lesung durchführen können und dabei zu ei-
nem guten Ergebnis kommen werden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat die 
Kollegin Dorle Marx. 

Dorle Marx (SPD): Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Die Menschenwürde von 
Kindern ist ebenso unantastbar wie die Erwachsener; 
Art . 1 Grundgesetz gilt von Geburt an. Über die 
Menschenrechte von Kindern kann daher niemand 
frei verfügen, weder die Gesellschaft, die Politik 
noch die Eltern. Auf der Stockholmer Weltkonferenz  

gegen sexuelle Ausbeutung von Kindern nahm die 
Benennung der Ursachen von sexueller Ausbeutung 
breiten Raum ein. 

Die Täter schätzen Kinder als bloßes Objekt der ei-
genen Bedürfnisse ein und nicht als gleichwertige 
andere Menschen. Kinder werden zunehmend als at-
traktive neue Ware im Geschäft mit Sex gehandelt. 
Sexuelle Ausbeutung von Kindern ist durch das Aus-
leben der Überlegenheit von Erwachsenen gekenn-
zeichnet. Sexualität wird als reines Macht- und Ge-
waltinstrument mißverstanden. 

Im Bereich der Prostitution steigt die Nachfrage 
nach Kindern wegen des wachsenden Bedarfs an 
vermeintlich nicht HIV-infizierten Sexsklaven. Insbe-
sondere im Bereich des sogenannten Sextourismus 
wird der Mißbrauch von Kindern von vielen leider 
immer noch als Kavaliersdelikt bewe rtet. 

In Deutschland, hier bei uns vor der Haustür, findet 
sexualisierte Gewalt gegen Kinder trotz der Zu-
nahme von kommerzieller Ausbeutung etwa im Be-
reich der Kinderpornographie in ganz überwiegen-
dem Maße im sozialen Nahbereich statt, das heißt: in 
der Familie, in der Nachbarschaft oder im sozialen 
Umfeld der Kinder. 

Während die durch Fremdtäter verübten Delikte in 
aller Regel zur Anzeige gelangen, entfallen nach 
Schätzungen von Kriminologen im Nahbereich auf 
eine angezeigte Tat etwa 20 bis 30 nicht angezeigte 
Taten. Wir müssen deshalb in dieser Debatte auch 
fragen, woran es liegt, daß die Anzeigefrequenz so 
niedrig ist, obwohl doch die gesellschaftliche Ach-
tung des Mißbrauchs von Kindern so groß ist. 

Den Kindern treten die Täter aus dem Nahbereich 
nicht als Monster gegenüber. Vor Monstern würden 
Kinder auch ganz schnell davonlaufen. Im Nahbe-
reich wird die Bekanntschaft oder gar Verwandt-
schaft mit dem Kind ausgenutzt, ein bestehendes 
oder sogar gezielt aufgebautes Vertrauensverhältnis 
zu Übergriffen gegenüber dem Schwächeren miß-
braucht. Die körperliche und seelische Verletzung 
des Kindes wird oft spät oder gar nicht erkannt. Ein 
solches Kind ist tief verunsichert. Es weiß meist nicht, 
wie und wem es sich anvertrauen soll. Diese Verunsi-
cherung kann den Täter vor der Entdeckung bewah-
ren. 

Aber auch wir Erwachsenen haben Probleme mit 
den Tätern aus dem Nahbereich. Sie entsprechen in 
ihrer äußeren Erscheinung auch nicht unserer Vor-
stellung von fremden und bösen Kinderschändern. 
Wenn dann doch ein Verdacht aufkeimt, ist das Be-
dürfnis groß, feststellen zu können, daß dies nicht 
wahr ist. Ich rede hier nicht von irgendwelchen Hirn-
gespinsten. Ich bitte Sie vielmehr, sich einmal die 
Fälle ins Gedächtnis zu rufen, über die wir alle nicht 
so häufig und weniger laut reden, weil sie uns allen 
irgendwie peinlich sind, so etwa über den Priester, 
der erst ein- oder zweimal mit unverdächtiger Be-
gründung versetzt worden ist, bevor er in der von sei-
nem Vorleben völlig überraschten neuen Gemeinde 
wegen zahlreichen und fortgesetzten Mißbrauchs 
verurteilt wird. 
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Bei solchen Strukturen organisierten Wegschauens 
verhindern wir durch Erhöhung des Strafmaßes oder 
verstärkte Rückfallsanktionen keine Tat. Nur auf das 
Strafrecht und die Täterbehandlung abzielende Ge-
setzesänderungen setzen voraus, daß ein Täter über-
haupt im Gerichtssaal ankommt. Dafür muß zualler-
erst eine Anzeige erstattet worden sein. 

Ich schildere Ihnen hierzu einen weiteren, leider 
wahren Sachverhalt: Ein fünfjähriges Mädchen klagt 
über Bauchschmerzen, ständige Übelkeit und wei-
gert sich zu essen. Es kommt schließlich ins Kranken-
haus. Dort  vertraut das Mädchen seiner Mutter an, 
daß sich ein Verwandter einer Spielkameradin an ihr 
vergangen hat. Die Eltern erstatten Strafanzeige. 
Nach vier Monaten wird der Beschuldigte dem Haft-
richter vorgeführt. Der Haftrichter entscheidet, daß 
die vorliegenden Beweise für eine Inhaftierung nicht 
ausreichen, weil zu den Angaben des Kindes noch 
kein Glaubwürdigkeitsgutachten erstellt worden ist. 

Auf Druck der Eltern wird das Glaubwürdigkeits-
gutachten nach weiteren vier Monaten in Auftrag ge-
geben. Nach weiteren fünf Monaten wird das Mäd-
chen durch eine Gutachterin befragt. Seit Erstattung 
der Anzeige sind nun 13 Monate vergangen. In die-
ser Zeit halten die Krankheitssymptome des Mäd-
chens an; es wird wiederholt stationär behandelt. Mit 
der ganz offensichtlich dringend notwendigen The-
rapie darf in diesen 13 Monaten aber nicht begonnen 
werden, da vor Erstellung des Glaubwürdigkeitsgut-
achtens niemand mit der inzwischen Sechsjährigen 
das Vorgefallene aufarbeiten darf. 

Die Eltern erhalten erst Akteneinsicht, nachdem 
sie auf ihre Kosten einen Anwalt beauftragt haben. 
Der Täter hat Anspruch auf kostenlose Pflichtvertei-
digung. 

In all diesen Monaten kann das Mädchen an sei-
nem Wohnort jederzeit dem Beschuldigten über den 
Weg laufen. Es leidet inzwischen Tag und Nacht 
auch unter Angstzuständen. Daß das die Eltern eben-
falls krank macht, wird jeder verstehen, der selbst 
Kinder hat. Vielleicht noch schlimmer für unsere De-
batte heute morgen ist aber die Schlußfolgerung, die 
die Eltern am Schluß ihres Briefes an mich aus die-
sem Ablauf gezogen haben. Da steht der Satz - ich 
zitiere -: „Eines ist sicher: Wir würden nicht wieder 
Anzeige erstatten." 

Die Verstärkung des Opferschutzes ist deshalb un-
verzichtbarer Bestandteil eines umfassenden Schutz

-

programmes für unsere Kinder. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Ich bitte Sie daher dringend, auch die im Antrag der 
SPD außerhalb des Sanktionenkatalogs enthaltenen 
Vorschläge wie die Garantie des Opferanwaltes und 
eines Therapieanspruches für die Opfer - das finden 
Sie in Ziffer 13 unseres Antrags - zu übernehmen. 

Mit der Zulassung der Verwendung von Videoauf-
zeichnungen der Vernehmung des Opfers in der 
Hauptverhandlung allein ist für den Opferschutz 
längst nicht alles Erforderliche und Mögliche getan. 
Wir sind übrigens in unseren Gesprächen mit Sach-
verständigen darauf hingewiesen worden, daß nicht  

in jedem Fall eine Videoaufzeichnung zur Entlastung 
des Kindes nötig und erforderlich sei. Es kann für ein 
psychisch stabiles Kind sogar wichtig sein, in einer 
Gerichtsverhandlung zu erleben, daß seiner Darstel-
lung geglaubt wird und daß das Handeln des Täters 
Konsequenzen hat. Das Kind muß also nicht im ver-
borgenen, heimlich vernommen werden. 

Es kann übrigens das zusätzliche Problem entste-
hen, wenn es um Verfahren im Zusammenhang mit 
Filmaufnahmen kinderpornographischen Inhalts 
geht, daß hier sozusagen das Tatwerkzeug noch ein-
mal verwendet werden würde, wenn das Kind erneut 
gefilmt wird - wenn auch nur zu Aussagezwecken. 

Wir bitten Sie um Unterstützung der ersten Hälfte 
unseres 30-Punkte-Katalogs, der ausschließlich der 
Frage gewidmet ist, was wir dazu beitragen können, 
daß es erst gar nicht dazu kommt, daß Kinder Opfer 
werden. 

Die Weltkonferenz in Stockholm endete mit einer 
einstimmig angenommenen Abschlußerklärung. Alle 
teilnehmenden Staaten, also auch die Bundesrepu-
blik Deutschland, haben sich verpflichtet, in natio-
nalen Aktionsplänen mit konkreten Zeitvorgaben In-
formations- und Aufklärungskampagnen zu verstär-
ken. Dabei geht es nicht bloß um Broschüren oder 
um Modellprojekte, die wir sicherlich brauchen. Die 
Forderungen in unserem Antrag zur breiten Verwirk-
lichung von Kinderrechten betreffen alle Politikberei-
che. 

Gesellschaftliche Prävention bedeutet, den Kreis-
lauf der Gewalt zu durchbrechen und Kinder als ei-
genständige Persönlichkeiten mit eigenen Rechten 
stärker als bisher zu achten und zu unterstützen. 
Dazu gehört die Ächtung aller Formen von Gewalt 
gegenüber Kindern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Längst überfällig ist die eindeutige Verpflichtung zur 
Gewaltfreiheit auch in der Erziehung. Wenn inzwi-
schen allgemein akzeptiert ist, daß unter Erwachse-
nen keine Ohrfeigen verteilt werden, warum sollen 
sie dann ausgerechnet gegenüber dem Schwäche-
ren, also dem Kind, immer noch berechtigt oder gar 
nötig sein? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeord-

neten der F.D.P.) 

Anders gefragt: Warum ist der Satz „Eine Ohrfeige 
hat noch keinem geschadet" nur im Zusammenhang 
mit Kindern salonfähig? Man kann damit hübsch ver-
schleiern, daß man Kinder offenbar als Personen min-
deren Rechts ansieht, an denen man einen Zornaus-
bruch einmal ausleben darf. Die Einfügung des Ver-
bots elterlicher Züchtigung ins Bürgerliche Gesetz-
buch ist mehr als überfällig. Ich freue mich sehr über 
das Signal von Herrn Geis, der hier heute erstmals 
mitgeteilt hat, daß auch seine Fraktion der Meinung 
ist, daß im Rahmen der Neuregelung des Kind-
schaftsrechtes dafür die Möglichkeit besteht. Dar- 
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über freuen wir uns; darauf werden wir gerne zu-
rückkommen. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das habe ich 
nicht gesagt! Ich habe gesagt: Es muß dar

-

über diskutiert werden!)  

Auch in anderen Bereichen nehmen wir Kinder-
rechte gerne nur dann ernst, wenn es gerade einmal 
paßt. Wir orientieren Grenzwerte im Gesundheits-
schutz munter am 70 Kilogramm schweren männli-
chen Erwachsenen. Das Recht von Kindern an der 
Beteiligung aller sie betreffenden Angelegenheiten 
muß etwa bei der Neuregelung des Kindschafts-
rechts im Umgangsrecht noch erkämpft werden. Bis-
her machen Eltern bei Nichtehelichkeit oder nach 
Scheidung ganz selbstverständlich unter sich aus, 
wen das Kind wann sehen darf. Im Streit um die Not-
wendigkeit eines Nichtraucherschutzgesetzes kom-
men Kinder, für die Passivrauchen mit Abstand die 
Gesundheitsgefährdung Nummer eins ist, bisher sel-
ten oder gar nicht vor. In der Anhörung der Kinder-
kommission zum Thema „Kinder und Verkehr" 
führte ein Sachverständiger aus, ein empfindliches 
Bußgeld für das Nichtanschnallen von Kindern im 
Auto sei nicht angemessen, weil Selbstschädigungen 
auch sonst nur als einfache Ordnungswidrigkeit ge-
ahndet würden. Er meinte also: Eltern, die Kinder 
nicht anschnallen, schädigen nur sich selbst und 
keine dritten Verkehrsteilnehmer. 

Was sollen diese Beispiele im Zusammenhang mit 
unserem Thema heute vormittag? Alle Beispiele 
stammen aus der Parlamentsarbeit der letzten Mo-
nate und haben gemeinsam, daß die vollwertige, ei-
gene Rechtspersönlichkeit des Kindes nicht berück-
sichtigt, sondern ganz selbstverständlich übersehen 
wird. Deshalb sind wir auch bei der Beratung dieses 
sensiblen Themas heute morgen aufgefordert, beson-
ders darauf zu achten, wie die Achtung von Kinder-
rechten insgesamt verbessert werden kann. Eine 
bloße Objektstellung von Kindern dürfen wir in kei-
nem Politikbereich länger durchgehen lassen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Auch das gehört zur Wahrung der Symmet rie unse-
rer Rechtsordnung. 

Die Verwirklichung eines umfassenden Schutzes 
unserer Kinder vor sexueller Gewalt wird natürlich 
finanziell sicherlich nicht zum Nulltarif zu haben 
sein; so ehrlich sollten wir hier auch sein. Genau vor 
zwei Wochen fielen an dieser Stelle, an diesem Red-
nerpult, folgende Worte: 

Wenn diese Wand eine Wand aus Gewalt ist, 
dann muß diese durchbrochen werden, notfalls 
auch mit 30 000 Polizisten, notfalls für 
100 Millionen DM und notfalls alle drei Monate. 

Das Protokoll vermerkt an dieser Stelle: Beifall bei 
der CDU/CSU. Meine Damen und Herren von der 
CDU/CSU, Ihr Beifall galt Ihrem Fraktionskollegen 
Michael Teiser. Sein Thema war der Schutz des 
Transportes von Atommüll. Es sollte doch eigentlich 
möglich sein, personelle und materielle Reserven 

diesen Umfangs auch für den Schutz unserer Kinder 
vor den vielfältigen Formen und Auswirkungen 
sexueller Gewalt einzusetzen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Bitte qualifizieren Sie dies nicht vorschnell als Pole-
mik ab! Auch hier geht es um die Symmet rie rechts-
staatlicher Ordnung, also um unser Signal zur Wer-
tigkeit von durch uns zu verteidigenden Rechten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Kollege Volker Beck. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Kinder 
sollen in Geborgenheit und Sicherheit aufwachsen. 
Dies zu gewährleisten muß unser gemeinsames Ziel 
sein. Die seelischen und körperlichen Folgen sexuali-
sierter Gewalt sind für Kinder verheerend; sie haben 
Auswirkungen auf ihr gesamtes weiteres Leben. 
Frauenbewegung und grüne Politiker und Politike-
rinnen haben in den 80er Jahren das Problem des 
sexuellen Mißbrauchs, der sexualisierten Gewalt 
gegen Kinder zum Thema gemacht. Das hat auch die 
Medien sensibilisiert; die Berichterstattung konzen-
triert sich jedoch auf spektakuläre, besonders 
schwerwiegende Mißbrauchsfälle bis hin zum Kin-
desmord. Entgegen der öffentlichen Wahrnehmung 
verzeichnet die polizeiliche Kriminalstatistik hier 
aber endlich einen Rückgang. 1981 hatten wir noch 
81 Sexualmorde zu beklagen; 1995 waren es 
24. Demgegenüber wird dem Umstand, daß 
80 Prozent der sexuellen Übergriffe auf Kinder im 
gesellschaftlichen Nahbereich, in Familie und Nach-
barschaft, stattfinden, zu wenig Beachtung ge-
schenkt. Das Wegschauen der Umgebung, fehlende 
Hilfsangebote und mangelnder Opferschutz sind das 
zentrale Problem. 

Bündnis 90/Die Grünen haben als erste Fraktion 
ein Gesamtkonzept zur Verbesserung des Schutzes 
von Kindern vor sexualisierter Gewalt vorgelegt. In-
tervention, Prävention und Opferschutz stehen bei 
uns im Vordergrund. Wir brauchen den Opferanwalt 
in Verfahren wegen Straftaten gegen das sexuelle 
Selbstbestimmungsrecht, und wir müssen unnötige 
Belastungen von Kindern im Strafprozeß vermeiden. 
Mehrfachvernehmungen führen immer wieder zu zu-
sätzlichen Traumatisierungen der Kinder. Durch eine 
Video- Simultanvernehmung in der Hauptverhand-
lung lassen sich Mehrfachvernehmungen aber nicht 
wirklich reduzieren. Wir streben daher eine richterli-
che Videovernehmung von Kindern als Zeugen 
schon im Ermittlungsverfahren an. Diese Verneh-
mung soll aufgezeichnet werden und an Stelle einer 
weiteren persönlichen Vernehmung in die Hauptver-
handlung eingeführt werden. Ohne Bruch mit tra-
genden Grundsätzen der Strafprozeßordnung läßt 
sich ein solches Verfahren aber nur bei Kindern 
rechtfertigen. Kein Kind kann nach unserer Strafpro-
zeßordnung in die prozeßrechtliche Rolle des Zeugen 
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gezwungen werden. Will ein Kind im Prozeß nicht 
aussagen, kommt nur eine kommissarische Verneh-
mung durch einen beauftragten Richter und dessen 
spätere Vernehmung im Hauptverfahren in Betracht. 
Ein Videoband ist da ein zeitnäheres und besseres 
Beweismittel. 

Das Vorhaben der Koalition, im Windschatten der 
Diskussion um die Verbesserung der Situation kindli-
cher Opferzeugen zugleich die Videovernehmung 
verdeckter Ermittler mit zu regeln, ist an Zynismus 
kaum noch zu überbieten. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ihr Vorschlag orientiert sich deshalb auch nicht an 
den Schutzbedürfnissen der Kinder, er vermeidet 
auch nicht in ausreichender Weise die für Kinder oft-
mals traumatisierende Mehrfachvernehmung. 

Beim sexuellen Mißbrauch gibt es keine Strafbar-
keitslücken. Aber die besonders schweren Fälle des 
Mißbrauchs von Kindern durch Erwachsene müssen 
als eigenständiger Verbrechenstatbestand in das 
Strafgesetzbuch aufgenommen werden. Hiermit soll 
der besondere Unrechtsgehalt dieser Taten betont 
werden. Wir begrüßen ausdrücklich, daß die Koali-
tion unseren Vorschlag aufgegriffen und von ihrer ur-
sprünglichen - sehr problematischen - Forderung 
nach Erhöhung der Mindeststrafe beim Grundtatbe-
stand abgesehen hat. 

Durch unseren Vorschlag, der in wesentlichen 
Punkten Bestandteil der Neufassung des § 176 StGB 
wurde, wird dem Umstand Rechnung getragen, daß 
dieser Paragraph ganz verschiedene Situationen um-
faßt: sexuelle Übergriffe von Erwachsenen oder Ju-
gendlichen gegenüber Kindern, aber auch die Lie-
besbeziehung zwischen einem vierzehneinhalbjähri-
gen Jungen und seiner dreizehneinhalbjährigen 
Freundin. Die Justiz muß die Möglichkeit behalten, 
den sehr unterschiedlichen Unrechtsgehalt solcher 
Situationen zu berücksichtigen. Der Gesetzgeber 
schützt Kinder, Personen unter 14 Jahren, mit einem 
strafrechtlichen Sexualtabu. Das ist richtig so; aber 
das darf nicht dazu führen, daß Liebesbeziehungen 
unter nahezu Gleichaltrigen zum Fall für den Staats-
anwalt werden. Ich bin froh, daß dies abgewendet 
wurde. 

Frau Nolte hat diese Woche - entgegen der Aus-
führung des Justizministers - wieder behauptet: 
Strafverschärfungen für Sexualtäter verbessern den 
Schutz unserer Kinder. - Herr Geis, Sie haben das 
wiederholt. Ich meine, das ist ein Grundirrtum. 
Durch Erhöhung der Höchststrafe von 10 auf 15 Jahre 
wird nicht ein einziger sexueller Mißbrauch verhin-
dert. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Aber Sie verschleiern durch die Erhöhung der Straf-
rahmen die Untätigkeit im Bereich von Prävention 
und Intervention. Prävention kostet Geld; eine Erhö-
hung der Strafrahmen kostet den Bund zunächst ein-
mal nur die Druckerschwärze im Bundesgesetzblatt. 
Es ist leichtfertig, der Öffentlichkeit Versprechungen 
zu machen, die wir alle nicht halten können. Sie un-
tergraben damit das Vertrauen in den Rechtsstaat 

und in die Justiz. Das ist ein Spiel mit dem Feuer, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Eine zentrale Rolle in der Debatte über Maßnah-
men für einen besseren Schutz vor Sexualstraftätern 
hat die Vermeidung von Rückfalltaten gespielt. Im 
Zentrum unserer Überlegungen steht dabei, die The-
rapiemöglichkeiten zu verbessern. Die Besserung 
der Täter durch Therapie ist der beste Schutz für die 
Öffentlichkeit. 

(Detlef Kleine rt  [Hannover] [F.D.P.]: Wie? 
Der Täter ist der Schutz?) 

900 Haftplätze in der Sozialtherapie für 2 600 Sexual-
straftäter im Bereich des sexuellen Mißbrauchs von 
Kindern und von Vergewaltigung zeigen die Drama-
tik der Situation im Strafvollzug. Wir wollen die Län-
der im Strafvollzugsgesetz gesetzlich dazu verpflich-
ten, ein ausreichendes und qualifiziertes Therapiean-
gebot bereitzustellen. Das muß uns der Schutz der 
Kinder we rt  sein. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Meine Damen und Herren, Ihre Maßnahmen set-
zen einseitig auf Repression und Strafrecht. Maßnah-
men der Prävention und des Opferschutzes, wie die 
Opposition sie vorgeschlagen hat, kommen bei Ihnen 
zu kurz. Sei es beim Sexualstrafrecht, bei der Dro-
genproblematik oder der Korruption - seit Jahren 
reagiert die Bundesregierung mit stupidem Automa-
tismus auf fast jede unerwünschte gesellschaftliche 
Entwicklung mit Forderungen nach mehr Strafrecht 
und härteren Strafen. Die Ursachen für Kriminalität 
werden demgegenüber zunehmend außer acht ge-
lassen. Wirkungsvolle Präventionsmaßnahmen wer-
den nicht einmal entwickelt. Das Strafrecht wird als 
Allheilmittel für gesellschaftliche Konflikte verkauft. 
Mit diesem Anspruch muß es aber notwendigerweise 
versagen. 

Auch wir Bündnisgrüne wollen nicht auf das Straf-
recht verzichten. Wir wollen aber, daß der Einsatz 
des Strafrechts endlich wieder auf eine rationale 
Grundlage gestellt wird. Die von Ihnen, Herr 
Schmidt-Jortzig, vorgelegte Reform des Strafgesetz-
buches wird diesem Anspruch leider nicht gerecht. 
Sie ist ein phantasieloses Verschärfungsprojekt; und 
sie läßt jegliche liberale Handsch rift vermissen. 

(Beifall der Abg. Ulla Jelpke [PDS]) 

Beifall verdient dieser Entwurf lediglich in seinem 
Ausgangspunkt. Die Wertvorstellungen des Straf-
rechts stehen Kopf, wenn es Geld und Vermögen hö-
herwertig einstuft als Leben und körperliche Unver-
sehrtheit. Es ist nicht so, daß Gewaltdelikte im Ver-
hältnis zu Eigentums- und Vermögensdelikten zu ge-
ring bestraft werden - nein, wenn es um Geld und 
Eigentum geht, wird zu hoch bestraft. Die Konse-
quenz der Koalition lautet, Strafrahmen für Gewalt-
delikte fast ausnahmslos zu erhöhen, statt die 
Höchststrafen im Eigentums- und Vermögensbereich 
zu senken. 
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Innovative und mutige Reformschritte sucht man in 
Ihrem Entwurf vergebens. Die Koalition hat es ver-
säumt, an die rechtspolitischen Reformdebatten der 
70er Jahre anzuknüpfen. Sinn und Zweck von Strafe 
werden überhaupt nicht erst thematisiert. Ein gene-
reller Abschreckungseffekt wird stillschweigend vor-
ausgesetzt. 

In ihren Bestrebungen nach größtmöglicher „Har-
monie" macht die Koalition darüber hinaus auch 
Strafbarkeitslücken aus, die sie pflichtschuldigst zu 
beseitigen versucht. Sie verfährt nach bekanntem 
Muster. Selbst Sachbeschädigungen mit geringem 
Schaden oder Diebstahl geringwertiger Sachen - so 
wird beklagt - seien im Versuchsstadium bereits 
strafbar, Körperverletzung nicht. Wie löst man das 
auf? Man stellt künftig auch die versuchte Körperver-
letzung unter Strafe, statt einmal darüber nachzu-
denken, ob wenigstens bei geringen Rechtsgüterver-
letzungen der Versuch künftig straflos sein soll. 

Eine weitere interessante Strafbarkeitslücke hat 
Herr Schmidt-Jortzig bei den Kriegerdenkmälern 
entdeckt. Hier will er den „beschimpfenden Unfug" 
bestrafen. Nach dem gescheiterten Soldatenehre-Ge-
setz ist das der zweite rechtspolitische Schildbürger-
streich des liberalen Justizministers. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Eine Umsetzung Ihres Entwurfs wird in der Praxis 
eine Ausweitung der Freiheitsentziehung nach sich 
ziehen. Wie der ohnehin schon hoffnungslos über-
füllte Strafvollzug damit fertig werden soll und wie 
man unter dem Umstand, mehr Strafen vollziehen zu 
müssen, gleichzeitig die geforderten Therapieplätze 
in den Vollzugsanstalten finanzieren will, bleibt in 
der Tat das Geheimnis der Koalition und der Verfas-
ser dieses Entwurfs. 

Die Reformdebatte sollte zum Anlaß genommen 
werden, eine umfassende Absenkung der Strafrah-
men vorzunehmen. Innerhalb der neu festzusetzen-
den Mindest- und Höchststrafen müssen auch die 
einzelnen Delikte neu ins Verhältnis zueinander ge-
setzt werden. Am Ende einer wirklichen Reform steht 
für Bündnis 90/Die Grünen weniger statt mehr Straf-
recht. 

(Beifall der Abg. Ulla Jelpke [PDS]) 

Das erfordert auch die Rücknahme des staatlichen 
Strafanspruchs do rt , wo es gleichwertige oder sogar 
bessere Konfliktlösungsmechanismen gibt. Wir for-
dern Entkriminalisierung des Drogengebrauchs und 
staatlich kontrollierte Abgabe harter Drogen sowie 
die Entkriminalisierung bestimmter Bagatelldelikte. 

Eine Reform des strafrechtlichen Sanktionen

-

rechts und eine Reform der Systematik der Freiheits-
strafen stehen auf der Tagesordnung einer modernen 
und zivilen Kriminalpolitik. Die inhumane lebens-
lange Freiheitsstrafe ist durch eine hohe Zeitstrafe zu 
ersetzen. 

Freiheitsstrafen sind durch Ausweitung der Be-
währungsmöglichkeiten und eine Vollstreckungs-
klausel, durch Fahrverbot als selbständige Haupt-
strafe, durch Stärkung des Täter-Opfer-Ausgleichs  

zurückzudrängen. Gerichte können so auf den Täter 
einwirken, ohne daß der negative, desintegrierende 
Effekt des Strafvollzugs auf den Täter zum Tragen 
kommt und mehr Schaden angerichtet wird, insbe-
sondere bei der Kleinkriminalität, als Nutzen im Be-
reich der Resozialisierung zu erwarten ist. 

Zum Schluß: Strafrecht ist in einem liberalen 
Rechtsstaat letztes Mittel der Politik. Eine integrative 
soziale Politik, die den Menschen wieder eine Per-
spektive gibt, kann die Wurzeln von Kriminalität und 
sozialer Desintegration angehen. 

Diese Koalition versucht, durch Markieren des 
starken Staates von ihrem Versagen im Bereich der 
Sozial- und Arbeitsmarktpolitik abzulenken. Hier ist 
grundsätzliches Umsteuern längst überfällig. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: In der Debatte 
spricht jetzt der Kollege Jörg van Essen. 

Jörg van Essen (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Es gibt kaum eine Straftat, die 
unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger so aufrüttelt 
wie der sexuelle Mißbrauch von und der Mord an 
Kindern. Auch wenn es gerade in diesen Tagen eine 
besondere Häufung solcher Taten gegeben hat, 
warne ich davor, die Vergangenheit zu beschönigen. 
Bereits vor 20 Jahren habe ich als Staatsanwalt 
dicke, gedruckte Hefte beschlagnahmt, in denen El-
tern ihre Kinder - vom sechsmonatigen Säugling bis 
zur 13jährigen Tochter -, zum Teil mit Bild, zum sexu-
ellen Mißbrauch gegen Entgelt angeboten haben. 

Nach einer solchen Tat wird sehr schnell - weil be-
sonders populär - der Ruf nach schärferen Strafen 
laut. Aber es gehört zu den unbequemen Wahrhei-
ten, daß insbesondere Täter, die von ihrem Trieb ge-
steuert, von ihm get rieben werden, vor ihrer Tat nur 
wenig davon zu beeindrucken sind, welche Strafe sie 
danach zu erwarten haben. Trotzdem kann einer sol-
chen Forderung eine Berechtigung nicht völlig abge-
sprochen werden. Wer hinter Gittern sitzt, stellt wäh-
rend dieser Zeit keine Gefahr für die Kinder dar. 

Die Diskussionen der 70er Jahre haben im Straf-
recht zu vielen positiven Ergebnissen geführt. Ich un-
terstreiche das nachdrücklich. Aber sie haben auch 
Schattenseiten hervorgebracht; sie haben nämlich 
hinsichtlich der Vielgestaltigkeit der Zwecke, denen 
die Strafe dienen soll, einen in die Ecke gestellt, der 
hier besondere Bedeutung hat: der Schutz der Allge-
meinheit, insbesondere der Kinder, vor neuen Straf-
taten. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Diesem Anliegen werden die heute zu beratenden 
Entwürfe der Koalitionsfraktionen in doppelter Weise 
gerecht: einerseits durch die im Wege der Strafrah-
menharmonisierung durchzuführende Anhebung der 
Höchststrafe bei sexuellem Mißbrauch von Kindern, 
andererseits durch den ausdrücklich in die Strafpro-
zeßordnung aufgenommenen Hinweis, daß bei einer 
Strafaussetzung zur Bewährung die Sicherheitsinter-
essen der Allgemeinheit zu berücksichtigen sind. 
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Dem dienen auch die Verpflichtung, vor einer Straf-
aussetzung zur Bewährung in bestimmten Fällen ein 
Gutachten einzuholen, und die erweiterte Möglich-
keit zu Sicherungsmaßnahmen bei rückfälligen Tä-
tern. Doch dem Interesse der öffentlichen Sicherheit 
wird am wirksamsten gedient, wenn der Straftäter 
aus eigener Stärke keine neuen Straftaten begeht. 

Ich begrüße daher mit Nachdruck, daß ein verur-
teilter Sexualstraftäter auch zwangsweise zu einer 
Therapie gebracht werden kann. Ich übersehe nicht: 
Eine wirksame Therapie setzt immer eine Mitwir-
kung des Patienten voraus. Zwang erscheint hier auf 
den ersten Blick kontraproduktiv. Doch weiß ich aus 
meiner beruflichen Erfahrung, daß zum Beispiel im 
Drogenbereich auch die als bloßer Ausweg vor der 
Strafe gewählte Therapie dem erfahrenen Therapeu-
ten die Möglichkeit eröffnet, den Straftäter für eine 
Therapie und für eine Mitwirkung daran zu öffnen. 
Diese Chance darf zugunsten der Kinder nicht vertan 
werden. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Auf Druck der Länder ist die Möglichkeit, daß 
schon das verurteilende Ge richt in eine Therapie ein-
weist, zugunsten einer Vollzugslösung geändert wor-
den. Die Landesjustizminister werden sicher die 
Gründe dafür erläutern. Es bleibt jedoch dabei: Wir 
alle sind in der Verpflichtung, alles zu unterlassen, 
was einen bestmöglichen Schutz der Kinder vor 
Schwerverbrechen verhindert. 

Zu den bereits erwähnten Schieflagen der straf-
rechtlichen Diskussion aus den 70er Jahren zählt 
auch, daß das Opfer von Straftaten schlicht überse-
hen wird. Man beschäftigte sich lieber mit dem Täter. 
Da man ihn als das eigentliche Opfer sah - als Opfer 
der schlimmen Verhältnisse und des noch böseren 
Staates -, 

(Michaela Geiger [CDU/CSU]: Das ist sehr 
richtig!) 

blieb für einen Blick auf das wirkliche Opfer keine 
Aufmerksamkeit. Wer Bürgerrechte ernst nimmt, für 
den steht das wirkliche Opfer im Mittelpunkt der 
Überlegungen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich freue mich daher sehr, daß das Zeugenschutz-
gesetz hier deutliche Fortschritte bringt. Wer erlebt 
hat, wie bei einer schwierigen Beweislage, die bei 
Sexualstraftaten sehr häufig ist, Zeugen von Gericht, 
Staatsanwaltschaft und Verteidigung intensiv und 
kritisch befragt wurden, muß nachdrücklich Ver-
ständnis für den Wunsch dieser Zeugen aufbringen, 
nicht allein in der Verhandlung zu sein, sondern eine 
Vertrauensperson, einen Opferanwalt, als Schutz zu 
haben. Es ist ein überaus erfreulicher Schritt - ich 
kann mir wie der Kollege Geis noch weitere Schritte 
vorstellen -, daß nun ein Rechtsanwalt beigeordnet 
werden kann, der die Interessen der Zeugen vertritt. 
Ich danke dem Weißen Ring für sein stetes Bemühen, 
das nun von einem ersten Erfolg gekrönt ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es ist ein weiterer wesentlicher Fortschritt, daß 
zum Schutz insbesondere von kindlichen Zeugen in 
Zukunft Vernehmungen auch unter Ausnutzung von 
Videotechnik für die Zeugen erträglicher gestaltet 
werden können. Ich bin der Auffassung, daß die 
Übernahme des britischen Modells ein besonders gu-
ter Weg ist, der zwei Ziele in einer abgewogenen 
Weise miteinander verbindet: Er ermöglicht die 
größtmögliche Schonung insbesondere der kindli-
chen Zeugen; aber er läßt es auch zu, daß alle Ver-
fahrensbeteiligten auf die Befragung kritisch einwir-
ken können. Letzteres ist deshalb besonders wichtig, 
weil auch ein Angeklagter eine faire Chance vor Ge-
richt haben muß. Gerade mehrere scheinbar spekta-
kuläre Fälle von Kindesmißbrauch wie in Münster 
und in Mainz haben einer gerichtlichen Überprüfung 
nicht standgehalten. Angeklagte sind freigesprochen 
worden. Auch diese Tatsache darf in einer Debatte 
wie heute nicht unterschlagen werden. 

Auch andere Fraktionen haben überlegte Vor-
schläge vorgelegt. Wir werden im Rechtsausschuß 
sorgfältig prüfen, was der beste Weg zum Schutz un-
serer Kinder, aber auch zur Wahrung der Gerechtig-
keit ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat jetzt 
die Kollegin Christina Schenk. 

Christina Schenk (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Es hat den Anschein, daß die 
Sexualmorde, die in der letzten Zeit in den Medien 
eine Rolle gespielt haben, nun endlich Anlaß gewe-
sen sind, das Problem der sexualisierten Gewalt 
gegen Kinder aufzugreifen und sowohl präventiv als 
auch bezüglich des Umgangs mit Straftätern und 
bezüglich der Verfahrensfragen Reformen in Angriff 
zu nehmen. 

Sieht man sich jetzt jedoch die Vorschläge der Ko-
alition genauer an, wird an den zentralen Punkten 
deutlich, daß das eigentliche Problem nicht erfaßt 
worden ist. Mit keinem Wort  wird auf die Ursachen 
der sexualisierten Gewalt gegen Kinder eingegan-
gen. Daher erschöpfen sich folgerichtig die Vor-
schläge zur Prävention auf die Verhinderung von 
Wiederholungstaten und erfassen die Entstehungs-
bedingungen für solche Straftaten nicht. 

Jährlich werden 16 000 bis 17 000 Fälle angezeigt, 
und die Dunkelzifferschätzungen gehen davon aus, 
daß die Zahl sexuell mißbrauchter Mädchen und 
Jungen diese Zahlen um ein Vielfaches übersteigt. 
Die meisten dieser Taten werden im familialen Nah-
bereich begangen. Es ist eben nicht so, wie in den 
Medien oft dargestellt wird, daß sexualisierte Gewalt 
typischerweise von Kranken, von Monstern, über-
wiegend etwa von Außenseitern verübt wird. 

Meine Damen und Herren, Expertinnen und Ex-
perten, die bei der Analyse des Problems nicht nur 
die individualpsychologische Betrachtung des Täters 
im Blick haben, sondern auch die gesellschaftlichen 
Bedingungen, die ja den Hintergrund solcher Strafta- 
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ten gegen die sexuelle Selbstbestimmung von Kin-
dern bilden, haben immer wieder dargelegt, daß se-
xueller Mißbrauch oder, genauer gesagt, sexuali-
sierte Gewalt an Kindern ihre tieferen Ursachen in 
den Strukturen des sozialen Nahbereichs hat. Diese 
beruhen sehr oft noch auf Hierarchien sowohl zwi-
schen den Geschlechtern, also zwischen Männern 
und Frauen, als auch zwischen den Generationen, 
also zwischen Erwachsenen und Kindern. Es ist kein 
Zufall, daß 1995 75,4 Prozent der Opfer Mädchen wa-
ren und die Täter zu 95 Prozent männliche Erwach-
sene. 

Sexualisierte Gewalt ist in erster Linie Machtmiß-
brauch, bei dem Sexualität zum Vehikel gemacht 
wird. Die Tatsache, daß die Opfer in der Regel Mäd-
chen, die Täter in der Regel Männer sind, ist durch-
aus nicht verwunderlich. Wer wirklich Prävention 
will , muß etwas gegen die Machtstrukturen zwischen 
Männern und Frauen tun, gegen die Hierarchie, ge-
gen die Abhängigkeiten und Ungleichheiten zwi-
schen den Geschlechtern. 

(Beifall bei der PDS) 

Ein wesentlicher Punkt dabei ist, daß die Sozialisa-
tion von Jungen dringend humanisiert werden muß. 
Männliche Sozialisation geht in der Regel mit dem 
Erlernen der Abwehr von Gefühlen einher. Gewalt-
ausübung ist auch eine Form der Angstabwehr, ist 
sehr oft der Versuch, Schwäche mit der Demonstra-
tion von Macht und Überlegenheit zu kompensieren. 
Jungen müssen lernen, Ängste und auch Schwächen 
zuzulassen, Empathie zu empfinden, bei der Realisie-
rung eigener Interessen die anderer zu berücksichti-
gen und sich gegebenenfalls auch selbst zurückzu-
nehmen. 

Auch die Generationenfrage spielt eine Rolle. Es 
ist leider immer noch weit verbreitet, Kinder eher als 
Besitz der Eltern wahrzunehmen denn als Persönlich-
keiten mit einem eigenen Recht auf Schutz der Inte-
grität. „Mit meiner Tochter kann ich machen, was ich 
will; da hat sich niemand einzumischen", sagen man-
che der Väter, die ihre Töchter sexuell mißbraucht ha-
ben. 

Nun zu den konkreten Vorschlägen: Zur Änderung 
des § 176 StGB meinen wir, daß eine Ausweitung des 
Strafrahmens nach oben, die an den deutschen 
Stammtischen und wohl auch in der CSU sehr nach-
drücklich gefordert wird, kein Beitrag zur Eindäm-
mung von sexualisierter Gewalt gegen Kinder ist. 
Eine Strafrahmenharmonisierung ist überfällig - das 
ist klar -, aber sie sollte nicht ausschließlich in der 
Weise erfolgen, daß nach oben angeglichen wird. Sie 
selbst, Herr Bundesjustizminister, haben das oft ge-
nug so formuliert. Bei der Anhörung im Rechtsaus-
schuß zu Sexualstraftätern und -taten ist von allen 
Experten einhellig betont worden, daß eine Erhö-
hung der Höchststrafe keine Lösung sei und vor al-
lem nicht präventiv wirke. 

Statt dessen hätte ein anderes eindeutiges Signal 
gesetzt werden müssen, nämlich daß die Mindest-
strafe für sexuellen Mißbrauch an Kindern auf ein 
Jahr erhöht und diese Tat somit nicht mehr nur als 
Vergehen, sondern als Verbrechen verfolgt wird, und  

zwar nicht nur wegen der Signalwirkung - ich weiß, 
daß die Signalwirkung sehr umstritten ist und ihre 
Bedeutung zum Teil als gering eingeschätzt wird -, 
sondern insbesondere auch wegen der erweiterten 
Möglichkeiten der Ermittlung und in bezug auf die 
strafrechtlichen Sanktionsmöglichkeiten bei Ver-
such, Anstiftung und Verabredung zum sexuellen 
Mißbrauch. 

Abschließend möchte ich sagen: Wir haben unsere 
Forderungen, das, was wir für eine wirksame Be-
kämpfung der sexualisierten Gewalt gegen Kinder, 
für einen Schutz der Kinder für notwendig halten, in 
unserem Antrag dargelegt. Ich denke, daß die kom-
menden Ausschußberatungen noch einige Diskussio-
nen mit sich bringen werden. 

(Beifall bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich erteile jetzt das 
Wort  dem Bundesminister der Justiz, Dr. Edzard 
Schmidt-Jortzig. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren 
Kollegen! Ein Gedanke zieht sich wie ein roter Faden 
durch alle drei von der Koalition vorgelegten Gesetz-
entwürfe. Das ist der bessere Schutz unserer Kinder. 
Sie sind die schwächsten Glieder der Gesellschaft 
und deshalb besonders auf unseren Schutz angewie-
sen. Die Kinder sind es aber auch, die den Fo rtgang 
dieser unserer Gesellschaft tragen, das kulturelle 
Erbe fortsetzen, künftige Renten bezahlen, unsere 
Pflege und Betreuung übernehmen sollen, schlicht 
also: die Perspektive unserer rechtsstaatlichen Demo-
kratie darstellen. Man kann es schlagwortartig zu-
sammenfassen: Kinderlärm ist Zukunftsmusik. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wem wir so viele Erwartungen aufbürden, dem 
müssen wir auch mehr Rechte, mehr Fürsorge, mehr 
Schutz geben, und dies nicht nur im Strafrecht, son-
dern auch in allen anderen Rechtsbereichen. Ich ver-
weise exemplarisch insoweit nur auf die von mir ein-
gebrachte Reform des Kindschaftsrechts, auf das Er-
brechtsgleichstellungsgesetz, auf das Kindesunter-
haltsgesetz und auf das Minderjährigenhaftungsbe-
schränkungsgesetz. 

Meine Damen und Herren, der Schutz unserer Kin-
der ist der Leitgedanke des Ihnen vorliegenden Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Bekämpfung von Sexualde-
likten. Er hat zwei Hauptansatzpunkte. 

Zum einen werden die gesetzlichen Regelungen 
im repressiven Bereich, etwa bei der Sicherungsver-
wahrung, verschärft. Zum anderen werden therapeu-
tische Möglichkeiten im präventiven Bereich ver-
stärkt vorgesehen. Einige Punkte des Entwurfs 
möchte ich hervorheben. 

Erstens. Durch neue Regelungen im Strafvollzugs-
gesetz wird eine gesetzliche Pflicht der Vollzugsbe-
hörde geschaffen, geeignete, das heißt therapiefä-
hige Sexualstraftäter in eine sozialtherapeutische 
Anstalt zu verlegen. Dadurch sollen die Länder ver-
anlaßt werden, weitere Therapieplätze zu schaffen, 
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damit möglichst alle dafür geeigneten Verurteilten in 
eine Sozialtherapie verlegt werden können. Denn 
Tätertherapie ist die beste Rückfallprophylaxe. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Insofern geht es hier um den Schutz der potentiellen 
Opfer. 

Außerdem - zweitens - werden die Voraussetzun-
gen für die Aussetzung eines Strafrestes zur Bewäh-
rung klarer gefaßt. Das Sicherheitsinteresse der A ll

-gemeinheit und das Gewicht des vom Rückfall be-
drohten Rechtsgutes werden im Gesetz ausdrücklich 
erwähnt. 

Darüber hinaus können - drittens - die Ge richte 
künftig im Zuge einer Entscheidung über die Straf-
oder Strafrestaussetzung zur Bewährung anordnen, 
daß sich der Verurteilte einer psychotherapeutischen 
Behandlung unterziehen muß. Entsprechendes gilt 
bei Verurteilten, die ihre Strafe voll verbüßen müssen 
und nach der Strafverbüßung unter Führungsauf-
sicht gestellt werden. 

Viertens schließlich können einschlägig rückfällige 
Sexualstraftäter schon nach dem ersten Rückfall in 
Sicherungsverwahrung genommen werden. Daß 
dies ein besonders kritischer Punkt ist, den wir se-
henden Auges in voller Überzeugung so und damit 
schärfer als bisher gefaßt haben, kann ruhig noch 
einmal betont werden. 

Meine Damen und Herren, mit diesem Gesamtkon-
zept werden wir, soweit das mit den Mitteln des 
Strafrechts möglich ist, den Schutz unserer Kinder 
wirksam verbessern. Diese Feststellung schließt frei-
lich nicht aus, daß über den einen oder anderen 
Punkt im Rechtsausschuß noch intensiv beraten wird. 
Es ist kein Geheimnis, daß do rt  unter anderem auch 
die Frage thematisiert werden wird, ob man nicht im 
Bereich der Therapie noch mehr für die Rückfallpro

-

phylaxe tun könnte. 

(Jörg van Essen [F.D.P.]: So ist es!) 

Denkbar wäre eine sogenannte Anordnungslösung, 
bei der schon das erkennende Ge richt mit dem Urteil 
den Täter entweder in die Psychiat rie oder auch in 
die therapeutische Behandlung einweisen könnte. 

Bei den Vorberatungen zu dem jetzt vorgelegten 
Gesetzentwurf haben wir uns allerdings mit den Län-
dern dahin gehend verständigt, daß der Gesetzent-
wurf mit einer Vollzugslösung eingebracht wird. Das 
Gesetz ist ja immerhin zustimmungsbedürftig. Ohne-
hin können Reformen nicht gegen diejenigen ge-
macht werden, die sie dann auch umsetzen müssen 
und diese Last zu tragen haben, nämlich die Länder. 

Mit der Ihnen jetzt vorgelegten Lösung wird es ins-
besondere den Vollzugsanstalten überantwortet, die 
Verurteilten in die geeigneten Anstalten bzw. Be-
handlungen, also auch in die Sozialtherapie, einzu-
weisen. Gerade die Länder tragen an diesem Punkt 
eine große Verantwortung. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Eine noch stärkere Ächtung von Sexualstraftaten 
gegen Kinder ist eines der Elemente des 6. Straf-
rechtsreformgesetzes. Der Entwurf zu diesem Gesetz 
schafft für schwere Fälle sexuellen Mißbrauchs von 
Kindern einen neuen Verbrechenstatbestand mit ei-
nem Strafrahmen von einem bis zu 15 Jahren. Wenn 
der Täter leichtfertig den Tod des Kindes herbeiführt, 
soll in Zukunft auch eine Verurteilung zu lebenslan-
ger Freiheitsstrafe erfolgen können. Darauf haben 
Sie, Herr Kollege Geis, zu Recht schon hingewiesen. 

Auch die Strafe für die Verbreitung pornographi-
scher Schriften wird verschärft. Diese Verstärkung 
von Schutz und Achtung unserer Kinder fügt sich in 
den großen Reformansatz des 6. Strafrechtsreform-
gesetzes ein. Das ist - auch darauf will ich zu spre-
chen kommen - die umfassende Strafrahmenharmo-
nisierung. Der Ausgangspunkt, der Ansatz, der 
Grund dafür ist bekannt: Das Strafgesetzbuch atmet 
in seinen Grundansätzen verschiedentlich noch den 
Geist des letzten Jahrhunderts, indem es den Schutz 
höchstpersönlicher Rechtsgüter gegenüber dem ma-
terieller Positionen unterbewertet. Deshalb werden 
die Strafrahmen bei Straftaten gegen Leib und Le-
ben, aber auch gegen die sexuelle Selbstbestimmung 
und gegen andere immaterielle höchstpersönliche 
Rechtsgüter - Persönlichkeitsrechte, physische und 
psychische Integrität - zum Teil deutlich angehoben. 

Bei den Körperverletzungsdelikten etwa werden 
die Strafrahmen sowohl im Bereich der einfachen 
und der schweren Körperverletzung als auch der 
Körperverletzung mit Todesfolge partiell angehoben. 
Zu einer stärkeren Pönalisierung führt auch, daß die 
gefährliche Körperverletzung von einem P rivat- zu 
einem Offizialdelikt hochgestuft werden wird. 
Außerdem stellen wir - ich betone: erstmals - auch 
den Versuch der Körperverletzung und der Freiheits-
beraubung unter Strafe. Darüber hinaus enthält der 
Entwurf auch Strafschärfungen bei einzelnen Vermö-
gensdelikten. So wird etwa beim Einbruchsdiebstahl 
in Wohnungen die Mindeststrafe von drei auf sechs 
Monate angehoben. 

Um gravierende Wertungswidersprüche im Ge-
samtgefüge des Strafrechts abzubauen und somit 
wirklich zu einem Strafrecht aus einem Guß zu kom-
men, war es in einzelnen Fällen aber auch nötig, die 
Strafrahmen moderat abzusenken. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Es ist heute nicht mehr zu rechtfertigen, daß der 
Strafrahmen für schwere Fälle der Urkundenfäl-
schung bis zum Höchstmaß zeitiger Freiheitsstrafe, 
also 15 Jahre, reicht. Wi ll  der Gesetzgeber deutlich 
machen, daß er zum Beispiel in dem sexuellen Miß-
brauch von Kindern ein größeres Unrecht als in einer 
Urkundenfälschung sieht, so muß er in diesen Berei-
chen zur Korrektur nach unten bereit sein. 

Bei dem - um ein zweites Beispiel zu nennen - hef-
tig diskutierten Fall des schweren Raubes geht es al-
lerdings nicht darum, den Strafrahmen abzusenken, 
sondern darum, eine Fehlentwicklung in der Recht-
sprechung aufzufangen. Zu diesem Tatbestand hat 
es bereits eine breite öffentliche Diskussion gegeben, 
in der aber, wie ich finde, die bisherige gerichtliche 
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Spruchpraxis häufig nicht hinreichend berücksichtigt 
wurde. Bisher werden nämlich 75 bis 80 Prozent der 
Fälle schweren Raubes von den Ge richten zu soge-
nannten minderschweren Fällen - eigentlich muß 
man das einem Nicht-Ju risten erst einmal erklären: 
minderschwere Fälle schweren Raubes - herabge-
stuft, um mit einem Strafrahmen von nur einem bis 
fünf Jahren auszukommen und damit die als zu hoch 
empfundene Mindeststrafe von fünf Jahren zu umge-
hen. 

Deshalb tritt an die Stelle der starren Mindeststrafe 
von fünf Jahren jetzt ein neues, dreistufiges System 
mit - abhängig von der Schwere des Delikts - zwei, 
drei und fünf Jahren Mindeststrafe. Damit wird den 
Gerichten ein differenzie rtes Instrumentarium an die 
Hand gegeben, das in der Praxis auch tatsächlich an-
gewendet werden kann. 

Die in der Öffentlichkeit - zu Recht - auf Unver-
ständnis gestoßenen Einzelfälle, in denen die Ge-
richte zum Beispiel für die gewaltsame Entwendung 
eines Zeltes zu einem deutlich höheren Strafaus-
spruch kamen als für die Vergewaltigung des darin 
kampierenden Mädchens, werden damit der Vergan-
genheit angehören. 

Meine Damen und Herren, mehr Schutz für unsere 
Kinder ist auch einer der Kerngedanken unseres drit-
ten heute zur Beratung vorliegenden Gesetzentwur-
fes, nämlich des Zeugen- und Opferschutzgesetzes. 
Es zielt darauf ab, durch Nutzung audiovisueller Me-
dien die Belastungen, denen Opfer von Straftaten bei 
ihrer Vernehmung ausgesetzt sind, weiter abzu-
bauen. 

Der Entwurf sieht zwei Möglichkeiten des Video-
einsatzes vor: Zum einen wird die Videovernehmung 
von Zeugen im Ermittlungsverfahren und in der 
Hauptverhandlung eingeführt. Zum anderen kann in 
besonderen Fällen eine Videoaufzeichnung einer 
etwa im Ermittlungsverfahren oder in einer früheren 
Hauptverhandlung durchgeführten Vernehmung ei-
nes Zeugen abgespielt und verwertet werden. 

Der Entwurf nimmt zwar keine Beschränkung auf 
Zeugen bestimmten Alters oder auf Opfer bestimm-
ter Straftaten vor. Dennoch werden gerade Kinder, 
die Opfer von Sexualstraftaten werden, in besonde-
rem Maße von diesem Gesetz in ihrer Entwicklung 
Nutzen ziehen können. 

Mit den drei Gesetzentwürfen der Koalition und 
damit der größten Strafrechtsreform seit über 
20 Jahren beweist diese Koalition auch und gerade in 
der Rechtspolitik ihre Handlungsfähigkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich hoffe, die parlamentarischen Beratungen gestal-
ten sich gerade in einer Zeit, in der viele andere Re-
formansätze blockiert sind, so eingehend und zügig, 
daß die Gesetzentwürfe noch in dieser Legislatur-
periode in das Gesetzblatt gelangen können. Denn 
es gibt hier wirklichen Handlungsbedarf. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich rufe jetzt unse-
ren Kollegen Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten auf. 

Dr. Wolfgang Freiherr von Ste tten (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die vorliegenden Gesetzentwürfe, die wir 
heute einbringen, sind rechtspolitisch von erhebli-
chem Gewicht, weil wir damit nicht nur kurzfristig 
auf die scheußlichsten aller Verbrechen - den sexuel-
len Mißbrauch, das sexuelle Quälen und das sadisti-
sche Töten von Kindern und Jugendlichen - schnell 
und wirksam reagieren, sondern weil zugleich über-
fällige Korrekturen des Strafrechts durchgeführt wer-
den, die zusammen mit den zeitgleich behandelten 
Gesetzentwürfen gegen die Korruption und die orga-
nisierte Kriminalität mit der Möglichkeit der elektro-
nischen Täterüberwachung Deutschland sicherer 
machen und damit den Menschen das Gefühl geben, 
daß der Staat sie nicht im Stich läßt, und die - das ist 
ganz wesentlich - potentielle Verbrecher und organi-
sierte Verbrecherbanden verunsichern und hoffent-
lich auch abschrecken werden. 

Die Gesetze sollen auch signalisieren, daß es mit 
uns - auch das zum Schutz von Kindern und Jugend-
lichen - keine Freigabe von sogenannten weichen 
Drogen, kein Heroin auf Krankenschein gibt, son-
dern daß wir Dealern mit allen rechtsstaatlichen Mit-
teln das Handwerk legen wollen. Denn sie sind 
potentielle Mörder mit einer Erfolgsquote von fast 
2 000 Toten und 100 000 geschundenen Kindern und 
Familien. 

Besonders wichtige Gesetzesbestimmungen wer-
den beim bisher vernachlässigten Zeugenschutz 
von Opfern durch Anwendung von Technik vorge-
sehen. Dabei ist es richtig, daß dieser Zeugenschutz 
- ich möchte eher das Wo rt  Zeugenschonung ver-
wenden - allen Opfern dienen soll, die der Gefahr 
der Einschüchterung, der Rache oder auch der öf-
fentlichen Scham ausgesetzt sind oder sich dem 
ausgesetzt fühlen. Sie werden dadurch unbefange-
ner und ehrlicher aussagen, weniger die Aussage 
verweigern, und die erkennenden Richter können 
bei einer Fremdvernehmung, die ich auch aus-
drücklich begrüße, einen wesentlich besseren Ein-
druck gewinnen als bei der Verlesung eines trok-
kenen Vernehmungsprotokolls. 

Der Zeugenschutz ist auch Opferschutz, der drin-
gend den Verletzten und Gedemütigten, insbeson-
dere bei sexuellem Mißbrauch, Vergewaltigung und 
körperlicher Mißhandlung, gewährt werden muß. 
Dazu gehört auch die Frage eines Opferanwaltes 
oder - ich möchte es anders ausdrücken - eines Op-
ferbeistandes, der bisher an Geldfragen gescheitert 
ist, weil die meisten Verbrecher mittellos sind und 
den Opfern diese Kosten nicht ersetzen können. 

Aber ich bin der Meinung, wenn wir aus rechts-
staatlichen Gründen - das zu Recht - auch dem 
schlimmsten Verbrecher auf Kosten des Staates - das 
sind oft mehrere zehntausend DM - einen Verteidi-
ger stellen, dann darf es an einigen tausend DM 
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Mehrkosten nicht scheitern, daß die Opfer einen Bei-
stand erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD) 

Insoweit kann ich dem Weißen Ring nur zustim-
men, der forde rt : „Die Opfer müssen vor den Tätern 
geschützt und nicht die Täter vor den Opfern und ih-
ren Beiständen geschützt werden." Dadurch kann er-
reicht werden, daß besonders im Bereich des sexuel-
len Mißbrauchs von Kindern und von Kindesmiß-
handlung oder Gewalt in der Ehe das oft völlig un-
verständliche Schweigen des Umfeldes und sogar 
von nächsten Familienangehörigen wegen der damit 
verbundenen Schande aufgeweicht wird. 

Meine Damen und Herren, der Sprecher der CDU/ 
CSU, Norbert  Geis, und Herr Justizminister Schmidt

-

Jortzig haben ausführlich Einzelheiten gebracht. Wir 
werden über alles reden, weil uns daran liegt, daß 
ein breiter Konsens im Bundestag und Bundesrat 
über die geplante Strafrechtsreform herrscht. 

Ich bedanke mich auch bei dem Koalitionspartner 
und der SPD - soweit sie zustimmt -, daß damit Irr-
wege der Reform des Strafrechts in den 70er Jahren, 
als es zur Aufweichung im Strafrecht und insbeson-
dere im Strafverfahrensrecht gekommen ist, bei Se-
xual- und Gewaltdelikten korrigiert werden. Herr 
van Essen hat darauf hingewiesen. 

Viele Opfer kamen sich verhöhnt vor. Viele Opfer 
von Sexualstraftaten oder körperlicher Mißhandlung 
auch im engeren Familienbereich haben schamhaft 
geschwiegen, um nicht bloßgestellt zu werden, oder 
weil sie Angst hatten, daß Täter, wenn überhaupt, 
mit milden oder mildesten Strafen davonkommen 
und bald wieder in Freiheit sind. Der Staat als 
Rechtshüter der Ordnung wurde teilweise nicht mehr 
ernst genommen und damit das Unrechtsbewußtsein 
eingeschränkt und teilweise aufgehoben. 

Herr Beck, Sie irren sich schon sehr, wenn Sie sa-
gen, die Grünen waren die ersten, die gegen sexu-
elle Handlungen an Kindern vorgegangen sind. Sie 
waren früher noch mit einem Teil Ihrer Grünen da-
bei, dieses Unrechtsbewußtsein zu schmälern, als Sie 
damals zum Teil Straffreiheit gefordert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Volker Beck 
[Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach!  - 
Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das ist leider 

wahr!) 

- So war es, Herr Beck. Jetzt sagen Sie nicht, daß Sie 
die ersten waren. 

Kritiker werden sagen, daß höhere Strafrahmen 
nichts bringen. Ich könnte dem zustimmen, wenn die 
Gerichte die jetzigen Gesetze in ihrer vollen Schärfe 
anwenden würden. Aber merkwürdigerweise finden 
Richter immer wieder einen Grund zur Milderung 
bei Straftätern und vergessen dabei oft die Leiden, 
Qualen und Schmerzen der Opfer. 

Ich war selbst zehn Jahre Richter und weiß, wovon 
ich spreche, wenn ich sage, daß mancher Kollege  

eine falsche Denkweise hat. Gerecht urteilen heißt 
gegebenenfalls streng und gerecht urteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen haben wir verschiedene Strafrahmen 
deutlich erhöht, damit diese Richter wissen, daß der 
Gesetzgeber drastische Strafen zur Abschreckung, 
aber auch als Genugtuungsfunktion für die Opfer 
fordert , insbesondere bei sexuellem Mißbrauch von 
Kindern, aber auch bei Gewaltanwendung jeder A rt . 

Die Würde des Menschen, meine Damen und Her-
ren, ist garantiert, auch die der Straftäter. Wer aber 
so scheußliche Verbrechen begeht, hat mindestens 
einen Teil dieser Würde verwirkt, und der Schutz der 
Kinder vor solchen, außerhalb jeder Norm handeln-
den Menschen - fast möchte ich sagen: menschli-
chen Bestien - ist bei der Abwägung der Rechtsgüter 
höher zu stellen. Die Unverletzlichkeit, die Gesund-
heit, die Ehre der geschundenen, zum Teil für ihr Le-
ben verkorksten und verdorbenen Kinder - sofern sie 
es überhaupt überleben -, aber auch das seelische 
Leid und der ohnmächtige Schmerz der Mütter, der 
Väter, der Geschwister fordern, daß hier keine 
Gnade und Milde für dera rtige Triebverbrecher ge-
geben wird. 

Meine Damen und Herren, Mord darf nicht kalku-
lierbar sein. Lebenslängliche Freiheitsstrafe muß le-
benslänglich sein. Der Täter darf nicht nach 15 oder 
18 Jahren auf Bewährung freigelassen werden. Sonst 
kalkulieren Täter das ein und ermorden ein Opfer als 
potentiellen Zeugen, weil das Risiko einer höheren 
Strafe mit dem geringeren Risiko der Entdeckung 
leicht ausgeglichen wird. Auch hier irren Sie, Herr 
Beck: Nicht die lebenslange Strafe ist inhuman, son-
dern der sexuelle Kindermörder ist inhuman. 

Gefährliche Triebtäter dürfen weder zur Bewäh-
rung noch nach Ende der Strafe ohne Therapie und 
positive Prognose zur zukünftigen Straffreiheit ent-
lassen werden. Ein unverbesserlicher Verbrecher 
muß lebenslang in Sicherheitsverwahrung gehalten 
werden. Wenn er krank und nicht heilbar ist, muß er 
lebenslang in eine psychiatrische Anstalt. Dies sind 
harte Maßnahmen, aber der einzige Schutz vor sol-
chen Menschen. Diese Maßnahmen dürfen bei 
schweren Fällen auch nicht auf Wiederholungstäter 
beschränkt werden; denn die Wiederholung bedeu-
tet mindestens unendlich viel Leid eines oder mehre-
rer Opfer oder sogar ihren Tod. 

Wenn nicht genügend Therapeuten, Therapie-
plätze und Sicherungsverwahrungsanstalten vorhan-
den sind, müssen sie ausgebildet bzw. gebaut wer-
den. Dies kann auch nicht eine Geldfrage sein und 
darf deswegen auch nicht zu einer Streitfrage zwi-
schen Bund und Ländern werden. Ansonsten müßten 
wir über eine fundamentale Frage des Föderalismus 
nachdenken und gegebenenfalls solche Einrichtun-
gen in Bundeskompetenz beim Innenministerium an-
siedeln, wenn ich das so kritisch und so ketzerisch an 
Ihre Adresse sagen darf. Sie sind der einzige Länder-
vertreter, Herr Kollege Leeb. 

Zwangsweise Kastration würde wenig Erfolg ha-
ben, sagt die Mehrheit der Gutachter. Einige Ju risten 
sagen, dies dürfe wegen der Verletzung des Persön- 
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lichkeitsrechts nicht geschehen, ebensowenig wie 
zwangsweise Impfung oder Einnahme von triebaus-
schließenden Medikamenten. Beides würde die 
Grundrechte eines Täters zu sehr beeinträchtigen. 
Das gleiche gilt für die in den USA mit Erfolg ange-
wendeten elektronischen Aufenthaltssperren, das 
heißt elektronische Mikrosender am Körper des Be-
troffenen, die über Funk oder Satellit den jeweiligen 
Aufenthaltsort orten können. Ich glaube aber, daß 
alle drei Maßnahmen geringfügigere Eingriffe in die 
Grundrechte und das Persönlichkeitsrecht des Trieb-
täters bedeuten als die andere, ansonsten einzige Al-
ternative, das lebenslange „Wegsperren". Wir sollten 
ernsthaft darüber nachdenken. 

Völlig unverständlich ist, daß Datenschutzbestim-
mungen den Austausch von Erkenntnissen behin-
dern. Auch das muß geändert werden. Nur Verbre-
cher fürchten zum Beispiel eine Gendatenbank oder 
die Aufhebung der Bestimmung zur Löschung von 
früheren sexuellen Straftaten. 

Der Rechtsstaat nimmt nicht Schaden, wenn Täter 
strenger, schärfer be- und verurteilt werden, sondern 
wenn der Bürger seinen Glauben an die Rechtsstaat-
lichkeit verliert, weil der Staat ihn nicht vor Verbre-
chern und Unrecht schützt. Entscheiden wir uns für 
den Bürger und hier insbesondere für Kinder und 
Schwache und gegen die Triebtäter und Gewaltver-
brecher. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste Redne-
rin spricht die Kollegin Dr. Herta Däubler-Gmelin. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Es ist erfreulich, daß sich 
gerade bei dem Thema, über das wir heute reden, 
eine große Einigkeit in diesem Haus abzeichnet. Ich 
glaube, man kann sagen: Wir sind alle darin einig, 
daß alles Erdenkliche und Menschenmögliche ge-
schehen muß, um Kinder vor Verbrechen zu schüt-
zen. Aber lassen Sie mich darauf noch ein bißchen 
näher auch mit einigen Fragen eingehen. 

Als im letzten Jahr die kleine Natalie in Bayern 
Opfer eines Sexualmordes wurde, gab es niemanden 
in diesem Haus, der nicht mit Entsetzen und mit 
Schreck nach Epfach geschaut und sehr gut verstan-
den hat, daß die Eltern vor Schmerz betäubt waren 
und sich die Nachbarn und Mitschülerinnen alle ge-
fragt haben: Wie kann so etwas überhaupt sein? In 
jenen Tagen haben, nehme ich an, alle von uns ge-
hofft, daß später das gleiche wie bei der kleinen Kim 
eintreten möge, daß man das Kind, das verschwun-
den war, lebendig wiederfinden und den Eltern zu-
rückbringen könne. Als dann klar war, daß dies nicht 
möglich war, wünschte man, wenigstens schnell den 
Täter zu fassen, damit die Angst vor weiteren Opfern 
ein Ende haben könnte. 

Als dann der Täter gefaßt war und deutlich wurde, 
daß es sich - und zwar in den beiden erwähnten Fäl-
len -, jeweils um einen Mann handelt, der als Sexual-
straftäter schon bekannt war, schon verurteilt gewe-

sen ist und schon im Gefängnis gesessen hat, hat 
jeder von uns die gleichen Fragen gestellt, wie wir 
sie damals von den Eltern, aus der Presse und aus 
der Öffentlichkeit gehört haben: Wie ist so etwas 
möglich? Es steht ganz eindeutig im Gesetz, daß 
schon im ersten Strafprozeß nicht nur klargestellt 
werden muß, ob ein Täter schuldfähig ist, sondern 
auch, ob er krank ist, ob eine - wie man das tech-
nisch ausdrückt - sexuelle Deviation vorliegt, ob er 
auf Dauer gefährlich sein kann, so daß er behandelt 
werden muß und, wenn er nicht im Strafvollzug ist 
oder dort  nicht therapiert werden kann, in eine ge-
schlossene Anstalt eingewiesen werden muß, aus der 
er nicht mehr herausdarf. Wie ist es eigentlich mög-
lich, daß jemand vorzeitig auf Bewährung entlassen 
wurde, sowohl nach Strafverfahren in Bayern wie 
auch solchen in anderen Ländern, obwohl doch jeder 
weiß, daß unser Gesetz Regelungen vorsieht, wo-
nach eine Strafvollstreckungskammer dieses nur an-
ordnen darf, wenn es verantwortbar ist. Hierbei sind 
der Schutz möglicher späterer Opfer oder der Schutz 
der Gesellschaft und die Gefährlichkeit des Täters 
doch ebenfalls stark zu berücksichtigen. 

Ich bin auch sehr froh, meine Damen und Herren, 
daß alle in diesem Haus, mit denen ich gesprochen 
habe, die Fragen der Eltern und der Öffentlichkeit 
sehr ernst genommen haben, übrigens auch dann, 
als diese sich in Demonstrationen und in Protesten 
geäußert haben. 

Wir sprechen über die Frage, was wir hier tun kön-
nen, um zu hellen, um zu verändern, um den Schutz 
zu verbessern, nicht unter dem Druck der Straße. Wir 
tun es in dieser Frage genausowenig, wie wir es tun, 
wenn Bergarbeiter aus Angst um ihre Arbeitsplätze 
in Bonn demonstrieren oder wenn dies Bauarbeiter in 
Berlin tun. Wir sprechen über diese Fragen vielmehr 
deshalb, weil es unsere Aufgabe ist, die Sorgen ernst 
zu nehmen, weil wir die gleichen Fragen stellen und 
die gleichen Sorgen haben müssen. 

Ich bin übrigens auch sehr froh, daß eigentlich nie-
mand in diesem Haus kaltschnäuzig das Wo rt  Restri-
siko in den Mund genommen hat, ebenso darüber, 
daß solche uninformierten Scheinangebote wie che-
mische Zwangskastration oder ähnliches relativ 
schnell aus dem Forderungskatalog verschwunden 
sind. Ein Blick auf die USA zeigt sehr schnell, daß da-
mit an Stelle von Hilfe nur symbolische, populistische 
Äußerungen angeboten werden. Damit können die 
Eltern, damit können die Geschwister, damit können 
auch die Mitschülerinnen und Mitschüler und 
ebenso die Öffentlichkeit nichts anfangen. Die Öf-
fentlichkeit fragt zu Recht nach mehr Schutz, 

(Jörg van Essen [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

aber doch nicht nach Aktivitätsnachweisen oder 
nach schnellen Äußerungen einer Ministerin oder ei-
nes Ministers, die oder der in die Presse kommen 
will. 

Meine Damen und Herren, die Einigkeit hat sich 
auch im Rechtsausschuß fortgesetzt. Ich habe mich 
sehr gefreut, daß wir mit unserer Anregung, eine An-
hörung durchzuführen, sehr schnell auf die Zustim-
mung aller Fraktionen getroffen sind. Der Zweck die- 
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ser Anhörung im Rechtsausschuß war, die Schwach-
stellen in jedem Bereich zu überprüfen. 

Die erste Frage war, ob es Gesetze gibt, die wir 
verändern müssen. Eine weitere Frage bezog sich 
darauf, ob es in irgendeinem Stadium des Verfahrens 
- ganz egal, in welchem - Schwachstellen gibt, die 
wir beseitigen müssen. 

Wissen Sie, was mich bei diesem Anhörungsver-
fahren am meisten erstaunt hat? - Das war die Tatsa-
che, daß diese Schwachstellenanalyse nicht längst 
vorgenommen worden war. Das ist eine der erschrek-
kenden Erkenntnisse, die wir gewinnen mußten. Ich 
bin sehr froh, daß die Bitte, eine solche Schwachstel-
lenanalyse jetzt im Rückblick vorzunehmen, aufge-
griffen wurde. Ich hoffe, wir werden sehr schnell die 
Ergebnisse erhalten. 

Wir haben fünf wesentliche Schwachpunkte fest-
gestellt. Einer davon ist, daß in der Tat viel zuwenig 
auf das Opfer und viel zuviel allein auf den Täter ge-
sehen wird. 

(Zustimmung des Abg. Jörg van Essen 
[F.D.P.]) 

Rechtsstaat bedeutet - darüber sind wir uns wohl alle 
einig - nicht allein, daß wir rechtsstaatliche Verfah-
ren nicht preisgeben, sondern verlangt doch ganz 
klar auch, daß die Opfer und die möglichen Opfer si-
cher sein müssen: Jeder in diesem Staat, unabhängig 
davon, wo er oder sie tätig ist, achtet zunächst einmal 
darauf, daß denjenigen, die Opfer einer Straftat ge-
worden sind, unsere Sorge gehört. 

Herr van Essen, Staatsanwälte hätten sich schon in 
den 70er und auch in den 80er Jahren viel mehr um 
Opfer kümmern können. 

(Jörg van Essen [F.D.P.]: Ich widerspreche 
nicht!) 

Unsere Gesetze haben das nie verboten. Die Schwie-
rigkeit besteht nur da rin, daß der Blick auf die Opfer 
in vielen Fällen durch den Blick auf die Täter in wei-
ten Bereichen verstellt war. Das ist der Fehler. Eine 
Gesetzesänderung werden wir in diesem Punkt gar 
nicht brauchen, weil es nicht um weniger Rechtsstaat 
geht, sondern darum, daß wir den Rechtsstaat aus 
der Sicht der Opfer betrachten und ihn auch aus de-
ren Sicht gestalten. 

Der Weiße Ring und die vielen anderen Opferhilfs-
organisationen, die uns das gesagt haben, haben 
recht. Es ist an der Zeit, daß wir diese Schwachstelle 
jetzt endlich, und zwar umfassend, beheben. Das 
wird eines der Kriterien sein, mit denen wir auch an 
Gesetzesänderungen herangehen. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.) 

Das zweite ist: Wir haben festgestellt - das hat 
mich sehr erstaunt -, daß manche Strafvollstrek-
kungskammer ganz offensichtlich nicht immer 
wußte, was sie tat. Das heißt, hier wurden Gutachten 
nicht von den richtigen Leuten eingeholt, es wurden 
nicht die richtigen Fragen gestellt, die Gutachten 
wurden nicht ausreichend erörtert und auch nicht 
durchdiskutiert. Manchmal hat man sich gefragt, 
warum sie überhaupt angefordert wurden, wenn hin-

terher dennoch zum Beispiel die Entscheidung aus-
gesprochen wurde, schwerste Sexualverbrecher vor-
zeitig auf Bewährung zu entlassen. 

Auch hier müssen Änderungen her, Änderungen 
im Verfahren und Änderungen in der Qualität der 
Strafvollstreckungskammern, wo es erforderlich ist. 
Meine Bitte ist, daß auch bei den Geschäftsvertei-
lungsplänen der Ge richte sehr viel mehr Rücksicht 
auf solche Fragen genommen wird. 

Zum dritten haben wir festgestellt: Es gibt zuwenig 
Therapieplätze für Sexualverbrecher mit Krankheits-
wert. Das betrifft längst nicht alle, aber einige betrifft 
es. Diese brauchen Therapieplätze, wenn die Mög-
lichkeit für eine Behandlung besteht. Wir fordern das 
übrigens nicht deswegen, weil wir den Blick wieder 
einseitig auf die Täter richteten, sondern weil eine er-
folgreiche Therapie Opferschutz bedeutet. Das heißt, 
gerade unter dem Blickpunkt des Opferschutzes ist 
dies dringend erforderlich. 

Der vie rte Punkt ist: Wir haben zuwenig Gutachter, 
das heißt zuwenig Therapeuten, die in dieser außer-
ordentlich schwierigen Situation der Begutachtung 
von Sexualverbrechern, gerade von Sexualschwerst-
verbrechern, wirklich etwas sagen können. Hier sind 
zu wenige ausgebildet worden. Hier müssen mehr 
ausgebildet werden. Das kostet mehr Geld. Aber das 
darf nicht nur das Geld der Länder kosten. Hier sind 
alle gefordert. Es geht nicht an, daß wir hier wieder 
ein Schwarzer-Peter-Spiel der Verantwortungszu-
weisung von Bund auf Länder oder von Ländern auf 
Bund betreiben, bei dem jeder auf jeden wartet und 
zum Schluß nichts passiert. Das wird nicht gehen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Detlef 
Kleinert  [Hannover] [F.D.P.]) 

Der fünfte Punkt: Wir haben festgestellt - auch das 
hat mich sehr erschreckt -, daß die Instrumente, die 
wir heute im Strafvollzug oder auch im Strafrecht 
haben, häufig viel zuwenig eingesetzt werden. Ich 
meine zum Beispiel die Führungsaufsicht und Be-
währungsauflagen. Jeder von uns, der mit der Praxis 
zu tun hat, wird sich ausrechnen können, weshalb 
das so ist: Es ist lästig, es dauert lang, man muß es 
kontrollieren, und es ist personalaufwendig. Aber 
wer wirklich Schutz von Kindern vor Verbrechen, vor 
sexueller Gewalt will, muß anders an die Verfahren 
herangehen und das alles intensivieren. 

Ich möchte noch einbringen, daß wir, die sozialde-
mokratische Bundestagsfraktion, ein weiteres, brei-
tes Anhörungsverfahren gemacht haben. Warum? 
Wir, und zwar die Frauen, die Mütter, unsere Kinder-
beauftragte, die Ju risten, alle gemeinsam, haben das 
deswegen gemacht, weil wir der Auffassung sind, 
daß es nicht allein um die einzelnen Stationen des 
Strafverfahrens und des Strafvollzugs, daß es nicht 
nur um Sexualmörder geht. Wir sind der Meinung, 
daß in unserer Gesellschaft, in unserer Öffentlichkeit 
und in unserer Einschätzung eine Menge an Ände-
rungen eintreten muß, wenn wir dem Anspruch, a lles 
Menschenmögliche, alles Erdenkliche zu tun, um 
Kinder besser zu schützen, wirklich gerecht werden 
wollen. Ich will Ihnen auch hier wieder vier Bereiche 
nennen. 
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Erstens. Wir wissen, daß im Nahbereich sehr viel 
mehr an sexuellem Kindesmißbrauch und an sexuel-
ler Gewalt vorhanden ist, als sich viele in diesem 
Haus eingestehen wollen. Wir haben immer wieder 
darauf hingewiesen. Ich freue mich sehr, daß diese 
Mahnungen langsam, aber sicher auf Aufmerksam-
keit stoßen. Wir müssen jetzt aber etwas dagegen 
tun, und zwar mit wirklich wirksamen Methoden. 

Zweitens. Seit Mitte der 70er Jahre werbe ich zum 
Beispiel dafür, daß man etwas gegen Sex- und Prosti-
tutionstourismus, bei dem Kinder die Opfer sind, un-
ternimmt. Ich kann mich sehr wohl an die Zeiten er-
innern, in denen man in den Reihen der Union die 
eine oder andere Kollegin gefunden hat, die dem zu-
stimmte. Aber der größte Teil der Kollegen in diesem 
Haus war der Meinung, es handele sich hier um Ka-
valiersdelikte, die man hinnehmen müsse, zumal die 
Tourismusindustrie eine erhebliche wirtschaftliche 
Bedeutung habe. Aber daß hier ausgesprochen 
wurde, um was es geht, nämlich um sexuellen Miß-
brauch von Kindern, nur eben nicht hier, nicht mit 
deutschen Kindern, sondern im Ausland, in den Ent-
wicklungsländern, und daß das genauso eine Straftat 
ist, wie wenn sie hier begangen würde, war erst in 
den letzten Jahren der Fall. Aber jetzt müssen wir die 
Konsequenzen ziehen. 

Was sind die Konsequenzen? Wir brauchen die 
Möglichkeit, solche Straftäter, Deutsche, die ins Aus-
land fahren, um do rt  Prostitution mit Kindern zu be-
treiben oder Kinder zu vermieten oder zu verkaufen, 
sie als Sexsklaven zu behandeln, hier zu bestrafen. 
Unsere bisherigen Strafbestimmungen auch im All-
gemeinen Teil des Strafgesetzbuches reichen noch 
nicht aus. Wir werden darauf bestehen, daß die Mög-
lichkeit der Bestrafung hier in Deutschland tatsäch-
lich geschaffen wird. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Wolfgang Freiherr 
von Stetten [CDU/CSU]: Das haben wir 

doch schon!) 

- Bisher noch nicht; aber wenn Sie bei uns mitma-
chen, bin ich sehr damit einverstanden. 

(Jörg van Essen [F.D.P.]: Die faktische Mög

-

lichkeit muß besser werden!)  

Ich höre, daß Sie das jetzt wollen; wir wollen es jetzt 
durchsetzen. 

Der dritte Punkt. Bei der Bekämpfung der Kinder-
pornographie müssen wir weitermachen. 

Der vierte Punkt. Wir werden im Bereich der Poli-
zei sehr viel mehr an Information und Ausbildung 
sicherstellen müssen, damit man weiß, was eigent-
lich zu geschehen hat, wenn eine Mutter, eine Ver-
wandte oder auch ein Kind allein kommt und sagt, es 
habe Fälle des sexuellen Mißbrauchs gegeben. Hier 
wird das gleiche Maß an Behutsamkeit gefunden 
werden müssen, das in den letzten zehn Jahren bei 
Fällen von Vergewaltigung von Frauen in sehr vielen 
Bereichen von Polizei und Gerichtsbarkeit gefunden 
wurde. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Däubler-
Gmelin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Eylmann? 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Ja, bitte schön, 
Herr Eylmann. 

Horst Eylmann (CDU/CSU): Frau Kollegin Dr. 
Däubler-Gmelin, zum Stichwort Sextourismus: Ihnen 
ist doch sicherlich bekannt, daß wir schon vor gerau-
mer Zeit die Möglichkeit geschaffen haben, Deut-
sche, die im Ausland ausländische Kinder mißbrau-
chen, auch in Deutschland zu bestrafen. Sie werden 
mir sicherlich auch recht geben, daß das entschei-
dende Problem darin besteht, diese Täter zu ermit-
teln, und daß wir das in den allermeisten Fällen nur 
mit Hilfe der dortigen Polizei können. Aber nachdem 
wir uns im Rechtsausschuß auch gerade im Ausland 
mit diesem Problem beschäftigt haben, werden Sie 
mir doch auch recht geben, daß das Problem darin 
besteht, daß ein Großteil der Polizisten do rt  nicht be-
reit ist, hier mitzuarbeiten, sich bestechen läßt, und 
daß ihnen zum Teil gar nichts anderes übrigbleibt, 
weil ihr Salär nicht ausreicht, um die Familie davon 
zu ernähren. Das ist ein trauriger Zustand, der uns 
sehr belastet. Aber wir sollten nicht den Eindruck er-
wecken, 

(Zurufe von der SPD: Frage!) 

daß wir das durch weitere Gesetzesänderungen im 
Inland beseitigen könnten. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Herr Eylmann, ich 
habe die Frage gut verstanden. Natürlich brauchen 
wir auch die Hilfe des Außenministeriums, um die 
Probleme, von denen Sie gesprochen haben, leichter 
zu bewältigen. Aber die Punkte, über die ich gespro-
chen habe, sind etwas anderes. Auch bei solchen Fäl-
len, auch bei solchen Verbrechern, die wir kennen, 
wo alle diese Schwierigkeiten im Ausland überwun-
den wurden, von denen Sie gesprochen haben, sto-
ßen wir heute im Inland häufig auf enorme Schwie-
rigkeiten, sie vor Ge richt zu stellen. Warum? Weil sol-
che Täter ihren Lebensmittelpunkt dann nicht in die 
Bundesrepublik verlegen, obwohl sie deutsche 
Staatsangehörige sind - in den Fällen, über die wir 
gesprochen haben, gingen sie in die Schweiz oder in 
andere Länder -, und schon damit der deutschen Ge-
richtsbarkeit entgehen. Worum ich Sie bitte, ist, mit 
uns sicherzustellen, daß auch in dem formalen Straf-
verfahrensrecht die Hindernisse, solche Verbrecher 
hier vor Ge richt zu stellen, endlich abgebaut werden. 
Ich glaube, das ist in Ihrem und in unserem Interesse. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Lassen Sie mich jetzt noch einmal sehr deutlich 
machen, worum es uns geht. Wir werden im Strafver-
fahren, im Strafvollzug und auch dann, wenn nach 
Strafverbüßung Freiheit für solche ehemaligen Se-
xualverbrecher in Betracht kommt, sehr sorgfältig 
prüfen müssen, wie wir die Sicherheit der möglichen 
Opfer erhöhen können und wie wir alle Instrumente, 
die wir haben, einsetzen können, um die Schwach-
stellen wirklich zu beseitigen. 
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Meine Damen und Herren, wir werden gleichzeitig 

- das ist einer der Punkte, auf die wir immer wieder 
zurückkommen werden - darauf dringen, daß in un-
serer Gesellschaft die Ächtung von Kinderpornogra-
phie, die Ächtung von Sextourismus mit Kindern, 
auch die Ächtung der Gewaltanwendung im Fernse-
hen wieder als gemeinsame Werte durchgesetzt wer-
den können. Dafür möchten wir Ihre Unterstützung 
haben. 

Wir werden mit Ihnen über all Ihre Vorschläge be-
züglich Gesetzesänderungen sprechen. Wir werden 
das in großer Ruhe und unter Berücksichtigung jedes 
Details tun. In unseren Anträgen haben wir unsere 
Vorschläge eingebracht; wir setzen das gleiche bei 
Ihnen voraus. Das heißt: Hier muß es gelingen, die 
Einigkeit auf Grund des Entsetzens, das am Anfang 
dieser Bemühungen stand, auch in die Gesetzesbera-
tungen einzubringen, damit wir dann, sobald es ir-
gendwie geht, wirklich sagen können: Jawohl, wir 
haben alles Menschenmögliche und alles Erdenkli-
che getan, um Opfer zu schützen und Kindern zu hel-
fen, möglichst nicht Opfer eines Verbrechens zu wer-
den. 

Ganz herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es setzt fort die 
Kollegin Rita Grießhaber. 

Rita Grießhaber (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Wir diskutieren heute im Rahmen einer De-
batte zur Rechtspolitik. Es ist unbest ritten, daß auf 
dem Gebiet des Straf- und Prozeßrechtes sehr viel 
passieren kann und muß, um den Schutz von Kin-
dern zu verbessern. Aber höhere Strafandrohungen 
allein werden die Opfer nicht besser schützen und 
die Täter nicht abschrecken. 

Strafe ist, wie übrigens alle anderen Vorschläge für 
sich genommen, kein Wundermittel gegen sexuali-
sierte Gewalt. Sexuelle Übergriffe auf Kinder geben 
dem Täter für kurze Zeit ein Machtgefühl. Täter wer-
den nicht einfach von ihren Trieben überwältigt; sie 
bereiten die Übergriffe meist sehr sorgfältig vor und 
wollen sich auf Kosten Schwächerer stark fühlen. 
Deshalb sprechen wir von sexualisierter Gewalt. 

Mir geht es in dieser Debatte in allererster Linie 
darum, was wir für die Kinder tun können und tun 
müssen. Denn wer Kinder besser schützen und dafür 
sorgen will, daß es keine nachteiligen Folgen für sie 
hat, wenn Täter angeklagt werden, muß nach meiner 
Ansicht vor allen Dingen in drei Bereichen aktiv wer-
den: 

Zuallererst brauchen wir bessere Präventionskon-
zepte. 

Zweitens brauchen wir Erleichterungen für die 
Kinder in Ermittlungs- und Strafverfahren. 

Drittens brauchen wir Verbesserungen bei der 
Hilfe für die Opfer. 

Ein wirksames Präventions - und Schutzkonzept 
muß bei den Bedingungen für die Entstehung von 
Gewalt ansetzen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Sexualisierte Gewalt findet in einer Gesellschaft 
statt, die auf ungleicher Machtverteilung zwischen 
Männern und Frauen beruht und in der das sexuelle 
Selbstbestimmungsrecht für Frauen immer noch 
nicht verwirklicht ist. Ich erinnere hier nur an die lei-
digen Diskussionen, die wir schon seit Jahren zum 
Thema Vergewaltigung in der Ehe in diesem Hause 
führen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

In der berechtigten Empörung über die brutalen 
Verbrechen an Kindern geht ein Bereich fast unter, in 
dem Prävention wirklich ansetzen und etwas bewir-
ken kann: Das ist der soziale Nahbereich. Ein Groß-
teil sexualisierter Gewalt findet nämlich in diesem 
Bereich statt. Das heißt: Es ist der Nachbar, der On-
kel, vielleicht der Stiefvater oder gar der Vater, der 
eine Bedrohung für das Kind darstellt. Die Familie - 
das wissen wir alle - ist aber der Ort, in dem ein Kind 
auf Schutz und Geborgenheit angewiesen ist. Da 
wiegt es um so schwerer, wenn dort Gewalt und Ver-
rat erfahren wird. 

Im Gegensatz zu Verbrechen durch Fremdtäter 
schaut die Öffentlichkeit bei Gewalt, die sie im Nah-
bereich mitbekommt, oft weg. Kaum jemand fühlt 
sich verantwortlich. Viele Menschen sind auch hilflos 
und haben Angst davor, sich unberechtigterweise in 
fremde Angelegenheiten einzumischen. Hier ist Auf-
klärung dringend nötig, damit Hilfe nicht an Unsi-
cherheit scheitert. 

Hilfs- und Aufklärungsangebote werden aber zur 
Zeit immer weniger statt mehr. Die öffentlichen 
Haushalte werden vom Rotstift regiert und die drin-
gend notwendigen Mittel für Prävention und Hilfe 
immer mehr zusammengestrichen. Es gibt doch 
wahrhaft Bereiche, in denen Sparen besser ange-
bracht ist als gerade hier. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

Einrichtungen wie Zartbitter und andere, die seit 
Jahren wichtige und oft ehrenamtliche Beratungs- 
und Aufklärungsarbeit leisten, kämpfen ums Überle-
ben. Das Arbeitsförderungsgesetz sieht Kürzungen 
vor, die Beratungseinrichtungen und Treffpunkte für 
Kinder in ihrer Existenz gefährden, weil sie sich ohne 
Förderungsmittel nicht tragen können. Hier sind An-
satzpunkte, um sexualisierte Gewalt zu bekämpfen; 
denn Politik kann und muß mehr tun, als längere 
Strafen zu beschließen. 

Längere Strafen und Sicherungsverwahrung ko-
sten Geld. Dieses in Prävention und, wo immer mög- 
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lich, in Therapie für Täter zu investieren steht dem 
Rechtsstaat gut an. 

Dabei mache ich mir keine Illusionen über die 
positiven Wirkungen von Therapie. Ich weiß, daß 
nicht jeder Täter therapierbar ist. Wir müssen aber 
wenigstens ein ausreichendes Angebot zur Verfü-
gung stellen. Herr Justizminister, ich glaube, es ist 
besser, Täter da zu motivieren und zu unterstützen, 
anstatt sie zu zwingen. Wir sollten uns dringend an 
dem Modell der Niederlande orientieren. Dieses 
Land hat hier sehr viel größere Fortschritte gemacht 
als wir. 

Im Präventionsbereich gibt es viele Aufgaben, zum 
Beispiel die Stärkung des Selbstbestimmungsrechts 
von Kindern. 

Wir diskutieren zur Zeit die Reform des Kind-
schaftsrechtes. Herr Geis, diese Frage gehört auch 
hierher. Wir verfolgen nicht das Kästchendenken: 
hier die Strafrechtsreform, do rt  die Kindschafts-
rechtsreform; beides müssen wir getrennt diskutie-
ren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Es gibt so gute Argumente, Herr Justizminister, 
endlich das Recht von Kindern auf gewaltfreie Erzie-
hung im Bürgerlichen Gesetzbuch zu verankern. 
Was macht Ihnen denn solche Angst, daß Sie das 
nicht wollen? 

Was den Antrag der SPD zur Änderung des Grund-
gesetzes betrifft, kann ich nur sagen: Wir wären 
schon außerordentlich froh, wenn es gelänge, die nö-
tige Mehrheit für eine Änderung des Bürgerlichen 
Gesetzbuches zusammenzubekommen. Sollte da-
nach noch eine Grundgesetzänderung angestrebt 
werden, wird sie an uns garantiert nicht scheitern. 

Wer starke Kinder will, muß ihnen Beteiligungs-
rechte in ihrem unmittelbaren Lebensumfeld geben. 
Sie müssen lernen, Entscheidungen zu treffen. Sie 
müssen natürlich auch lernen, nein zu sagen. Wenn 
wir Kinder als eigenständige Persönlichkeiten ernst 
nehmen, müssen wir ihnen alle Informationen zu-
kommen lassen, die es ihnen ermöglichen, Hilfe zu 
holen. 

Weiß denn ein Kind, daß es sich ans Jugendamt 
wenden kann, wenn es in Not ist? Auch hier ist Auf-
klärung angesagt. Bei all diesen Vorschlägen muß 
völlig klar sein, daß Prävention nicht heißen darf, die 
Verantwortung auf die Kinder abzuschieben. 

Wir brauchen neben gezielter Prävention dringend 
Verbesserungen im Ermittlungs - und Strafverfahren. 
Opfer von sexualisierter Gewalt, die die Belastungen 
einer Anklage und eines Strafverfahrens auf sich 
nehmen, müssen Bedingungen vorfinden, die ge-
währleisten, daß sie nicht ein zweites Mal zum Opfer 
werden. 

(Beifall der Abg. Dorle Marx [SPD]) 

Rasche und sensibel vorgenommene Videoverneh

-

mungen gehören ebenso dazu wie die kindgerechte 

Ausstattung der Räume und die Qualifikation der zu-
ständigen Personen. 

Es ist schon heute möglich, Kinder besser vor Ge-
walt zu schützen. Die sogenannte „Go" -Order  er-
laubt es, zum Schutz der Kinder Umgangsverbote 
oder Kontaktsperren zu verhängen. Wir brauchen zu-
verlässige Informationen darüber, welche Erfahrun-
gen und Schwierigkeiten es mit diesen Regelungen 
gibt, um sie gegebenenfalls zu verbessern. 

Meine Damen und Herren, ebenso große Zurück-
haltung von Regierungsseite wie beim Recht der Kin-
der auf gewaltfreie Erziehung begegnet uns bei der 
Frage, ob ein Verfahrenspfleger, der sogenannte An-
walt des Kindes, eingeführt werden soll. Gerade in 
Verfahren um das Sorgerecht, in denen einer Tren-
nung der Eltern vielleicht ein sexueller Übergriff auf 
das Kind vorausging, brauchen Kinder eine Person, 
die wirklich und ausschließlich nur ihre Interessen 
vertritt. 

Wir haben eine Verantwortung auch für die Bereit-
stellung von Hilfen nach einer Gewalttat. Wer in sei-
ner Kindheit mißhandelt und erniedrigt wurde, 
braucht die Chance, diese Traumata mit qualifizier-
tem Beistand aufzuarbeiten. Es muß uns doch zu 
denken geben, daß viele Täter früher selbst Opfer 
waren. Deshalb brauchen wir den Ausbau und nicht 
die Kürzung von Beratungs- und Therapieangeboten 
für die Opfer sexualisierter Gewalt. 

Ebenso dringend brauchen wir niedrigschwellige 
Angebote wie Notruftelefone. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es gibt in dieser Richtung schon hervorragende Be-
mühungen, die ausbaubar sind. Das Sorgentelefon 
ist ein guter Ansatz. Ein Notruftelefon aber muß 
wirklich zu jeder Zeit kostenlos und von jedem Ort 
aus mit derselben Nummer erreichbar sein. Und Kin-
der müssen wissen, daß es existiert, und die Nummer 
kennen. 

Bei aller Wut und Empörung über die bekanntge-
wordenen Verbrechen der letzten Zeit müssen wir 
uns unser Unterscheidungsvermögen bewahren. Das 
massenhafte p rivate Elend des Kindesmißbrauchs im 
sozialen Umfeld erfordert andere Maßnahmen als 
kommerzielle Verbrechen. 

Aber auch hier müssen wir handeln. In den letzten 
Jahren wurden zum Beispiel immer mehr Fälle be-
kannt, in denen Kinder von ihren leiblichen Eltern 
wie Handelsware zum Kauf angeboten wurden. Wer 
ein Kind wie eine Ware kauft oder verkauft, verletzt 
eklatant die Menschenwürde des Kindes. Deshalb ist 
es höchste Zeit, daß dem Kinderhandel endlich wirk-
samer begegnet wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Ruf nach längeren Strafen, auf die die Bundes-
regierung setzt, bringt uns nicht weiter. Es muß sich 
viel Grundsätzlicheres ändern. Wir brauchen ein Be-
wußtsein dafür, daß Kinder nicht Sachen sind, über 
die Erwachsene beliebig verfügen können. Wir tra-
gen mit die Verantwortung dafür, daß wir alle in ei-
ner Gesellschaft leben, die Kindern Rechte zugesteht 
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und die ihre Würde respektiert. Diese Verantwortung 
reicht weit über das Strafrecht hinaus. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat der 
Kollege Detlef Kleine rt . 

Detlef Kleine rt  (Hannover) (F.D.P.): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Im 
Vordergrund der heutigen Aussprache steht zu Recht 
die Bekämpfung der furchtbaren und erschütternden 
Taten, die in letzter Zeit wieder - aber auch nur wie-
der - Aufsehen erregt haben. Ich habe hier von nie-
mandem gehört, daß er allein auf strafrechtliche 
Maßnahmen setzen will. 

Wir sind mit dem, was Frau Grießhaber soeben in 
den Mittelpunkt ihrer Ausführungen gestellt hat, 
sehr einverstanden. Es gehört zu der umfassenden 
Sicht all dessen, was zum Schutz der Kinder zu ge-
schehen hat, daß man keineswegs nur auf das Straf-
recht, auf Strafverschärfungen und vielleicht auf die 
ein oder andere Maßnahme im Strafverfahren setzt, 
sondern daß man die Gesamtheit der gesellschaftli-
chen Bedingungen ins Auge faßt. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Das wird überhaupt nicht verkannt. Dazu haben sich 
andere, auch einige meiner Kollegen im engeren 
Sinne, geäußert oder werden das noch tun. 

Ich möchte aber im Bereich des Strafrechts dem 
entgegentreten, was Frau Grießhaber zu meiner 
Freude als „Kästchendenken" bezeichnet hat. Wir 
sind ja auf vielen Gebieten nicht frei davon, daß je-
der die Dinge aus der Sicht seines Fachbereichs - ge-
legentlich auch aus der Sicht eines einzelnen Geset-
zes oder gar Tatbestandes - beurteilt, statt auf die Zu-
sammenhänge und Querverbindungen zu achten 
und dadurch nicht nur dem Recht, sondern dem 
Wertgefühl der Gesellschaft insgesamt einen besse-
ren Halt zu geben. 

Deshalb begrüßen wir es in besonderer Weise, daß 
heute nicht nur die speziellen Gesetzentwürfe zur 
besseren Bekämpfung der Sexualkriminalität, insbe-
sondere bei den Verbrechen gegenüber Kindern, 
vorgelegt worden sind, sondern daß im gleichen Zu-
sammenhang die längere Zeit gereiften Änderungen 
im Rahmen des sogenannten Strafrechtsrahmenge-
setzes vorgelegt worden sind. Diese sollen dazu bei-
tragen - insofern besteht ein durchaus enger Zusam-
menhang zu unserem Vorhaben -, das Verständnis in 
den Bereichen, in denen es sich der einzelne Bürger 
erarbeiten will und in denen es ihm durch eine 
Presse, die sich dieser Aufgabe stellt, nähergebracht 
wird, zu wecken und die Ungereimtheiten, von de-
nen hier schon die Rede gewesen ist, zu beseitigen: 
zum Beispiel beim Recht auf körperliche Unversehrt-
heit und seinem strafrechtlichen Schutz im Verhält-
nis zu den Eigentumsdelikten. 

Daß dies alles in eine vernünftigere Beziehung zu-
einander gesetzt wird - im übrigen ohne großen Wi-
derstand von irgendeiner Seite dieses Hauses; dieses 
Thema eignet sich auch gar nicht dafür; wir suchen 
ja gemeinsam nach Lösungen -, ist ein Beitrag dazu, 
die Wertordnung an sich zu festigen. Niemand von 
uns glaubt, daß eine Erhöhung des Strafrahmens, 
zum Beispiel im Bereich der Sexualdelikte, wie sie 
jetzt vorgesehen ist, den einzelnen Täter von seiner 
Tat abhalten kann. Ich persönlich glaube daran über-
haupt nicht. Das soll uns aber nicht daran hindern, 
diesen Rahmen so festzulegen, daß in unserer We rt

-ordnung die besondere Bedeutung des zu schützen-
den Rechtsguts deutlich wird. Das geschieht hier. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Damit verbinden wir keine falschen Hoffnungen. Wir 
haben nur die Hoffnung, daß das Rechtssystem ins-
gesamt in bezug auf seinen Beitrag zur gesellschaft-
lichen Wirklichkeit überschaubarer und einsehbarer 
wird. 

Wir sind natürlich wie Sie, Herr Beck, der Mei-
nung, daß Therapie da, wo sie Wirkung zeitigen 
kann und Wirkung gezeitigt hat, einen besonders gu-
ten Schutz bietet. Aber auch in bezug darauf darf 
man keine übertriebenen Hoffnungen haben oder sie 
gar bei anderen erwecken. Man muß das Äußerste 
versuchen, und man sollte nicht stur auf Strafe aus-
gehen. Dabei darf man aber nicht an Wunder glau-
ben. 

Dennoch müssen die diesbezüglichen Möglichkei-
ten verbessert werden. Frau Däubler-Gmelin hat in 
diesem Zusammenhang zu Recht von mehreren Pro-
blemen gesprochen. Wir haben im Vorfeld dieser Be-
ratungen - das ist ja alles nicht geheim; es wird auch 
nie geheim bleiben - natürlich mit den Bundeslän-
dern gesprochen. Einige der Herren oder Damen Ju-
stizminister werden ja vielleicht noch dazu Stellung 
nehmen. Wir haben Schwierigkeiten mit unserem 
Vorschlag gehabt - wenn er angenommen worden 
wäre, wäre uns das sehr sympathisch gewesen -, das 
erkennende Gericht unter dem Gesamteindruck der 
Hauptverhandlung und der Sachverständigenäuße-
rungen auch über Maßnahmen der Therapie ent-
scheiden zu lassen. 

Wir haben uns anhören müssen, daß die Verant-
wortung für solche Maßnahmen nun einmal bei den 
Ländern liegt - das ist richtig -, daß die Einrichtun-
gen dort  zur Verfügung gestellt werden müssen. Wir 
haben deshalb auf den Vorschlag verzichtet, das er-
kennende Ge richt entscheiden zu lassen, weil wir 
das weitere Schicksal des Gesetzes im Interesse sei-
ner Verabschiedung - auch im Hinblick auf den Bun-
desrat und die Behandlung do rt  - schon im voraus 
legitimerweise ins Auge fassen müssen. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Wir sind eben 
kluge Leute!) 

Wir haben deshalb gesagt: Diejenigen, die es zu ver-
antworten und die Last zu tragen haben, sollen dann 
auch über ihre für den Strafvollzug zuständigen Or-
gane und die dafür zuständigen Spezialgerichte die 
notwendigen Anordnungen treffen. Aber wegen der 
besonderen Bedeutung dieser Prävention werden 
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wir mit Sicherheit darauf zu achten haben, ob sich 
die Aufrechterhaltung dieser Arbeitsteilung auch in 
Zukunft bewährt  und ob sie zu einer besseren und 
wirkungsvolleren Handhabung der Therapiemög-
lichkeiten führt, als wir sie bisher haben. Da beziehe 
ich auch alle Ergänzungen in bezug auf die Ausbil-
dung und die Zurverfügungstellung geeigneter 
Sachverständiger ein. 

Ich möchte abschließend noch ein Wo rt  zu einem 
Punkt sagen, der von einigen als Wundermittel ange-
sehen wird, der völlige Zustimmung erfährt und mit 
übertriebenen Hoffnungen begleitet wird, dem aber 
von anderen mit völliger Ablehnung begegnet wird; 
es handelt sich um die sogenannte Gendatei. Bei je-
der Art  von Strafverfahren ist zunächst einmal eine 
möglichst schnelle, gute und sichere Aufklärung der 
erforderliche Ausgangspunkt. Wenn dazu eine auf 
diesen speziellen Zweck ausgerichtete besondere 
Datei einen Nutzen bringt, dann müssen wir diese 
Möglichkeiten bereitstellen, um zu sichereren Urtei-
len in bezug auf die Täterfrage zu kommen, um zu 
schnellerer Aufklärung zu kommen und um insbe-
sondere dafür zu sorgen, daß sich nur möglichst sel-
ten Wiederholungstaten ereignen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Deshalb kennen wir in dieser Beziehung kein Tabu. 
Wir lassen uns auch nicht durch das allgegenwärtige 
und schwer zu greifende Gespenst des Datenschut-
zes - er darf kein Täterschutz sein - davon abhalten, 
dieses Ziel zu verfolgen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Das heißt gleichzeitig, daß wir natürlich - - 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kleinert , Ihre 
Redezeit ist beendet. 

Detlef Kleine rt  (Hannover) (F.D.P.): Frau Präsiden-
tin, das heißt natürlich gleichzeitig, daß wir bei die-
ser Gelegenheit nichts, was für diesen speziellen 
Zweck nicht unbedingt erforderlich ist, durch die 
Hintertür im Sinne eines gläsernen Menschen ein-
führen wollen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste spricht 
die Kollegin Ulla Jelpke. 

Ulla Jelpke (PDS): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte in der heutigen Debatte 
ganz bewußt als Frau Stellung nehmen, die seit vie-
len Jahren im Strafvollzug arbeitet, aber auch als 
eine Betroffene, die in ihrer Jugend sexuelle Gewalt 
und sexuellen Mißbrauch erfahren mußte. 

Ich meine nicht - wie es von den Koalitionsfraktio-
nen gefordert wird -, daß es eine Hilfe sein wird, 
den Strafrahmen für Sexualstraftäter zu erhöhen. 
Schauen wir uns doch einmal an, was in den Gefäng-

nissen gegenwärtig tatsächlich passiert. Wer verur-
teilt wird, wird weggeschlossen. Das ist so banal wie 
erschreckend. Sie sitzen ihre Zeit ab. In der Regel 
passiert mit ihnen nichts. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Vo ll
-mer) 

Ich möchte daran erinnern, daß Richter Sexual-
straftätern schon heute in das Urteil hineinschreiben, 
daß sie Therapieauflagen befolgen müssen. Trotz-
dem fehlen im Strafvollzug Therapeuten, sind The-
rapeuten durch entsprechende Maßnahmen einge-
spart worden, sind nicht einmal die Qualifikationen 
für solche Therapien vorhanden. 

Frau Däubler-Gmelin hat schon darauf hingewie-
sen, daß wir uns vor allen Dingen den Tätern zuwen-
den müssen. Im heutigen Strafvollzug - das sage ich 
hier ganz besonders als Frau - werden Sexualstraftä-
ter nicht besser. Der Strafvollzug hat eine besonders 
frauenfeindliche Umgebung. Wer weiß, wie es in ge-
schlossenen Anstalten aussieht, der weiß auch, daß 
80 Prozent der dort  einsitzenden Männer keine sozia-
len Kontakte nach außen mehr haben und daß die 
Männer, die aus langjähriger Haft entlassen werden, 
in der Regel eher rückfällig werden als die Männer, 
die therapiert werden bzw. Hilfestellung bekommen. 
Was nützt die Verschärfung von Sanktionssystemen, 
wenn dadurch - wie Gefangene selber sagen -
„menschliche Zeitbomben" produziert werden? 

Gerade vor dem Hintergrund meiner persönlichen 
Erfahrungen möchte ich heute nochmals zu unserem 
Antrag zur Abschaffung der Sicherungsverwahrung 
Stellung nehmen. Herr Geis und Herr Schmidt-Jort-
zig selber haben diese Abschaffung als problema-
tisch bezeichnet. Ich meine, Sexualstraftäter werden 
im Strafvollzug auf die Sicherheitsverwahrung vor-
bereitet. Wenn Sie sich einmal genauer anschauen 
würden, wie die Situation in den Gefängnissen ist, 
dann wüßten Sie, daß mit Leuten, die Sicherheitsver-
wahrung haben, deren Haftstrafe in letzter Konse-
quenz zehn Jahre verlängert werden kann, im Straf-
vollzug überhaupt nichts veranstaltet wird, weil sie 
für das Personal Leute sind, die eh lange sitzen wer-
den, die man lange wegschließt. 

Es dürfte Ihnen auch bekannt sein, daß Straftäter 
in dem Moment, in dem sie in Sicherheitsverwah-
rung kommen, nicht mehr im normalen Strafvollzug 
sind, sondern in gesonderten Anstalten unterge-
bracht werden. Ich weiß nicht, ob das die geeignete 
Form ist, jemandem wirklich ein anderes Frauen-
oder Kinderbild zu vermitteln. Sexualstraftaten sind 
ein gesellschaftliches Problem. Das ist hier heute 
schon mehrfach gesagt worden. Repressive Lösun-
gen, wie sie von den Koalitionsfraktionen gefordert 
werden, wären, meine ich, in dem gesamten Bereich 
eine verfehlte Kriminalpolitik. 

Es gibt kriminologische Untersuchungen, die in 
Anhörungen von Parteien, aber auch in Anhörungen 
vom Bundestag dargestellt wurden - sie sind nach-
lesbar - und besagen, daß die Sicherheitsverwah-
rung letztendlich zur Desintegration, zur Persönlich-
keitszerstörung führt und, wie gesagt, den Sexual-
straftäter keineswegs verändert. 
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Ganz nebenbei möchte ich darauf hinweisen, daß 
interessanterweise zwei Tätergruppen in Sicherheits-
verwahrung genommen werden. Das sind einmal Tä-
ter, die Eigentumsdelikte begehen, und zum anderen 
die Rückfalltäter bei Sexualstraftaten. Es gibt keinen 
einzigen Fall von Tätern, die im Bereich Umwelt-
schutz, bei Wirtschaftskriminalität oder Steuerhinter-
ziehung Sicherheitsverwahrung bekommen haben, 
obwohl in diesem Bereich zumindest materiell ein 
sehr viel größerer Schaden als bei den Eigentumsde-
likten entsteht. 

Die Bundesregierung und die Koalitionsparteien 
versuchen mit den von ihnen vorgelegten Gesetzent-
würfen, das gesellschaftliche Problem des frauenbe-
drohenden Männlichkeitswahns mit primär repressi-
ven Mitteln zu lösen. Wer die im männlichen Teil der 
Bevölkerung weitverbreitete Frauenverachtung nicht 
als das zu therapierende zentrale Problem begreift, 
der kann Menschen noch so lange in Sicherheitsver-
wahrung verschließen und noch so viele Gutachten 
erstellen, er wird den Mythos einer überlegenen 
Männlichkeit nicht im Gefängnis kurieren. Das ist 
meine feste Auffassung. 

Herr Schmidt-Jortzig, Sie wollen zum Schluß ein 
Gutachten erstellen lassen. Wenn wir davon ausge-
hen - so wird das vielfach gesehen -, daß Sexual-
straftäter nicht per se krankhaft sind, sondern überall 
in unserer Gesellschaft zu finden sind, dann sage ich 
Ihnen aus meiner Erfahrung: Sexualstraftäter können 
sich sehr gut verstellen. Ein Gutachten wird über-
haupt nichts bringen, wenn nicht kontinuierlich eine 
Therapie stattgefunden hat. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Horst Eylmann. 

Horst Eylmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sexual-
verbrechen an Kindern sind besonders scheußlich 
und rufen bei allen Menschen Abscheu und Empö-
rung hervor, in besonderem Maße dann, wenn es 
sich um Rückfalltaten handelt. In der Bevölkerung 
besteht weithin der Eindruck, die Zahl dieser Strafta-
ten hätte zugenommen; man verlangt lebenslange 
Haft ohne Begnadigungsmöglichkeit, Sicherheitsver-
wahrung und Kastration. Die Zahl der Befürworter 
der Todesstrafe ist binnen eines Jahres von 27 Prozent 
auf 37 Prozent gestiegen. 

Zu einer verantwortungsvollen Rechtspolitik ge-
hört in einer solchen Situation, daß man einen klaren 
Kopf behält, kriminologische Fakten und Erfahrun-
gen berücksichtigt und nicht auf Stimmungen setzt, 
sondern gesetzgeberisch das tut, von dem man sich 
guten Gewissens auch Wirkungen versprechen 
kann. Dazu gestatten Sie mir jetzt einige Bemerkun-
gen. 

Daß die Fälle sexuellen Mißbrauchs von Kindern 
in signifikanter Weise zugenommen haben, läßt 
sich der Kriminalstatistik im langfristigen Vergleich 
nicht entnehmen. 1970 hatten wir 27 Fälle pro 

100 000 Einwohner, seit den 80er Jahren pendelt 
diese Zahl zwischen 19 und 21. Mal steigt sie, mal 
fällt sie. 

Diese quantitative Stagnation kann sicherlich we-
der die verängstigten Eltern noch den Gesetzgeber 
beruhigen; denn jede Tat ist eine zuviel. Sie sollte 
aber immerhin zur Kenntnis genommen werden, um 
nicht schon bei der kriminologischen Ursachenerfor-
schung zu Fehlschlüssen zu kommen. 

(Beifall des Abg. Hildebrecht Braun [Augs-
burg] [F.D.P.]) 

Ich habe gerade wieder einmal gehört, daß die Ge-
sellschaft für diese Taten verantwortlich gemacht 
wird. Das ist eine Simplifizierung, die weit von der 
Realität entfernt ist. 

Im Antrag der SPD habe ich gelesen, seit den 80er 
Jahren werde in Deutschland über sexuelle Gewalt 
diskutiert. Ich wundere mich: Ist Ihnen der schlimme 
Fall Bartsch verborgen geblieben, der die deutsche 
Öffentlichkeit Ende der 60er Jahre aufgeregt hat? 

In der Bevölkerung besteht der verbreitete Ein-
druck, die Strafen seien zu milde. Ich bin sehr vor-
sichtig, ein einziges Urteil zu kritisieren, wenn ich 
den Sachverhalt nicht vollständig kenne, und in der 
Regel kenne ich ihn nicht. Aber immerhin will ich sa-
gen, daß mir dieser Vorwurf nicht ganz unberechtigt 
zu sein scheint. 

Adressat der Vorwürfe, es werde gegen Sexual-
straftäter zu milde vorgegangen, sollte die Strafjustiz 
und nicht der Gesetzgeber sein. Ich kenne kein Ur-
teil, in dem der jetzt vorhandene Strafrahmen voll 
ausgeschöpft worden ist. 

(Ulla Schmidt [Aachen] [SPD]: Sehr wahr!) 

Ich kenne auch kein Urteil, in dem die Richter gesagt 
hätten: Wir hätten gerne schärfer geurteilt, aber das 
Gesetz ließ es nicht zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Was wir mit der Erhöhung der Strafrahmen tun 
können, ist nur ein Signal an die Justiz. Ich hoffe 
sehr, daß die Justiz dieses Signal aufnimmt. Sie muß 
berücksichtigen, daß das ihr entgegengebrachte Ver-
trauen geringer geworden ist. Es wird weiter abneh-
men, wenn sich die Rechtsprechung von den Gerech-
tigkeitserwartungen der Bevölkerung weiter ent-
fernt. 

Meine Damen und Herren, wir sollten, wenn wir 
seriöse Rechtspolitik betreiben wollen, der Öffent-
lichkeit allerdings nicht verschweigen, daß der Ab-
schreckungseffekt höherer Strafen gerade bei Trieb-
tätern gering ist. Das gehört zum kriminologischen 
Allgemeinwissen. Die generalpräventive Wirkung 
hält sich in engen Grenzen. Was die Spezialpräven-
tion angeht, so tendiert sie beim bloßen Verwahrvoll-
zug gegen Null. Eher wirkt eine erhöhte Verfol-
gungsintensität abschreckend. Deshalb steht im Ge-
setzentwurf völlig zu Recht im Vordergrund der 
Strafvollzug, nämlich die Frage: Was machen wir mit 
dem Häftling während der Haftzeit? 
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Damit sind wir beim Stichwort Therapie. Wir hat-
ten in den 60er und 70er Jahren eine Therapieeupho-
rie. Inzwischen ist eine Ernüchterung eingetreten. 
Wir wissen, es gibt sozialfeindliche Persönlichkeits-
strukturen, die sich als außerordentlich resistent ge-
gen therapeutische Bemühungen erweisen. Aber auf 
der anderen Seite dürfen wir nun auch nicht den ge-
genteiligen Fehler begehen und meinen, Therapie 
sei nutzlos. Es gibt unterschwellig nämlich die ver-
breitete Meinung, das sei unnütz ausgegebenes 
Geld. 

Wir können, obwohl die Forschung noch im argen 
liegt, immerhin die Feststellung wagen, daß mit The-
rapie die Rückfallgefahr geringer ist. Wenn das so ist, 
dann ist Therapie nicht Menschenfreundlichkeit, 
nicht die Verteilung von Streicheleinheiten, sondern 
Opferschutz. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Damit sind wir nun allerdings bei den Versäumnis-
sen der letzten 30 Jahre. Wir haben zur Zeit weniger 
als 900 Haftplätze in sozialtherapeutischen Einrich-
tungen und 2 600 Personen, die wegen sexuellen 
Mißbrauchs von Kindern oder wegen Vergewalti-
gung inhaftiert sind. Selbst therapiewillige Straftäter 
müssen länger als ein Jahr auf einen Therapieplatz 
warten. 

Bereits 1969 hat der Gesetzgeber die Einrichtung 
von sozialtherapeutischen Anstalten vorgesehen. Die 
Länder haben sich massiv dagegen gewehrt und ha-
ben immer wieder das Inkrafttreten des § 65 des 
Strafgesetzbuches verhindert. Schließlich haben sie 
durchgesetzt, daß dieser Paragraph tatsächlich nicht 
in Kraft trat. Das Ganze wurde ins Strafvollzugsge-
setz verlegt. Seitdem sind keine neuen Therapie-
plätze geschaffen worden. Die Länder haben 1977 
gesagt: Wir brauchen 6 000 Therapieplätze. Heute 
haben wir 900 - nach nahezu 30 Jahren. Meine Da-
men und Herren, das ist ein Trauerspiel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist nicht die Verteilung des Schwarzen Peters. 
Wir haben keine Bundesgefängnisse, Frau Däubler

-

Gmelin. Die Strafvollzugsanstalten sind Länderan-
stalten. Ich mache den Justizministern keinen Vor-
wurf. Sie bemühen sich. Aber wir müssen den Lan-
deskabinetten und auch den Landtagen sagen, daß 
hier etwas geschehen muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Es ist unpopulär, etwas für Gefängnisse und Thera-
pieanstalten zu tun; das weiß ich. Aber trotzdem muß 
es geschehen. Jede dritte Stelle in den Länderhaus-
halten ist weniger wichtig als dieses Geld zur Sicher-
heit unserer Kinder. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 
Sehr gut!)  

Was machen wir mit den Nichttherapiefähigen? 
Wir müssen die Öffentlichkeit vor diesen Tätern 
schützen. Deshalb müssen und wollen wir die Vor-
aussetzungen für die Sicherungsverwahrung erwei-
tern . Aber auch hier stehen wir vor der ungeheuer 
schwierigen Aufgabe - es gibt kaum eine Aufgabe, 
die schwieriger ist -, zu unterscheiden: Wen schicke 
ich lebenslang hinter Gitter, und bei wem kann ich 
es verantworten, ihn zu entlassen? 

Dazu brauchen wir Sachverständige. Wir haben 
aber zuwenig Sachverständige. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 
Sehr richtig!) 

Wir brauchen 120 qualifizierte Sachverständige, und 
wir haben nur 40. Wir haben in der Bundesrepublik 
nur drei Lehrstühle für forensische Psychiat rie. Wenn 
ich mir anschaue, für was es an den deutschen Uni-
versitäten Lehrstühle gibt, dann muß ich das für ei-
nen Skandal halten. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Die Forschung wird bei uns vernachlässigt; auch hier 
muß etwas geschehen. 

Ich bin mir bewußt, meine Damen und Herren, daß 
ich mit diesen Bemerkungen etwas Wasser in den 
Wein der guten Vor- und Ansätze gegossen habe. 
Wir in der Koalition - ich glaube, wir werden hier 
auch fraktionsübergreifend zu Ergebnissen kommen - 
werden das tun, was wir tun können und tun müs-
sen. 

Wenn die neuen gesetzlichen Regelungen dann im 
Bundesgesetzblatt stehen, ist im Grunde noch nichts 
oder nur der erste Schritt getan. Sie müssen dann 
umgesetzt werden. Das aber kostet Geld; das bela-
stet auch die Länderhaushalte. Wir dürfen nicht 
müde werden, darauf hinzuweisen und es auch an-
zuprangern, daß dieses Geld vorhanden sein muß, 
insbesondere wenn ich bedenke, daß netto nur 1 bis 
2 Prozent der Länderhaushalte für die Justiz ausge-
geben werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Für den Bundes-
rat erhält nun der Justizminister des Landes Baden-
Württemberg, Dr. Ulrich Goll, das Wo rt . 

Minister Dr. Ulrich Goll (Baden-Württemberg): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Nie war der Ruf nach dem Strafgesetzgeber 
verständlicher als nach den fürchterlichen Delikten 
an Kindern, die passiert sind und die die Menschen 
bewegt haben. Aber nie war es deswegen auch wich-
tiger, den Sinn für die Möglichkeiten und Grenzen 
des Strafrechts im Auge zu behalten. 

Es ist die Aufgabe der ganzen Gesellschaft und je-
des einzelnen, sexuellem Mißbrauch von Kindern 
entgegenzutreten. Das heißt zum Beispiel sachliche 
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Aufklärung der Kinder ohne Panikmache. Das heißt 
auch, ein offenes Auge und ein offenes Ohr dafür zu 
haben, was in der Umgebung vorgeht. Man muß den 
Mut zum Einschreiten haben, wo es nötig ist. Das 
heißt auch die gesellschaftliche Ächtung von allem, 
was mit dem Mißbrauch von Kindern zu tun hat: die 
Ächtung von Kinderpornographie, auch in Form so-
genannter FKK-Hefte, von Sextourismus und ande-
ren Formen der Ausbeutung. 

Auch das Strafrecht kann natürlich einen wichti-
gen Beitrag leisten. Die strafrechtliche Einstufung ei-
nes Rechtsguts bringt seinen Stellenwert in der Ge-
sellschaft zum Ausdruck, auch wenn wir nicht davon 
ausgehen dürfen, daß ein zum sexuellen Mißbrauch 
Entschlossener vorher in das Strafgesetzbuch schaut. 

Strafrecht wirkt vor allem dann abschreckend, 
wenn der Täter die naheliegende Gefahr vor Augen 
hat, erwischt zu werden. Gerade in diesem Bereich 
ist noch viel zu tun. Ich will  mich nicht an Spekulatio-
nen zur Dunkelziffer beteiligen; aber sie ist sicher 
viel zu hoch. Das muß geändert werden. 

Kinder müssen befähigt werden, ihren Eltern noch 
mehr Vertrauen entgegenzubringen. Sie müssen 
Vertrauen bekommen, damit sie sich äußern. Ver-
wandte, Nachbarn, Erzieher müssen Signale von 
Kindern, die auf sexuellen Mißbrauch hindeuten, 
ernst nehmen. Kinderärzte, aber auch Vertreter so-
zialer Berufe sollten ihr Wissen nicht für sich behal-
ten, sondern sie sollten es im Rahmen der bestehen-
den rechtlichen Möglichkeiten weitergeben durch 
Information anderer Stellen, auch der Strafverfol-
gungsbehörden. 

Mir ist klar, daß es umgekehrt an uns liegt, das 
Strafverfahren so zu gestalten - gerade auch durch 
den Schutz der Zeugen und der Opfer -, daß bei den 
Opfern nicht weitere Schäden im Strafverfahren ent-
stehen können und daß die Zeugen so behandelt 
werden, daß sie auch im Wiederholungsfall - das ist 
der Maßstab - wieder zur Verfügung stehen und 
nicht, wenn sie einmal an einem Strafverfahren teil-
genommen haben, sagen: Einmal und nie wieder! 

Die strafrechtliche Reaktion steht auf zwei Beinen: 
Repression und Prävention. Nur zu leicht verengt 
sich der Blick auf die Repression. Ich verstehe es 
auch, wie gesagt, daß so schwere Taten, wie sie Aus-
löser der öffentlichen Diskussionen waren, den Ruf 
nach Vergeltung und den Ruf nach Rache aufkom-
men lassen. 

Sicher muß dem Schuldausgleich durch eine ge-
rechte Strafe Genüge getan werden. Für die poten-
tiellen Opfer ist es aber wichtiger, daß der Täter, der 
bei leichteren Taten in aller Regel irgendwann wie-
der in Freiheit kommt, keine Straftaten mehr begeht. 
Daß dafür die abschreckende Wirkung einer Frei-
heitsentziehung - so wichtig sie ist - nicht ausreicht, 
lehrt die Erfahrung. Das ist auch von den Vorredne-
rinnen und Vorrednern entsprechend betont worden. 

Viel wichtiger ist das, was mit den Tätern im Straf-
vollzug geschieht. Sie müssen dazu gebracht wer-
den, nach der Entlassung ein straffreies Leben zu 
führen. Als sehr wichtige Voraussetzung für eine er-
folgreiche Resozialisierung hat sich eine angemes-

sene psychologische Betreuung oder auch eine thera-
peutische Behandlung erwiesen. Hier hat der Voll-
zug in den letzten Jahren erhebliche Fortschritte ge-
macht. Es ist aber sicher noch nicht genug gesche-
hen. 

Vor allem - das sehe auch ich so - müssen die Mög-
lichkeiten der Sozialtherapie im Vollzug ausgebaut 
werden. Wir dürfen dabei vor den leeren Kassen 
nicht vorschnell kapitulieren. Unsere Kinder, Herr 
Abgeordneter Eylmann, müssen uns das we rt  sein. 
Das wird jeder genauso sehen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

In Baden-Württemberg ist es in jüngster Zeit als 
Anfang immerhin gelungen, sechs neue Therapeu-
tenstellen zur Verfügung zu stellen; übrigens durch 
Stellenverzicht anderer Resso rts. 

Ich halte es für ein ganz wichtiges Anliegen, daß 
man nun einen Verurteilten auch ohne seine Zustim-
mung vorübergehend in eine sozialtherapeutische 
Anstalt verlegen kann. Wir wissen zwar, daß eine 
Therapie, der sich der Proband dauerhaft widersetzt, 
auf Dauer natürlich keinen Erfolg haben kann. Es 
macht aber durchaus Sinn, einen unwil ligen, aber 
therapiebedürftigen Täter zunächst zu veranlassen, 
sich einer Behandlung erst einmal zu stellen, und auf 
diese Weise die erforderliche Motivation zu schaffen. 

Bei der Entscheidung über die Einweisung in die 
Sozialtherapie sollten wir allerdings das Wissen und 
die Erkenntnisse des Strafvollzugs aus 20 Jahren be-
rücksichtigen. Diese Erkenntnisse des Strafvollzugs 
können nur eingebracht werden, wenn vorher über-
haupt Gelegenheit bestanden hat, den Betroffenen 
im Regelvollzug ein Stück weit zu begutachten. Das 
war der Grund, weshalb wir uns gegen die Entschei-
dung des erkennenden Gerichts ausgesprochen ha-
ben, und nicht, weil wir uns gegen mehr Therapie 
wehren wollen, egal, auf welchem Weg sie nun auf 
uns zukommt. Uns geht es vielmehr darum, daß, 
nachdem der Strafvollzug 20 Jahre lang Erfahrungen 
mit der Sozialtherapie gesammelt hat, diese Erkennt-
nisse auch berücksichtigt werden, wenn es darum 
geht, die auszuwählen, die für eine Therapie geeig-
net sind. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das ist auch ein 
vernünftiger Gedanke!) 

- Vielen Dank, Herr Geis. Wir sind uns ja in wesent-
lichen Punkten dieses Gesetzentwurfs wirklich einig. 

Wir sind uns auch darin einig, daß die Therapie 
eine Möglichkeit bietet, daß sie aber Grenzen hat. 
Wissenschaftliche Erkenntnisse aus jüngster Zeit be-
legen, daß die Rückfallgefahr Gott sei Dank vermin-
dert werden kann. Sie kann in vielen Fällen aber 
nicht ganz beseitigt werden. Trotz intensiver thera-
peutischer Behandlung wird ein Teil der Behandel-
ten rückfällig. Eine Reihe von Tätern ist von vornher-
ein nicht therapierbar, so daß bei ihnen die Rückfall-
gefahr noch größer ist. Hier gilt es, die gefährlichen 
Täter möglichst lange im Strafvollzug zu lassen, ins- 
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besondere keine Vollzugslockerung zuzulassen und 
in Fällen, in denen entsprechende Gefahren drohen, 
Strafreste eben nicht zur Bewährung auszusetzen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Wie sollen wir die wirklich gefährlichen Täter er-
kennen? Das ist wahrscheinlich die heikelste Frage 
in dieser Debatte. In Baden-Württemberg ist schon 
vor geraumer Zeit ohne eine entsprechende gesetzli-
che Anordnung durch das Justizministerium be-
stimmt worden, daß bei Sexualtätern Lockerungen 
grundsätzlich erst nach der Einholung zumindest ei-
nes internen Gutachtens zur Flucht- und Miß-
brauchsgefahr gewährt werden. Bei höheren Strafta-
ten ist obligatorisch ein externer Gutachter einzu-
schalten. 

Wir begrüßen natürlich, daß jetzt die Begutach-
tung der Rückfallgefahr vor der Reststrafenausset-
zung gesetzlich verankert werden soll. Gerade aus 
unseren Erfahrungen heraus muß ich allerdings auch 
sagen: Externe Gutachten sind auch in zeitlicher 
Hinsicht sehr aufwendig. Vor allem sind im Moment 
kompetente Gutachter sehr selten, und nur kompe-
tente sollten wir aussuchen. Deswegen gilt es auch 
hier, die Kapazität für die wirklich gewichtigen Fälle 
zu schonen und do rt  zu konzentrieren und nicht 
durch einen Schrotschuß auf alle möglichen Fälle zu 
vergeuden. 

Schließlich - ich habe es angedeutet - müssen wir 
sehen, daß es einige höchst gefährliche Täter gibt, 
für die weder lange Strafen genügend Abschrek-
kungswirkung bringen noch Therapien die Rückfall-
gefahr entscheidend mindern können. Solche müs-
sen wir möglichst lange von der Gesellschaft fernhal-
ten. Dazu ist die Sicherungsverwahrung kein schö-
nes, aber das einzige Mittel. Es ist dringend erforder-
lich, bereits beim ersten Rückfall eines Sexualstraftä-
ters diesen Notanker zum Schutz vor höchst gefährli-
chen Kriminellen einsetzen zu können. Außerdem ist 
es geboten, schon die erste Sicherungsverwahrung 
ausnahmsweise unbefristet zu vollziehen, wenn sich 
trotz zehnjähriger Verwahrung nach der Strafe zeigt, 
daß mit aller Wahrscheinlichkeit weitere Sexualstraf-
taten zu befürchten sind. 

Meine Damen und Herren, der Tatbestand des se-
xuellen Mißbrauchs von Kindern wird in wesentli-
chen Teilen zu einem Verbrechen heraufgestuft. Da-
mit werden all die abscheulichen Handlungen zu 
Verbrechen gemacht, an die man in der Öffentlich-
keit im Zweifel denkt, wenn die Forderung nach Ruf-
stufung des Mißbrauchs von Kindern zum Verbre-
chen erhoben wird. Darüber hinausgehende Forde-
rungen, alle Tathandlungen zu Verbrechen zu ma-
chen, sind gut gemeint. Aber wie es eben so oft ist, 
ist gut gemeint das Gegenteil von gut. 

(Beifall der Abg. Gisela F rick [F.D.P.]) 

Wir wollen den Zungenkuß des 15jährigen mit der 
13jährigen - das Beispiel ist nun oft genug zitiert 
worden - nicht zum Verbrechen machen. Wir wollen 
uns auch nicht den Weg des Strafbefehlsverfahrens 
ganz abschneiden, das in leichteren Fällen dem Op

-

fer die Hauptverhandlung ganz ersparen kann. Auch 
das ist nämlich ein Stück Opferschutz. 

Der Entwurf, der heute eingebracht wird, schöpft 
an dieser Stelle und generell die Möglichkeiten des 
Strafrechts sinnvoll aus. Im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren muß die Verbesserung der staatlichen 
Maßnahmen gegen Sexualdelikte rasch kommen. 
Wir sind es den Opfern schuldig. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Ulla Schmidt. 

Ulla Schmidt (Aachen) (SPD): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Während wir de-
battieren, lernen Kinder in der Schule, spielen im 
Kindergarten oder erfahren Wärme und Liebe durch 
ihre Eltern. Aber genau jetzt erfahren Kinder auch 
körperliche und sexuelle Gewalt, fühlen sich Kinder 
ausgeliefert, allein gelassen, schutzlos. Sie brauchen 
unsere Parteinahme und Hilfe. Deshalb glaube ich, 
daß es endlich Zeit wird, das Opfer in den Mittel-
punkt zu rücken und nicht immer den Täter. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Es wird mir in der aktuellen öffentlichen Diskussion 
zu viel über die Täter und zu wenig über die Opfer 
geredet. 

Herr Minister Schmidt-Jortzig, von vielen wurde 
heute angesprochen, daß wir die Opfer in den Mittel-
punkt rücken müssen. Aber allein die Tatsache, daß 
sich Ihre Vorschläge auf das Strafrecht beschränken, 
fördert geradezu, daß wir - auch in der heutigen De-
batte - immer wieder über Strafrecht und Täter spre-
chen, aber sehr wenig über das, was wir tun müssen, 
um die Opfer im präventiven Bereich zu schützen. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen müssen wir weitergehende Fragen stel-
len. Wir müssen fragen: Was muß eigentlich getan 
werden, um weitere Opfer zu vermeiden? Was muß 
geschehen, um potentielle Täter zu verhindern? Wo 
müssen wir ansetzen, um den Kreislauf der Gewalt 
endlich zu durchbrechen? 

(Beifall bei der SPD) 

Allein an diesen Fragen wird deutlich: Mit dem Straf-
recht zu drohen, Herr Schmidt-Jortzig, hat relativ we-
nig Sinn. 

Wir sind uns zwar in der Einschätzung einig, daß 
die Heraufsetzung der Freiheitsstrafe Straftaten nicht 
verhindert, aber ein notwendiges Signal für die Ge-
sellschaft ist, daß wir diese Verbrechen ächten und 
verurteilen werden. Jedoch trifft der Maßnahmenka-
talog, den Sie heute vorgelegt haben, immer nur eine 
kleine Minderheit: die Inhaftierten und die Ange-
zeigten. Das ist nicht die Masse der Täter. Die Masse 
der Täter wird nicht angezeigt und wird niemals ei-
nen Gerichtssaal betreten, wenn alles so bleibt, wie 
es ist. 
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Herr Kollege Eylmann, Sie haben eben von der 
Diskussion in den 80er Jahren gesprochen. Dabei 
meinen wir gerade diese Masse der Täter. Erst in den 
80er Jahren hat eine Enttabuisierung der sexuellen 
Gewalt im familiären Nahbereich stattgefunden. 
Fälle wie Jürgen Ba rtsch waren nie eine Frage in die-
ser Gesellschaft. Jürgen Ba rtsch ist ein Sexualmörder 
gewesen, und Sexualmörder sind immer öffentlich 
angeprangert und verurteilt worden. Die Gesell-
schaft ist ganz eindeutig damit umgegangen: Diese 
Verbrechen wurden nicht geduldet. Aber lange Zeit 
wurden die Augen davor verschlossen, daß sexuelle 
Gewalt in ganz anderen Bereichen stattfindet: Nicht 
der „böse Onkel" - vor dem würden die Kinder weg-
laufen -, sondern der „gute Onkel" war und ist es, 
der Kinder für sexuelle Gewalt so anfällig macht. 

Deshalb werden wir sexuelle Gewalt langfristig 
nur bekämpfen können, wenn wir in der öffentlichen 
Diskussion, in der heutigen Debatte im Bundestag 
und auch bei dem, was wir letztendlich an Maßnah-
men beschließen, den präventiven, also vorbeugen-
den Bereich sowie den Schutz und die Rechtsansprü-
che der Opfer und ihrer Familien genauso wichtig 
nehmen wie die Verfolgung, Bestrafung und Thera-
pie der Täter. Das haben wir mit unserem 30-Punkte-
Programm versucht. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir müssen das Kind, seine eigenständigen Per-
sönlichkeitsrechte, seine Würde und seinen An-
spruch auf umfassenden Schutz durch die Gesell-
schaft zum Ausgangspunkt unseres gesetzgeberi-
schen Handelns machen. Erfolgreiche Prävention, 
verstanden im wahrsten Sinne des Wortes als ,,prae

-

venire " - das heißt: zuvorkommen -, bedeutet in der 
Praxis, Bedingungen dafür zu schaffen, daß Gewalt 
erst gar nicht entstehen kann. 

Weil dies heute manchmal etwas zu kurz kommt, 
möchte ich einige Bereiche exemplarisch aufführen, 
in denen wir tätig werden können: 

Erstens. Wir alle haben meines Erachtens eine 
ganz große Verantwortung und Verpflichtung, die 
wir als Bundestagsabgeordnete durch das wahrneh-
men können, was wir nach außen tragen. Wir sind im 
Interesse unserer Kinder aufgefordert, breit darüber 
zu debattieren, wie wir einen tiefgreifenden gesell-
schaftlichen Bewußtseinswandel herbeiführen kön-
nen, damit Kinder in unserer Gesellschaft ihrer 
Würde entsprechend behandelt und respektiert wer-
den. 

Zweitens. Herr Minister Goll, ich stimme Ihnen zu: 
Das gesamte Umfeld - nicht nur Eltern, Kindergä rten 
und Schulen, sondern auch Ärztinnen und Ärzte, 
Vereine, Kirchen und Sozialdienste - hat die Pflicht 
zum Einschreiten. Niemand darf Augen und Ohren 
verschließen, wenn Erwachsene die Inzest- und Ge-
nerationenschranke durchbrechen. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens. Jeder und jede sollten sich ihrer Verant-
wortung bewußt sein. In diesem Zusammenhang 
spreche ich auch einmal die Vertreterinnen und Ver-

treter der Medien an. Weite Teile der Berichterstat-
tung über sexualisierte Gewalt sind oft von Sensati-
onseffekten bestimmt. Jeder Journalist und jede 
Journalistin müssen wissen: Mit der Auswahl der Bil-
der werden Entscheidungen darüber getroffen, ob 
Kinder bloßgestellt werden oder nicht und ob diese 
Bilder als Anregung für potentielle Täter dienen oder 
nicht. Die mittlerweile alltägliche Darstellung von 
Gewalt und Sex in weiten Teilen der Berichterstat-
tung, der Werbung, in Filmen und im Internet trägt 
mit dazu bei, daß die Hemmschwelle immer weiter 
sinkt, eine zunehmende Entgrenzung zwischen Er-
wachsenen und Kindern stattfindet und dadurch un-
sere Kinder schutzlos werden. 

Viertens. Wir brauchen Modelle der Gewaltprä-
vention. Ein Beispiel hierfür ist die Sozialisierung von 
Jungen. Es sind vor allen Dingen Jungen, die in ju-
gendlichem Alter in der Phase der männlichen Iden-
titätsgewinnung mit sexuellen Mißhandlungen be-
ginnen und diese bis in das hohe Lebensalter prakti-
zieren. 

Hier anzusetzen ist ein ganz wichtiger Bereich der 
Täterprävention. Jungen müssen bei der Entwick-
lung einer männlichen Identität und bei dem Erler-
nen eines Verhaltens, das ohne Gewalt auskommt, 
unterstützt werden. Wer auf eine emanzipierte und 
partnerschaftliche Erziehung zurückgreifen kann, 
braucht keine gewalttätigen Vorbilder wie Rambo 
oder den Terminator. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Fünftens. Es ist mittlerweile bekannt: Zwischen 
körperlicher und sexueller Gewalt in den Familien 
besteht ein enger Zusammenhang. Erwachsene, die 
heute angeben, sie seien Opfer sexueller Gewalt ge-
worden, haben deutlich öfter ein konfliktbelastetes 
Familienleben erlebt. Sie haben Gewalt erfahren und 
deutlich weniger emotionale Zuwendung erhalten. 
Genau hier ist die Stelle, an der die Täter anknüpfen. 
Die Täter suggerieren den Kindern emotionale Zu-
wendung, wissen sie einzuschüchtern, um sie dann 
zu instrumentalisieren. So werden Opfer geschaffen, 
aber auch neue Täter. 

Sechstens. Hier zu handeln ist nicht allein Aufgabe 
der Familie. Wir alle sind aufgefordert, Fami lie als 
bewußt gelebte Lebensgemeinschaft zu begreifen 
und auch zu fördern, eine Familie, in der Kinder mit 
Vertrauen, Selbstvertrauen, Liebe und Wissen ausge-
stattet und gewaltfrei erzogen werden. Erst dann ha-
ben Kinder die besten Chancen, ihre Fähigkeiten zu 
entwickeln. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich weiß genauso 
wie Sie: Einen hundertprozentigen Schutz wird es 
nie geben. Allein das Strafrecht greift mit Sicherheit 
zu kurz. Es setzt erst dann ein, wenn Täter und damit 
neue Opfer wieder vorhanden sind. Wir müssen frü-
her ansetzen. Der Bereich der Prävention ist mit Si-
cherheit der schwierigere Teil. Herr Minister 
Schmidt-Jortzig, ich glaube, er umfaßt auch mehr als 
Tätertherapie und Senkung der Rückfallquote. Er 
muß am Entstehen der Gewalt ansetzen und nicht 
am Ende der Kette von Gewalt. Deshalb halten wir 
die Verankerung von Kinderrechten in unserer Ver- 
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Fassung und das Gebot der gewaltfreien Erziehung 
für einen wichtigen Schritt, die Gesellschaft zu sensi-
bilisieren und den Kreislauf von Gewalt zu durchbre-
chen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn heute morgen Herr Kollege Geis gesagt hat, 
daß Grundrechte ungeteilt sind und deshalb auch 
keine Veränderung brauchen, dann erinnere ich Sie 
daran, Herr Kollege Geis, daß die Menschenrechte 
für uns unteilbar sind. Trotzdem müssen wir uns im-
mer noch darüber unterhalten, ob diese Unteilbarkeit 
von Menschenrechten auch für Frauen gilt - auch in 
unserem Lande, nicht nur in fernen Ländern. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Kinder werden oft als Eigentum von Eltern und Er-
wachsenen betrachtet. Erinnern Sie sich einmal 
daran: Wie oft gehen wir hin und tätscheln ein Kind 
an der Wange, wenn es im Kinderwagen liegt. Es 
lacht uns ja so nett an, und es ist ja so lustig. Deshalb 
machen wir das. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das tut dem 
Kind auch gut!) 

Überlegen Sie einmal, Sie stehen im Aufzug, kom-
men hier ins Plenum, und wir kommen immer und 
sagen: Ach, was sind Sie ein netter Kerl. 

(Heiterkeit) 

Das geht noch bei Bekannten. Aber es zeigt, Herr 
Kollege, wo die Grenze überschritten wird, was ei-
gentlich an eigenständigen Rechten respektiert wer-
den müßte. 

(Beifall des Abgeordneten Wilhelm Schmidt 
[Salzgitter] [SPD]) 

Prävention beginnt im Kopf. Das Verhalten von 
Menschen zueinander, das Verhalten von Erwachse-
nen zu Kindern muß sich in Richtung gleichberech-
tigter Partnerschaft ändern. Wir alle können mit un-
serem Einfluß und unseren Chancen, in die Medien 
zu kommen, dazu beitragen. Wir müssen nur mutig 
genug sein, die Dinge beim Namen zu nennen und 
auch Dinge zu forde rn . 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Hildebrecht Braun. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Alle Mitglieder 
der Kinderkommission des Deutschen Bundestages 
nehmen heute zu diesem Thema Stellung. Das macht 
deutlich, daß die Behandlung des Themas „Kindes-
mißbrauch" eine zentrale Aufgabe aller in diesem 
Haus versammelten Parteien ist. Deshalb sehen wir 
es als gemeinsame Aufgabe an, auch die richtigen 
Lösungen zu finden. 

Wir haben heute eine Regierungsvorlage, die na-
turgemäß nur die Antwort auf gestellte Fragen aus  

der Sicht des Strafrechts bieten kann. Natürlich greift 
diese Antwort zu kurz. Wir wissen, daß die strafrecht-
liche Antwort nur ein Teil der Lösung des gesamten 
Problems sein kann. 

Ich möchte einige Fragen stellen, die uns meines 
Erachtens weit über den heutigen Tag hinaus betref-
fen werden, mit denen wir uns auseinandersetzen 
müssen, wenn wir dem Gesamtproblem gerecht wer-
den wollen. Ich sage Ihnen eines, Frau Schmidt und 
Frau Däubler-Gmelin: Der Hinweis darauf, daß wir 
uns jetzt viel mit Tätern beschäftigen, heißt doch kei-
neswegs, daß wir nicht an die Opfer denken. Ganz 
im Gegenteil. Wenn wir potentielle Opfer, nämlich 
die Kinder, schützen wollen, dann müssen wir uns 
mit den Menschen beschäftigen, die potentielle Täter 
sein können. Das ist doch sonnenklar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen lassen Sie mich Ihnen erst einmal die 
Fragen nahebringen, die meines Erachtens wichtig 
sind. Gerade das Beispiel Flachslanden - dieser 
kleine Ort in Mittelfranken, wo ein erheblicher Teil 
der dörflichen Bevölkerung an unglaublichen Ver-
brechen gegenüber Kindern teilgenommen hat, wo 
über Jahre nichts bekannt wurde - zeigt uns doch 
mehr als deutlich: Warum schweigen Väter, Mütter, 
Tanten, Onkel, wenn sie von sexuellem Mißbrauch 
im familiären Umfeld erfahren? Wir hörten heute, 
80 Prozent der Fälle - so schätzt man - geschehen im 
familiären Umfeld. Fehlt es an der Zivilcourage? 
Fehlt es nicht vielleicht auch an der Einsicht in die 
grauenvollen Auswirkungen dera rtigen Fehlverhal-
tens auf die Kinder? 

Zweite Frage: Wie groß ist denn der Bevölkerungs-
anteil derer, die durch ihre sexuelle Orientierung 
überhaupt als Täter in Frage kommen? 

Drittens. Wie entsteht diese sexuelle Orientierung, 
und inwieweit ist sie tatsächlich therapierbar? 

Viertens. Wie schaut es denn mit der Rückfalls-
wahrscheinlichkeit bei den verschiedenen Täter-
gruppen aus, mit denen wir es hier zu tun haben? 

Vielleicht auch fünftens: Woran liegt es, daß in den 
50er und 60er Jahren sehr viel mehr Fälle von sexuel-
lem Mißbrauch bekannt wurden, die auch zu Verur-
teilungen führten? Könnte es sein - das müssen wir 
ganz offen diskutieren -, daß die größere sexuelle 
Freizügigkeit in unserer Gesellschaft, aber auch in 
den Medien hier eine positive Auswirkung gehabt 
hat? 

Ich muß Ihnen mitteilen, daß die Universität Kiel 
ein Forschungsprojekt zur Beantwortung all dieser 
Fragen vorhatte und daß die Deutsche Forschungs-
gemeinschaft dieses Projekt abgelehnt hat, weil es 
angeblich zu teuer sei. Ich glaube, hier wurde am fal-
schen Ende gespart; denn jeder, der sich in den letz-
ten Wochen ernsthaft mit dieser Thematik beschäf-
tigt hat, weiß, wie viele der Fragen eben noch nicht 
gelöst sind, die aber dringend angesprochen werden 
müssen. 

Wir können schon jetzt sagen: Es gibt Menschen 
mit einer sogenannten pädophilen Hauptströmung. 
Das sind Menschen, die nur mit Kindern Sex erleben 
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können, weil ihre Orientierung eine andere Befriedi-
gung nicht zuläßt. Nach einer Untersuchung von Pro-
fessor Wille aus Kiel ist hier eine Rückfallquote von 
über 85 Prozent gegeben. Er meint, daß eine Thera-
pierbarkeit im Sinne einer Umlenkung des Sexual-
triebs auf andere Erfüllungsmuster nicht möglich sei. 
Genau diese Frage gilt es aber dringend und umfas-
send zu untersuchen. 

Es gibt eine weitere Gruppe, der eine pädophile 
Nebenströmung attestiert wird. Es handelt sich hier 
um Männer, die zwar grundsätzlich auf gleichaltrige 
Sexualpartner hin orientiert sind, die aber in krisen-
haften Situationen auch durch Kinder sexuell erreg-
bar sind. Bei ihnen ist die Rückfallquote niedriger. 
Sie sind wohl am ehesten einer Therapie zugänglich; 
denn für sie ist das sexuelle Erlebnis mit dem Kind 
quasi etwas, was aus der sonstigen Sexualität heraus-
ragt: man könnte sagen - ich bitte, mich hier nicht 
mißzuverstehen -, ein Highlight, das aber nicht sein 
muß, da eben andere Möglichkeiten der sexuellen 
Erfüllung gegeben sind. Hier mag auch die hohe 
Strafdrohung eine gewisse Wirkung haben. 

Schließlich gibt es - das ist mir besonders wichtig, 
dies hier anzusprechen - die Gruppe der pädophilen 
Ersatztäter. Hierbei handelt es sich meist um jüngere, 
sexuell unerfahrene Menschen, die zwar Sexualität 
mit gleichaltrigen Partnern meist des anderen Ge-
schlechts anstreben, aber auf Grund einer Entwick-
lungsstörung oder auch auf Grund von Kontakt-
schwierigkeiten sexuellen Erfolg bei Gleichaltrigen 
nicht erlangen können und daher ersatzweise auf 
Kinder ausweichen. Ich erwähne diese Gruppe des-
halb, weil sie eine äußerst geringe Rückfallquote von 
unter 5 Prozent aufweist. Ich betone, daß dies schon 
in großen Untersuchungen in den 60er Jahren zutage 
getreten ist. Professor Wille hat jetzt wieder Untersu-
chungen unternommen, die zum selben Ergebnis 
führen. 

Da ich zum Schluß meiner Redezeit komme, 
möchte ich mit aller Deutlichkeit dafür werben, daß 
wir jugendliche Täter nicht mit denen in einen Topf 
werfen, die auf Grund ihrer eindeutigen sexuellen 
Orientierung langfristig eine wirkliche Gefahr für die 
Kinder darstellen. Jugendlichen müssen wir eine 
sehr viel größere Chance zur Therapie, aber auch zu 
einer andersgearteten Reaktion des Staates lassen, 
sonst machen wir einen großen Fehler, auch zu La-
sten unserer Kinder. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Braun, Frau Kollegin Wolf wollte eine Frage an Sie 
richten. Würden Sie diese noch beantworten? 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Ja. 

Hanna Wolf (München) (SPD): Herr Kollege Braun, 
ich habe jetzt noch eine Frage, weil Sie so ausführ-
lich auf den Bereich der pädophilen Gewalt einge-
gangen sind, als wenn das praktisch etwas wäre, was 
man nicht abstellen könnte. Ich hätte noch gerne 

Auskunft über einen Punkt. Ist Ihnen nicht bekannt, 
daß Sexualität dieser Art  hauptsächlich ein Ausagie-
ren von Macht ist und nicht eine Sexualität, die man 
ausleben muß? Das ist doch jedesmal die Mär, die 
hier verbreitet wird, daß es eine Sexualität ist. Im 
Grunde weiß man: Es hat mit Sexualität fast nichts zu 
tun, sondern es ist sexualisierte Gewalt. Das ist auch 
bei den Pädophilen der Fall. Diese verfügen anschei-
nend über noch weniger Verantwortungsgefühl oder 
eine Sperre, um zu erkennen, wo Grenzen sind. 

Würden Sie das noch einmal erklären, oder glau-
ben Sie, daß das wirklich eine normale Sexualität ist? 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Es kommt 
sicherlich nicht in Frage, hierbei von normaler Se-
xualität zu sprechen, sondern es handelt sich um eine 
Sonderform der Sexualität mit ganz besonders ge-
fährlichen Auswirkungen. Darüber sind wir uns si-
cher einig. 

Es kann aber nicht angehen, Sexualität ausschließ-
lich auf die Ausübung von Macht, von Gewalt zu re-
duzieren. Es ist sehr viel mehr dabei, Sexualität ist 
ein sehr viel umfassenderer Begriff, der es ganz 
schlicht nicht verträgt, in dieser Form simplifiziert zu 
werden. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: So ist es!) 

Es ist offensichtlich unter den Sexualwissenschaft-
lern keine Frage, daß der von Ihnen in die Diskussion 
gebrachte Aspekt einen Teil ausmacht, aber Sexuali-
tät im Sinne von erlebter sexueller Erfüllung ist zwei-
fellos das eigentlich im Vordergrund Stehende. Der 
von Ihnen angesprochene Aspekt muß natürlich 
ebenso berücksichtigt werden. Wir sollten ihn nur 
nicht als den alleinigen Gesichtspunkt sehen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
noch eine zweite Zwischenfrage beantworten? - 
Aber  dann müssen wir diesen Dialog beenden. 

Hanna Wolf (München) (SPD): Würden Sie bestäti-
gen können, daß erst in allerjüngster Zeit auch auf 
Grund dieser öffentlichen Diskussion folgendes of-
fensichtlich wird? - Bei diesem Phänomen der Pädo-
philen - dieser Name ist ohnehin schon absurd, denn 
das ist keine Liebe zu Kindern, sondern Zerstörung 
von Kindern - handelt es sich einerseits eben doch 
um kriminelle Taten, was wir in der Gesellschaft 
sehr, sehr lange tabuisiert haben, und andererseits 
hatten pädophile Täter - auch von der Wissenschaft 
gestützt - beträchtliche Freiräume. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Nein, Frau 
Wolf, auch hierin kann ich Ihnen nicht zustimmen. 

Es ist sicherlich richtig, daß der Sachverhalt, der 
mit der Bezeichnung Pädophilie umschrieben wird, 
in den Kulturen - auch in den Kulturen lange Zeit vor 
Christi Geburt - längst bekannt war und do rt  teil-
weise auch als Bestandteil der Kultur gesehen 
wurde. Daß wir sie aber heute selbstverständlich als 
einen Ausdruck extremster Form von Kriminalität se-
hen und sehen müssen, ist sonnenklar. 
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Ich glaube, darüber sind wir uns hier alle einig, 
und deswegen sollten wir das vielleicht nicht weiter 
vertiefen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Als nächste hat 
die Kollegin Rosel Neuhäuser das Wo rt . 

Rosel Neuhäuser (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Auch ich möchte kurz noch ein-
mal auf die Rolle der Kinder in diesem Gesetzge-
bungsverfahren eingehen. 

Der Gesetzentwurf der SPD-Fraktion zur Verbes-
serung der Rechtsstellung der Kinder im Grundge-
setz läßt sich natürlich in diese Debatte einordnen, 
jedoch bedaure ich das fast. Ich denke, die Intentio-
nen dieser Grundgesetzänderung gehen weit über 
den Problemkreis von Sexualstraftaten und Gewalt 
an Kindern hinaus. 

Der Ausschuß der Vereinten Nationen für die 
Rechte des Kindes hatte die Bundesrepublik 
Deutschland Ende 1995 zu weiteren Bemühungen 
um einen verfassungsmäßigen Status der Kinder-
rechte ermuntert. Gut anderthalb Jahre später ist die 
Bundesregierung offiziell der Meinung, die Prämis-
sen der UN-Kinderrechtskonvention weitgehend um-
gesetzt zu haben. Aus unserer Sicht besteht zur Zu-
friedenheit jedoch kein Anlaß, im Gegenteil. 

Ich betrachte hier nur einmal die Antwort des Fa-
milienministeriums auf die Frage nach den haus-
haltspolitischen Schwerpunktsetzungen der Bundes-
regierung für die Umsetzung der Verpflichtungen, 
die aus der UN-Kinderrechtskonvention erwachsen. 
Die Auskünfte sind symptomatisch, realitätsfern und 
borniert. Den nachweislich völlig unzureichend refor-
mierten Familienleistungsausgleich kann eine Fami-
lienministerin in der Tat nur dann als Paradepferd 
vorführen lassen, wenn sie die Augen vor der Wirk-
lichkeit ganz fest verschließt. 

Meine Damen und Herren, Kinder sind ein Ar-
mutsrisiko. Diese Einschätzung kommt nicht aus lin-
ken Revoluzzerkreisen, sondern von der Bundes-
bank, aber offensichtlich ist die Bundesregierung im-
mer noch nicht gewillt, ihren politischen Schwer-
punkt anders zu setzen. 

Es geht um die Veränderung der gesellschaftli-
chen Bedingungen in unserem Land, um Gewalt und 
Straftaten zu vermeiden. Darauf haben schon einige 
meiner Vorredner hingewiesen. Daher erscheint es 
mir durchaus als vernünftiger Ansatz, die bisher als 
Individualrechte nicht einklagbaren Vereinbarungen 
im Rahmen der UN-Kinderrechtskonvention recht-
lich so zu fixieren - sei es in der Verfassung oder im 
Bürgerlichen Gesetzbuch -, daß Sonntagsreden und 
schöne Versprechungen allein nicht mehr dazu aus-
reichen, von einer wirklichen Umsetzung dieser For-
derungen zu sprechen. 

Der vorliegende Antrag der SPD ist also ein Schritt 
in die richtige Richtung, ein erster Schritt, der Kinder 
als eigenständige Menschen mit einklagbaren Rech-
ten im Grundgesetz verankert. Es wäre schon viel ge-
wonnen, wenn dies gelingen würde. Es muß alles ge-
tan werden, um die alten paternalistischen Denkmu-

ster von der allgewaltigen Verfügungsmacht der Er-
ziehungsberechtigten über Kinder aufzubrechen, die 
sich immer wieder selbst in die gutgemeinten Diskus-
sionen über das Kindeswohl einschleichen. Der Weg 
zur wirklichen Veränderung im gesellschaftlichen 
Bewußtsein ist noch immer sehr mühsam. Aber auch 
der längste Weg beginnt mit einem ersten Schritt. 

In diesem Sinn ist auch die Forderung nach der 
verfassungsmäßigen Festschreibung einer gewalt-
freien Erziehung zu verstehen. Sicher unterbindet 
eine derartige Gesetzesänderung weder physische 
noch psychische Gewalt gegen Kinder. Aber sie 
kann die gesellschaftliche Akzeptanz von Gewalt als 
Erziehungsmittel mindern. Auf längere Sicht muß es 
aber auch darum gehen, Gewalt innerhalb der Ge-
sellschaft zu mindern und zu verbannen. Die Ursa-
chen von Gewalt müssen benannt werden, und Ge-
walt muß in allen Erscheinungsformen erfaßt wer-
den. Speziell dem Problem materieller Gewalt muß 
erhöhte Aufmerksamkeit gewidmet werden. An die-
ser Stelle stehen wir jedoch noch am Anfang eines 
langen Weges. 

Danke. 
(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Staatsminister der Justiz des Freistaates 
Bayern , Hermann Leeb. 

Staatsminister Hermann Leeb (Bayern): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Vorhaben zu einem 6. Strafrechtsreformgesetz und 
zur Bekämpfung gefährlicher Straftaten beinhalten 
zusammengefaßt wohl die wichtigsten Umwälzun-
gen des materiellen Strafrechtes seit der Strafrechts-
reform. Bei beiden Vorhaben sind wir uns in der Ziel-
richtung einig, und zwar über alle Parteigrenzen hin-
weg. Es muß etwas zum Schutz der Allgemeinheit 
vor gefährlichen Straftätern, vor allem vor Sexual-
straftätern, geschehen, und es muß etwas zur Stär-
kung von höchstpersönlichen Rechtsgütern wie Leib, 
Leben oder sexueller Selbstbestimmung im Straf-
recht geschehen. 

Allerdings sehe ich in der Dringlichkeit der beiden 
Vorhaben gewisse Unterschiede. Die Verbesserun-
gen bei den Strafrahmen sind zweifellos ein wichti-
ges Vorhaben. Aber man kann dieses komplexe 
Thema nicht übers Knie brechen; da ist die Mate rie 
zu umfangreich, und es ist eine schwierige Sache, 
die Strafdrohungen des Strafgesetzbuches in ein 
rechtes Verhältnis zueinander zu bringen. 

Im Zusammenhang mit der Stärkung höchstper-
sönlicher Rechtsgüter steht eine auf bayerischen An-
trag hin gefaßte Entschließung des Bundesrates von 
Anfang 1993. Ich nenne aus dem gleichen Jahr au-
ßerdem eine Entschließung der SPD-Bundestagsfrak-
tion. Darin werden Wertungswidersprüche zwischen 
der Einstufung sogenannter materieller Rechtsgüter 
im Strafgesetzbuch einerseits und höchstpersönlicher 
Rechtsgüter andererseits angeprangert. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Der Professor 
Meyer arbeitet da schon lange dran!) 
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Nur, dieser Entschließungsantrag greift zum Teil 
Wertungswidersprüche auf, die die damalige Regie-
rungskoalition bei der Strafrechtsreform der 70er 
Jahre selbst verschuldet hat. So waren Kindesmiß-
brauch, Vergewaltigung und sexuelle Nötigung mit 
Todesfolge damals genauso mit lebenslanger Frei-
heitsstrafe bedroht, wie das der Raub mit Todesfolge 
noch heute ist. 

Verschwiegen sollte auch nicht werden, daß der 
Kindesmißbrauch bis zur Reform als Verbrechen ein-
gestuft war. Wir sind der Auffassung, daß er erneut 
als das Verbrechen gekennzeichnet werden muß, das 
er nach dem Verständnis der Bevölkerung immer 
war. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des 
Abg. Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]) 

Wenn der Koalitionsentwurf die Stärkung des straf-
rechtlichen Rechtsgüterschutzes verfolgt, kann er auf 
die Unterstützung der Bayerischen Staatsregierung 
rechnen. Er enthält dazu Schritte in die richtige Rich-
tung. Ich nenne beispielhaft die Anhebung des Straf-
rahmens bei der herkömmlichen gefährlichen Kör-
perverletzung, für den minder schweren Fall des Tot-
schlags und, entsprechend unseren Vorschlägen, 
Strafverschärfungen beim Wohnungseinbruch. Im 
Grundsatz zu begrüßen sind weiterhin die Vor-
schläge zur Kindesentziehung unter Einbeziehung 
des Kinderhandels sowie die Änderungen beim 
Scheckkartenmißbrauch und anderes mehr. 

Ich verhehle natürlich andererseits nicht, daß es 
eine ganze Reihe von Punkten gibt, die sich nach un-
serer Auffassung im Bundesgesetzblatt so nicht wie-
derfinden sollten. Das gilt vor allem für den schwe-
ren Raub. Mir leuchtet nicht ein, warum man die 
Qualifikation des bewaffneten Raubes, die auf den 
Schutz von Leib und Leben abzielt, im Strafrahmen 
drastisch abmildern sollte. Wenn man Wertungswi-
dersprüche beseitigen will, läge es doch sehr viel nä-
her, entsprechende Qualifikationen unter anderem 
gegen den Vergewaltiger, der mit Waffengewalt vor-
geht, zu normieren. Hier und in vielen anderen Fra-
gen besteht wohl in der Zukunft in den Ausschüssen 
noch erheblicher Diskussionsbedarf. Ich bin der Auf-
fassung, man sollte die noch nicht abschließend 
durchgeführte Praxisanhörung hier nicht außer acht 
lassen. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das werden wir 
auch nicht!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Be-
reich der Sexualstraftaten muß vordringlich ange-
gangen werden. Die Bürgerinnen und Bürger erwar-
ten, daß rasch ein Schutzkonzept vorgelegt wird. Der 
Koalitionsentwurf enthält Vorschläge, die mit unse-
ren Vorstellungen übereinstimmen, aber es gibt auch 
einige Differenzen. 

Ich nenne nur das Stichwort Sicherungsverwah-
rung. Zwar soll - das finde ich richtig - die Maßregel 
bereits bei der ersten Wiederholungstat angeordnet 
werden können; es soll jedoch ein Sonderstrafrecht 
für Sexualtäter geschaffen werden. Dies stellt einen 
krassen Systembruch im Gefüge des Strafgesetzbu-
ches dar; auch darüber sollte man noch einmal einige 

Worte verlieren. Andere gefährliche Täter, vom Men-
schenhändler über den Geiselnehmer bis hin zum 
Bankräuber, blendet man einfach aus. Das kann 
schon deswegen nicht richtig sein, weil sich der 
Hang zu Gewalttaten mit Sexualbezug nicht spezi-
fisch äußern muß. 

Auch in ihrer Ausgestaltung ist die Regelung zu 
eng. Wie will  man beispielsweise erklären, daß Si-
cherungsverwahrung ausscheiden soll, wenn der er-
kannt gefährliche Täter sofort nach Vollverbüßung 
einer Strafe von einem Jahr und zehn Monaten we-
gen Kindesmißbrauchs erneut ein Kind brutal verge-
waltigt? 

In der bisherigen Diskussion - auch heute ist das 
wieder zum Ausdruck gekommen - haben die 
Aspekte der Sicherung einerseits und der Therapie 
andererseits eine entscheidene Rolle gespielt. Dabei 
ist versucht worden, Gegensätze zu konstruieren 
oder auch Luftgebäude in der Weise aufzurichten, 
daß man einerseits die Therapie des Täters als das 
Mittel der Wahl propagiert und andererseits Strafe 
und Sicherungsverwahrung als bloßes „Wegsperren" 
abqualifiziert, das gegenüber der Therapie keinen 
Sinn machen würde. Ich vermag beides nicht recht 
nachzuvollziehen. So schließen sich Strafe und Si-
cherungsverwahrung sowie Therapie nicht gegensei-
tig aus. Therapie im Vollzug kann in geeigneten Fäl-
len helfen, und sie wird auch praktiziert; die Beto-
nung liegt aber sehr wohl auf dem Wo rt  „geeignet". 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Wolf? 

Staatsminister Hermann Leeb (Bayern): Wenn sie 
kurz ausfällt, im Hinblick auf meine begrenzte Rede-
zeit, gerne. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: Das 
geht nicht von der Redezeit ab!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wir stoppen hier 
immer die Zeit. Das ist bei uns so. 

Hanna Wolf (München) (SPD): Der Bundestag ist 
großzügig; es wird Ihnen, glaube ich, nichts abgezo-
gen. 

Herr Staatsminister, Sie haben gerade etwas zum 
Bereich der Therapie gesagt. Ich habe eine Frage: 
Glauben Sie an die Möglichkeit, daß Therapie etwas 
nützt? Sie wird - das wurde heute eindeutig gesagt - 
als Opferschutz empfunden. Es gibt in Bayern bis 
jetzt 16 Therapieplätze. Ist das ein Ausdruck dessen, 
daß Sie nicht sehr auf dieses Instrument bauen? Und 
wenn Therapie doch als Opferschutz anerkannt wird: 
Wie werden Sie in Zukunft in Bayern dieses Thema 
der Therapiemöglichkeiten behandeln? Baye rn  ist 
Schlußlicht in dem Bereich der Therapieplätze. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Ihre Information 
ist nicht vollständig!) 
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ganz entschieden in Abrede stellen, daß Bayern auf 
diesem Felde Schlußlicht sei. 

Um eines klarzustellen, damit ich nicht mißverstan-
den werde: Auch ich halte ebenso wie die Bayerische 
Staatsregierung insgesamt die Therapie für ein wich-
tiges Mittel, das es in geeigneten Fällen ermöglicht, 
Rückfälle zu vermeiden. Deswegen kann man auf 
Therapie zweifellos nicht verzichten. Aber genauso 
deutlich muß man sagen, daß Therapie nicht das All-
heilmittel sein kann, von dem man sich allen und je-
den Erfolg verspricht. Es ist Tatsache, daß es viele 
therapieresistente Leute gibt. Es ist Tatsache, daß 
viele nicht therapiefähig und nicht therapiewillig 
sind. Es ist auch Tatsache, daß zwar in gewissem Um-
fang die Rückfallgefahr reduziert wird; aber dieser 
Umfang ist nicht so groß, daß man nun alles auf eine 
Karte setzen sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie, Frau Wolf, nun Defizite in Bayern an-
mahnen, möchte ich Ihnen folgendes entgegenhal-
ten: Wir haben in der Justizvollzugsanstalt Stadel

-

heim 16 Therapieplätze für Sexualtherapie. Wir ha-
ben eine eigene Sozialtherapeutische Anstalt in Er-
langen mit 41 Plätzen. Wir bauen heuer eine weitere 
Sexualtherapie in Würzburg mit zusätzlichen zehn 
Planstellen, die mir bewilligt wurden, und dem ent-
sprechenden Geld auf. Wir praktizieren überall do rt , 
wo wir keine eigenen Abteilungen installiert haben 
oder installieren können, Therapie mit Hilfe externer 
Therapeuten und geben dafür sehr viel Geld aus. Ich 
darf beispielsweise daran erinnern, daß sich in räum-
licher Verbindung mit den Justizvollzugsanstalten 
Straubing und Bayreuth Nervenkrankenhäuser be-
finden, aus denen wir die Therapeuten in die Justiz-
vollzugsanstalten hereinholen, um jeden Ansatz 
wahrnehmen zu können, der aus der Sicht des Voll-
zuges erforderlich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie, 
Herr Minister, noch eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Braun? 

Staatsminister Hermann Leeb (Bayern): Bitte sehr. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Herr Staats-
minister Leeb, stimmt die Bemerkung in der gestri-
gen Ausgabe der „Süddeutschen Zeitung", daß die 
41 Therapieplätze in Erlangen ausdrücklich nicht für 
Sexualstraftäter vorgesehen sind? 

Staatsminister Hermann Leeb (Bayern): Das, Herr 
Abgeordneter Braun, ist richtig. Dabei muß ich dar-
auf hinweisen, 

(Lachen bei der SPD) 

daß das Strafvollzugsgesetz Sozialtherapie eben 
nicht nur für Sexualstraftäter, sonder für alle Täter-
gruppen vorsieht. Obwohl wir in Erlangen keine Se-
xualstraftäter therapieren, sehe ich keine Defizite, 
weil wir uns an den Standorten der größeren Justiz

-

vollzugsanstalten auf externe Therapeuten stützen 
können und es auch tun; entsprechende Geldmittel 
sind vorhanden; daran liegt es nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Der Kollege 
Braun wollte noch eine Frage stellen. Sie müssen sie 
nicht zulassen, Herr Staatsminister. 

Staatsminister Hermann Leeb (Bayern): Bitte sehr. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Herr Mi-
nister Leeb, würden Sie mir zustimmen, daß gegen-
wärtig nur 16 Therapieplätze in Bayern angesichts 
67 solcher Plätze in Rheinland-Pfalz oder 116 in 
Nordrhein-Westfalen oder gar 160 in Berlin doch er-
schreckend wenige sind? Ich erkenne wohlgemerkt 
sehr wohl, daß es populärere Dinge gibt, die leichter 
im Landtag durchsetzbar sind, als sehr teure Thera-
pieplätze zu schaffen. Darf ich aber davon ausgehen, 
daß das Projekt Würzburg nicht das einzige sein 
wird, mit dem wir in Bayern versuchen, uns an das in 
anderen Ländern schon bestehende Versorgungsni-
veau heranzutasten? 

Staatsminister Hermann Leeb (Bayern): Herr Ab-
geordneter Braun, zunächst einmal ist für mich die 
„Süddeutsche Zeitung" mit ihrem missionarischen 
Eifer in bestimmte Richtungen nicht der geeignete 
Kronzeuge - das vorweg. 

Zum zweiten sagte ich Ihnen gerade: Wir haben 
mehr als 16 Therapieplätze. Zwar haben wir 16 in ei-
ner eigenen Abteilung in Stadelheim, wir praktizie-
ren aber Einzel- und Gruppentherapie in Verbin-
dung mit benachbarten Nervenkrankenhäusern 
auch an etlichen anderen Orten. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Es gibt keine Ner-
venkrankenhäuser mehr!) 

- Jetzt regen Sie sich aber nicht so auf! Es heißt Be-
zirkskrankenhaus, wenn Sie es genau nehmen wol-
len. Aber das ist ja Beckmesserei, Herr Kollege. 

Nun will ich Ihnen, Herr Braun, aber folgendes sa-
gen: Es kommt nicht so sehr darauf an, ob sie Thera-
pieplätze räumlich vorhalten, sondern es kommt dar-
auf an, ob sie Therapiemöglichkeiten anbieten. Das 
geschieht doch in ganz entscheidendem Umfang, so 
daß das Zahlenspiel, das Herr Holzhaider gestern in 
der „Süddeutschen Zeitung" zelebriert hat, wohl mit 
etwas mehr Zurückhaltung zu genießen ist. 

Nun möchte ich noch zu einem Punkt kommen, 
den Herr Abgeordneter Eylmann angesprochen hat. 
Es geht um die Frage, wer in die sozialtherapeutische 
Anstalt einweisen soll. Soll das, wie er es angedacht 
hat, schon der Tatrichter tun, oder soll das, wie es 
derzeit das Gesetz vorsieht, im Vollzug geschehen? 
Ich bin eindeutig dafür, dieses im Rahmen des Straf-
vollzuges vorzunehmen, einfach deshalb, weil der 
Vollzug länger Zeit hat, um die Therapieeignung 
und -bedürftigkeit eines Straftäters zu beobachten. 
Dagegen bekommt der Tatrichter ja nur einen relativ 
flüchtigen Eindruck von dem zu Verurteilenden. 
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Auch der Sachverständige, auf den er sich stützen 
muß, kann natürlich ebenfalls nur innerhalb eines re-
lativ kurzen Zeitraums überblicken, wie es mit der 
Gefährlichkeit auf der einen Seite und der Bedürftig-
keit für eine Therapie auf der anderen Seite steht. 

Es gibt noch einen Grund, warum man nicht mehr 
oder weniger schon automatisch durch den Tatrichter 
eine Einweisung vornehmen lassen sollte. Therapie 
ist zugegebenermaßen eine sehr teure Angelegen-
heit. Wir müssen mit den uns zur Verfügung stehen-
den Ressourcen, die wir noch ausbauen wollen, na-
türlich sehr sorgfältig umgehen. Mit Rücksicht dar-
auf würde ich es ungern sehen, wenn es häufig auf 
Grund unzureichender Begutachtung zu Fehleinwei-
sungen käme, die falschen Leute an der falschen 
Stelle säßen und unter Umständen Therapiebedürf-
tige nicht zum Zuge kommen würden. 

Von Herrn Kollegen Eylmann war natürlich sein 
Ceterum censeo über die angeblich zu geringe finan-
zielle Ausstattung der Justiz der Länder zu erwarten. 
Ich bin natürlich dankbar, daß man sich darüber Sor-
gen macht. Ich würde mich auch über zusätzliche 
Mittel freuen. Eines muß ich aber doch sagen: Die 
Umsetzung der Vorstellungen, die das Land Bayern 
im Bundesrat eingebracht hat - morgen wird das ab-
schließend beraten -, kostet natürlich sehr viel Geld. 
Ein Stichwort ist der Ausbau der Führungsaufsicht. 
Hier brauchen wir mehr Leute. Auch die Erweite-
rung der Gutachterpflichten etwa im Rahmen der 
Entscheidung über Haftlockerungen oder bedingte 
Entlassungen kostet Geld. Der Ausbau der Siche-
rungsverwahrung kostet Geld, natürlich auch der 
weitere Ausbau und die Vervollständigung der The-
rapieplätze. Es gibt, wie gesagt, in diesem Jahr eine 
neue Abteilung in Würzburg mit immerhin zehn 
Planstellen. Man muß mit einem Personalschlüssel 
von fast 1 : 1 rechnen. Das wird sicherlich nicht die 
letzte Entscheidung in dieser Richtung sein. 

Lassen Sie mich, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ganz zum Schluß noch auf ein anderes 
Thema zu sprechen kommen, das heute auch auf der 
Tagesordnung steht. Unter all den schwierigen The-
men, die Sie heute beraten, befindet sich eine zivil-
rechtliche Perle, auf die ich aufmerksam machen 
möchte. 

Der Bundesrat hat über Parteigrenzen hinweg am 
19. Dezember letzten Jahres einstimmig den Entwurf 
eines Gesetzes zur Verbesserung der zivilrechtlichen 
Entschädigung der Opfer von Straftaten beschlos-
sen. Der Entwurf, der auf eine bayerische Initiative 
zurückgeht, will eine erkannte Schutz- und Gerech-
tigkeitslücke des geltenden Rechtes schließen. 

Kriminalitätsopfer sind in zunehmendem Maße 
ohnmächtig mit der Situation konfrontiert, daß ihre 
Schädiger die Tathandlung öffentlichkeitswirksam 
gegen Entgelt darstellen, die Erlöse aber nicht zur 
Begleichung des angerichteten Schadens herangezo-
gen werden können, weil sie vorher an den Verteidi-
ger oder sonstwen abgetreten worden sind. 

Hier wollen wir ansetzen. Wir wollen erreichen, 
daß an den Honoraransprüchen der Täter, die ihre 
Story vermarkten, ab der Sekunde des Entstehens  

des Anspruches ein gesetzliches Forderungspfand-
recht klebt, das den Opfern und ihren Angehörigen 
zugute kommen soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der PDS) 

Ich meine, hier ist es notwendig zu handeln. Ich wäre 
dankbar, wenn sich auch der Deutsche Bundestag 
diesem Anliegen annehmen würde. 

Eine 'allerletzte Bemerkung: Vielleicht würde eine 
derartige Regelung bei gewissen Gazetten in gewis-
sem Umfang zur Wiederherstellung der guten Sitten 
bei der Berichterstattung beitragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Justizministerin des Landes Niedersachsen, 
die Kollegin Heidi Alm-Merk. 

Ministerin Heidrun Alm-Merk (Niedersachsen): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
habe heute der Diskussion sehr aufmerksam zuge-
hört. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das kann man doch wohl auch erwarten! - 

Weitere Zurufe von der F.D.P.) 

- Bitte nehmen Sie zur Kenntnis, daß ich Ihnen ein 
Lob erteilen möchte. Vielleicht wollen Sie es aber gar 
nicht hören. Das kann ja sein. 

Ich konnte folgendes feststellen: Alle bemühen 
sich, zu der Frage des Reaktiven, nämlich der Frage 
der Verfolgung des Täters, Stellung zu nehmen und 
dabei auch die entsprechenden Patentrezepte zu fin-
den. Wir sind uns in dieser Debatte alle einig gewe-
sen: Ganz zu finden sind sie nicht. Die Frage „Was 
muß vorher alles geschehen, damit nachher nicht so 
diskutiert werden muß, wie wir diskutiert haben?" ist 
dabei aber immer noch zu kurz gekommen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abgeordne-
ten Rita Grießhaber [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] und Rosel Neuhäuser [PDS]) 

Deshalb möchte ich dankbar darauf hinweisen, 
daß der Ansatz, der in dem SPD-Papier enthalten ist 
und gerade von der Fraktion der SPD heute hier vor-
gebracht wurde, die Justizminister der Länder, die 
das Ganze umzusetzen haben, ganz dringend be-
schäftigen muß. Wir wissen alle - das haben wir 
heute gehört -: Das, was wir jetzt beschließen wer-
den, ist sehr, sehr teuer. Wir sagen: Das ist es uns 
wert . Aber wir müssen wissen: Es ist sehr teuer und 
belastet die Haushalte in ganz erheblichem Maße. 
Das bezieht sich nicht nur darauf, daß man, wenn 
man einen Therapeuten gefunden hat, diesen auch 
bezahlen muß, sondern auch darauf, daß gar nicht 
genügend Haftplätze vorhanden sind. Auch das bitte 
ich zu bedenken. 

Dennoch werde ich mich der heutigen Aufgabe 
widmen, zu einigen der Gesetze Stellung zu neh- 
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men. Ich will insbesondere das Thema hervorheben, 
das so häufig verniedlichend als Kinderhandel be-
zeichnet wird. Meine Damen und Herren, das ist tat-
sächlich dramatisch. Es ist eine Art  der Sklaverei, 
und es ist unerträglich zu hören, daß wir von Kauf 
oder Miete sprechen. Und doch ist es Realität: Kinder 
werden „verkauft", „gekauft", „vermietet" und 
„gemietet", und zwar nicht nur außerhalb Europas, 
sondern gerade auch bei uns. 

Ich sage es hier sehr deutlich: Da gibt es nur eins, 
eine sehr unnachsichtige Härte gegenüber den Tä-
tern und damit eine ha rte Reaktion des Strafgesetz-
gebers. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU 
sowie des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger

-

lingen] [F.D.P.]) 

Fassungslos erfährt man in diesem Zusammen-
hang von Fällen, in denen Kinder zu Sexobjekten er-
niedrigt, im Internet und einschlägigen Anzeigen-
blättern wie Handelsware angeboten und so zu Op-
fern fürchterlicher Praktiken werden. Sie alle werden 
solche Zeitschriften kennen. Selbst die eigenen El-
tern verkaufen oder vermieten ihre Kinder an Sexual-
straftäter. Andere Täter brüsten sich damit, Kinder 
aus dem Ausland beschaffen zu können, und bieten 
sogar offen an, daß die Kinder dabei auch zu Tode 
gequält werden können, wenn der perverse Sexual-
täter nur einen genügenden Aufpreis bezahlt. 

Das ist nicht bloß eine Vermutung. Die Vorberei-
tungsarbeiten zum Stockholmer Weltkongreß gegen 
die kommerzielle, sexuelle Ausbeutung von Kindern 
haben aufgezeigt, daß Täter, die bei uns oft so ange-
paßt leben, in das Ausland reisen, um do rt  Kinder 
hemmungslos zu schänden. Daß diesem Sextouris-
mus kommerzielle Bedeutung zukommt, ist bereits 
gesagt worden. Auch hier sage ich: kein Pardon für 
solche Täter. Wenn wir davor weichen, weitet sich 
diese Art  des Sextourismus weiter aus. 

Wer von Ihnen hätte sich vorstellen können, daß 
Kinder im Ausland deshalb adoptiert werden, damit 
man sie anschließend hier bei uns - verborgen hinter 
der Fassade scheinheiliger Elternliebe - ungestört 
fortlaufend sexuell mißbrauchen kann? Wir hatten 
gerade so einen Fall zur Aburteilung in Niedersach-
sen. Ich hatte es nicht für möglich gehalten. 

Wer sich mit diesem Problem befaßt, weiß: Hier ja-
gen die Medien nicht hinter geschmacklosen Phanta-
stereien her. Die mühsame tägliche Arbeit unserer 
Staatsanwaltschaften und Gerichte zeigt: Das ist die 
Realität. Sie muß eingedämmt werden und dem die-
nen, so meine ich, die Gesetzentwürfe, die wir heute 
diskutieren. 

Wenn wir jetzt handeln wollen, so muß aber auch 
klar sein, daß der Opferschutz beschleunigt durchge-
zogen werden muß. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich hätte mir gewünscht, daß dieses Haus schon län-
ger darüber nachgedacht hätte. Ich wende mich jetzt 
an Herrn Geis. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Insbesondere 
der Bundesrat!) 

Wir beide, lieber Herr Kollege Geis, haben über die 
Verfassung sehr lange diskutiert, als wir nach der 
deutsch-deutschen Einigung so gute Chancen für 
Veränderungen hatten. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: So ist 
das: Leider verpaßt!) 

Wir hatten die große Hoffnung - ich betone diese 
Hoffnung in diesem Hause immer wieder, genauso 
wie im Bundesrat -, daß wir uns zu einem so einfa-
chen Satz verständigen wie: Kinder sind gewaltfrei 
zu erziehen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Wer sich dazu in einer Verfassung oder im Bürger-
lichen Gesetzbuch nicht bekennen kann, der verpaßt 
damit die Chance, daß gewaltfrei erzogen wird, daß 
sich die Spirale der Gewalt nicht weiter verstärkt und 
daß wir nicht als Endprodukt die Täter haben, über 
die wir heute reden. Sie können das nicht verschwei-
gen; Sie können in dieser Gesellschaft, die in das 
nächste Jahrtausend geht, nicht hinnehmen, daß 
Kinder immer noch in vielen Bereichen gewaltsam 
erzogen werden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Am Ende dieses Jahrhunderts muß damit Schluß 
sein. Sie müssen zur Würde des Kindes in dieser 
Form Stellung nehmen. Denn, was man als Erwach-
sener nicht will, das ist heute klar gesagt worden, 
will  man auch nicht als Kind. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Jetzt machen Sie 
doch keinen Popanz, Frau Alm-Merk!) 

- Ich habe Ihnen gut zugehört, Herr Geis; ich hoffe, 
auch Sie hören mir zu. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn man sich über meine Ausführungen in dieser 
Weise erregt, scheint man doch etwas Wahres daran 
zu finden. Das ist meine Auffassung dazu. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Sie regen sich 
doch auf!) 

Der Bundesrat hat Ihnen mit dem Entwurf - und so 
komme ich zum Zweiten Opferschutzgesetz - zur Be-
reinigung des Strafgesetzbuches und zur Reform der 
Strafvorschriften gegen Kinderhandel aufgezeigt, an 
welcher Stelle aus Sicht der Länder noch gehandelt 
werden muß und vor allen Dingen, wie gehandelt 
werden kann. Im herkömmlichen Werteverständnis 
der Bevölkerung liegt der Gedanke, die eigenen Kin-
der wie eine Ware zu verkaufen so fern, daß bislang - 
ich hatte das nicht für möglich gehalten - eine Straf-
vorschrift gegen eine solche Untat nicht für erforder-
lich gehalten wurde. 
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Als der Gesetzgeber mit § 14 a des Adoptionsver-
mittlungsgesetzes eine Strafvorschrift gegen den 
Kinderhandel schuf, hatte er als Tätergruppe ledig-
lich die gewerblichen Adoptionsvermittler im Auge, 
die die Not von Eltern in den Entwicklungslände rn 

 ausnutzten und adoptionswilligen Personen in 
Deutschland gegen zum Teil erhebliche Geldbeträge 
Kinder vermittelten. Hier muß jetzt der Riegel vorge-
schoben werden. Meinte der Gesetzgeber damals 
noch, auf eine Strafdrohung gegen die leiblichen El-
tern und die Personen, die das Kind in Deutschland 
bei sich aufnehmen wollten, verzichten zu können, 
hat die jetzt bekannt gewordene Realität dies als 
Fehleinschätzung offenbart. Hier müssen wir korri-
gieren. 

Der Gemeinsamen Zentralen Adoptionsstelle der 
Länder Bremen, Hamburg, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein sind Fälle bekannt geworden, in 
denen Eltern ihre Kinder gegen Geldsummen zwi-
schen 10 000 und 20 000 DM oder auch Sachleistun-
gen wie zum Beispiel Fernseher, Videorecorder, Au-
tos oder Wohnungen geradezu verhökert haben oder 
dabei waren, dies zu tun. Die heimliche Tatausfüh-
rung belegt aber auch die kriminologische Erfah-
rung, daß es ein erhebliches Dunkelfeld in diesem 
Bereich gibt, das es zu durchleuchten gilt. 

Wer sein Kind als Ware in die Hände skrupelloser 
Täter verkauft oder wer Kinder kauft, hat Strafe ver-
dient. Wer so etwas tut, verletzt auf widerwä rtigste 
Weise die Menschenwürde des Kindes, degradiert es 
zu einem verfügbaren Opfer, macht die Schwächsten 
der Schwachen zu Opfern. Kinder, die sich dagegen 
selbst nicht wehren können, bedürfen unseres be-
sonderen Schutzes. Ich will sagen, wie wir ihn erhö-
hen wollen. 

Erstens. Durch die Herausnahme der Strafvor-
schrift aus dem Nebenstrafrecht soll die Bedeutung 
der Norm verdeutlicht werden. Durch die Aufnahme 
in das Kernstrafrecht zeigt der Staat endlich Flagge 
und verdeutlicht den hohen Stellenwert des Kindes-
wohls. 

Zweitens. Der Handel mit Kindern soll zukünftig 
härter bestraft werden und für leibliche Eltern und 
„Kaufeltern" nicht länger straflos bleiben. I llegale 
Adoptionsvermittler sollen ein höheres Risiko laufen, 
wenn sie ihre Dienste für dera rtige Geschäfte anbie-
ten. Dies ist übrigens eine der Maßnahmen, die in 
der „Mitteilung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft über Bekämpfung des Sextourismus 
und des Kindermißbrauchs" vorgeschlagen werden. 

Die Bundesratsinitiative unterstützt zugleich ent-
sprechende Bestrebungen der internationalen Staa-
tengemeinschaft, indem sie die Verfahrensregeln 
über die legale Auslandsadoption absichert, die im 
Haager Übereinkommen über den Schutz von  Kin

-dern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der in-
ternationalen Adoption schon vereinbart worden 
sind. 

Im Prozeßrecht sieht der Entwurf vor, unseren Er-
mittlungsbehörden die Verfolgung und Überführung 
der Straftäter dadurch zu erleichtern, daß für die qua-
lifizierten Formen des Kinderhandels die Möglichkeit  

der Telefonüberwachung geschaffen wird. Außer-
dem wird die Stellung der Opfer des Menschenhan-
dels dadurch verbessert, daß ihnen die Nebenklage-
befugnis eingeräumt wird. 

Zum Schutz der Kinder spielt selbstverständlich 
auch das Verfahrensrecht eine Rolle. Lassen Sie mich 
kurz zu der Frage Stellung nehmen, die auch Sie 
sehr beschäftigt, nämlich zu der Einführung eines 
Videoverfahrens. Ich habe gestern ein solches Ver-
nehmungszimmer in Niedersachsen einrichten las-
sen, und es ist mit der Arbeit bereits begonnen wor-
den. Aber ich habe mir von allen Praktikern sagen 
lassen müssen, daß sie sehr ungeübt bei der Arbeit 
mit der Videokamera sind, daß sie Angst vor der 
Videokamera haben; denn alle ihre Reaktionen wäh-
rend der Befragung des jeweiligen Opfers und damit 
des Zeugen sind ebenfalls festgehalten. Unsere Rich-
terinnen und Richter und Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte sind nicht geübt genug, so etwas zu 
leisten. Sie sind nicht geübt, in feinfühliger A rt  zu 
befragen; sie sind nicht geübt genug, mit neuen 
Technologien umzugehen. Die Universitäten werden 
ihnen das auch zukünftig nicht beibringen. Infolge-
dessen haben wir diese Frage nicht nur rechtlich zu 
lösen, sondern wir müssen vor allen Dingen diese 
Menschen darauf vorbereiten, so daß das, was wir 
wollen, unter dem Strich dabei auch herauskommt. 
Auch dies ist eine ganz wichtige Aufgabe. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich noch eines hervorheben, das mir 
sehr am Herzen liegt. Sie alle haben seinerzeit das 
Adhäsionsverfahren geschaffen, nämlich die Mög-
lichkeit, innerhalb des Strafprozesses auch die zivil-
rechtlichen Schadenersatzansprüche zur Geltung zu 
bringen. Sie haben alle erkennen müssen: Es wird so 
gut wie nicht davon Gebrauch gemacht. Der Straf-
richter hat mit dem Zivilrecht nicht mehr so viel im 
Sinn; er ist nicht mehr sehr geübt. 

(Zuruf von der SPD: Das ist der Fehler!) 

- Das ist der Fehler, aber es ist so. Deshalb müssen 
wir da etwas ändern. 

Unsere Überzeugung ist, daß wir das dadurch ma-
chen können, daß mindestens dem Grunde nach 
über diesen Schadenersatzanspruch und über das 
Schmerzensgeld entschieden wird. Würde über das 
Gesamte entschieden, würde es sehr lange dauern, 
was dem Strafprozeß wiederum nicht förderlich ist. 

Ich denke, wir haben dazu sehr wohl gute Vor-
schläge gemacht. Diese Möglichkeiten bitte ich auch 
entsprechend wahrzunehmen. 

Lassen Sie mich zum Schluß eines sagen: Ich 
glaube, daß der Versuch, der von allen Seiten ge-
macht worden ist, nämlich hier und heute auch an 
die Öffentlichkeit Signale auszusenden, daß wir 
empfindsamer geworden sind, Ihnen im Parlament 
heute gelungen ist. Ich hoffe, daß uns das morgen im 
Bundesrat ebenso gelingt. Ich hoffe, daß die Anträge 
und Beschlüsse, die der Bundesrat gemacht hat, sich 
in das Ganze fügen, damit wir der Bevölkerung sa- 
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gen können: Was wir verabsäumt haben - wir müs-
sen bekennen, daß das so ist -, wollen wir jetzt wie-
der wettmachen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Ma ria Eichhorn. 

Maria Eichhorn (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es gehört 
zu den traurigen Wahrheiten, daß Kinder sexuell 
mißbraucht werden. Diese Taten lösen bei allen Ab-
scheu und Entsetzen aus. Die öffentlichen Diskussio-
nen über die tragischen Fälle von Kindesmord in den 
letzten Monaten haben dazu beigetragen, dieses Pro-
blem stärker ins Bewußtsein zu rücken. Dies war 
wichtig und notwendig. 

Kinder sind wehrlose Opfer. Daher muß unmißver-
ständlich klargemacht werden, daß Erwachsene, die 
meinen, daß Kinder für sie frei verfügbar sind, ha rt 

 bestraft werden. Nicht zuletzt die Initiative der CSU- 
Landesgruppe im vergangenen Herbst hat alle Frak-
tionen dazu veranlaßt, sich ganz gezielt mit den For-
derungen nach Gesetzesänderungen auseinanderzu-
setzen. Es ist in relativ kurzer Zeit gelungen, einen 
Gesetzentwurf vorzulegen. 

Heute geht es um Strafverschärfung, erweiterte 
Therapiemaßnahmen und die Verbesserung des Op-
ferschutzes. Mit den neuen Vorschriften wird der 
Schutz der Kinder vor den Tätern in das richtige Ver-
hältnis zu den Straftaten und zur Strafzumessung ge-
bracht. Es darf nicht wieder vorkommen, daß ein 
Kind Opfer eines Sexualverbrechers wird, der bereits 
wegen einer gleichen Tat verurteilt, aber ohne Thera-
pie in die Freiheit entlassen worden ist. 

Ich halte es für richtig und notwendig, daß das 
Strafmaß bei sexuellem Mißbrauch deutlich erhöht 
wird. Die Abschreckungswirkung des Strafrechts 
wird jedoch nur dann erreicht, wenn wir nicht nur 
die Buchstaben des Gesetzes ändern, 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

sondern wenn die Ge richte den Strafrahmen bei den 
Verurteilungen auch tatsächlich ausschöpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Norbe rt  Geis 
[CDU/CSU]: Die Länder sind gefordert! 

Frau Alm-Merk ist gefordert!) 

Die vorgesehenen Maßnahmen für den Strafvoll-
zug werden die bestehenden gesetzlichen Lücken 
schließen. Für die Wirksamkeit in der Praxis wird es 
aber auch maßgeblich auf die Bundesländer ankom-
men, alles daranzusetzen, die Vorgaben konsequent 
umzusetzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Trotz der angespannten Haushaltslage müssen die 
hierfür notwendigen finanziellen Mittel bereitgestellt 
werden. Es geht um das Leben von Kindern. Es geht  

darum, daß Sexualstraftäter nicht wieder neue Taten 
begehen können. 

Für uns Familienpolitikerinnen und Familienpoliti-
ker ist es ein besonderes Anliegen, daß der Opfer-
schutz verbessert wird. Die Kinder sind im Strafver-
fahren unverzichtbar. Sie sind die wichtigsten Zeu-
gen, um die Täter tatsächlich überführen zu können. 
Sie dürfen bei der Vernehmung im Gerichtssaal je-
doch nicht unnötigen Qualen ausgesetzt werden. Es 
ist deshalb richtig, die Videovernehmung für schutz-
bedürftige Zeugen im Strafprozeß einzuführen. Da-
mit kann dem Kind das nochmalige Zusammentref-
fen mit dem Täter erspart und so das Aufreißen alter 
Wunden verhindert werden. 

Die derzeit vorgesehene Unterstützung durch ei-
nen Zeugenbeistand in der Vernehmung ist ein rich-
tiger Ansatz; doch er reicht nicht aus. Ich halte es 
deswegen für wichtig, daß wir uns im Laufe der wei-
teren Beratungen noch intensiv mit der Einführung 
eines Opferanwalts befassen. Viele Interessenver-
bände fordern das. Bayern hat im Bundesrat schon 
eine entsprechende Initiative eingebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es geht nicht an, das Opfer auch noch mit finanziel-
len Risiken zu belasten, wenn es einen Rechtsanwalt 
hinzuzieht. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Frau Alm-Merk 
hat das im Bundesrat abgelehnt! - Wilhelm 
Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Es muß nicht 
richtig sein, wenn Frau Eichhorn das sagt!) 

Strafrecht, Strafprozeßrecht und Strafvollzugsrecht 
sind wichtige Instrumente zur Verbesserung des 
Schutzes von Kindern vor Sexualstraftätern. Aber ge-
nauso wichtig sind Prävention, Stärkung der Rechte 
von Kindern in unserer Gesellschaft und verbesserter 
Jugendschutz. 

Wir müssen sehr viel stärker nach den Ursachen 
von Gewalt gegen Kinder fragen. Was bringt Männer 
dazu, Kleinkinder zum Spielball für sexuelle Perver-
sitäten zu machen? Wohin entwickelt sich eine Ge-
sellschaft, in der Kleinkinder für Videoaufnahmen 
zur Kinderpornographie mißbraucht werden und 
diese Aufzeichnungen höchsten Absatz finden? Wo-
hin entwickelt sich eine Gesellschaft, in der Gewalt-
filme im Fernsehen selbstverständlich sind? Deswe-
gen wiederhole ich heute an dieser Stelle die Forde-
rung, daß indizierte Filme im Fernsehen nichts zu su-
chen haben, auch nicht zwischen 23 Uhr und 6 Uhr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Es ist die besondere Aufgabe der Familie, gleich-
zeitig aber auch der Gesellschaft insgesamt, den 
Schutz von Kindern zu sichern und ein kinderfreund-
liches Klima zu schaffen. Die UN-Kinderrechtskon-
vention ist in diesem Zusammenhang ein wichtiger 
Leitfaden. Dies zeigt sich auch sehr deutlich bei der 
Reform des Kindschaftsrechts, wo die Verbesserun-
gen der Rechte des Kindes im Mittelpunkt stehen. 

Meine Damen und Herren, die meisten Dramen se-
xuellen Mißbrauchs finden in den Familien bzw. im 
engsten sozialen Umfeld statt. Daher ist es dringend 
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notwendig, die Beratungsmöglichkeiten für die Kin-
der und die betroffenen Familien zu verbessern und 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Jugendäm-
tern  für dieses Aufgabengebiet besser zu qualifizie-
ren; denn Kinder und Eltern brauchen zur Bewälti-
gung der Probleme vertrauenswürdige Gesprächs-
partner und Ratgeber. 

Sich einzumischen ist gerade auch für Pädagogen 
oft eine Gratwanderung; denn wird der Verdacht auf 
Mißbrauch erst einmal in Umlauf gebracht, kann in 
dieser Familie viel kaputtgemacht werden, wenn er 
unbegründet ist. Daher müssen Betreuungspersonen 
und Lehrkräfte in Kinderga rten und Schule für An-
zeichen von Kindesmißhandlung sensibilisiert und 
besser qualifiziert sein, damit sie ihrer besonderen 
Verantwortung gerecht werden können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Zum umfassenden Schutz von Kindern vor Sexual-
straftätern gehört aber auch, daß wir uns verstärkt 
mit dem Jugendschutz in den neuen Medien ausein-
andersetzen. Der Flut von kinderpornographischen 
Darstellungen und sonstigen Gewaltbildern muß ein 
Riegel vorgeschoben werden. 

Wer Kinderpornos im Inte rnet verschickt, miß-
braucht Kinder. Wir haben dieses Problem bei einer 
Anhörung aufgegriffen. Die Kolleginnen und Kolle-
gen und ich waren von den Bildern erschüttert, die 
uns dort  von sexuell mißbrauchten und mißhandelten 
Kindern gezeigt wurden. 

Deswegen besteht zwischen dem heute auf den 
Weg gebrachten Gesetz und dem Entwurf eines Mul-
timediagesetzes, über den demnächst im Bundestag 
beraten wird, ein enger Zusammenhang; denn do rt 

 wird es unter anderem darum gehen, den Schriften

-

begriff im Strafgesetzbuch auf die Datenspeicher zu 
erweitern. Damit kann zukünftig auch die Verbrei-
tung pornographischer Darstellungen im Inte rnet un-
ter Strafe gestellt werden. 

Da das Internet keine Grenzen kennt, können na-
tionale Regelungen natürlich und leider nur einge-
schränkt wirken. Dennoch muß der Anfang gemacht 
werden, um auch auf europäischer und internationa-
ler Ebene zu wirksamen Maßnahmen und Schutzvor-
schriften zu kommen. 

Meine Damen und Herren, durch den Tod von Kim 
und Natalie wurde die Bevölkerung wachgerüttelt, 
wurden Familien verunsichert. Als Familienpolitike-
rin ist es mir deswegen besonders wichtig, daß die 
Gesetzentwürfe jetzt schnell verabschiedet werden. 
Ich bitte Sie alle, dazu beizutragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Dr. Jürgen Meyer. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wer den 
Schutz unserer Kinder vor sexueller Gewalt verbes-
sern will, darf nicht nur und nicht in erster Linie auf 
das Strafrecht setzen. Es ist eine kriminologische Bin-

senweisheit, daß sich Triebtäter nicht durch die Höhe 
der Strafdrohung von ihrem Tun abschrecken lassen. 

Deshalb hat die 'SPD-Fraktion mit ihrem 30- 
Punkte-Progamm ein Gesamtkonzept vorgelegt, das 
den Vorrang der Prävention vor der Repression be-
tont. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Kollegin Ulla Schmidt und die Ministerin 
Alm-Merk haben dazu vorhin einiges ausgeführt. 
Wir sagen: Prävention beginnt in der Familie, aber 
sie endet nicht do rt . Kinder brauchen eine Gesell-
schaft, die ihre Würde respektiert und ihnen ihre 
Rechte zugesteht. 

Dennoch können wir der Frage nicht ausweichen, 
was zu geschehen hat, wenn alle Bemühungen um 
Prävention nichts geholfen haben und ein Kind trotz 
dieser Bemühungen Opfer sexueller Gewalt gewor-
den ist. Unser erster Gedanke hat dann dem Opfer 
zu gelten. Hilfen für das kindliche Opfer und seine 
Familie sind nicht weniger wichtig als die Durchfüh-
rung des Strafverfahrens gegen den Beschuldigten. 

Das Opfer hat einen Anspruch auf Therapie. Scha-
densersatz und Schmerzensgeldansprüche dürfen 
nicht durch zu kurze Verjährungsfristen leerlaufen. 
Vor allem aber darf das unvermeidliche Strafverfah-
ren nicht zu neuen und unzumutbaren Belastungen 
für den kindlichen Opferzeugen führen. Deshalb ha-
ben wir durch unseren Gesetzentwurf vom Novem-
ber 1995 den Einsatz von Videogeräten bei Zeugen-
vernehmungen in der Hauptverhandlung gefordert. 
Ziel ist die Vermeidung von unzumutbar belastenden 
Vernehmungen und von Vielfachvernehmungen der 
Kinder. 

Wir begrüßen es, daß die Koalition jetzt endlich, 
mehr als ein Jahr nach der ersten Lesung unseres 
Entwurfes, einen ähnlichen Entwurf vorlegt. 

Was den von uns geforderten Opferanwalt angeht, 
greift der Vorschlag der Koalition allerdings zu kurz. 
Sie wollen den häufig kindlichen Zeugen, die er-
sichtlich außerstande sind, ihre Befugnisse bei der 
Vernehmung selber wahrzunehmen, nur für den 
Zeitraum der Vernehmung einen Zeugenbeistand 
auf Staatskosten gewähren. 

Wie wollen Sie eigentlich rechtfertigen, daß der 
Beschuldigte, der sich nicht selbst verteidigen kann, 
für die Dauer des gesamten Prozesses einen Pflicht-
verteidiger erhält, das Opfer einen Beistand aber nur 
für den Zeitraum der Vernehmung? Soll das Opfer 
keine Hilfe bei der Vorbereitung der Vernehmung, 
bei der Stellung von Beweisanträgen, bei der Einle-
gung von Rechtsmitteln und bei der Durchsetzung 
seiner Restitutionsansprüche erhalten? 

Die folgende Forderung, Herr Kollege Geis, richtet 
sich ausdrücklich auch an einige Bundesländer. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Geis? 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Sofort. - Geben Sie 
Ihre Kleinlichkeit auf, und erkennen Sie endlich, daß 
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der Schutz der Opfer in einem modernen Strafrecht 
nicht weniger wichtig ist als die Verurteilung des Tä-
ters! 

Bitte schön, Herr Kollege Geis. 

Norbert  Geis (CDU/CSU): Herr Kollege Meyer, ist 
Ihnen bekannt, daß eine entsprechende Initiative des 
Landes Bayern, die eine solche Ausweitung des Op-
feranwaltes vorsah, an der Mehrheit der Länder im 
Bundesrat im Dezember des Jahres 1996 gescheitert 
ist, und zwar vor allen Dingen an der SPD-Mehrheit? 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Kollege Geis, 
mir ist bekannt, daß der Entwurf aus Baye rn , der ein 
wesentliches Element unseres Gesetzentwurfes von 
1995 übernommen hat, im Bundesrat zunächst ge-
scheitert ist. Aber ich appelliere an Sie, unser Ge-
samtkonzept, in dem der Opferanwalt nun wieder 
vorgesehen ist, zu unterstützen. Dann sollten wir in 
Richtung der Länder, in denen Sie eine Mehrheit 
bzw. wir eine Mehrheit haben, gemeinsam überzeu-
gend wirken, so daß wir diesmal mit dem Opferan-
walt zum Zuge kommen. 

(Beifall bei der SPD - Norbe rt  Geis [CDU/ 
CSU]: Da haben Sie die größere Überzeu

-

gungsarbeit zu leisten!) 

Übrigens läßt sich auch ohne neue Gesetze die Be-
lastung von kindlichen Opfern im Strafverfahren 
mindern. Wir denken an die Schaffung kindgerech-
ter Vernehmungsräume und Vernehmungssituatio-
nen. Dazu gehört aber auch - das ist schon mehrfach 
betont worden - eine verbesserte Aus- und Weiterbil-
dung von Polizeibeamten, Staatsanwälten und Rich-
tern, die bei der Aufklärung von Sexualstraftaten an 
Kindern mitwirken. Auch bei der Gewinnung und 
Auswahl von Sachverständigen ist, wie wir gehört 
haben, vieles zu verbessern. Wir fordern die Bundes-
regierung auf, sich im Rahmen der Justizminister-
konferenz dafür einzusetzen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenden 
wir uns nach den Opfern nunmehr den Tätern zu. 
Warum forde rt  auch die SPD, die Mindeststrafe für 
schweren sexuellen Mißbrauch von Kindern auf ein 
Jahr Freiheitsstrafe zu erhöhen? Die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen kritisiert das und meint, durch hö-
here Strafen werde nicht ein einziger sexueller Miß-
brauch verhindert. Das mag sogar richtig sein; aber 
der Einwand verkennt die beiden maßgeblichen 
Gründe für unseren Vorschlag. 

Erstens wird der sexuelle Mißbrauch von Kindern 
durch die Erhöhung der Mindeststrafe künftig statt 
als bloßes Vergehen nunmehr als Verbrechen einge-
stuft. Das hat höchst praktische Konsequenzen für 
die Verbesserung des Schutzes unserer Kinder vor 
sexueller Gewalt. Nach § 30 Strafgesetzbuch wird 
nämlich der Strafrechtsschutz bei Verbrechen in den 
Bereich der Vorbereitungshandlungen vorverlagert. 
Das bedeutet, daß künftig auch die bloße Verabre-
dung zu derartigen Taten etwa in internationalen 
Datennetzen, zum Beispiel im Internet, bestraft wer-
den kann. 

(Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wer den Mißbrauch von Datennetzen als Gefahr er-
kennt, muß unseren Vorschlag unterstützen. 

(Beifall der Abg. Christina Schenk [PDS] 
und des Abg. Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]) 

Oder soll die Polizei mit ihrem Zugriff abwarten, bis 
die Partner der schändlichen Verabredung zur Tat 
geschritten sind? 

(Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: Herr Meyer hat 
recht!) 

Zweitens ist die Aufstufung des sexuellen Miß-
brauchs von Kindern zum Verbrechen eine Folge der 
von uns seit vielen Jahren geforderten Reform der 
Strafrahmen. Es geht darum, daß im Unterschied zur 
Auffassung vergangener Jahrhunderte und des Ge-
setzgebers des Reichsstrafgesetzbuches die höchst-
persönlichen Rechtsgüter, wie Leben, körperliche 
Unversehrtheit, Freiheit und sexuelle Selbstbestim-
mung, ein deutlich größeres Gewicht erhalten müs-
sen als die materiellen Rechtsgüter. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir begrüßen es, daß die Koalition nunmehr einen 
entsprechenden Gesetzentwurf vorgelegt hat. Wir 
werden diesen Entwurf, dessen Grundtendenz unse-
ren Forderungen entspricht, einer genauen Prüfung 
unterziehen. Nachdem Sie, Herr Minister, die insbe-
sondere von meinem Kollegen Bachmaier vorge-
schlagene Expertenkommission nicht eingesetzt ha-
ben, wird eine eingehende Sachverständigenanhö-
rung durch den Rechtsausschuß unvermeidbar sein. 

Aber lassen Sie mich an dieser Stelle eines hinzu-
fügen: Für die Praxis weitaus wichtiger als die not-
wendige Harmonisierung der Strafrahmen ist eine 
Reform des Systems der Strafarten. Was meine ich 
damit? 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Sie wollen ent-
kriminalisieren, Herr Meyer! Das kennen 

wir ja!) 

Ich meine damit unseren Gesetzentwurf, den Sie 
kennen, nämlich die Zurückdrängung der Freiheits-
strafe dort, wo sie mehr Schaden als Nutzen stiftet. 

Lassen Sie uns gemeinsam überlegen, ob es nicht 
sinnvoll ist, etwa bei geringfügigen Vermögensdelik-
ten statt der Freiheitsstrafe vermehrt die Anordnung 
gemeinnütziger Arbeit, die auch Schadenswieder-
gutmachung ermöglicht, oder bei Verkehrsdelikten 
das Fahrverbot als Hauptstrafe oder bei anderen 
Straftaten, die ohne Gewalt begangen worden sind, 
einen obligatorischen Täter -Opfer-Ausgleich vorzu-
sehen. Lassen Sie uns kriminalpolitische Phantasie 
entwickeln und nicht immer nur auf den alten 
Gleisen fortschreiten! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich in der 
kurzen mir zur Verfügung stehenden Zeit noch vier 
der strafrechtlichen Vorschläge unseres 30-Punkte-
Programms nennen. 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 163. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. März 1997 	14663 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 

Erstens. Wir beobachten mit Sorge die offenbar zu-
nehmende Zahl von Fällen - Frau Alm-Merk hat 
eben darüber gesprochen -, in denen Kinder, oft 
durch die eigenen Eltern, an Dritte „vermittelt" wer-
den. Nach geltendem Recht ist ein dera rtiges Han-
deln lediglich als Beihilfe zum sexuellen Mißbrauch 
und deshalb mit obligatorisch milderer Strafe be-
droht. 

Wir werden zu prüfen haben, ob für diese Fälle 
nicht - etwa entsprechend dem Vorschlag des Bun-
desrates - ein besonderer Tatbestand mit deutlich er-
höhter Strafdrohung geschaffen werden sollte. 

Zweitens. Bekanntlich sind die Opfer von Sexual-
delikten häufig erst als Erwachsene in der Lage, über 
das Tatgeschehen zu sprechen. Deshalb haben wir in 
der letzten Legislaturperiode durch eine fraktions-
übergreifende Initiative - übrigens gegen den hin-
haltenden Widerstand der F.D.P. - bei bestimmten 
Delikten das Ruhen der Verfolgungsverjährung bis 
zur Vollendung des 18. Lebensjahres des Opfers be-
schlossen. 

Wir fordern nunmehr, diese Regelung auch auf die 
Delikte des sexuellen Mißbrauchs von Schutzbefoh-
lenen, der Förderung sexueller Handlungen Minder-
jähriger und des sexuellen Mißbrauchs von Jugendli-
chen zu erstrecken. 

Drittens. Der vor einigen Monaten im Plenum erör-
terte Fall des Dr. L., der sich an ausländischen Kin

-dern vergangen hatte, sich aber der deutschen Straf-
justiz entziehen konnte, weil er bei fortbestehender 
deutscher Staatsangehörigkeit seinen Wohnsitz 
rechtzeitig ins Ausland verlegt hatte, hat eine Lücke 
des internationalen Strafrechts offengelegt. 

Wir fordern, zu prüfen, ob es nicht künftig für die 
Anwendung des deutschen Strafrechts und die Beja-
hung der deutschen Strafgewalt genügen sollte, 
wenn der Täter in dera rtigen Fällen entweder deut-
scher Staatsangehöriger ist oder seine Lebensgrund-
lage im Inland hat. 

Viertens - da bitte ich, daß wir das gemeinsam 
überlegen -: Wir stimmen mit der Koalition darin 
überein, daß man Menschen, die eine akute Gefahr 
für unsere Kinder sind, nicht frei herumlaufen lassen 
sollte. Ob aber die Vorschläge der Koalition für eine 
erleichterte Anordnung der Sicherungsverwahrung 
ohne Therapieangebote der richtige Weg sind, be-
darf noch näherer Prüfung. 

Ich verweise dazu auf eine im Freiburger Max-
Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Strafrecht durchgeführte und soeben veröffentlichte 
empirische und rechtsvergleichende Untersuchung 
von Jörg Kinzig. Darin wird auf die Einebnung der 
Unterschiede zwischen schuldgebundener Strafe 
und schuldunabhängiger Sicherungsverwahrung in 
der Strafvollzugspraxis als Problem hingewiesen und 
auf einen deutlichen internationalen Trend, Siche-
rungsaspekten entweder durch längere bestimmte 
Freiheitsstrafen oder durch therapeutisch orientierte 
Maßregeln Rechnung zu tragen. Eine vornehmlich 
der Sicherung dienende Maßregel ohne Therapiean-

gebote gibt es danach in anderen vergleichbaren 
Staaten kaum noch. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das wollen wir 
ja auch nicht!) 

Ein Grund liegt darin, daß die von Ihnen, Herr Kol-
lege Geis, vorgesehene Entscheidung des Richters, 
daß ein Verurteilter nicht mehr therapiefähig, nicht 
mehr behandelbar ist, außerordentlich schwierig ist 
und dem Strafrichter ein sehr hohes und schwer zu 
tragendes Maß an Verantwortung auferlegen würde. 

Wir schlagen vor, diese Erkenntnisse gründlich zu 
prüfen und in die Prüfung auch die Möglichkeiten 
des geltenden Unterbringungsrechts einzubeziehen, 
das bekanntlich schon heute sogar ohne eine ein-
schlägige Verurteilung die Einweisung nicht steue-
rungsfähiger Personen, die eine Gefahr für ihre Um-
welt sind, in die geschlossene Abteilung einer psych-
iatrischen Anstalt ermöglicht. Wir sollten uns also zu-
nächst das geltende Recht genau anschauen, ehe wir 
gemeinsam überlegen, welche Reformen notwendig 
sind. 

Damit komme ich in einer abschließenden Bemer-
kung zu den Vorschlägen der Koalition, soweit sie 
verstärkt auf Therapie setzen. Auch wir sind der Auf-
fassung, daß die Gefahr von Wiederholungstaten auf 
diese Weise deutlich reduziert werden kann. Aber 
was nützen die besten Gesetze, solange wir nicht ge-
nügend qualifizierte Therapeuten haben? Diese 
Frage ist hier schon mehrfach gestellt worden. Die 
Sorge um das Wohl und die Sicherheit unserer Kin-
der sollte uns und die zuständigen Landesregierun-
gen motivieren, die notwendigen Schritte zum Besse-
ren zu tun. 

Setzen wir uns also gemeinsam dafür ein, die The-
rapiemöglichkeiten und -angebote zu verbessern 
und auszubauen. Dabei sollten wir nicht übersehen, 
daß eine therapeutische Betreuung von Sexualstraf-
tätern auch nach Verbüßung der Haftstrafe notwen-
dig sein kann. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege, 
denken Sie an das Ende Ihrer Redezeit, bitte. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Mein letzter Satz: 
Therapie ist kein Allheilmittel; aber wenn es uns mit 
der Verbesserung des Schutzes unserer Kinder vor 
sexueller Gewalt ernst ist, dann sollten wir diesen 
Weg künftig gemeinsam verstärkt beschreiten. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der PDS sowie des Abg. Ecka rt  von Klaeden 
[CDU/CSU] und des Abg. Detlef Kleine rt 

 [Hannover] [F.D.P.]) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Johannes Singhammer. 

Johannes Singhammer (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Müt-
ter und Väter erwarten, daß auf die jüngsten spekta- 
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kulären Fälle von Kindesmißbrauch reagiert wird. 
Deshalb bin ich froh, daß es in kurzer Zeit gelungen 
ist, ein Maßnahmepaket zur Änderung von straf-
rechtlichen Vorschriften vorzuschlagen. Längeres 
Zuwarten wäre auch nicht verantwortbar. Zumindest 
soweit die Möglichkeiten der Gesetzgebung reichen, 
muß alles getan werden, um ähnliche Fälle für künf-
tige Zeit auszuschließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die vorgelegten Ergänzungen des Strafgesetz-
buches haben ein klares Ziel: Kinderschutz vor Täter-
schutz. Vor allem geht es darum, Kinder vor rückfälli-
gen Sexualtätern zu schützen. Zu Recht wollen El-
tern  in Deutschland nicht mehr hinnehmen, wenn 
Straftäter, die sich gegen die sexue lle Integrität von 
Kindern vergangen haben, milde bestraft, vorzeitig 
auf freien Fuß gesetzt werden oder ihnen ein falsches 
Verständnis entgegengebracht wird. 

Ich stimme Ihnen zu, Frau Schmidt, wenn Sie ge-
sagt haben, daß wir den Blick mehr auf die Opfer 
richten müssen. Denn wer den Blick bevorzugt auf 
den Täter richtet, seine Vorgeschichte und seine Bio-
graphie in den Vordergrund rückt und das Leben der 
geschädigten Kinder und auch das Leid der Angehö-
rigen vergißt, handelt nicht human, auch wenn er 
das verspricht. 

Mißbrauch von Kindern ist im übrigen nicht nur 
ein mit sozialen Bedingungen erklärbares Phäno-
men, sondern - das gehört ebenfalls dazu - vor allem 
auch Teil einer persönlichen Schuld, die ein Täter auf 
sich geladen hat. 

Den Änderungen des Strafrechts kommt vor allem 
aber eine bewußtseinsbildende Kraft zu; denn wichti-
ger als die Verfolgung bleibt die Verhinderung einer 
Straftat. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: So ist es!) 

Es darf nicht in den Köpfen von manchen Erwachse-
nen der Eindruck entstehen, man könne sich der Kin-
der wie einer Ware, wie eines verfügbaren Konsum-
artikels bedienen. 

Mit großer Sorge beobachten wir in diesem Zusam-
menhang das boomende Geschäft mit der menschen-
verachtenden Wachstumsbranche Kindersex. Exper-
ten schätzen derzeit hier einen Umsatz von 
500 Millionen DM im Jahr mit wachsender Tendenz. 

Neue Techniken, verantwortungslos angewandt, 
begünstigen den Mißbrauch von Kindern; das ist 
heute schon erwähnt worden. Wenn etwa das Inter-
net als anonymer elektronischer Kontakthof zur An-
bahnung von Kinderprostitution benutzt wird und 
der Kinderschänder sich, zurückgelehnt im Ohren-
sessel und Kaugummi kauend, über internationale 
Datennetze Kinder quasi aus einem Warenkatalog 
heraussucht, dann darf das nicht hingenommen wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie des Abg. Wilhelm Schmidt [Salzgit -

ter] [SPD]) 

Daß diese Bilder keine Hirngespinste sind, zeigt 
der schreckliche Fall aus Rosenheim vor wenigen 

Wochen. Im Internet machte ein Rosenheimer Ehe-
paar gegen 12 000 DM das Angebot, zehn- bis 
14jährige Mädchen zu „grenzenlosen sadistischen 
Handlungen" zur Verfügung zu stellen. Gegen Auf-
preis wurde auch das Töten der Kinder inklusive 
„Entsorgung des Leichnams" offeriert. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, solch schreckliche 
Verirrungen sind bereits festzustellen. 

Der nächste Schritt muß deshalb sein, alles zu tun, 
um zu verhindern, daß diese internationalen Daten-
netze zu verbrecherischen Zwecken eingesetzt wer-
den. Kinder bei uns wie in aller Welt haben An-
spruch auf Schutz. Bei allen unterschiedlichen We rt

-vorstellungen etwa von Menschen auf der saudi-
arabischen Halbinsel oder in Amsterdam denke ich, 
daß es zu einer Verständigung über alle Grenzen hin-
weg kommen kann, die scheußlichen Verbrechen 
des Kindermißbrauchs zu verhindern. Geben wir den 
Kindern Zuwendung, Freundlichkeit, Liebe und vor 
allem Schutz, damit sie wachsen können! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Bundesministerin Claudia Nolte. 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend: Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Zum dritten Mal innerhalb 
weniger Monate sind die grausamen Sexualverbre-
chen an Kindern Gegenstand einer Debatte, die 
heute nach meinem Eindruck sehr sachlich und mit 
großen Übereinstimmungen zwischen den Fraktio-
nen geführt worden ist. 

Sexuelle Gewalt an Kindern ist das Abscheulich-
ste, was man sich vorstellen kann. Selbst do rt , wo das 
Kind nicht zu Tode kommt, ist es ein Mord an Kinder-
seelen. Ich fühle mit den betroffenen Eltern und ver-
stehe ihre Trauer und ihre Wut und weiß mich mit 
Millionen von Bürgerinnen und Bürgern einig, die 
dies mit der Forderung verbinden: Schützt die Kinder 
vor diesen Grausamkeiten! 

Die Betroffenheit und die Reaktion der Bevölke-
rung sind sehr groß, was ein Ausdruck dafür ist, daß 
das öffentliche Bewußtsein für die Verwerflichkeit 
solcher Taten enorm stark ist. Daß es in den letzten 
Jahren so gewachsen ist, ist vor allen Dingen der Ak-
tivität von vielen Bürgerinitiativen und Vereinen zu 
verdanken. Dadurch ist eine hohe Sensibilisierung in 
unserem Land entstanden. Ich möchte für das Enga-
gement dieser Initiativen sehr herzlich danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ihr Wirken hat auch stark die Kampagne der Bun-
desregierung „Keine Gewalt gegen Kinder" unter-
stützt, die wir in den Jahren 1992 bis 1994 durchge-
führt haben. Nicht zuletzt die erste Weltkonferenz 
gegen kommerzielle sexuelle Ausbeutung in Stock-
holm im vergangenen Jahr hat die Öffentlichkeit auf-
gerüttelt. 
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Die Bürgerinnen und Bürger erwarten aber nicht 
nur Worte der Betroffenheit, sondern sie wollen Ta-
ten. Sie wollen, daß der Gesetzgeber reagiert, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und das zu Recht. Deshalb sind für mich die vorlie-
genden Gesetzentwürfe auch so wichtig. Ich unter-
stütze ausdrücklich die vorgesehenen Strafverschär-
fungen durch die Anhebung der Mindest- und 
Höchststrafen. Es ist doch nicht einzusehen und voll-
kommen unakzeptabel, daß Delikte gegen das Ei-
gentum strafrechtlich höher bewe rtet werden als De-
likte gegen die körperliche Unversehrtheit. Hier be-
steht ein krasses Mißverhältnis. 

Bei diesen Gesetzentwürfen geht es um mehr als 
Abschreckung. Wir wollen vor allem Wiederholungs-
taten verhindern. Deshalb wird die Therapiepflicht 
vorgesehen. Deshalb sollen Freigang und vorzeitige 
Haftentlassung nur dann möglich sein, wenn Rück-
fälle ausgeschlossen werden können. Deshalb soll 
die Anordnung von Sicherungsverwahrung leichter 
möglich sein. 

Ich verbinde mit diesen Gesetzentwürfen die Er-
wartung, daß nun auch eine konsequente Strafverfol-
gung stattfindet. Die Gesetzesvorhaben sind ein 
deutlicher Ausdruck dafür, daß der Gesetzgeber sol-
che Verbrechen nicht akzeptiert. Das bedeutet, daß 
Richter und Staatsanwälte das Strafmaß ausschöpfen 
und sich intensiv um solche Strafprozesse kümmern 
müssen und daß die Länder den Strafvollzug sowie 
die notwendigen Therapien ermöglichen. Vieles 
Wichtige ist dazu schon gesagt worden. Ich denke, 
daß die Länder entsprechend sensibilisiert und hand-
lungsbereit sind. 

Wir haben - die Zahlen sind schon genannt wor-
den - in deutschen Haftanstalten insgesamt 2 600 
Sexualstraftäter einsitzen, aber nur 900 Therapie-
plätze. Dieses Mißverhältnis muß korrigiert werden. 
Auch wenn uns allen klar ist, daß Therapie keine 
hundertprozentige Sicherheit gibt, so ist ebenso klar, 
daß der Verzicht auf Therapien bedeutet, Wiederho-
lungstaten ganz bewußt in Kauf zu nehmen. Das 
kann nicht unser Ziel sein. 

Was für Täter möglich gemacht wird, muß erst 
recht für Opfer zur Verfügung stehen. Gerade kindli-
che Opfer brauchen Therapien. Sie werden benötigt, 
um Folgeschäden zu verringern und um zu verhin-
dern, daß aus Opfern später vielleicht selber Täter 
werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wissen, daß 
Sexualmorde nur die Spitze des Eisberges sind. Der 
Handel mit Kindern, Kinderpornos auf Videos und im 
Internet sind hier ebenso zu nennen wie die Miß-
brauchsfälle im sozialen Nahbereich. Monat für Mo-
nat werden in unserem Land etwa 1 300 Fälle von 
sexuellem Mißbrauch angezeigt. Die Dunkelziffer ist 
um ein Vielfaches höher. Gerade wenn die Täter Ver-
wandte, Bekannte oder vermeintliche Freunde sind, 
wird das Vertrauen des Kindes zutiefst zerstört. Wir 
wissen, welche katastrophalen Folgen dies für das 
gesamte Leben des Opfers haben kann. 

Unser primäres Ziel muß es also sein, sexuelle Kin-
desmißhandlungen von Anfang an zu vereiteln. Dazu 
benötigen wir die Aufklärung von Eltern, Schulun-
gen von verantwortlichen Erziehern, Lehrern und 
Ärzten, aber auch die erhöhte Aufmerksamkeit von 
uns Erwachsenen gegenüber Hilfesignalen von Kin-
dern. Prävention bedeutet, Kinder so stark zu ma-
chen, daß sie bei unangenehmen Berührungen nein 
sagen können und daß sie negative Geheimnisse 
nicht für sich behalten müssen. Unsere Kinder brau-
chen Vorbilder und Identifikationsmuster - gerade 
auch Jungen, die dies oft aus dem Fernsehen bezie-
hen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Ministerin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Nie-
huis? 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend: Ja, bitte. 

Dr. Edith Niehuis (SPD): Ich habe die Debatte den 
ganzen Morgen über verfolgt. Ich höre jetzt Ihren 
Appell bezüglich der Prävention. In diesem Zusam-
menhang habe ich eine Frage: Sie wissen ja, daß die 
SPD-Bundestagsfraktion hierzu den Vorschlag für 
eine Grundgesetzänderung vorgelegt hat, der einer-
seits die Stärkung der Rechte der Kinder und ande-
rerseits die gewaltfreie Erziehung forde rt . Nun habe 
ich von Ihren Kollegen heute gehört, daß die Grund-
gesetzänderung abgelehnt wird. 

Sie als Bundesregierung haben die UN-Kinder-
rechtskonvention unterzeichnet. Sie mußten im No-
vember 1995 in Genf dem Ausschuß „Rechte für die 
Kinder" mitteilen, was Deutschland hinsichtlich der 
UN-Kinderrechtskonvention tut. Hierzu möchte ich 
aus dem Prüfungsbericht zitieren, und zwar aus dem 
Teil, der sich auf die Unterhaltung mit Vertretern der 
Bundesrepublik Deutschland bezieht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Frage!) 

- Die kommt jetzt. Ich muß ja darstellen, was ich fra-
gen will . 

Ich möchte wissen, ob Sie das, was in diesem Prü-
fungsbericht steht, bestätigen und was Sie damit 
meinen. Wortwörtlich steht do rt : 

Der Ausschuß begrüßt wärmstens die Information 
seitens des Vertragsstaates 

- das ist Deutschland - 

dahin gehend, daß die Aufnahme des Überein-
kommens über die Rechte des Kindes in die deut-
sche Verfassung erwogen wird, und ermuntert in 
diesem Sinne den Vertragsstaat, seine fortgesetz-
ten Bemühungen hin auf einen verfassungsmäßi-
gen Status des Übereinkommens aufrechtzuer-
halten. 

Daraus schließe ich: Die Bundesregierung hat, ver-
treten durch Ihr Ministe rium, in Genf der UN ver-
sprochen, die Rechte der Kinder in unsere Verfas-
sung aufzunehmen. Würden Sie dies bestätigen oder 
nicht? 
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Claudia Nolte, Bundesministerin für Fami lie, Senio-
ren, Frauen und Jugend: Das ist in meinen Augen 
eine weitreichende Interpretation, auch in der Wie-
dergabe dieses Protokolls. Denn die Bundesregie-
rung kann sich nicht dem Sachverhalt verschließen, 
daß wir vor einigen Jahren eine sehr ausführliche 
Grundgesetzdebatte in diesem Hohen Hause geführt 
haben und sich der Gesetzgeber dagegen entschie-
den hat, die Verfassungsänderung vorzunehmen, 
weil er der Überzeugung ist - das können Sie doch 
dem Hohen Hause nicht absprechen -, daß in unse-
rer Verfassung die Rechte von Kindern, die Unver-
sehrtheit der Würde eben auch von Kindern aus-
drücklich verankert sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es widerspricht dem nicht, daß die Bundesregie-
rung sich nach wie vor in der Verpflichtung sieht, 
Verfassungswirklichkeit und Verfassungstext immer 
wieder einer Prüfung zu unterziehen. Ich sehe aber 
im Moment keinen aktuellen Änderungsbedarf. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage der Kollegin Mascher? 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Fami lie, Senio-
ren, Frauen und Jugend: Bitte schön. 

Ulrike Mascher (SPD): Frau Ministe rin, Sie haben 
gerade gesagt, die Unversehrtheit der Würde der 
Kinder stünde ausdrücklich in der Verfassung - aus-
drücklich. 

(Bundesministerin Claudia Nolte: Kinder 
sind Menschen, Frau Kollegin!) 

- Lassen Sie mich den Satz doch zu Ende bringen. 
Sie haben gesagt: ausdrücklich. Ich verstehe das so, 
daß Kinder als Grundrechtsubjekte ausdrücklich in 
der Verfassung erwähnt werden. Es würde mich ein-
mal interessieren, in welchem Grundgesetzartikel ich 
das finden kann. Leider ist es eben nicht gelungen, 
Kinder in Art . 6 ausdrücklich als Grundrechtsubjekte 
aufzunehmen. 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Fami lie, Senio-
ren, Frauen und Jugend: Liebe Frau Mascher, ich 
wehre mich in der Tat dagegen, zwischen verschie-
denen Sorten von Menschen zu unterscheiden. Kin-
der sind Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das steht ausdrücklich in Art . 2, der so auch Kinder 
mit umfaßt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Ministerin, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage der Kollegin 
Fuchs? 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend: Das ist dann die letzte, da-
mit wir die Diskussion nicht unendlich weit ausdeh-

nen. Wir haben heute vormittag, denke ich, schon 
sehr intensiv diskutiert. Aber ich werde die Zwi-
schenfrage zulassen, damit wir das danach nicht 
noch vertiefen und verlängern müssen. Bitte. 

Anke Fuchs (Köln) (SPD): Ich frage folgendes, da-
mit wir wissen, worüber wir reden, Frau Ministerin. 
Meine Kollegin Edith Niehuis spricht von einem Do-
kument vom Ende des Jahres 1995. Ich frage Sie 
noch einmal: Was hat die Bundesregierung getan, 
um jenen Passus umzusetzen, der da heißt, daß der 
Ausschuß es begrüßt, daß die Aufnahme des Über-
einkommens über die Rechte des Kindes in die deut-
sche Verfassung erwogen wird, und daß er dazu er-
muntert? Sie fühlten sich also ermuntert, diese Dinge 
in die Verfassung hineinzunehmen. 

Die alte, sehr unerfreuliche Debatte in der Gemein-
samen Verfassungskommission über die Änderung 
des Grundgesetzes kann Sie doch nicht davon abhal-
ten, nun zu sagen: Jetzt, auf der neuen Grundlage 
dessen, was ich im internationalen Konzert zugesagt 
habe, bemühe ich mich als Ministerin, die Rechte des 
Kindes in der Verfassung zu verankern. 

Stehen Sie zu Ihren internationalen Aussagen, 
oder machen Sie draußen eine Show, die Sie hier 
dann nicht umsetzen können? Das würde mich doch 
einmal interessieren. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend: Liebe Kollegin Fuchs, ich 
finde es redlich, in einer Anhörung, gerade vor ei-
nem so wichtigen Ausschuß - dieses Erwägen und 
Prüfen ist uns als Ausschuß als Auftrag mitgegeben 
worden -, diesen Auftrag anzunehmen und zu sagen: 
Natürlich, wir erwägen und prüfen das auch noch 
einmal. Ich muß es aber im Lichte der kurz vorher ab-
geschlossenen Debatte über die Grundgesetzände-
rung tun und kann nicht ein Jahr später einen ande-
ren Handlungsspielraum für mich definieren, als er 
ein Jahr vorher bei der Verabschiedung der Grund-
gesetzänderung gegeben war. 

(Zuruf der Abg. Anke Fuchs [Köln] [SPD] - 
Gegenruf von der CDU/CSU: Steht doch 
alles schon in der Verfassung, Frau Kolle-

gin!)  

- Ich würde gern fortfahren. 

Ich denke, eine wichtige Hilfe für Kinder, für 
Jugendliche, für betroffene Eltern stellen die vielen 
Beratungsstellen dar, die als Ansprechpartner Eltern, 
Kindern und Pädagogen zur Verfügung stehen. Sie 
sind auch in Zukunft auf Förderung angewiesen. Das 
dafür notwendige Geld brauchen Länder und Kom-
munen auch künftig. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Mein Ministerium bemüht sich dabei besonders um 
die Qualifikation von Multiplikatoren und um Auf-
klärungsmaterial. Zudem finanziert es seit 1996 den 
Aufbau eines flächendeckenden Netzes von Krisen- 
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telefonen für Kinder und Jugendliche in den neuen 
Bundesländern, da das Angebot dieser wichtigen Be-
ratungsmöglichkeit dort völlig unzureichend war. 

Aufklärung und Erfassung - das sind auch die Auf-
gaben der von meinem Haus seit 1993 mit 1 Million 
DM geförderten bundesweiten Informations- und 
Dokumentationsstelle zu Kindesmißhandlung und 
Kindesvernachlässigung in Münster. Wir wissen, daß 
wir in diesem Bereich noch Wissensdefizite haben. 
Ich bin davon überzeugt, daß diese Einrichtung, die 
als zentraler Sammlungsort für Fachinformationen 
und als Informationsstelle für die Fachöffentlichkeit 
über Konzeptanalysen, Intervention, Therapien, Prä-
vention und wissenschaftliche Auswertung fungiert 
diese Wissensdefizite beheben kann. 

In die gleiche Richtung geht das seit 1994 von mei-
nem Haus geförderte Forschungsvorhaben zu den 
Entstehungsbedingungen von Pädophilie. Wir wol-
len damit Ansätze entwickeln, die der Pädophilie 
entgegenwirken können; denn wir wissen, daß diese 
eine der Ursachen für den Bedarf und damit für die 
Nachfrage und Produktion von Kinderpornographie 
ist. Wir müssen das Übel also an der Wurzel anpak-
ken. 

Ich setze auf langfristige Strategien, den sexuellen 
Mißbrauch zu verhindern. Das ist für mich auch der 
Maßstab für die nationale Umsetzung der Forderun-
gen von Stockholm. 

Ich fordere uns alle auf, die vorliegenden Gesetz-
entwürfe zügig zu beraten. Lassen Sie uns alle auf-
merksamer sein beim Hören von stummen Hilferufen 
von Kindern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der in der Ta-
gesordnung aufgeführten Vorlagen an die do rt  ge-
nannten Ausschüsse vorgeschlagen. Die Gesetzent-
würfe der Koalitionsfraktionen zur Bekämpfung von 
Sexualdelikten und anderen gefährlichen Straftaten, 
Drucksache 13/7163, zur Reform des Strafrechts, 
Drucksache 13/7164, und zur Änderung der Strafpro-
zeßordnung, Drucksache 13/7165, sollen zur Mitbe-
ratung zusätzlich dem Innenausschuß und dem Aus-
schuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
überwiesen werden. Sind sie damit einverstanden? - 
Das ist der Fall. Dann sind die Überweisungen so be-
schlossen. 

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 4 a und 4 b 
auf: 

a) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Ottmar Schreiner, Gerd Andres, Doris 
Barnett, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 
Entwicklung der Vermögen und ihrer Ver-
teilung 

- Drucksachen 13/2406, 13/3885 -  

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Ottmar Schreiner, Hans-Eberhard Urba-
niak, Gerd Andres, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
Offensive zur Förderung der Arbeitneh-
merbeteiligung am Produktivvermögen 
- Drucksache 13/4373 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine Stunde vorgesehen. Wider-
spruch? - Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Kol-
lege Hans Urbaniak, SPD. 

Hans-Eberhard Urbaniak (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Frage der Vermö-
gensbildung in Arbeitnehmerhand wird seit vielen 
Jahrzehnten erörtert. In der Sache ist man, was die 
Konzentrierung der Verteilung des Produktivvermö-
gens angeht, nicht entscheidend vorangekommen. 
Es ist eine sehr bedenkliche Situation, daß sich 
80 Prozent des Produktivvermögens auf 3 Prozent der 
Bevölkerung konzentrieren. Dies ist äußerst unge-
sund, schafft Machtstrukturen und politischen Ein-
fluß, der der Demokratie in unserem Lande nicht för-
derlich ist. Die Bundesregierung hat in ihrer Regie-
rungszeit seit 1982 auf diesem Gebiet völlig unzurei-
chend gehandelt. Das muß geändert werden! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord-
neten der PDS) 

Wir haben daher in unserer Großen Anfrage auf 
die vielen Mißstände hingewiesen und verlangen, da 
diese Anfrage völlig unzureichend beantwortet ist 
und auch keine Perspektive aufweist, daß Maßnah-
men ergriffen werden. Wir fordern die Bundesregie-
rung auf, nach einem bestimmten Tableau, das wir 
ihr vorschlagen, einen Gesetzentwurf für die Vermö-
gensbildung in Arbeitnehmerhand zu erarbeiten. 

Wir gehen davon aus, daß die Bundesregierung 
dies auch noch in dieser Legislaturperiode tut, denn 
sie selber hat im Jahreswirtschaftsbericht 1996 ange-
kündigt, ganz bestimmte Tatbestände in der Frage 
der Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand voran-
bringen zu wollen. Im Jahreswirtschaftsbericht 1997 
findet man davon überhaupt nichts mehr. Muß man 
davon ausgehen, daß Sie diesen wichtigen politi-
schen Gedanken der Umverteilung des Produktiv-
vermögens tatsächlich aufgegeben haben, oder wie 
handhabt die Bundesregierung dieses Thema über-
haupt? - Dazu müssen Sie hier eine klare Antwort 
geben; das verlangen wir von Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sehen wir uns nun die Situation bei den Geldver-
mögen an, so stellen wir fest: 31 Prozent der p rivaten 
Geldvermögen sind auf 5,6 Prozent der bundesdeut-
schen Haushalte konzentriert, 50 Prozent dieser Ver- 
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mögen konzentrieren sich auf 10 Prozent der deut-
schen Haushalte, und die letzten 2,5 Prozent des 
Geldvermögens konzentrieren sich auf 50 Prozent 
der Bevölkerung. Nach entsprechenden Erhebungen 
fließen 32 Prozent der Dividenden und Zinsen in 
2 Prozent der Haushalte. 

Daraus können Sie ganz klar erkennen, wie kata-
strophal die Entwicklung ist, denn diese Geldvermö-
gen werden ja aus dem Bestand des Produktivvermö-
gens gespeist. Wenn Sie das nicht ändern, wird die 
Kopflastigkeit natürlich immer größer, und wir kom-
men nicht zu einer sinnvollen Verteilung. Darum for-
dern wir Sie auf, endlich einen Gesetzentwurf vorzu-
legen, der uns in dieser Frage weiterb ringt. 

(Beifall bei der SPD) 

Sieht man sich aber die Belastung der Arbeitsein-
kommen und die Nettolohnentwicklung an, so ha-
ben wir hierbei einen Zuwachs von 41,8 Prozent zu 
verzeichnen, in demselben Zeitraum aber einen Zu-
wachs der Erträge aus Produktivvermögen von 
125 Prozent. Dies ist ein Skandal! Das müssen Sie 
doch bestätigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir schlagen daher - erstens - eine Erhöhung der 
materiellen Anreize, einen Förderhöchstbetrag von 
1 200 DM vor. Die Arbeitnehmersparzulage muß er-
höht werden, der Steuerfreibetrag nach § 19a des 
Einkommensteuergesetzes ist auszuweiten. 

Zweitens. Für uns spielt eine ganz besondere Rolle 
- das haben wir in den zurückliegenden Jahren im-
mer wieder betont -, die Handlungsmöglichkeiten 
der Tarifvertragsparteien für vermögenspolitische 
Vereinbarungen klarzustellen und abzusichern. 
Dazu gibt es eine ganze Reihe von Vorschlägen auch 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes, nämlich Tarif-
verträge über gemeinsame Einrichtungen und Ver-
mögensbildungsfonds abzuschließen. Dieses ist mög-
lich, nur muß die Bundesregierung dazu eine klare 
Aussage treffen und eine klare rechtliche Absiche-
rung vornehmen. Dieses Instrument würde uns über 
die Tarifpolitik ganz entscheidend nach vorn brin-
gen. Darum weisen wir besonders auf diesen Punkt 
hin. 

Der dritte, von uns besonders herausgearbeitete 
Punkt ist die Sicherung des Mitarbeiterkapitals bei 
Insolvenzen und der Schutz vor Verlusten, denn die 
Zahl der Insolvenzen hat in dieser Republik bei der 
ach so tollen Wirtschaftspolitik von Herrn Rexrodt 
tatsächlich einen Rekord erreicht. Die Leute verlieren 
dabei ihr Eigentum und ihr Vermögen mit einer 
Schnelligkeit, mit der das Wasser nicht durch den 
Rhein fließen kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Der vierte Punkt ist eine Nutzung der öffentlichen 
Förderung privater Investitionen, die wir auch in 
vermögenspolitischer Hinsicht unterstützen können 
und unterstützen wollen. Dies geht aus der schriftli-
chen Begründung unseres Antrages ganz deutlich 
hervor. Das Papier der Kirchen „Für eine Zukunft in 
Solidarität und Gerechtigkeit" hält Ihnen vor, daß Sie 
besonders bei der Vermögensentwicklung in den  

neuen Ländern versagt haben. Denn 80 Prozent der 
Privatisierung, die in den neuen Ländern durch die 
Treuhandanstalt stattgefunden haben, haben sich auf 
Westdeutsche bezogen. Dies ist eine ganz schlimme 
Entwicklung, weil Sie damit die Grundlagen für eine 
breite Vermögensentwicklung, eine Beteiligung der 
Arbeitnehmer im Bereich der neuen Länder am Pri-
vatvermögen, nicht gelegt haben. Sie haben auch 
unsere Anträge aus 1992 und 1993 abgelehnt. Sie ha-
ben also nicht die Chance wahrgenommen, bei dem 
Neuanfang in den neuen Ländern eine sozial ge-
rechte Grundlage auf diesem Gebiet zu schaffen. Da-
her haben wir gerade in den neuen Ländern eine 
sehr ausgeprägte Kopflastigkeit bei der Produktivi-
tätsstatistik. Dies muß natürlich geändert werden. 
Daran sollten Sie mit uns gemeinsam arbeiten. 

(Beifall bei der SPD) 

In unserem Lande wird - das ist Skandal genug - in 
vielen Bereichen von Armutsberichten - die Bundes-
regierung ist auch dazu aufgefordert -, aber auch 
von Reichtumsberichten gesprochen. Beides gehört 
zusammen; darüber muß berichtet werden. Sie 
scheuen sich jedoch davor, weil damit die Kluft, die 
sich auf diesem Gebiete aufgetan hat, besonders 
deutlich wird. Daher werden wir immer wieder for-
dern, solche Berichte vorzulegen und hier klares sta-
tistisches Material für die weitere Entwicklung einer 
gerechten Lösung in Arbeitnehmerhand aufzuberei-
ten. 

Wenn Sie keine gerechte Vermögensverteilung 
schaffen und die Chancen der Entwicklung in Indu-
strie, Bankgewerbe und allen anderen Bereichen, in 
denen Vermögen geschaffen wird, nicht nutzen, 
dann werden die Zahlen für die betroffenen Arbeit-
nehmer noch viel ungünstiger werden. Darum ver-
langen wir, insbesondere mit Blick auf die Chancen 
der Gewerkschaften hinsichtlich der Bildung von Ta-
riffonds endlich Klarheit zu schaffen, um für breite 
Schichten der Arbeitnehmerschaft und der Bevölke-
rung die Voraussetzungen für eine Umsteuerung zu 
schaffen, so wie es „Schorsch" Leber bei der IG Bau 
gemacht hat und wie es bei der IG Chemie gemacht 
worden ist, wo wir sehr gute Erfolge haben. Aber es 
reicht natürlich überhaupt nicht aus, dies allein auf 
die Betriebe zu beziehen. 

Schon die Dominikaner sagen: Ein Misthaufen, auf 
einem großen Feld aufgeworfen, bringt nichts. Dieser 
Dünger auf dem Lande schön verteilt, schafft eine 
gute Ernte. Daher sage ich zum Schluß: Das Produk-
tivvermögen, gut verteilt, stabilisiert nicht nur Demo-
kratie, sondern schafft auch Gerechtigkeit für die 
Menschen, die das Produktivvermögen überhaupt 
erst schaffen. Das sind die Arbeitnehmer, und die ha-
ben Sie in dieser Frage im Stich gelassen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Wolfgang Vogt, CDU/CSU. 

Wolfgang Vogt (Düren) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Im Zentrum der 
Aussprache steht, wie die Beteiligung der Arbeitneh- 
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mer am Produktivkapital gefördert werden kann. 
Deshalb möchte ich zunächst einem Mißverständnis 
vorbeugen. Die Frage lautet nicht, ob das Bausparen 
oder das Beteiligungssparen gefördert werden soll. 
Ich möchte, daß möglichst viele Bürger am Produk-
tivkapital beteiligt sind. Genauso möchte ich, daß 
möglichst viele Menschen Wohneigentum besitzen. 

Ohne Zweifel ist Wohneigentum für viele ein er-
strebenswertes Gut. Für viele Bürger steht es in der 
Dringlichkeitsskala ganz oben. 

Unsere Anstrengungen, den Erwerb von Wohnei-
gentum zu unterstützen, haben gute Frucht ge-
bracht. 1962 hatten in den alten Bundesländern erst 
38 Prozent der p rivaten Haushalte Wohneigentum; 
1993 waren es 50 Prozent. 1962 hatten nur 31 Prozent 
der Arbeitnehmerhaushalte Wohneigentum; 1993 
waren es schon 52 Prozent. Die neuen Länder hinken 
natürlich hinterher. Wie könnte das anders sein? Die 
PDS läßt grüßen. 1993 verfügten do rt  nur 28 Prozent 
der privaten Haushalte über Grundvermögen. Aber 
der Aufholprozeß hat begonnen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, trotz dieser be-
achtlichen Erfolge haben CDU/CSU und F.D.P. nicht 
die Hände in den Schoß gelegt. Die Einkommens-
grenzen, die für die Gewährung der Wohnungsbau-
prämie maßgeblich sind, wurden auf 50 000 DM bzw. 
100 000 DM erhöht, wenn die vermögenswirksamen 
Leistungen zum Bausparen verwandt werden. Die 
Umstellung der steuerlichen Förderung des selbstge-
nutzten Wohneigentums auf eine Eigenheimzulage 
mit einer Zusatzförderung je Kind wird von den Bür-
gern lebhaft angenommen. Nach Auskunft der Län-
der ist die soziale Wirkung dieser Förderung positiv. 
Bürger mit niedrigem Einkommen haben mehr 
Chancen zum Eigentumserwerb. Deshalb betone ich: 
Vermögenswirksame Leistungen und Bausparen 
müssen auch künftig zusammenbleiben. 

Was ich mit Blick auf die Entwicklung des Wohn-
eigentums gesagt habe, kann ich so für die Beteili-
gung der Arbeitnehmer am Produktivkapital nicht 
sagen. Sie steckt in den Kinderschuhen. Aber eine 
Meine Warnung an den Kollegen Urbaniak, der wie-
der mit - zumindest im Tonfall - starken Worten gere-
det hat: Was in der Zeit zwischen 1970 und 1982 von 
Ihnen auf dem Gebiet der Förderung der Vermö-
gensbildung in Arbeitnehmerhand geschaffen wor-
den ist, war kläglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

1970 wurde das Vermögensbildungsgesetz erweitert, 
nach Grundsätzen, die in der Ara Kiesinger verein-
bart worden waren, nämlich daß der Betrag verdop-
pelt wird und daß an die Stelle der steuerlichen För-
derung eine Förderung durch die Arbeitnehmer

-

Sparzulage tritt. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist doch 
keine Entschuldigung dafür, daß Sie in den 

15 Jahren gar nichts getan  haben!)  

- Liebe Frau Fuchs, dann wurde 1974 mit einem gro-
ßen Paukenschlag das Vermögensbeteiligungsgesetz 
angekündigt. Ich weiß noch, wie im alten Plenarsaal 
Philip Rosenthal und Werner Maihofer zum Zeugen 

der Zukunftsentwicklung ausgerufen wurden. Aber 
die beiden verhedderten sich im Gestrüpp: statt ei-
nes großen Aufbruchs eine große Pleite, als Ergebnis: 
nichts. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Was haben Sie 
denn gemacht? Haben Sie denn einen 

Antrag gestellt?) 

Wir haben nach 1982 die Förderung vermögens-
wirksamer Leistungen auf das Bausparen und die 
Kapitalbeteiligung konzentriert, und das mit Erfolg. 
Flossen 1982, am Ende der Regierungszeit der SPD, 
nur etwa 2 Prozent in die Kapitalbeteiligung, so sind 
es jetzt wenigstens 10 Prozent. 

(Heinz-Georg Seiffert [CDU/CSU]: Immer-
hin!) 

Bei Investmentgesellschaften gab es Ende 1994 rund 
2,1 Millionen Depots mit Aktienfondsanteilen aus der 
Anlage von vermögenswirksamen Leistungen. 1994 
gab es mehr als 740 000 Belegschaftsaktionäre. 
2 Millionen Arbeitnehmer sind in rund 2 000 Unter-
nehmen mit knapp 20 Milliarden DM an diesen Un-
ternehmen beteiligt. Das ist unbestreitbar mehr als 
nichts, aber ich sage auch: keineswegs genug. Viel-
leicht besteht darin Übereinstimmung. 

Die Probleme fangen erst nach dieser Feststellung 
an. Um sie zu lösen, hilft die Erfahrung. Das erste 
312-DM-Gesetz blieb zunächst ein Mauerblümchen. 
Es blühte erst auf, als 1965 tarifvertraglich verein-
barte Leistungen in die Förderung nach diesem Ge-
setz einbezogen wurden und solche Tarifverträge 
auch tatsächlich abgeschlossen wurden. Ich finde es 
erfreulich, daß das Mitglied der IG Metall, Urbaniak, 
heute die Initiative von Georg Leber lobt. Damals 
setzte allerdings die IG Metall dem Georg Leber ent-
gegen: Barlohn statt Sparlohn. Aber diese Parole war 
nicht zukunftsfähig, wie sich herausgestellt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen hatte damals auch die BDA nicht ganz 
recht, daß nämlich die tarifvertragliche Vereinbarung 
vermögenswirksamer Leistungen gegen Grundsätze 
der sozialen Marktwirtschaft verstoßen würde. Die 
soziale Marktwirtschaft ist seit Mitte der 60er Jahre 
nicht zusammengebrochen. 

Die Erfahrung lehrt dreierlei: Erstens. Weder der 
Staat noch die Tarifpartner schaffen für sich allein Ei-
gentum in Arbeitnehmerhand. Sie müssen zusam-
menwirken. Zweitens. Der Gesetzgeber muß den Ta-
rifpartnern den Weg für vermögenswirksame Lei-
stungen zum Zwecke der Kapitalbeteiligung, also 
zum Investivlohn, ebnen. Drittens. Die Tarifpartner 
müssen sich selbst auf den Weg machen. 

Es geht, wie gesagt, besser mit den Tarifpartnern, 
nicht über die Betriebspartner. Tatsache ist nämlich, 
daß der Kapitalbeteiligung im arbeitgebenden Unter-
nehmen aus guten Gründen enge Grenzen gesetzt 
sind. Die Arbeitnehmer scheuen, neben dem Arbeits-
platzrisiko zugleich das Kapitalrisiko einzugehen. 
Die Arbeitgeber ihrerseits scheuen Miteigentümer, 
denen auf Grund der Art  ihrer Beteiligung Mitspra-
cherechte nicht verweigert werden können. Darüber 
hinaus steht die von den Arbeitnehmern erwartete 
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Mobilität im Arbeitsleben in einem unauflöslichen 
Spannungsverhältnis zur betrieblichen Kapitalbetei-
ligung. Für Beschäftigte im öffentlichen Dienst wie 
für freiberufliche Arbeitnehmer ist die bet riebliche 
Kapitalbeteiligung so gut wie ausgeschlossen. 

Dies festzustellen heißt nicht, daß es keine Bei-
spiele für bet riebliche Kapitalbeteiligung gäbe, die 
gelungen sind. Sie gibt es durchaus. Der Forschungs-
bericht des Bundesministers für Arbeit und Sozial-
ordnung „Praktisch erprobte bet riebliche Vereinba-
rungen zur Kapitalbeteiligung der Arbeitnehmer" 
belegt das eindrucksvoll. Der Forschungsbericht ist 
zum Studium empfohlen. 

Da aber der bet rieblichen Kapitalbeteiligung enge 
Grenzen gesetzt sind, muß jeder, der den tariflichen 
Investivlohn bejaht, zugleich außerbetriebliche An-
lageformen akzeptieren. Die Vorteile einer außerbe-
trieblichen Anlage liegen auf der Hand. Solche Anla-
geformen existieren seit langem in der Gestalt von 
Investmentfonds nach dem Gesetz über Kapitalanla-
gegesellschaften. Die Fonds haben sich bewäh rt ; sie 
sind problemlos in das marktwirtschaftliche System 
eingefügt; sie unterliegen der Kontrolle des Bundes-
aufsichtsamtes für das Kreditwesen. Die Anlage inve-
stiver Lohnbestandteile in Investmentfonds bietet 
zwei entscheidende Vorteile: Erstens. Die Fonds sind 
verpflichtet, renditeorientiert zu wi rtschaften. Die 
dem Fonds zufließenden Investivlöhne dürfen nicht 
zu branchen- oder strukturpolitischen Zwecken ver-
wendet werden. Zweitens. Die gesetzlich verankerte 
Risikostreuung und die Ertragssicherheit durch ein 
professionelles Management beugen der Gefahr ei-
ner Risikokumulation von Arbeitsplatz und Kapital-
anlage vor. Die Frage nach einer Insolvenzsicherung 
stellt sich nicht. 

Nun teile ich zwar die Auffassung, von der ich an-
nehme, daß der Parlamentarische Staatssekretär 
Horst Günther sie gleich darlegen wird - das steht in 
der Antwort der Bundesregierung auf die Große An-
frage der SPD; deshalb ist das kein vorauseilendes 
Wissen -, daß die Tarifpartner schon jetzt in eigener 
Verantwortung nicht nur die Höhe des Entgelts fest-
legen können, sondern auch bestimmen können, ob 
Lohnanteile für eine Kapitalbeteiligung der Arbeit-
nehmer eingesetzt werden sollen. Der rechtliche 
Rahmen für tarifvertragliche Vereinbarungen über 
investive Lohnbestandteile ist gegeben. Die Tarif-
partner können nach geltendem Recht außerbetrieb-
liche Kapitalbeteiligungen der Arbeitnehmer verein-
baren. Diese Auffassung aber wird bestritten. Des-
halb ist aus meiner Sicht eine rechtlich verbindliche 
Klarstellung über die Regelungsbefugnis der Tarif-
partner erforderlich. 

Von der rechtlichen Klarstellung, was die Tarifpart-
ner vereinbaren dürfen, ist aber zu unterscheiden, 
unter welchen Bedingungen der Staat vermögens-
wirksame Leistungen zu fördern bereit ist. In diesem 
Punkt - das sage ich ganz offen - müssen einzelne 
Fäden noch miteinander verknüpft werden. 

Ich nenne zunächst: Es ist das Recht des Arbeit-
nehmers, selbst zu entscheiden, in welcher Form ei-

ner Kapitalbeteiligung er die vermögenswirksamen 
Leistungen anlegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Anlage kann selbstverständlich auch in Form 
von Anteilen an Investmentfonds erfolgen, mit denen 
die Tarifpartner kooperieren oder die sie unter Nut-
zung des Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaften 
schaffen, wenn sie dies wollen. 

Nicht abgedeckt durch das geltende Recht ist die 
Forderung der SPD, Tariffonds auch dann uneinge-
schränkt zu fördern, wenn die Tarifvertragsparteien 
die obligatorische Anlage der vermögenswirksamen 
Leistungen in solchen Fonds verbindlich festlegen. In 
diesem Punkt sollte die Rechtslage meines Erachtens 
nicht verändert werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Weiter nenne ich: Wenn der Tarifvertrag lediglich 
den Erwerb von Produktivkapitalbeteiligungen vor-
sieht, dem Arbeitnehmer also den Zugang zum Bau-
sparen prinzipiell verbaut, dann muß er dem einzel-
nen Arbeitnehmer durch eine Öffnungsklausel er-
möglichen, die vermögenswirksamen Leistungen für 
das Bausparen begünstigt zu verwenden. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Das ist 
sehr wichtig, Herr Kollege!) 

Umgekehrt muß die Klausel auch für den Fall gelten, 
daß in einem Tarifvertrag vereinbart wird, die vermö-
genswirksamen Leistungen ausschließlich zum 
Zwecke des Bausparens zu verwenden. 

Schließlich frage ich, ob es nicht sinnvoll wäre, den 
Investivlohn grundsätzlich genauso zu fördern, wie 
dies bei Zuwendungen an eine Pensionskasse nach 
§ 40b EStG der Fall  ist. Diese Zuwendungen unter-
liegen - das sind jetzt nebensächliche Punkte - der 
Lohnsteuer mit einem Pauschalsatz von 20 Prozent 
und sind sozialabgabenfrei, sofern sie 3 408 DM im 
Jahr nicht übersteigen. Und: Eine Kündigung der 
Anlage vor dem 60. Lebensjahr des Arbeitnehmers 
ist ausgeschlossen. Das ist für mich in diesem Zusam-
menhang der springende Punkt. 

Genügt eigentlich eine siebenjährige Festlegungs-
frist, um aus vermögenswirksamen Leistungen ein 
vererbbares Vermögen zu machen? Ich meine, daß 
nur im Falle einer langfristigen Anlage sichergestellt 
ist, daß ein individueller Kapitalstock aufgebaut wird 
und der angelegte Investivlohn tatsächlich nachhal-
tig zur Bildung von Vermögen führt. 

Noch ein Wort  zum Förderrahmen. Ich meine, vor 
dem Hintergrund der beabsichtigten grundlegenden 
Reform des Einkommensteuerrechts kommt nie-
mand, auch die SPD nicht, daran vorbei, die Vor-
schläge zu überdenken, wie der Förderrahmen aus-
geweitet werden soll. Auch fiskalische Gründe wer-
den Sie dazu bringen, Ihren Förderkatalog zu über-
prüfen. Aus meiner Sicht besteht aber in einem 
Punkt Handlungsbedarf: Die Einkommensgrenzen 
müssen auch für den Fall von 50 000 auf 100 000 DM 
angehoben werden, wenn die vermögenswirksame 
Leistung zum Erwerb einer Kapitalbeteiligung dient. 
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Noch eine Bemerkung. Aus dem SPD-Antrag habe 
ich entnommen, daß der begünstigte Betrag nach 
§ 19 a des Einkommensteuergesetzes auf 1 000 DM 
angehoben werden soll. Das reißt mich vom Stuhl, 
Herr Kollege Urbaniak. Es geht doch nicht an, daß 
Frau Matthäus-Maier in jeder Debatte die steuerliche 
Wirkung des Kinderfreibetrags lautstark - das kann 
sie ja - anprangert, aber Sie den begünstigten Betrag 
nach § 19a EStG, der ja auch wieder von der steuer-
lichen Bemessungsgrundlage abgezogen wird, auf 
1 000 DM anheben wollen. Das paßt nicht zusam-
men. Ich bitte Sie: Schaffen Sie zunächst Ordnung in 
Ihren Reihen und fangen Sie bei den Köpfen an! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der SPD) 

- Das paßt halt nicht zusammen. Mit Ihrem Antrag 
können Sie uns überhaupt nicht imponieren. Man 
muß in den Grundlagen der Politik, wie sie uns von 
der SPD vorgelegt werden, schon ein bißchen konse-
quent sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der Parlamentarische Staatssekretär Horst Gün-
ther wird die Gründe darlegen, die für eine Kapital-
beteiligung der Arbeitnehmer sprechen. Ich stelle 
mir manchmal vor, wir wären schon früher dazu ge-
kommen, daß die Arbeitnehmer neben dem Arbeits-
einkommen und dem Einkommen aus Vermietung 
und Verpachtung sowie aus Sparguthaben auch am 
Kapital und an den Erträgen der Wi rtschaft beteiligt 
wären. Wie anders würde sich das tarifpolitische Bild 
in der Bundesrepublik darstellen! Aber das ist so 
eine Sache mit dem „würde". Horst Günther wird die 
gewichtigen Gründe, die für die Kapitalbeteiligung 
der Arbeitnehmer sprechen, darstellen. Ich habe 
dazu keine Zeit; ich stimme ihm aber zu. 

Ich bin sehr zuversichtlich, daß die Fäden, die ich 
hier aufgezeigt habe, bald so verknüpft werden, daß 
es zu einem tragfähigen Konzept kommen wird, das 
wir in dieser Wahlperiode des Deutschen Bundesta-
ges noch verabschieden werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Hans-Eberhard  Urbaniak [SPD]: Da sind wir 

aber gespannt!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Andrea Fischer, Bündnis 90/Die Grünen. 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Eine Million Vermögensmillionäre gibt es in unserem 
Land, so berichtet die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort  auf die Große Anfrage. 

(Karl-Josef Laumann [CDU/CSU]: Gehörst 
du dazu?) 

1,2 Prozent der Bevölkerung liegen jenseits der 
Schwelle, die wir vermutlich alle miteinander in die-
sem Hause unstreitig als reich bezeichnen würden. 
Ist das jetzt viel oder wenig? Ist das ein Skandalon, 
oder ist das der Ausdruck der Normalität unseres 

Wirtschaftssystems? Wieviel Ungleichheit finden wir 
tolerabel? Was genau ist eine ausgewogene Vermö-
gensverteilung oder gar eine gerechte? 

Die Maßstäbe für die Beantwortung dieser Fragen 
verändern sich im Laufe der Zeit. Eine Gesellschaft 
verständigt sich über ihre Leitbilder immer wieder 
neu. Man kann aber schon sagen, daß die Bundesre-
publik zwar ein Gesellschaftssystem hat, das sehr auf 
sozialen Ausgleich bedacht ist, das aber nicht von ei-
nem egalitären Leitbild geprägt ist. In der Bundesre-
publik ist Ungleichheit im hohen Maße akzeptiert 
und Gleichmacherei eher verpönt. Das sieht man un-
ter anderem an der breiten Ablehnung des Grund-
rentenmodells. 

Wenn das aber so ist, wie kommt es dann, daß die 
Frage der Vermögensverteilung in den letzten Jah-
ren viel mehr Menschen umgetrieben hat als lange 
Zeit zuvor? Warum gibt es eine wachsende Empö-
rung über ungleiche Verteilung? Sie von der Bundes-
regierung denunzieren das immer als Sozialneid. 
Aber ich glaube, so einfach dürfen Sie sich das nicht 
machen. Sie haben in den letzten Jahren zu oft das 
elementare Gerechtigkeitsgefühl verletzt; Sie haben 
die Glaubwürdigkeit verspielt, indem Sie die Spar-
operationen höchst ungleich angesetzt haben, aber 
die möglichen Quellen für Steuereinnahmen bei 
Wohlhabenden systematisch nicht genutzt haben. 

Mit schöner Offenheit räumen Sie in Ihrer Antwort 
ein, daß in der Vermögensteuerstatistik die Zahl der 
Millionäre systematisch untererfaßt ist, weil diese 
viele Tatbestände zur Steuerminderung geltend ma-
chen können. Vielleicht ist das in Wahrheit der 
Grund für die Abschaffung der Vermögensteuer ge-
wesen: Sie konnten es nicht mehr ansehen, wie sich 
Millionäre der Besteuerung entzogen. Da haben Sie 
sie lieber gleich ganz abgeschafft. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Zuruf von der CDU/CSU: So ein Quatsch!) 

Um es noch einmal ganz deutlich zu machen: Mir 
geht es hier nicht um irgendeine Form von völliger 
Gleichheit, sondern um eine angemessene Beteili-
gung aller an der Finanzierung öffentlicher Aufga-
ben entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit. Das ist 
es, was auch durch die Steuerreform endlich wieder 
erreicht werden muß. 

Die Beteiligung an der Finanzierung der gesell-
schaftlichen Aufgaben ist nur die eine Seite dessen, 
um was es hier geht. Die andere ist die Frage, ob - 
unabhängig vom Problem der Vermögensmillionäre - 
viele Menschen die Chance haben, ein Vermögen 
aufzubauen. Als Ziel ist dies - das nehme ich schon 
an, und das haben die vorherigen Reden gezeigt - in 
diesem Haus unstrittig. Ich will  mich nicht an der Ge-
schichtsschreibung beteiligen, mit der man heraus-
zufinden versucht, mit welchen verschiedenen In-
strumenten und mit welchem Erfolg das in den letz-
ten Jahren gelungen ist. 

Der Aufbau eines eigenen Vermögens dient der Si-
cherheit und dem eigenen Wohlstand. Die Beteili-
gung am Produktivvermögen ist eine Form der indi-
viduellen Vermögensbildung. Dabei geht es dann 
um mehr als um Sicherheit und Wohlstand; hier geht 
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es auch um eine Demokratisierung des Wirtschafts-
lebens und um Teilhabe an der ökonomischen Basis 
unseres Wohlstands. 

In der Untersuchung über die betriebliche Vermö-
gensbeteiligung von Arbeitnehmern, auf die der 
Kollege Vogt schon hingewiesen hat, vermeldet der 
Minister stolz, daß jedem 17. in diesem Land ein 
Stück seines Betriebes gehöre. Mich macht es eher 
nachdenklich, daß es nur so wenige Unternehmen, 
nämlich ganze 2000 an der Zahl, gibt, die solche Mo-
delle entwickelt haben und die erkannt haben, daß 
es ein interessanter Aspekt der Unternehmensent-
wicklung sein kann, die Mitarbeiter zu beteiligen. 
Dabei liegt es doch auf der Hand, daß eine Beteili-
gung eine starke Auswirkung auf die Haltung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gegenüber ihrem 
Betrieb hat und die Motivation positiv beeinflußt. 

Auch wenn diese interessante Studie viele Fakto-
ren aufzählt, die die Bet riebe bei der Entwicklung 
von Mitarbeiterbeteiligungsmodellen hindern - über 
diese Hemmnisse hinaus scheint mir allerdings die 
Zurückhaltung der Bet riebe auch einer Entwicklung 
geschuldet, die dazu führte, daß Unternehmen in 
Zeiten der Massenarbeitslosigkeit meinen, nichts 
mehr im Interesse ihrer Belegschaften tun zu müssen 
und die Motivation ihrer Mitarbeiter ergebe sich al-
lein schon auf Grund des Arbeitsmarktdrucks. Diese 
Untersuchung über die Beteiligungsmodelle fördert 
eine Vielzahl interessanter Hinweise zutage, wie sol-
che Modelle paßgenau auf den jeweiligen Bet rieb 
zugeschnitten werden können. 

Ein Hinweis zum Beispiel hat mich sehr nachdenk-
lich gemacht, nämlich der, wonach die staatliche 
Sparförderung wegen ihres hohen bürokratischen 
Aufwands nicht nur nicht unterstützend, sondern oft 
sogar regelrecht hemmend wirkt. Das heißt, hier 
müssen wir offensichtlich ein altes Instrument, an das 
wir uns gewöhnt haben, noch einmal dahin gehend 
überprüfen, ob es dem dient, was wir erreichen wol-
len. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Aus der Studie können wir ebenfalls lernen, daß es 
in der Regel eine oft genug sogar sehr lukrative fi-
nanzielle Beteiligung gibt, aber oft in Anlageformen, 
die keinerlei Mitsprache ermöglichen, so zum Bei-
spiel stille Beteiligungen oder Genußrechte. Dies 
scheint mir noch ein Denken von gestern widerzu-
spiegeln. Denn moderne Betriebe brauchen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, die mitdenken, mit

-

planen und selbständig arbeiten können. Dann darf 
man sie eben nicht nur finanziell beteiligen wollen 
und von der Mitsprache über das Schicksal des Ge-
samtbetriebes ausschließen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Es wäre eine Aufgabe für eine zukunftsweisende 
Wirtschaftspolitik, Modelle für eine Mitarbeiterbetei-
ligung zu entwickeln, die nicht nur Teilhabe am Be-
triebsvermögen, sondern auch die Teilhabe an den 
Betriebsentscheidungen ermöglichen. 

Über die Beteiligung am Produktivvermögen hin-
aus geht es in der Großen Anfrage überhaupt um die 

Frage, wie den Menschen eine größere Spartätigkeit 
ermöglicht werden kann. Die SPD schlägt vor, die 
steuerliche Förderung auszubauen, das heißt, den 
Kreis der Begünstigten auszuweiten. Ich bezweifle, 
ob wir damit zum Ziel kommen, und ich bezweifle, 
ob wir weiterhin Lenkungseffekte in bezug auf das 
persönliche Konsum- und Sparverhalten über das 
Einkommensteuerrecht anstreben sollten. Gerade 
weil über Jahrzehnte hinweg alles, was gestützt und 
gefördert werden sollte, ins Einkommensteuergesetz 
gepackt worden ist, ist es zu einem Monstrum gewor-
den, was alle beklagen, allerdings immer nur so 
lange, bis ihnen selber eine Vergünstigung gestri-
chen werden soll. 

(Gisela Frick [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Warum müssen wir den Menschen erst über die Be-
steuerung das Geld wegnehmen, um danach über 
steuerliche Vergünstigungen ein bestimmtes ge-
wünschtes Verhalten zu belohnen? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P. - Gisela Frick [F.D.P.]: Das ist 
alles abgeschrieben! Das wollte ich auch 

sagen!) 

Ich setze statt dessen darauf, eine allgemeine Entla-
stung von niedrigen Einkommen - meine Damen 
und Herren von der F.D.P., hören Sie zu!  - 

(Ina  Albowitz [F.D.P.]: Wir hören immer zu!) 

über ein erhöhtes Existenzminimum, die Freistellung 
von Vorsorgeaufwendungen und gesenkte Steuer-
sätze zu erreichen und es dann den Menschen selber 
zu überlassen, was sie mit dem ihnen zur Verfügung 
stehenden Geld machen. Es ist nämlich in unserer 
Gesellschaft auch legitim, nicht zu sparen. 

Letzter Punkt. Wir sollten uns auch im Zusammen-
hang mit den demographischen Veränderungen 
dringend Gedanken über eine Revitalisierung der 
betrieblichen Altersvorsorge machen. Wir brauchen 
eine neue Gestaltung von Pensionsfonds, die be-
triebsferner gestaltet werden müssen, weil die Ar-
beitsverhältnisse flexibler werden, und wir brauchen 
kürzere Mindestanwartschaftszeiten, damit man An-
wartschaften auch mitnehmen kann. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Wir müssen uns überlegen, wie diese Fonds für 
Unternehmen attraktiv gemacht werden können, 
und zwar gerade für die kleineren und mittleren Un-
ternehmen, die zur Zeit fast keine bet riebliche Al-
tersversorgung anbieten. 

Vielleicht macht es auch Sinn, die bisherige Spar-
förderung in die Förderung der Beteiligung von Ar-
beitnehmern an einer gründlich reformierten betrieb-
lichen Altersvorsorge umzuwidmen. 

Erwerbsleben, Beschäftigungsstruktur, individu-
elle Haltungen und wirtschaftliche Rahmenbedin-
gungen haben sich dramatisch verändert. Deswegen 
müssen wir nach neuen passenden Formen der Be- 
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teiligung von vielen Menschen am gesellschaftlichen 
Wohlstand suchen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU - Zuruf von der F.D.P.: Gar nicht 

so übel!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Professor Gisela Frick, F.D.P. 

Gisela Frick (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Frau Fischer, ich möchte Ihnen zu Teilen 
Ihrer Rede gratulieren. Sie enthielt sehr viele Gedan-
ken, die auch die F.D.P. zur Vermögensbildung hat. 

Nun zu dem Antrag der SPD. Es ist leider ein typi-
scher SPD-Antrag, muß ich sagen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das hof

-

fen wir doch!) 

- Ich sage „leider", weil Sie hier, soweit ich weiß, 
noch immer Fraktionsstärke haben und deshalb auch 
einen Gesetzesvorschlag, eine Gesetzesinitiative ein-
bringen könnten. Aber ein Antrag enthebt Sie der 
Kostenfestlegung, die in einem Gesetzentwurf im-
mer enthalten sein muß. 

(Zustimmung bei der F.D.P. und der CDU/ 
CSU) 

Insofern finde ich es ganz typisch, daß Sie hier nur 
einen Antrag stellen. Darin umschreiben Sie eigent-
lich schon relativ präzise, was Sie wollen. Aber damit 
nicht klar wird, was das alles kostet, belassen Sie es 
bei einem Antrag. 

Dieses Verhalten zeigen Sie leider sehr häufig. Sie 
wollen die Renten möglichst noch erhöhen, aber die 
Beiträge zur Rentenversicherung senken. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: So ist es!) 

Das geht irgendwo nicht auf. Sie wehren sich gegen 
die Zuzahlungen im Krankheitsfall, wollen die Bei-
träge zur Krankenversicherung aber senken. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Sehr wahr! - 
Widerspruch bei der SPD) 

Das geht irgendwo nicht auf. Sie wollen die Lohnzu-
satzkosten senken, wehren sich aber gegen eine Ein-
schränkung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. 
Das geht irgendwo nicht auf. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich kann Ihnen das nur immer wieder sagen: Sie 
versuchen die Quadratur des Kreises und sagen na-
türlich nichts zu den Kosten. 

Sie wollen unsere Steuerreform jedenfalls nicht - 
aber zum 1. Januar 1998. Sie wollen Steuersenkun-
gen, aber aufkommensneutral. Sie wehren sich ge-
gen den auf 39 Prozent abgesenkten Spitzensteuer-
satz, wie wir ihn vorschlagen, und lamentieren, 

(Hans-Eberhard Urbaniak [SPD]: Wollen Sie 
noch mehr Millionäre schaffen?) 

das sei ein Steuergeschenk von 120 000 DM pro Rei-
chen. Vor einem halben Jahr haben Sie aber noch ge-
sagt: Die Einkommensmillionäre zahlen wegen der 
vielen Schlupflöcher überhaupt keine Steuern. Das 
geht irgendwo nicht auf. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zuruf von der SPD: Das ist ja wie eine Büt-
tenrede! - Ina Albowitz [F.D.P.]: So seid ihr 

eben! Wie im Karneval!) 

Sie wenden sich gegen Subventionen, sagen Sie. 
Aber sobald wir irgendeine Subvention einschrän-
ken wollen, wehren Sie sich mit Händen und Füßen 
dagegen, wie wir gerade erst gesehen haben. Ir-
gendwann müssen Sie doch auch einmal erkennen, 
daß das, was Sie vorschlagen, nicht aufgeht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Frick, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Catenhusen? 

Gisela Frick (F.D.P.): Ja. 

Wolf-Michael Catenhusen (SPD): Ich bedanke 
mich und frage Sie folgendes: Sollten wir uns nach 
Ihrer Auffassung doch lieber die Strategie der F.D.P. 
zum Vorbild nehmen, die Steuersenkungen ver-
spricht und gleichzeitig eine Lücke von 45 Milliarden 
DM reißt? Ist das Ihre Alternative? 

(Beifall bei der SPD) 

Gisela Frick (F.D.P.): Nicht 45 Milliarden DM, son-
dern 30 Milliarden DM stehen im Moment im Raum. 
Daß ich mich freuen würde, wenn Sie sich der Strate-
gie der F.D.P. anschlössen, ist doch wohl selbstver-
ständlich. Da kann ich nur aus vollem Herzen ja sa-
gen. Es sollten sich noch mehr dieser Strategie an-
schließen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Zu Ihren Anträgen im einzelnen. Erstens. Die Ein-
kommensgrenzen denen beim Bausparen anzupas-
sen macht Sinn. Das sehe ich ein. Aber auch hier 
stellt sich natürlich die Frage der Finanzierung. Die 
ist ein bißchen schwierig. Das Bundesfinanzministe-
rium spricht von 1 Milliarde DM. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Sie sind 
doch bei Steuererhöhungen viel großzügi-

ger!) 

Zweitens. Sie wollen § 19a Einkommensteuerge-
setz ausweiten. Dazu hat der Kollege Voigt eben 
schon etwas gesagt. Ich nenne aber noch einen ande-
ren Gesichtspunkt. Ich möchte gern Professor Bareis 
zitieren, der gesagt hat, er sei die allerabartigste Ge-
schichte überhaupt im Einkommensteuerrecht, weil 
mit rund 2 000 Wörtern - ich habe das nachzählen 
lassen, es sind 2 397 Wörter, wenn man die Fußnoten 
hinzunimmt, und 23 Verweisungen - eine Steuerwir-
kung im Gegenwert von einer Schachtel Zigaretten 
pro Monat für einen Arbeitnehmer erreicht wird. Das 
ist absurd. Diese Vorschrift wird natürlich im Rahmen 
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der Steuerreform abgeschafft und nicht noch ausge-
weitet. Das ist doch ganz selbstverständlich. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Tariffonds lehnen wir ab, und zwar st rikt. Darin 
sind wir überhaupt nicht verhandlungsbereit; denn 
es ist uns ganz wichtig, die Freiwilligkeit und die 
Wahlmöglichkeiten zu erhalten. 

Sie sagen in Ihrem dritten Punkt: Das ist eine Betei-
ligung am Betriebskapital, aber es darf natürlich 
kein Risiko dabeisein. Dazu muß ich sagen: Es ist ge-
rade das Wesen von Bet riebskapital, daß es risikobe-
haftet ist. Hierzu Netz und doppelten Boden zu for-
dern ist ein wenig problematisch. 

Die Frage lautet: Was stellen wir uns vor? Das ist 
nicht besonders überraschend. Auch wir sind nicht 
mit der derzeitigen Verteilung des Vermögens zufrie-
den. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Was? Die 
haben Sie herbeigeführt!) 

- Nein, auch wir nicht. 

Wir sehen aber andere Möglichkeiten, das zu ver-
bessern. Ich möchte an das erinnern, was die Kolle-
gin Fischer bereits ausgeführt hat. Für uns ist es ganz 
wichtig, daß wir eine ordentliche Steuerreform mit 
dem Ziel umsetzen, daß den Leuten mehr Geld für 
die eigene Verwendung bleibt - das ist ganz wichtig  - 
und  es nicht abgeschöpft wird, um es in irgendwel-
che Kollektivsysteme zu geben. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Die Rei

-

chen müssen noch reicher werden! - Hans 
Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Das ist Ihre Poli

-

tik!) 

- Das ist die vernünftigste Politik. 

Ich habe letztens zum gleichen Thema, zum An-
trag der PDS betreffend Reichtumsbericht, reden 
müssen. Ich ärgere mich ein wenig, daß ich nach drei 
Wochen zum gleichen Thema noch einmal reden 
muß. Damals habe ich gesagt: Dieses System bietet 
für alle Menschen immer noch die besten Chancen. 
Das ist historisch nachgewiesen, und das können Sie 
1997 nicht widerlegen. 

Neben der Steuerreform brauchen wir - das ge-
stehe ich Ihnen, Frau Fischer, zu - auch eine Aktien-
rechtsreform. Um Beteiligungen am Produktivkapi-
tal zu bekommen, brauchen wir Mitarbeiterbeteili-
gungen. Diese sind zum Teil etwas schwierig; dazu 
hat der Kollege Vogt bereits etwas gesagt. Insbeson-
dere bei kleineren und mittleren Bet rieben sind sie 
kaum durchzuführen. 

Deshalb haben wir sehr große Sympathien für die 
neuen pfiffigen Modelle Pensionssondervermögen 
und Pensionsfonds, die auch das Risikoproblem weit-
gehend lösen, weil sie außerbetrieblich und kaum 
risikobelastet sind und eine ganz breite Streuung 
haben. 

Wir haben ein Konzept, und das ist vernünftig, weil 
es auf marktwirtschaftlichen Lösungen beruht. Inso-
fern erteilen wir Ihrem Antrag natürlich eine Absage. 

Danke. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Dr. Heidi Knake-Werner, PDS. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was haben die 
mit Vermögensbildung zu tun?) 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): Wir haben doch ge-
stern schon im Ausschuß besprochen, was wir mit 
Vermögensbildung zu tun haben. 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Bundesregierung unternimmt alle Anstrengun-
gen, die bedrückende Schieflage bei der Vermögens-
verteilung in diesem Land zu leugnen. Es ist Ihnen 
offensichtlich völlig Wurscht, daß die reichsten 
5 Prozent in diesem Land über 31 Prozent des Brutto-
geldvermögens verfügen und das untere Viertel le-
diglich über 1 Prozent. Offensichtlich beunruhigt Sie 
das überhaupt nicht. 

Genausowenig beunruhigt Sie, daß das zu einer 
weiteren Vertiefung der sozialen Spaltung führt, ins-
besondere zwischen Ost und West. Es ist bereits aus-
geführt worden: Die neuen Bundesländer sind bei 
der Vermögensentwicklung völlig draußen. 

Wie seit Jahren die wachsende Armut negiert und 
kleingeredet wird, so wird nun auch die sozial und 
ökonomisch fatale Reichtumskonzentration in weni-
gen Händen verharmlost. Die in der Antwort auf die 
Große Anfrage der SPD dafür aufgeführten Belege 
sind wahrlich satirereif. Da heißt es, daß die Vertei-
lung der Vermögen besonders in den letzten Jahren 
gleichmäßiger geworden sei. Als Beweis wird ange-
führt, daß in Westdeutschland neun von zehn Haus-
halten mindestens ein Sparbuch haben, daß sieben 
von zehn Haushalten eine Lebensversicherung besit-
zen und seit Ende der 70er Jahre gar vier von zehn 
Haushalten über ein Bausparguthaben verfügen. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, angesichts von 
4,6 Billionen DM an privatem Geldvermögen sind 
solche Maßstäbe wirklich geradezu lächerlich. 

Private Vermögensbildung, so die Bundesregie-
rung weiter, diene der Daseinsvorsorge der privaten 
Haushalte. Das ist ja wohl wahr, und dagegen wird 
auch niemand etwas haben. Die Frage ist nur: 
Warum haben nur wenige die Chance, für ihr Dasein 
vorzusorgen, und zwar mit riesigen Vermögen, wäh-
rend auf der anderen Seite immer weniger Men-
schen wissen, wie sie hier und heute ihre Lebens-
grundlagen sichern sollen? Gegen diese Ungerech-
tigkeit haben wir allerdings etwas. Diese Ungerech-
tigkeit ist der eigentliche Skandal, um den es hier 
geht. 

(Beifall bei der PDS) 

Es gibt heute keine drastischere Gegenüberstel-
lung als die von explodierendem Reichtum auf der 
einen und wachsender Armut auf der anderen Seite. 
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Nichts ist ernüchternder als die einfache Feststel-
lung, daß der Aktienindex mit den Arbeitslosenzah-
len und die privaten Vermögen mit der öffentlichen 
Verschuldung um die Wette klettern. Das übermä-
ßige Anwachsen der p rivaten Geldvermögen und die 
steigenden Arbeitslosenzahlen sind zwei Seiten ei-
ner Medaille. Dies wirft in der Tat die Frage nach der 
Zukunftsfähigkeit einer Politik auf, die sich außer-
stande sieht, die unproduktive Anhäufung von im-
mer größerem Geldvermögen zu beenden und den 
Reichtum in Investitionen zu verwandeln. Liebe Kol-
leginnen und Kollegen von der Koalition, staatliche 
Reichtumspflege schafft keine Arbeitsplätze, sie ver-
nichtet Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der PDS) 

Ein immer größerer Teil der hierzulande erwirt-
schafteten Werte fließt eben nicht in die Wi rtschaft 
zurück, weder als Investition noch als Nachfrage, 
sondern verlegt sich auf Finanzgeschäfte. Nun wis-
sen wir, daß die Bundesregierung nicht müde wird, 
uns die hartnäckigen Investitionsverweigerungen 
der Unternehmen durch zu hohe Löhne, zu hohe 
Lohnnebenkosten und zu hohe Steuern zu erklären. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Schaffen wir 
die Unternehmen besser ab!) 

Die nackten Zahlen sprechen dagegen. Ich will nur 
ein paar Überschriften aus der gestrigen Presse nen-
nen: Bayer: bestes Ergebnis der Firmengeschichte, 
Adidas: höchster Umsatz aller Zeiten, Telekom voll 
auf Wachstumskurs. - Das ist die Realität, und trotz-
dem wird nicht investiert. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Es wäre 
schlimm, wenn sie nicht auf Wachstumskurs 

wären!) 

Die Wirtschaftsabteilung des DGB kommt zu dem 
Schluß, daß die Nettogewinne der Unternehmen 
preisbereinigt um 116 Prozent in den letzten 
15 Jahren gestiegen sind, während die Nettolöhne 
der Arbeitnehmer um lediglich 1,4 Prozent gestiegen 
sind. 

Das Schlimme ist, daß diese ungleiche Verteilung 
von Einkommen und Vermögen eben nicht nur ein 
sozialer Skandal ist, sondern auch ein ökonomischer 
Irrwitz, weil in gleichem Maße Arbeitsplätze vernich-
tet werden, wie der Reichtum sich vor allem auf den 
Finanzmärkten tummelt. Dies bewirkt eine unge-
sunde Entwicklung. 

Natürlich bleiben die Gewinne nicht in den Unter-
nehmen, sondern fließen in die Taschen des oberen 
Viertels dieser Gesellschaft. Es verfügt, wie ich be-
reits gesagt habe, über fast 70 Prozent der p rivaten 
Geldvermögen. Diese Vermögen schaffen keine 
Nachfrage, und sie schaffen auch keine neuen Ar-
beitsplätze, sondern sie blähen die überschüssigen 
Geldbestände in diesem Land auf, die dann auf den 
Finanzmärkten herumvagabundieren. 

(Karl-Josef Laumann [CDU/CSU]: Wie die 
der PDS!) 

Die Bundesregierung hat diese Entwicklung durch 
ihre Entscheidungen zugunsten der großen Unter-

nehmen und der Vermögenden in den letzten Jahren 
massiv begünstigt. Ihre Reichtumspflege und Ihre 
Steuergeschenke sind dafür verantwortlich, daß die 
Steuereinnahmen aus Unternehmertätigkeit massiv 
gesunken und die öffentlichen Haushalte pleite sind. 
Damit sind Sie nicht mehr in der Lage, den gegen-
wärtigen Herausforderungen gerecht zu werden. 

Heute müßte es wirklich darum gehen, sich dar-
über zu unterhalten, wie mit Instrumenten der Politik 
der Reichtum in Nachfrage und Arbeitsplätze umge-
wandelt werden könnte. Darum geht es heute. Dazu 
brauchen wir unter anderem einen Reichtumsbericht 
mit aktuellen Zahlen. Sie haben diesen Reichtumsbe-
richt abgelehnt, weil Sie die Veröffentlichung von 
wachsender Vermögenskonzentration und die zu-
nehmende Zahl der Einkommensmillionäre nicht in-
teressiert. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, mir 
ist gänzlich unklar, warum Sie sich bei unserem An-
trag enthalten haben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin, 
schauen Sie bitte einmal auf die Uhr! 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): Ich komme sofort 
zum Schluß. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Nein, 
jetzt!) 

Ich denke, es ist notwendig, diesen Trend zu 
durchbrechen. Im Grundgesetz heißt es doch so 
schön: „Eigentum verpflichtet." In dieser Beziehung 
sollten Sie das gemeinsame Kirchenwort durchaus 
ernst nehmen. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Parlamentarische Staatssekretär Horst Günther. 

(Gerd Andres [SPD]: Der grenzt sich jetzt 
gegen die F.D.P. ab; mal gucken!) 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Seien Sie 
nicht so vorlaut, Kollege Andres. 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Die soziale Marktwirtschaft verlangt 
die möglichst breite Beteiligung der Arbeitnehmer 
am Vermögen im allgemeinen und am Produktivver-
mögen im besonderen. Insoweit teile ich die Aussage 
im SPD-Antrag. 

Erstens. Die Vermögensbildung in Arbeitnehmer-
hand ist ein wichtiger Schritt zur Stärkung der sozia-
len Partnerschaft. Soziale Partnerschaft ist um so fun-
dierter, je mehr es gelingt, das alte Konfliktschema 
von Kapital und Arbeit zu überwinden. Eigentums-
streuung bedeutet auch, den sozialen Frieden auf fe-
stere Fundamente zu stellen. Mit anderen Worten: 
Die Beteiligung möglichst vieler Menschen am Pro-
duktivkapital der Wirtschaft stärkt die innere Stabili-
tät der sozialen Marktwirtschaft. 
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Zweitens fördert materielle Beteiligung, gepaart 
mit partnerschaftlichen Managementstrategien, die 
Motivation und Mitverantwortung der Arbeitneh-
mer, steigert hierdurch Produktivität und Rentabilität 
des Unternehmens und mindert so seine Krisenanfäl-
ligkeit. Das hat auch eine Untersuchung des Pro-
gnos-Instituts im Auftrag des Bundesarbeitsministeri-
ums ergeben, die soeben erschienen ist. 

Drittens fördert die Beteiligung der Arbeitnehmer 
am Produktivvermögen die Investitionsfähigkeit der 
Wirtschaft und ist damit ein Beitrag zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen, und zwar ohne daß verteilungs-
politische Schieflagen entstehen. Die Schaffung von 
mehr Beschäftigung ist ohne erhebliches zusätzliches 
Sparen für eine längere Dauer gerade auch bei den 
Arbeitnehmern nicht möglich. Die Frage dabei ist 
aber, ob dies über bloße Lohnzurückhaltung gesche-
hen soll oder ob der Arbeitnehmer für seinen Kon-
sumverzicht in Form von Vermögensbildung und 
Teilhabe an den Vermögenserträgen entschädigt 
wird. 

Viertens dient die Vermögensbildung in Arbeit-
nehmerhand in zweifacher Weise der sozialen Siche-
rung: Zum einen setzt solidarische Sicherung Arbeit 
voraus. Produktivvermögensbildung bei den Arbeit-
nehmern erleichtert die Schaffung von Arbeitsplät-
zen. Zum anderen sind Vermögen und Vermögenser-
träge eine der drei Säulen unseres Systems der Al-
tersvorsorge. 

Wer die gesetzliche Alterssicherung entlasten wi ll , 
sollte an einer möglichst breiten Streuung des p riva-
ten Eigentums interessiert sein. Eigentum in Arbeit-
nehmerhand kann daher ein Entlastungsprogramm 
für die solidarischen Sicherungssysteme sein. - Ich 
hoffe, Kollege Vogt, daß ich die insoweit eingefor-
derte Begründung nicht schuldig geblieben bin. 

Aus all diesen Gründen besteht ein hohes gesell-
schaftspolitisches Interesse an einer möglichst ausge-
wogenen Vermögensverteilung. Dieses Ziel ist noch 
nicht erreicht. 

Die untere Hälfte der p rivaten Haushalte besaß 
1993 nur rund 4 Prozent des gesamten Privatvermö-
gens, was durchschnittlich rund 20 000 DM ent-
sprach. Demgegenüber betrug das Vermögen im 
Durchschnitt aller Haushalte rund 230 000 DM. 

Belegschaftsaktien oder andere Aktien besaßen 
1993 in Westdeutschland nur 11 Prozent der Arbei-
terhaushalte und 18 Prozent der Angestelltenhaus-
halte. Depots mit Aktienfondsanteilen aus der An-
lage vermögenswirksamer Leistungen bei Invest-
mentgesellschaften haben erst 6 Prozent der Arbeit-
nehmer. Ebenfalls 6 Prozent der Arbeitnehmer sind 
heute am arbeitgebenden Bet rieb beteiligt. 

Sowenig zufrieden wir damit sein können, so sollte 
aber nicht übersehen werden, daß die Vermögens-
verteilung gerade in jüngerer Vergangenheit wieder 
gleichmäßiger geworden ist. Die Bundesregierung 
hat dazu ausführliches statistisches Zahlenmaterial 
in der Antwort auf die Große Anfrage der SPD-Frak-
tion vorgelegt. 

Ich möchte hier lediglich an folgende Fakten erin-
nern: Grundvermögen hatten 1962 erst 38 Prozent 
der westdeutschen Haushalte. 1978 waren es schon 
44 Prozent und 1993 50 Prozent. Dabei blieb der An-
teil der selbständigen Haushalte mit Grundvermögen 
konstant: Er lag 1993 bei 74 Prozent und war damit 
genauso hoch wie 1962. 

Demgegenüber ist aber der Anteil der Arbeitneh-
mer- und Nichterwerbstätigenhaushalte mit Grund-
vermögen relativ kräftig gestiegen, von jeweils 
31 Prozent in 1962 auf 52 Prozent bzw. 45 Prozent in 
1993. 

Auch die Verbreitung der einzelnen Geldvermö-
gensformen hat zugenommen. 1993 hatte fast die 
Hälfte der privaten Haushalte Wertpapiere ein-
schließlich Sparbriefe. Immerhin ein Fünftel hatte 
Termingeldanlagen. 

Dies alles hätte ohne die Vermögensbildung brei-
ter Schichten der Bevölkerung nicht zustande kom-
men können. Aber auch die Vermögenspolitik der 
Bundesregierung hat ihren Teil dazu beigetragen. 
Neben Maßnahmen, die allgemein die Vermögens-
bildung breiter Schichten unterstützen, hat die Bun-
desregierung 1983 eine neue Richtung in der Vermö-
genspolitik eingeschlagen. Seither zielt sie auf eine 
verstärkte Beteiligung der Arbeitnehmer am Kapital 
der Unternehmen. 

Diese Strategie war durchaus erfolgreich. Der in 
Beteiligungen angelegte Anteil der vermögenswirk-
samen Leistungen ist von rund 2 Prozent in 1983 auf 
10 Prozent in 1995 angestiegen. Die Zahl der Depots 
mit Aktienfondsanteilen aus der Anlage vermögens-
wirksamer Leistungen bei Investmentgesellschaften 
ist von 8 600 Ende 1983 auf rund 2 Millionen 1995 ge-
stiegen. Beteiligungen am arbeitgebenden Unter-
nehmen haben 1995 etwa 1 Mil lion Arbeitnehmer im 
Wert von einer dreiviertel Milliarde erworben. Insge-
samt waren etwa 2 Mil lionen Mitarbeiter mit 
20 Milliarden DM in rund 2 000 arbeitgebenden Un-
ternehmen beteiligt. 

Sosehr man sich über diese Fortschritte freuen 
kann, das Ziel einer möglichst breiten Beteiligung 
der Arbeitnehmer am Produktivvermögen haben wir 
noch nicht in dem gewünschten Umfang erreicht. 
Deshalb bin auch ich für eine Offensive zur Förde-
rung der Arbeitnehmerbeteiligung am Produktivver-
mögen. Jetzt geht es uns allen - ich hoffe, der Koali-
tion wie der SPD - vorrangig um eine umfassende 
Steuerreform mit einer starken Absenkung der Ta-
rife, einer Verbreiterung der Bemessungsgrundlage 
und einer erheblichen Nettoentlastung der Bürger. 
Eine massive steuerliche Entlastung der Arbeitneh-
mer erhöht bekanntlich deren Sparfähigkeit. 

Vor dem Hintergrund der großen Steuerreform 
sollte auch noch einmal geprüft werden, inwieweit 
Verbesserungen der materiellen Anreize finanzpoli-
tisch möglich und vermögenspolitisch angezeigt 
sind. 

Eine breite Beteiligung der Arbeitnehmer am Pro-
duktivvermögen bringt allen Vorteile: dem einzelnen 
Unternehmen, seinen Mitarbeitern, der Arbeitneh-
merschaft als Ganzem und den Arbeitgebern. Wenn 
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dies richtig ist, dann ist es aber nicht in erster Linie 
Aufgabe des Staates, meine Kolleginnen und Kolle-
gen, mit Förderanreizen in der Vermögenspolitik of-
fensiv zu werden, sondern Aufgabe der Sozialpart-
ner, die Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktiv-
vermögen voranzutreiben. Sie können in eigener 
Verantwortung nicht nur die Höhe des Entgelts fest-
legen, sondern auch bestimmen, ob Lohnteile für Ka-
pitalbeteiligungen der Arbeitnehmer eingesetzt wer-
den. 

Der rechtliche Rahmen für tarifvertragliche Ver-
einbarungen über investive Lohnbestandteile ist ge-
geben. Schon nach geltendem Recht können die Ta-
rifpartner außerbetriebliche Kapitalbeteiligung der 
Arbeitnehmer vereinbaren. Durch tarifvertragliche 
Öffnungsklauseln für Betriebsvereinbarungen über 
die Zuwendung von Lohn als Kapitalbeteiligung 
können sie der Mitarbeiterbeteiligung den Weg eb-
nen. Auch das hat der Kollege Wolfgang Vogt eben 
eingefordert. Ich habe es bestätigt. 

Ich appelliere deshalb an die Tarifvertragspartner, 
die Beteiligung der Arbeitnehmer in die Lohnpolitik 
einzubeziehen. Wir brauchen wieder Pioniere, wie 
sie die eben schon genannte IG Bau und die Bauwirt-
schaft in den 60er Jahren waren, Pioniere, die kon-
kret vor Ort das für richtig Erkannte mit den bereits 
vorhandenen Möglichkeiten voranbringen. Die Tarif-
parteien und nicht der Gesetzgeber müssen die Zug-
pferde einer pa rtnerschaftlichen, Arbeitgebern wie 
Arbeitnehmern nützenden und mehr Verteilungsge-
rechtigkeit schaffenden Vermögenspolitik sein. 

(Uwe Lühr [F.D.P.]: So ist es!) 

Was die IG Bau geschafft hat, meine Kolleginnen 
und Kollegen, das sollten auch andere Gewerkschaf-
ten schaffen. Man muß allerdings fragen, ob hier und 
da nicht ideologische Schranken vorhanden sind. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Erika Lotz, SPD. 

Erika Lotz (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen! Herr Staatssekretär Günther hat 
gerade noch einmal aus der Antwort auf unsere 
Große Anfrage zur Vermögensverteilung zitiert und 
festgestellt, daß die Verteilung des Privatvermögens 
in Deutschland „in jüngerer Zeit" gleichmäßiger ge-
worden sei. Das wird für einen Zeitraum von 
30 Jahren festgestellt. Demgegenüber ist aber, Herr 
Staatssekretär, gerade in jüngerer Zeit etwas gesche-
hen, was die Vermögensverteilung insbesondere für 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, für Rentner 
und Rentnerinnen und für Kranke schlechter dar-
stellt. Das, was Ihre Mehrheit am 13. September be-
schlossen hat, führt dazu, daß die Sparbücher, die 
eventuell bei Rentnerinnen und Rentnern sowie bei 
Kranken vorhanden sind, angegriffen werden müs-
sen. Von daher stellt sich die Vermögensverteilung in 
jüngerer Zeit nicht besser dar. Dies hätten Sie der 
Ehrlichkeit halber auch anführen sollen. 

Ich weise ganz einfach noch einmal darauf hin, daß 
3 Prozent der Bevölkerung 80 Prozent des Produktiv-
vermögens besitzen. Das ist ganz einfach ein Skan-
dal; man kann es nicht oft genug wiederholen. 

(Beifall bei der SPD) 

Angesichts der wachsenden Arbeitslosigkeit und im-
merhin ja 4,7 Millionen registrierter Arbeitsloser ist 
es wichtig, daß in unserem Land die Entwicklung der 
Vermögensverteilung beraten, ja, aufgedeckt wird. 

Die Sparwut der Koalition bei Arbeitnehmern, 
Rentnern und Kranken kennt keine Grenzen. Das 
haben die Menschen infolge des 13. September 1996 
hautnah erfahren, und weiteres Ungemach schwebt 
ja über den Kranken. Die SPD-Fraktion wird sich 
nicht mit der bestehenden Verteilungsschieflage ab-
finden, auch nicht mit dem steigenden Wohlstand 
weniger und der gleichzeitigen dramatischen Zu-
nahme der Zahl von Sozialhilfebedürftigen. Wer Ar-
mut bekämpfen will, muß den realen Reichtum be-
nennen, der ja auch Macht bedeutet. 

Diesem Ziel diente unsere Große Anfrage vom 
September 1995. Die Bundesregierung hat sich mit 
der Beantwortung nicht gerade beeilt. Es scheint ihr 
Mühe gemacht zu haben, unsere These der wachsen-
den Ungleichheit der Vermögensverteilung zu wider-
legen. In ihrer Antwort will  sie dies einmal mit der 
wachsenden Teilhabe der privaten Haushalte an den 
verschiedenen Vermögensformen belegen. Ich muß 
schon sagen, das ist ein bißchen dünn. Warum 
schlüsselt sie die p rivaten Haushalte nicht nach so-
zialer Stellung auf? Das wäre doch allemal aussage-
kräftiger. Daß zum Beispiel die Zahl der Spargutha-
ben zugenommen hat, sagt doch gar nichts über die 
Verteilung dieser Sparguthaben aus. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS]: Sehr wahr! - Zuruf 
von der SPD: So ist es!) 

Wenn die große Zahl der Arbeitnehmerhaushalte, 
der Alleinerziehenden nur geringe Sparguthaben, 
also einen Notgroschen, die oberen Vermögensklas-
sen dagegen große Guthaben besitzen, wäre doch 
gerade eine solche Aufschlüsselung zur Beurteilung 
der Vermögensverteilung wichtig. Doch hierzu 
schweigt sich die Bundesregierung aus. Sie wollen 
dies nicht dokumentieren. Daraus kann jeder seine 
Schlüsse ziehen. 

Lassen Sie mich noch eine Anmerkung zum 
Grundvermögen machen. Sicherlich hat hier in den 
letzten 30 Jahren eine bessere Verteilung stattgefun-
den. Berücksichtigt man dabei aber die Hypotheken-
belastungen und kommt damit zu einer Nettobe-
trachtung des Besitzes - also ohne Schulden -, dann 
stelle ich fest, daß sich auch beim Grundvermögen 
die Vermögenskonzentration verstärkt hat. 

Herr Kollege Vogt, ich möchte Sie hier einmal di-
rekt ansprechen. Sie haben zum Thema Grundver-
mögen und Vermögensverteilung den Blick sehr weit 
in die Vergangenheit gerichtet. Ich habe vorhin in 
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unserem Handbuch nachgesehen, seit wann Sie Mit-
glied des Deutschen Bundestages sind: seit 1969. 

(Wolfgang Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Des

-

halb kenne ich Phi lipp Rosenthal und Wer

-

ner Maihofer!) 

Nachdem Sie ja nun 14 Jahre Mitglied der Regie-
rungskoalition sind, ist es doch einfach nicht mehr 
angebracht, nach hinten noch bis in die Zeiten der 
Großen Koalition zu blicken und die damalige Ver-
mögensverteilung anzusprechen. Ich gehöre dem 
Bundestag seit zwei Jahren an. Ich denke, wir sollten 
darüber diskutieren, was Ihre Politik bewirkt hat. Wir 
sollten in die Zukunft blicken und für Veränderun-
gen sorgen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS - Julius Louven [CDU/CSU]: 
Nach der Großen Koalition kam eine 

andere!) 

- Die Vermögensverteilung der letzten Jahre ist doch 
das Thema der Diskussion, die wir hier heute führen. 
Sie haben in Ihrer Antwort auf die von uns klar ge-
stellten Fragen ganz schön mit Nebel geschmissen. 

Die Bundesregierung behauptet auch: Die Vertei-
lung des Privatvermögens ist in Westdeutschland in 
den vergangenen drei Jahrzehnten gleichmäßiger 
geworden. Hier scheint die Bundesregierung ihre ei-
genen Daten nicht gelesen zu haben. Denn bei der 
Darstellung der Entwicklung des Geldvermögens 
und des Einkommens von selbständigen Haushalten 
und Arbeiterhaushalten zwischen 1980 und 1993 
kommt sie nicht umhin, einzuräumen, daß sich die 
Vermögenseinkommen der Arbeiterhaushalte nur 
uni 113 Prozent, die der Selbständigenhaushalte da-
gegen um 152 Prozent erhöht haben. 

Die Bundesregierung bestätigt noch einmal die 
großen Vermögen von Privathaushalten. In ganz 
Deutschland gibt es rund 1 Million Vermögensmillio-
näre. Bei der Berechnung dieses Besitzes ist das Ge-
brauchsvermögen, zum Beispiel Autos oder das Be-
triebsvermögen, noch nicht einmal berücksichtigt. 
Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ihre 
Lohnsteuer brav zahlen, ist es meines Erachtens auch 
wichtig, zu wissen, daß die Vermögensteuerstatistik 
in 1989 von den Vermögensmillionären nur rund 
120 000 Steuerpflichtige erfaßt hatte. Das waren also 
diejenigen, die Steuern bezahlt haben. 

Es ist schlicht ein Skandal, daß Sie mit Ihrer Mehr-
heit beschlossen haben, die Vermögensteuer abzu-
schaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese großen Vermögen sind doch in Kapitalanlagen 
investiert und haben eine durchschnittliche Rendite 
von zirka 6 Prozent. Da ist doch eine Vermögensteuer 
von einem halben Prozent zumutbar. Hohe Vermö-
gen erzielen ja in der Regel eine noch höhere Ren-
dite. 

Ich will  auch noch einmal feststellen, daß in der 
Antwort der Bundesregierung auf unsere Große An-
frage die großen Lücken in der Vermögensstatistik 
bestätigt werden. Mir drängt sich der Eindruck auf: 
Der große Reichtum weniger und die krasse Unge-

rechtigkeit sollen besser nicht dokumentiert werden. 
Warum sind zum Beispiel Haushalte mit einem Mo-
natseinkommen von mehr als 25 000 DM gar nicht in 
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe enthal-
ten? Denn damit wäre doch die ungleiche Vermö-
gensbildung von vornherein systematisch belegt. 
Das aber wollen Sie nicht. 

Ich beziehe mich in dieser Hinsicht auf das Deut-
sche Institut für Wirtschaftsforschung. Auch dieses 
kommt zu der Auffassung, daß die Einkommens- und 
Verbrauchsstichproben ein falsches Bild darüber ge-
ben, wie die Vermögensverteilung in unserem Land 
wirklich ist. 

Das Deutsche Institut für Wi rtschaftsforschung 
stellt 1996 in einem Wochenbericht zur Vermögens-
verteilung in der Bundesrepublik fest, daß 
8,93 Prozent der Haushalte ein Gesamtvermögen von 
500 000 DM und mehr besitzen. Das macht zusam-
men etwa 44,76 Prozent des Anteils am Gesamtver-
mögen aller privaten Haushalte aus. Weniger als 
10 Prozent der p rivaten Haushalte besitzen also fast 
die Hälfte des Gesamtvermögens. 

Ich stelle noch einmal fest, daß Sie von der Koali-
tion die Vermögensteuer abgeschafft haben und daß 
Sie von der Koalition im Rahmen der geplanten Steu-
erreform Spitzenverdiener entlasten und gleichzeitig 
die Nacht-, Sonn- und Feiertagszuschläge für Arbeit-
nehmer besteuern wollen. Ich stelle fest, daß Sie von 
der Koalition das Rentenniveau absenken und 
Kranke mit höheren Zuzahlungen belasten wollen. 

Frau Kollegin Professor Frick, Sie hatten vorhin ge-
sagt: Das, was die SPD vorschlägt, geht nicht auf. Ich 
denke, es geht auf. Das bedeutet allerdings, daß man 
Ihre Klientel nicht verschont, sondern sich an ge-
samtgesellschaftlichen Aufgaben beteiligen läßt. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Wenn Sie sagen, es geht nicht auf, dann bedeutet 
das, daß Sie Ihre K lientel weiter schonen wollen. 

(Gisela Frick [F.D.P.]: Wir wollen Sie nur im 
Land behalten!) 

Ich sage auch noch einmal: Sie von der Koalition 
bestrafen mit dem sogenannten Arbeitsförderungs-
Reformgesetz Arbeitslose und wollen keine aktive 
Arbeitsmarktpolitik mehr betreiben. Sie schonen die 
Vermögenden. Sie haben die Umverteilung von un-
ten nach oben bet rieben. Machen Sie endlich Schluß 
damit. Verschließen Sie nicht länger die Augen vor 
den Folgen Ihrer Politik. Sorgen Sie dafür, daß die 
Arbeitnehmer stärker an den Dingen beteiligt wer-
den, die sie letztendlich mit erarbeitet haben! 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort zu ei-
ner Kurzintervention erhält Kollege Urbaniak. 

Hans-Eberhard Urbaniak (SPD): Herr Kollege Vogt, 
ich bedauere außerordentlich, daß sich die Pläne von 
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Philipp Rosenthal und „Schorsch" Leber nicht in der 
Breite durchgesetzt haben, wie wir das alle wünsch-
ten. Aber heute machen wir als sozialdemokratische 
Bundestagsfraktion einen neuen Anfang. 

Sie selber haben im Wirtschaftsbericht 1996 darge-
legt, was die Bundesregierung an Finanzierungsvor-
schlägen erarbeiten will, um zu einer besseren Aus-
gangslage in der Vermögensbildung zu kommen. 
Nun ist das über ein Jahr her. Sie müssen jetzt ein-
mal langsam dem Parlament diese Finanzierungsvor-
schläge vorlegen. Wenn das nicht geschieht, dann ist 
das wiederum eine Ankündigung, die wir als heiße 
Luft bezeichnen müssen. Das würde der Sache ab-
träglich sein. 

Einen Punkt muß ich aber richtigstellen. Ich bin nie 
Mitglied der IG Metall, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schade!) 

sondern immer Mitglied der IG Bergbau und Energie 
gewesen. Ich bin ganz stolz darauf, was die Kamera-
den in diesen Tagen in Bonn erzielt haben. Das will 
ich einmal hier feststellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Um das zu beweisen, werde ich Ihnen in der näch-
sten Woche meinen Knappen- und Hauerbrief sowie 
mein Gewerkschaftsbuch vorlegen. Dann werden Sie 
endlich schnallen: Er ist Mitglied der IG Bergbau und 
Energie. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Norbe rt  Blüm 
[CDU/CSU]: Ich bin Mitglied der IG 

Metall!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Erwiderung 
ist nicht gewünscht. Dann schließe ich die Ausspra-
che. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 13/4373 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit 
einverstanden? - Das ist der Fall. Dann ist die Über-
weisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur 
Neuordnung des Zivilschutzes 
(Zivilschutzneuordnungsgesetz - ZSNeuOG) 
- Drucksachen 13/4980, 13/6101, 13/6669, 13/ 
7074 - 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Otto Schily 

Wird das Wort  zur Berichterstattung gewünscht? - 
Erklärungen? - Dann kommen wir zur Abstimmung. 

Der Vermittlungsausschuß hat gemäß § 10 Abs. 3 
Satz 1 seiner Geschäftsordnung beschlossen, daß im 
Deutschen Bundestag über die Änderungen gemein-
sam abzustimmen ist. Wer stimmt für die Beschluß-
empfehlung des Vermittlungsausschusses auf Druck-
sache 13/7074? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die 
Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der Koaliti-

onsfraktionen und der SPD-Fraktion gegen die Stim-
men der Gruppe der PDS bei Stimmenthaltung des 
Bündnisses 90/Die Grünen angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 3 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur 
stärkeren Berücksichtigung der Schadstoff-
emissionen bei der Besteuerung von Personen-
kraftwagen (Kraftfahrzeugsteueränderungs-
gesetz 1997 - KraftStÄndG 1997) 
- Drucksachen 13/4918, 13/5360, 13/6112, 13/ 
6666, 13/7169 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Hans-Peter Repnik 

Wird das Wort  zur Berichterstattung gewünscht? - 
Das ist nicht der Fall. Mir liegt eine Erklärung zur 
Abstimmung nach § 31 der Geschäftsordnung der 
Kollegin Homburger schriftlich vor. Ich gehe davon 
aus, daß das Haus damit einverstanden ist, daß diese 
Erklärung zu Protokoll genommen wird. *) 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Der Vermitt-
lungsausschuß hat gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner 
Geschäftsordnung beschlossen, daß im Deutschen 
Bundestag über die Änderung wiederum gemeinsam 
abzustimmen ist. Wer stimmt also für die Beschluß-
empfehlung des Vermittlungsausschusses auf Druck-
sache 13/7169? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Dann  ist sie mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen und der SPD-Fraktion gegen die Stimmen 
von Bündnis 90/Die Grünen und der Kollegin Hom-
burger bei Stimmenthaltung der PDS angenommen. 

Ich rufe jetzt den Zusatzpunkt 4 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur Re-
gelung der Sicherheitsanforderungen an Pro-
dukte und zum Schutz der CE-Kennzeichnung 
(Produktsicherheitsgesetz - ProdSG) 
- Drucksachen 13/3130, 13/6203, 13/6890, 13/ 

7170 - 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Herbe rt  Lattmann 

Wird das Wort  zur Berichterstattung gewünscht? - 
Sonstige Erklärungen? - 

Dann  kommen wir zur Abstimmung. Der Vermitt-
lungsausschuß hat wiederum gemäß seiner Ge-
schäftsordnung beschlossen, daß im Deutschen Bun-
destag über die Änderungen gemeinsam abzustim-
men ist. Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des 
Vermittlungsausschusses auf Drucksache 13/7170? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 5 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 

*) Anlage 2 
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(Vermittlungsausschuß) zu dem Fünften Ge-
setz zur Änderung des Gesetzes zur Förde-
rung des Bergarbeiterwohnungsbaues im Koh-
lenbergbau (Fünftes Bergarbeiterwohnungs-
bauänderungsgesetz) 

- Drucksachen 13/5963, 13/6505, 13/6889, 13/ 
7171 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Dr. Peter Struck 

Berichterstattung und Erklärungen finden nicht 
statt. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Der Vermitt-
lungsausschuß hat gemäß seiner Geschäftsordnung 
beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über die 
Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. Wer 
stimmt für die Beschlußempfehlung des Vermitt-
lungsausschusses auf Drucksache 13/7171? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung 
ist bei Gegenstimmen der Gruppe der PDS mit den 
Stimmen der Fraktionen des Hauses angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 sowie den 
Zusatzpunkt 6 auf: 

16. Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Rahmenübereinkommen des 
Europarats vom 1. Februar 1995 zum 
Schutz nationaler Minderheiten 
- Drucksache 13/6912 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 

b) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung des Sortenschutzgeset-
zes 
- Drucksache 13/7038 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Gesundheit 

c) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Umsetzung von EG-Richtlinien zur 
Harmonisierung bank- und wertpapierauf-
sichtsrechtlicher Vorschriften 
- Drucksache 13/7142 — 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

d) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Begleit-
gesetzes zum Gesetz zur Umsetzung von 
EG-Richtlinien zur Harmonisierung bank- 

und wertpapieraufsichtsrechtlicher Vor-
schriften 

- Drucksache 13/7143 — 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Antje-Marie Steen, Klaus Kirschner, Petra 
Ernstberger, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Ergotherapeut/Ergotherapeutin 

- Drucksache 13/7082 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Tech-
nologie und Technikfolgenabschätzung 

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Uschi Eid, Wolfgang Schmitt (Langen-
feld), Dr. Angelika Köster-Loßack und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Reformbedarf der selbsthilfeorientierten 
Armutsbekämpfung in der Entwicklungs-
zusammenarbeit 

- Drucksache 13/7088 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für wi rtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwickung (federführend) 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuß 

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Uta Zapf, Günter Verheugen, B rigitte Adler, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
SPD 

Priorität für eine Politik der zivilen Krisen

-

prävention und Konfliktregelung 

- Drucksache 13/6999 — 

Überweisungsvorschlag : 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 

h) Beratung des Antrags des Bundesministeri-
ums der Finanzen 

Veräußerung des ehemaligen NATO-Flug-
platzes Lahr an die Stadt Lahr und die Ge-
meinde Friesenheim 
- Drucksache 13/7032 

—Überweisungsvorschlag: 

Haushaltsausschuß 

ZP 6 Weitere Überweisungen im vereinfachten 
Verfahren 
(Ergänzung zu TOP 16) 

a) Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Reha-
bilitierung, Entschädigung und Versor-
gung für Deserteure, Kriegsdienstverwei-
gerer und Wehrkraftzersetzer unter der na- 
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tionalsozialistischen Gewaltherrschaft und 
zur Änderung anderer Gesetze 

- Drucksache 13/6900 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

b) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. 

Fortsetzung der Garantiemengenregelung 
Milch und Stärkung der Position der 
milcherzeugenden Betriebe 

- Drucksache 13/7180 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(federführend) 
Ausschuß für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union 

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfach-
ten  Verfahren ohne Debatte. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. Der Antrag der Fraktion der SPD, 
Priorität für eine Politik der zivilen Krisenprävention 
und Konfliktregelung, Drucksache 13/6999 - das ist 
der Tagesordnungspunkt 16 g -, soll zusätzlich an 
den Haushaltsausschuß überwiesen werden. Sind 
Sie damit einverstanden? - Das ist der Fall. Dann 
sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 17 a bis 
17k auf. Es handelt sich um Beschlußfassungen zu 
Vorlagen, zu denen eine Aussprache nicht vorgese-
hen ist. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Tagesord-
nungspunkt 17 a: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 20. Juni 
1996 zwischen der Regierung der Bundesre-
publik Deutschland, den Vereinten Nationen 
und dem Sekretariat des Rahmenübereinkom-
mens der Vereinten Nationen über Klima-
änderungen über den Sitz des Sekretariats 
des Übereinkommens 

- Drucksache 13/6917 - 

(Erste Beratung 157. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit (16. Ausschuß) 

- Drucksache 13/7107 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Peter Paziorek 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Birgit Homburger 
Michaele Hustedt 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-

zeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Ge-
setzentwurf ist damit in zweiter Beratung einstimmig 
angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Gesetz-
entwurf ist damit in dritter Lesung einstimmig ange-
nommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Tagesord-
nungspunkt 17 b: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (16. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Jürgen 
Rochlitz, Margareta Wolf und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Freigabe und zivile Nutzung von ehemals mi-
litärisch genutzten Waldflächen im Viern-
heim-Lampertheimer-Käfertaler Wald 

- Drucksachen 13/1932, 13/4051 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Norbe rt  Rieder 
Georg Pfannenstein 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Dr. Rainer Ortleb 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Druck-
sache 13/1932 abzulehnen. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen und PDS bei Stimmenthal-
tung der SPD-Fraktion angenommen. 

Ich rufe Punkt 17 c der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung (1. Aus-
schuß) 
Haushaltsvereinbarkeitsprüfung bei Unions-
vorlagen 

- Drucksache 13/7048 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Arnulf Kriedner 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Die 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist bei geringer Beteiligung einstimmig an-
genommen. 

(Heiterkeit) 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 d auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau (18. Ausschuß) zu 
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der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Dritter Bericht über Schäden an Gebäuden 

- Drucksachen 13/3593, 13/3930 Nr. 3, 13/ 
6592 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Gabriele Iwersen 
Jürgen Sikora 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfeh-
lung ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 17 e der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Winfried Wolf, Dr. Dagmar Enkelmann, 
Wolfgang Bierstedt, weiterer Abgeordneter 
und der Gruppe der PDS 
Keine Fahrpreiserhöhung der DB AG in Ost-
deutschland 

- Drucksache 13/6829 - 

Dazu liegt eine Erklärung zum Abstimmungsver-
halten des Kollegen Dr. Winfried Wolf und - wenn 
ich das richtig verstehe - der gesamten Gruppe der 
PDS vor. 

(Widerspruch bei der PDS) 

- Nein? - Aber hier steht das so. 

(Zurufe von der PDS) 

- Eine persönliche Erklärung nur des Kollegen 
Dr. Winfried Wolf. Das korrigieren wir also hier in 
diesem Text. Wir nehmen auch diese Erklärung 
schriftlich zu Protokoll.*) - Sie sind damit einverstan-
den. 

Wer stimmt für diesen Antrag? - Die Gegenprobe! 
- Enthaltungen? - Der Antrag ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen und der SPD-Fraktion ge-
gen die Stimmen der PDS bei Stimmenthaltung von 
Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt. 

Ich rufe Punkt 17 f der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 
Mitteilung der Kommission an den Rat und 
das Europäische Parlament 
Finanzierung der neuen Gebäude des Euro-
päischen Parlaments in Brüssel und Straß-
burg 

- Drucksachen 13/6454 Nr. 1.21, 13/7018 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Hans Georg Wagner 
Wilfried Seibel 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfeh-
lung ist einstimmig angenommen. 

*) Anlage 3  

Ich rufe den Punkt 17 g der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Robert  Antretter, Karsten D. Voigt (Frank-
furt), Dr. Eberhard Brecht, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der SPD 
Gemeinsame Delegation der Vertreter des 
Deutschen Bundestages für die Parlamenta-
rische Versammlung des Europarates und 
für die Versammlung der Westeuropäischen 
Union 
- Drucksachen 13/6503, 13/7030 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Hein rich Lummer 
Robert  Antretter 
Dr. Helmut Lippelt 
Ulrich Irmer 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksa-
che 13/6503 anzunehmen. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung? - Die Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen und der SPD bei Stimment-
haltung von Bündnis 90/Die Grünen und PDS ange-
nommen. 

Ich rufe den Punkt 17 h der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Post und Tele-
kommunikation (17. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 
Grünbuch über ein Numerierungskonzept für 
Telekommunikationsdienste in Europa 
- Drucksachen 13/6861 Nr. 2.4, 13/7052 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Elmar Müller (Kirchheim) 
Hans Martin Bury 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfeh-
lung ist mit den Stimmen der Fraktionen bei Stimm-
enthaltungen der Mitglieder der Gruppe der PDS an-
genommen. 

Ich rufe Punkt 17i bis k der Tagesordnung auf: 

i) Beratung der Beschlußempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 184 zu Petitionen 
- Drucksache 13/7076 - 

j) Beratung der Beschlußempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 185 zu Petitionen 
- Drucksache 13/7077 - 

k) Beratung der Beschlußempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 186 zu Petitionen 
- Drucksache 13/7078 - 

Wir kommen zur Abstimmung über die Sammel-
übersicht 184, Drucksache 13/7076. Wer stimmt da-
für? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Die 
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Sammelübersicht 184 ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen bei Stimmenthaltung von Bündnis 90/ 
Die Grünen und PDS angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Sammel-
übersicht 185, Drucksache 13/7077. Wer stimmt dafür? 
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Sammelüber-
sicht 185 ist mit den gleichen Mehrheitsverhältnissen 
wie die vorherige Sammelübersicht angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Sammel-
übersicht 186, Drucksache 13/7078. Wer stimmt da-
für? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Die 
Sammelübersicht 186 ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen und der SPD-Fraktion gegen die 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und PDS ange-
nommen. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 6 sowie den 
Zusatzpunkt 7 auf: 

6. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Betreuungsrechts sowie weite-
rer Vorschriften 
(Betreuungsrechtsänderungsgesetz - BtÄndG) 
- Drucksache 13/7158 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

ZP7 Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Margot von Renesse, Dr. Herta Däubler

-

Gmelin, Hermann Bachmaier, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der SPD 

Betreuungsrecht 
- Drucksachen 13/3834, 13/7133 - 

Dazu liegt ein Entschließungsantrag der SPD-Frak-
tion vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. Wi-
derspruch? - Das ist nicht der Fall. Dann ist so be-
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Parla-
mentarische Staatssekretär Funke. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das Betreuungsrecht ist ein junges Recht. 
Der Bundestag hat das Betreuungsgesetz am 
12. September 1990 verabschiedet. Am 1. Januar 
1992 ist es dann in Kraft getreten. 

Das Betreuungsrecht ist auch ein gutes Recht. Es 
hat an die Stelle der Vormundschaft über Volljährige 
sowie der Gebrechlichkeitspflegschaft - beide häufig 
als Entrechtung der Betroffenen empfunden - die Be-
treuung gesetzt. Bei der Handhabung des Betreu-
ungsrechts in der Praxis haben sich jedoch Schwie-
rigkeiten ergeben. Das ist bei einem neuen Gesetz 
auch kein Wunder. 

Einzelne Verfahrensregelungen werden als unnö-
tige Belastung aller Verfahrensbeteiligten angese-
hen. Zusätzliche Probleme ergeben sich daraus, daß  

die Zahl der Betreuungsverfahren und die Belastung 
der Gerichte rapide ansteigen. Dies ist zum Teil auch 
ein Erfolg des neuen Rechts: Eine Betreuung wird, 
weil schonender für den Betroffenen, eher angeord-
net, als nach altem Recht entmündigt wurde. 

In den ansteigenden Fallzahlen spiegelt sich aber 
auch die demographische Entwicklung. Zudem müs-
sen die Länderjustizhaushalte bei Mittellosigkeit der 
Betroffenen die Betreuungskosten tragen. 

Als ich 1990 als Abgeordneter und als Berichter-
statter das Betreuungsrecht vor diesem Hohen Hause 
vorstellen durfte, konnte die Justiz noch auf erhebli-
che finanzielle Ressourcen zurückgreifen. Mittler-
weile gebieten auch Rechtspflegeentlastung und 
Knappheit der zur Verfügung stehenden öffentlichen 
Mittel eine Änderung des bisherigen Betreuungs-
rechts. 

All  dem trägt der Regierungsentwurf Rechnung. In 
ihm werden die Korrekturen vorgeschlagen, die vor-
genommen werden müssen, um das Betreuungsrecht 
in der Praxis funktionsfähig zu halten und damit in 
seinem Besitzstand auf Dauer zu sichern. Wichtig ist 
auch, daß in dem Entwurf erstmals konkret der Um-
fang bestimmt wird, in dem die Betroffenen selbst zu 
den Kosten ihrer Betreuung beizutragen haben. Dies 
hat im Bundesrat ebenso Zustimmung gefunden wie 
die Entscheidung, der Staatskasse einen Regreß we-
gen der von ihr verauslagten Betreuungskosten zu 
ermöglichen. 

Es werden aber nicht nur von den Betroffenen und 
ihren Erben gewisse Einschränkungen verlangt, son-
dern auch von den Berufsbetreuern hinsichtlich ihrer 
Vergütung. Es ist kein Wunder, daß es aus diesem 
Bereich Proteste gibt. Wir müssen uns mit den Betrof-
fenen insoweit auseinandersetzen. 

Schließlich soll mit dem Entwurf im materiellen Be-
treuungsrecht der Schutz des Betroffenen bei Ertei-
lung einer Vorsorgevollmacht verbessert werden. 

Lassen Sie mich zusammenfassend hervorheben, 
daß die Stellungnahme des Bundesrates die Grund-
züge des Regierungsentwurfs nicht in Frage stellt 
und daß darüber hinaus die Bundesregierung in ihrer 
Gegenäußerung einer Vielzahl der Vorschläge des 
Bundesrates zugestimmt hat. Bund und Länder teilen 
damit offenbar nicht nur die Überzeugung, daß das 
Betreuungsrecht zur Sicherung seines Bestandes ei-
ner ebenso behutsamen wie konsequenten Korrektur 
bedarf, sondern sie sind auch in der Bewe rtung der 
zur Wahl stehenden Korrekturmöglichkeiten weitge-
hend einig. Ich bin deshalb zuversichtlich, daß wir 
auch in diesem Haus rasch Einigkeit erzielen und da-
mit der Praxis bald die von ihr geforderte und für den 
Bestand des Betreuungsrechts erforderliche Hilfe zu-
teil werden lassen können. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege von Stetten, CDU/CSU-Fraktion. 
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Dr. Wolfgang Freiherr von Ste tten (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Be-
treuungsgesetz, das am 1. Januar 1992 in Kraft trat, 
galt als der große Wurf zur Beendigung von starren 
vormundschaftlichen Regelungen. Insbesondere soll-
ten aus „Entmündigten und Entrechteten" betreute 
Bürger werden und starre bürokratische Regelungen 
durch eine persönliche Betreuung ersetzt bzw. er-
gänzt werden. Im wesentlichen sind diese Vorstel-
lungen des Gesetzgebers - Herr Funke hat es eben 
schon gesagt - gelungen. 

Zum Teil haben sich aber in der Praxis, insbeson-
dere beim Verfahren, doch erhebliche Mängel her-
ausgestellt, die sich durch unnötige Begutachtung, 
unnötige Anhörungen, unnötige schwierige Zustel-
lungen etc. ergeben. Hier werden Vereinfachungen 
vorgeschlagen, die wir mit den Fachleuten im Bera-
tungsverfahren diskutieren und die - das ist der 
Grundsatz - zum Wohle der Betreuten - nur darum 
geht es - verändert werden sollen. Nicht mehr, son-
dern weniger Bürokratie ist das Ziel - und damit ge-
gebenenfalls auch die Entlastung der Vormund-
schaftsgerichte, die in der Tat zum Teil übermäßig 
belastet wurden. 

Viel Streit und Unruhe hat es darüber gegeben, 
wie Betreuungen zu behandeln sind. Der Grundsatz 
ist die ehrenamtliche Betreuung und damit die ko-
stenlose Betreuung. Das heißt, nur der Aufwand - 
nicht der Zeitaufwand - ist zu ersetzen. Dies ent-
spricht auch der Tradition des Vormundschaftswe-
sens. Um die ehrenamtliche Tätigkeit zu erleichtern, 
werden Betreuungsvereine gefördert, für deren per-
sonelle und sachliche Verwaltung Gelder zur Verfü-
gung gestellt werden müssen und auch werden: im 
Bundesgebiet immerhin fast 30 Millionen DM. Da-
durch soll ermöglicht werden, daß eine hauptamtli-
che Kraft die Verwaltungstätigkeiten und schwierige 
Erledigungsfragen für die im Verein tätigen ehren-
amtlichen Kräfte übernimmt. Bei größeren Vereinen 
empfiehlt es sich sicher auch, den einen oder ande-
ren Berufsbetreuer einzusetzen. 

Die Praxis hat sich aber anders entwickelt. Es gibt 
mehr und mehr Berufsbetreuer und immer weniger 
ehrenamtliche Helfer. Dadurch sind die Kosten, die 
die Länder zu tragen haben, in unverantwo rtlicher 
Weise gestiegen, so daß die Zahlungen der Stunden-
vergütungen aus der Staatskasse gemäß § 1836 BGB 
zum Beispiel in Schleswig-Holstein in vier Jahren 
von 6 Millionen auf 16 Millionen DM, in Sachsen von 
wenigen tausend auf 6 Millionen DM, in Rheinland

-

Pfalz von wenigen hunderttausend auf 4 Millionen 
DM gestiegen sind. Dabei bewegen sich die Vergü-
tungssätze zwischen 20 und 125 DM pro Stunde und 
Betreuer. Bei manchen hat sich dies, wie von den 
Ländern zu hören ist, zu einem gewinnträchtigen Ge-
schäft entwickelt. 

Um die Uneinheitlichkeit in der Rechtsprechung 
und auch die Rechtsunsicherheit zu beseitigen, muß 
im Gesetz deutlich und klar darauf abgestellt wer-
den, daß die Betreuung vom Grundsatz her ehren-
amtlich, das heißt kostenlos ist und höchstens mit ei-
ner Aufwendungspauschale oder dem Ersatz von 
Auslagen verbunden sein kann. 

Zum anderen muß klargestellt werden, daß die 
Aufgabe der Betreuer, die in § 1896 BGB klar defi-
niert ist, auch von den Betreuern so gesehen wird: 

Kann ein Volljähriger auf Grund einer psychi-
schen Krankheit oder einer körperlichen, geisti-
gen oder seelischen Behinderung seine Angele-
genheiten ganz oder teilweise nicht besorgen, so 
bestellt das Vormundschaftsgericht ... einen Be-
treuer . . . 

Ein Betreuer darf nur für Aufgabenkreise bestellt 
werden, in denen die Betreuung erforderlich ist. 

Entscheidend ist: 

Die Betreuung ist nicht erforderlich, soweit die 
Angelegenheiten des Volljährigen durch einen 
Bevollmächtigten 

- den dieser selber stellt - 

oder durch andere Hilfen, bei denen kein gesetz-
licher Vertreter bestellt wird, ebenso gut wie 
durch einen Betreuer besorgt werden können. 

Nicht zu den Aufgaben des Betreuers nach dem 
Betreuungsgesetz - es ist das Wo rt  „betreuen", das 
hier falsch verstanden wird - gehören Einkaufshil-
fen, Versorgen des Haushaltes, Spazierengehen, 
Vorlesen, Kaffeetrinken, Begleitung zu Kulturveran-
staltungen oder ähnliches, da diese Hilfen durch an-
dere Institutionen zu besorgen sind: entweder durch 
die Heime, in denen die Betreuten leben, durch am-
bulante Pflege, Nachbarschaftshilfe oder karitative 
Einrichtungen. Wenn der Betreuer, auch der Berufs-
betreuer, solche Aufgaben übernimmt, ist es eine zu 
begrüßende menschliche Geste; sie kann aber nicht 
als Stundenentgelt zu Lasten des Staates oder des 
Betreuten abgerechnet werden. 

Um das ehrenamtliche und damit kostenlose Ele-
ment - abgesehen vom Aufwendungsersatz - zu för-
dern, sollte die Ehrenamtlichkeit zur Grundregel er-
hoben werden, wie dies der Bundesrat in seiner Stel-
lungnahme vom 31. Januar 1997 vorschlägt. Die Ver-
gütung soll ausdrücklich die Ausnahme sein, die Re-
gel hat das Ehrenamt zu sein. 

In den Beratungen sollte auch ernsthaft geprüft 
werden, ob nicht § 1897 Abs. 5 BGB dahin gehend 
geändert wird, daß in der Regel für altersgebrechli-
che Menschen die Anerkennung des Ehegatten bzw. 
der Kinder als Betreuer festgelegt wird, ebenso wie 
für zu betreuende junge Erwachsene deren Eltern 
bzw. deren Geschwister, sofern keine ernstlichen Be-
denken bestehen. Daß dafür von Eltern oder Kindern 
eine pauschale Vergütung verlangt wird, erstaunt 
mich insbesondere mit Blick auf die gesetzliche Ver-
pflichtung im BGB, gemäß der Verwandte in gerader 
Linie einander Hilfe zu gewähren haben. Dies zeigt 
aber leider auch die Einstellung der Menschen von 
heute und ihre Versorgungsmentalität, nach der der 
Staat für alles und jedes aufzukommen habe, auch 
wenn dieser schon für die Heimkosten des eigenen 
Kindes oder der eigenen Mutter mehrere tausend 
Mark monatlich aufbringt, ohne die Angehörigen da-
mit zu belasten. 
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Den Betreuungsvereinen könnte man in § 1908 f 
BGB konkreter aufgeben, ein deutliches Verhältnis 
von hauptamtlichen und ehrenamtlichen Betreuern 
vorzuhalten. Ob dieses 1 : 6 oder 1 : 8 beträgt, kann 
dahingestellt bleiben. Damit reichen aber die Stun-
densätze, die im Gesetzentwurf vorgesehen sind. So 
sind für eine unausgebildete Kraft - wobei dies 
manchmal problematisch ist, wenn diese die rechtli-
che Vertretung eines Betreuten für sein Leben über-
nehmen soll - 35 DM vorgesehen; das sind bei einer 
38,5-Stunden-Woche immerhin 5 900 DM, nach Ab-
zug der allgemeinen Kosten immerhin noch ein Brutto-
monatsverdienst von 4 000 DM. Bei einer gelernten 
Kraft sind es 8 000 DM mit einem umgerechneten 
Bruttoverdienst von 5 500 DM, bei einer Kraft mit 
Hochschulstudium werden rund 10 000 DM kassiert; 
das entspricht einem Bruttolohn von 7 000 DM. Das 
sind doch ganz beachtliche Einkommen, die diese 
Damen oder Herren bekommen. Ich verstehe nicht, 
daß mehr verlangt wird. Der Verein bekommt zusätz-
lich ja auch noch nach § 1835 BGB Kosten teilweise 
ersetzt. 

Bei Berufsbetreuern muß durch eine jährliche 
Stundenabrechnungspflicht die Tätigkeit nachgewie-
sen werden, weil es nicht sein darf - wie aus Ländern 
berichtet wird -, daß einzelne Betreuer zusammenge-
rechnet fast 24 Stunden pro Tag bei verschiedenen 
Vormundschaftsgerichten und Sozialämtern abrech-
nen. Sicher sind das Ausnahmen und Fälle von Miß-
brauch, die aber verhindert werden sollten. Dies gilt 
zum Schutz von Betreuten, die eigenes Vermögen 
haben, aber auch zum Schutz der Länder, die diese 
Kosten aufzubringen haben, we il  für sogenannte 
Mittellose die Kosten vom Staat übernommen wer-
den. 

Deswegen müssen auch die Vorschriften des So-
zialhilferechts gelten, das heißt sowohl für die Frage 
der Mittellosigkeit als auch für die Frage des Ersat-
zes durch Erben oder Angehörige. Die Kritiker sol-
cher Maßnahmen verkennen, daß die gesetzliche Be-
treuung zwar eine Maßnahme staatlicher Rechtsfür-
sorge ist, aber vom Gesetz als ehrenamtliche Auf-
gabe von Angehörigen und auch anderen Bürgern 
im Rahmen ihrer Bürgerpflicht und letztlich der 
Nächstenliebe vorgesehen ist. 

Wir versuchen in allen Bereichen viel zu sehr, die 
Verantwortlichkeit, insbesondere die finanzielle Ver-
antwortlichkeit, auf den Staat abzuwälzen. Dies kann 
und darf auf Dauer nicht so sein. Deswegen werden 
Betreuungskosten vom Staat sozusagen als Voraus-
zahlung oder als Darlehen gegeben, wenn die Mittel 
vom Betreuten nicht zu erbringen sind. Dabei ist es 
selbstverständlich - wie bei Sozialhilfe überhaupt -, 
daß der Betreute, wenn er dazu - aus welchem 
Grund auch immer - in der Lage ist, diese zurückzu-
zahlen hat oder Angehörige direkter Linie auf Grund 
der gesetzlichen Bestimmungen zu Ersatz verpflich-
tet sind. 

Meine Damen und Herren, ich darf Sie bitten, 
daran mitzuwirken, daß das seinerzeit von allen Par-
teien verabschiedete Betreuungsgesetz durch die  

vorgeschlagene Verbesserung zu dem wird, was da-
mals Allgemeingut war: eine Verbesserung der Si-
tuation der Betreuten, ein vermehrtes Engagement 
zu ehrenamtlicher Betreuung und damit Übernahme 
staatlich vorgesehener Nachbarschaftshilfe und 
keine weitere Belastung der Haushalte der Länder. 

Ich würde gerne im Rahmen dieser Beratungen 
auch über den Entschließungsantrag der SPD disku-
tieren, den ich vom Grundsatz her für richtig halte. 
Ich hoffe, daß wir dieses Änderungsgesetz dann ge-
meinsam beschließen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Margot von Renesse, SPD. 

Margot von Renesse (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Selbstverständlich werden wir 
an dieser Novelle mitarbeiten, auch wenn wir uns 
eine Reform gewünscht hätten. Aber zu einer Reform 
waren Ihre Mitarbeiter, das Fachteam im BMJ, ange-
sichts der politischen Vorgaben nicht befugt. 

Trotzdem ist Ihnen einiges Intel ligentes gelungen. 
Das, was Sie bemängeln, Herr von Stetten, finde ich 
gerade richtig, nämlich daß Unterhaltsansprüche bei 
der Aufwandsentschädigung aus der Familie stam-
mender ehrenamtlicher Betreuer nicht angerechnet 
werden können. Wir können uns doch freuen, daß sie 
es überhaupt tun. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: So ist es!) 

Es ist bitter für die betroffenen Betreuer, wenn sie 
denn aus der Familie kommen, daß ihnen bei der 
Aufwandsentschädigung für ihre Arbeit der Unter-
haltsanspruch angerechnet werden kann. 

Herr von Stetten, Sie sagen: Es ist nun einmal ein 
Verlust der Liebe unter den Menschen zu verzeich-
nen. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Ja!) 

Ich sage Ihnen: Eine Familie, die einen betreuungs-
bedürftigen Menschen in ihrer Mitte pflegen und be-
treuen muß, ist schon schwer genug gebeutelt. 

Sie sprachen auch von den bürokratischen Hür-
den, die Betreuer angesichts der gegenwärtigen und 
auch der zukünftigen Rechtslage zu nehmen haben. 
Das ist ein Hürdenlauf eigener A rt . 

Ich freue mich, daß ich Ihren Mitarbeitern für diese 
intelligente Arbeit zunächst einmal ein Lob ausspre-
chen kann. Das muß ich sagen, bevor Zorn und Bit-
terkeit mich hinreißen. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Oh!) 

- Jawohl, das ist so. - Denn erstens, Herr von Stetten, 
reden wir nicht über eine Randgruppe. 1 Prozent al-
ler erwachsenen Bürger und Bürgerinnen in unserem 
Lande - das gibt die Antwort auf die Große Anfrage 
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her - sind der Betreuung bedürftig. Die Tendenz ist 
steigend. 

Wir wissen außerdem: Es handelt sich keineswegs 
nur um ältere Menschen. Es handelt sich bei einem 
knappen Drittel um Leute unter 40 Jahren. Wir müs-
sen darüber nachdenken, woher das kommt. 

Das heißt, dies ist ein wichtiger Bereich. Hinzu 
kommen noch die Betreuer; sie sind ebenfalls betrof-
fen. Es ist keine verschwindende Minderheit. 

Aber die Antwort auf die Große Anfrage - erlau-
ben Sie mir, daß ich diese kurz würdige - ist wirk lich 
ein Stück aus dem Tollhaus. Die Bundesregierung 
begibt sich an eine Novelle, und ihre Antwort auf die 
Große Anfrage macht deutlich, daß sie eigentlich nur 
eines sagen kann: Wir wissen, daß wir nichts wissen. 
Nichts Genaues weiß man nicht - mit der schönen 
Formulierung: Die Länder machen uns dazu keine 
Angaben. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Das ist schlimm genug!) 

Wir beide wissen doch ganz genau, Herr von Stet-
ten - wir sind beide Richter gewesen -, was die Zähl-
karten hergeben. Forschung ist notwendig, und zwar 
breite Forschung, durch Aktenstudium und Befra-
gung der Betroffenen. Keine Zählkarte kann dies 
widerspiegeln. Ich kann Ihnen bei jeder Frage, die 
Sie nicht beantworten können, dartun, warum sie ein 
Schlaglicht auf die Wirk lichkeit und die Wirksamkeit 
des Betreuungsrechts wirft. 

Jetzt komme ich zur Novelle; denn auch hierzu 
kann man der Antwort auf die Große Anfrage etwas 
entnehmen. Was würden Sie von einem karitativen 
Unternehmen halten, das etwa 51 Prozent seines ver-
fügbaren Geldes für Verwaltung, Kontrolle, Buchhal-
tung und das Nachhalten der verwaltungsrechtli-
chen Abläufe ausgibt, 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Das ist viel zuviel!) 

und dann, wenn die Öffentlichkeit sagt: „So geht das 
nicht, betreibt einmal ein bißchen Reorganisation!", 
reagiert, indem es verlauten läßt: Ihr habt alle recht, 
wir müssen unsere karitativen Projekte einschrän-
ken? Sie würden doch sagen: Die haben eine Meise. 
Oder? 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Ja!) 

Genau das wird mit der Novelle gemacht. Wenn 
Sie alles zusammenrechnen, was die Länder im Jahr 
an Vergütungen und Aufwandsentschädigungen für 
die Betreuung selbst ausgeben, kommen Sie auf un-
gefähr 141 Millionen DM. Bei einer überschlägigen 
Rechnung ergeben sich ungefähr 147 Mil lionen DM 
für Richter, Rechtspfleger, Kanzleien und Geschäfts-
stellen. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Bürokratie!) 

Das ist doch unglaublich. 

Und was macht die Bundesregierung mit der No-
velle? Sie schränkt den Bereich der Vergütungen 
und Aufwandsentschädigungen ein. Es geht nämlich 
nicht nur um die Vereinheitlichung der Rechtspre-
chung wegen der einen oder anderen verkorksten 
Formulierung im Gesetz. Es geht um Sparen, und 
zwar zu Lasten des eigentlichen Bereichs, nämlich zu 
Lasten der Betreuer und der Betreuten. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Wolfgang Freiherr 
von Stetten [CDU/CSU]: Das sehen Sie 

falsch!) 

Das ist das Schlimmste, was man machen kann. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Das sehen Sie falsch!) 

Herr von Stetten, ich sprach davon, daß wir über 
keine Randgruppe reden. Wir alle können betroffen 
sein. Wir alle können gebrechlich und hinfällig wer-
den. Ich kann nur sagen: Der Himmel gebe uns Men-
schen, die uns lieben und uns damit Schutz vor der 
Schwäche und der Gebrechlichkeit geben! Denn das 
allein ist die Gewährleistung von Menschenwürde. 

(Beifall des Abg. Jochen Feilcke [CDU/ 
CSU] - Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten 
[CDU/CSU]: Das muß nicht mit einem Stun-

densatz von 120 DM sein!) 

- Das Problem, Herr von Stetten, ist - das wird auch 
aus der Anfrage deutlich -, daß wir Ehrenamtliche 
weitgehend nur noch in den Fami lien finden. 

Vor vielen Jahren wurde übrigens das Betreuungs-
recht von der sozialliberalen Koalition auf Kiel ge-
legt, weil nach wie vor der Paradigmenwechsel, der 
strategische Wechsel vom alten Sanktions- und Ord-
nungsrecht hin zu einem sozialen Hilferecht, richtig 
war. Dieser Ansatz wurde besprochen, viel diskutiert 
und für richtig befunden. Damals erklärte mir ein 
Mitarbeiter aus dem Bundesjustizministerium, er 
wolle die Vereinsvormundschaften - diese bürokrati-
schen Massenerscheinungen, die wir heute noch ha-
ben; nach Ihrer Antwort bis zu 127 Betreuungsfälle 
für einen Betreuer - abschaffen. Das ist nicht gelun-
gen. 

Der Mitarbeiter sagte damals weiterhin, es könne 
doch nicht sein, daß wir so viele bürokratische Vor-
mundschaften hätten. Ich fragte ihn, wie er sich das 
vorstelle: Wenn er die Vereinsvormundschaften ab-
schaffen würde, würden bei den Vormundschaftsge-
richten die Menschen in Schlangen anstehen und 
fragen: Woher bekommen wir endlich eine ehren-
amtliche Vormundschaft oder Betreuung? Dieser 
sehr liebe Mensch hat mir geantwortet: Eine Betreu-
ung ist nicht mehr möglich, nicht einmal mehr in der 
Familie. Sie wissen, wie die Fami lien heute ausse-
hen: ein Enkelkind und vier lebende Großeltern; der 
eine lebt in München und der andere in Hamburg. 
Diese Betreuungsarbeit können wir in Zukunft von 
den Fami lien nicht mehr erwarten. Aber die ehren-
amtlichen Betreuer kommen zumeist aus den Fami-
lien. 

Wir müssen also die Berufsbetreuer stützen. Die 
Tätigkeit, von der Sie sagten, sie sei menschlicher 
Anstand, ist für die Betreuer Beruf. Der Aufbau eines 
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Vertrauensverhältnisses, aus dem eine Betreuung 
überhaupt erst möglich ist, wie wir sie uns vorstellen, 
gehört zum Beruf. Wenn die Betreuer dies nicht tun, 
dann gnade uns Gott, wenn wir schwach werden 
und in deren Hände fallen. Ich möchte das nicht. 

Ich weiß, daß es viele ähnliche Berufe gibt. Sie 
können sagen, auch die Pflege von Kranken sollte 
keines Lohnes we rt  sein; Gotteslohn ist genug. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Wir wollen ja nicht übertreiben!) 

Warum kriegen die Krankenschwestern und die 
Krankenpfleger überhaupt Geld? Sie sollten sich 
freuen, daß sie ein dankbares Wo rt  von den Patien-
ten bekommen. So können wir in einer Gesellschaft 
wie der unseren nicht handeln. Wir haben alle un-
sere Berufe geliebt, aber keiner hat von uns - von Ih-
nen und von mir - erwartet, daß wir noch Geld dazu-
tun. Oder? 

Ein letzter Punkt. Das Betreuungsrecht - das ist ein 
Problem - ist ein justizlastiges Gesetz, gemacht von 
Juristen, die davon ausgehen, daß wir einen Volljuri-
sten brauchen, um Probleme zu lösen, die in der Ge-
sellschaft auftauchen. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Von mir aus nicht!) 

Viel zuviel Justiz nach dem Motto: Der Richter stellt 
die Liebe zwischen den Menschen her. Ich habe den 
Richterberuf nie so verstanden. Der Gesetzgeber 
schafft das übrigens auch nicht, Herr von Stetten, 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Mit Sicherheit nicht!) 

schon gar nicht mit Einschränkungen in der Auf-
wandsentschädigung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Was wir brauchen, ist das, was wir im Kindschafts-
recht kennen, nämlich eine Teilung der Gesetzge-
bungsmaterien. Dieser Bereich hat eine zivilrechtli-
che, aber vor allem eine sozialrechtliche Kompo-
nente, in die wir etwas über Qualifikation von Be-
treuern, über Netzwerke, über Betreuungshilfepläne, 
über Einzelvorstellungen, was man zum Beispiel mit 
einem jungen Betreuten machen und wie man ihn re-
habilitieren kann, schreiben können. Dies alles ken-
nen wir aus dem Kindschaftsrecht. 

Ich möchte nichts anderes, als daß wir in einer gro-
ßen Reform diese Idee umsetzen: wenig Justiz; denn 
der Richter, vor allem der typische Vormundschafts-
richter im Leutnantsalter, ist nicht derjenige, der den 
betreuten Alzheimer-Patienten, 90 Jahre alt, im Al-
tenheim besucht, so daß er sich ernstgenommen 
fühlt. Nein, dieser Patient hat Angst, und der junge 
35jährige versteht nicht, wie er an ihn herankommt. 
Ausnahmen bestätigen die Regel. Das Motto „mehr 
Justiz" ist nicht gut. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Habe ich auch niemals gesagt!) 

Es muß mehr Sozialstationen, Versorgungseinrich-
tungen und karitativ ausgebildete Leute geben, die 
in diesem Bereich tätig sind. Genau diese Konstruk-
tion kennen wir aus dem Kindschaftsrecht: Zivil- und 
Sozialrecht Hand in Hand. So kann vielleicht etwas 
daraus werden. 

Ich hoffe, daß wir eine solche Reform einmal auf 
Stapel legen. Wie gesagt, an dieser Aufgabe werden 
wir mitarbeiten. Aber wir werden uns der Kosten-
dämpfung um jeden Preis, und zwar um jeden Preis 
bei den Betreuten, verweigern. Das machen wir nicht 
mit. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Volker Beck, Bündnis 90/Die Grünen. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Tatsache, daß immerhin 600 000 Mitbürgerinnen 
und Mitbürger vorübergehend oder dauerhaft auf 
eine Betreuung angewiesen sind, scheint die Bun-
desregierung nach wie vor vor allem unter mone-
tären Aspekten zu interessieren. Die Rechte der 
Betroffenen, der Betreuten, bleiben deshalb auch in 
dem Entwurf weitgehend auf der Strecke. Ich wi ll 

 in der Kürze der Zeit hier nur auf zwei Aspekte 
eingehen. 

Im Regierungsentwurf schafft sich der Staat zum 
erstenmal - das ist ein echtes Novum - eine Re-
greßmöglichkeit, einen Rückgriffsanspruch gegen 
die Betreuten. Hat der Betreute während der Dauer 
seiner Betreuung kein Geld für die Bezahlung sei-
nes Helfers, trägt der Staat die Kosten. So weit, so 
gut. Neu ist, daß er die Kosten 10 Jahre lang vom 
Betreuten oder seinen Erben zurückverlangen 
kann. Voraussetzung ist, daß sich die finanziellen 
Verhältnisse des Betreuten verbessert haben. Dies 
ist ein politischer Skandal; diese Regelung muß un-
verzüglich aus dem Entwurf gestrichen werden. Im 
gesamten bundesdeutschen Recht ist das Recht auf 
Regreß an irgendeine A rt  von Verschulden ge-
knüpft. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Sie kennen wohl das Sozialhilferecht 

nicht, Herr Kollege!) 

Ich weiß nicht, worin das Verschulden des Betreuten 
bestehen soll, wenn sich die finanzielle Situation 
nachträglich geändert hat. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Gucken Sie einmal in das Sozial-

hilferecht!) 
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- Sie müssen doch nicht Sozialhilfe zurückzahlen, 
wenn Sie drei Jahre nach dem Bezug auf einmal wie-
der Geld verdienen. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Aber natürlich!) 

- Rückwirkend? 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Aber natürlich!) 

- I wo! Nur wenn Sie damals mehr Geld verdient ha-
ben, als Sie im Antrag angegeben haben. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Nein, nein! Das ist ein Darlehen, 
Herr Kollege! - Dr. Willfried Penner [SPD]: 
Geht zum Schiedsmann und einigt euch!) 

- Selbst dann gilt bisher noch der Grundsatz der so-
genannten Verwirkung, daß nämlich das Recht auf 
Rückforderung einer zeitlichen Begrenzung unter-
liegt. Und sie liegt in der Regel bei drei bis vier Jah-
ren und nicht bei zehn Jahren wie hier im Betreu-
ungsrecht. Ich meine, das ist ein Mißbrauch von 
Macht zu Lasten derjenigen, die sich meistens nicht 
selbst wehren können. Ein solches Verhalten der 
Bundesregierung ist auch durch leere Kassen nicht 
zu rechtfertigen. Das Problem der leeren Kassen wird 
auf dem Buckel der Schwächsten und der Schwa-
chen gelöst. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es gibt auch einige Änderungen im Verfahrens-
recht, die eine Beschneidung der Rechte der Betreu-
ten darstellen. Das werden wir en détail im Ausschuß 
zu diskutieren haben. Ich meine, da zeichnet sich 
eine problematische Entwicklung ab. 

Wie sieht die Reform der Bundesregierung für die 
Betreuer aus? Man wird den Eindruck nicht los, daß 
es sich allein um ein Kostendämpfungsgesetz han-
delt. Die gesetzlich verordneten Stundensätze für Be-
rufsbetreuer sind zu niedrig, so daß Betreuungsverei-
nen - das haben sie uns erklärt - der Konkurs droht. 
Dies wurde zwar von den Verbänden im Vorfeld be-
reits unmißverständlich klargemacht; das hat die 
Bundesregierung offensichtlich nicht beeindruckt. 

Man fragt sich sowieso, ob die Regierung die Ziel-
setzung ihres eigenen Entwurfs umsetzen kann. Da-
nach geht es nämlich um die Überarbeitung des Be-
treuungsgesetzes von 1992 an Hand der praktischen 
Erfahrungen. In ihrer Antwort auf die Große Anfrage 
der SPD bekennt die Bundesregierung freimütig, sie 
wisse in bezug auf weite Bereiche nichts. 

(Margot von Renesse [SPD]: Aber sie macht 
schon einmal ein Gesetz! Ohne Erfahrung!) 

Wie man dann an Hand der praktischen Erfahrungen 
ein Gesetz machen kann, wenn man im BMJ nicht 
über wahrsagerische Fähigkeiten verfügt oder Kri-
stallkugeln auf den Schreibtischen stehen hat, weiß 
ich eigentlich nicht. 

Nicht von ungefähr mutet der Entwurf wie Flick-
werk an, und das trotz des bekannten Umstandes - 
das räumt selbst die Bundesregierung ein -, daß die 

Bedeutung der Betreuung in Zukunft zunehmen 
wird. Die Gesellschaft wird älter. Von einer Reform, 
die der zunehmenden Bedeutung dieser Frage Rech-
nung tragen würde, kann hier leider nicht die Rede 
sein. Ich hoffe, daß wir an Hand des Entschließungs-
antrages der SPD, über den wir ja hier diskutieren 
werden, weiterkommen. 

Ich wünsche mir, daß wir sowohl die Antwort der 
Bundesregierung auf die Große Anfrage als auch den 
Gesetzentwurf zum Betreuungsrecht mit Vertretern 
der Verbände der Berufsbetreuer und der Lebens-
hilfe wenigstens in einer gemeinsamen Berichterstat-
terbesprechung diskutieren können, daß wir diese 
vielen Detailfragen qualifiziert regeln können und 
daß wir, solange uns keine Forschungsergebnisse zur 
Verfügung stehen, wenigstens mit den Praktikern ei-
nen Austausch pflegen können. Dadurch könnten 
wir die Betroffenen in ihren Rechten besser schützen 
und der Sachlage wesentlich näher kommen, als die-
ser etwas unzureichende Entwurf der Regierung das 
getan hat. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Hildebrecht Braun, F.D.P. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Fünf Jahre nach In-
krafttreten des neuen Betreuungsrechts ist es Zeit, 
eine Bilanz zu ziehen. Die Folge der Bilanz, die regie-
rungsintern gezogen wurde, ist der Gesetzentwurf, 
der Ihnen vorliegt. 

Ich räume ein: Die Bilanz ist nur vor dem Hinter-
grund nachvollziehbar, daß das Justizministerium die 
Informationen zur Kenntnis nimmt, die es von Ge-
richten bekommt. Das heißt, es geht um die Überprü-
fung dessen, was sich in fünf Jahren in den Fällen er-
eignet hat, die irgendwo gerichtsmäßig geworden 
sind. Erstaunlicherweise haben mir Richter, die in 
diesem Bereich tätig sind, bestätigt, daß die Ge richte 
fast ausschließlich wegen Klagen hinsichtlich der 
Honorierung derer, die in diesem Bereich tätig wa-
ren, angerufen wurden. 

Für mich stellt sich aber sehr wohl die Frage, ob 
wir nicht fünf Jahre nach Inkrafttreten eines neuen 
Betreuungsrechts auch inhaltlich darüber diskutie-
ren müssen, ob das neue Betreuungsrecht seine zen-
trale Aufgabe auch zu leisten vermochte, nämlich 
daß die Betreuten mehr und bessere Betreuung be-
kommen, als sie vordem hatten. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir alle kennen die Probleme aus alter Zeit, als An-
wälte bis zu 400 Mündel hatten, die sie eigentlich 
nur noch verwalten konnten, und eine Betreuung, 
die diesen Begriff verdient hätte, nicht angedacht 
war und erst recht nicht möglich gewesen wäre. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Voll-
mer) 
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Für mich wäre es also wichtig gewesen, zu erfah-
ren: Hat sich das neue Betreuungsrecht bewäh rt? 
Sind die Menschen, die in ganz erheblichem Maße 
von der Qualität des Betreuers oder der Betreue rin 
abhängen - in ihrer Lebensgestaltung, in ihrer 
Selbstverwirklichung und damit in ihrer persönli-
chen Freiheit -, durch das Betreuungsrecht jetzt bes-
sergestellt, als sie es früher waren? 

Je nachdem, wie die Antwort ausfällt: Gibt es wei-
tere Verbesserungsmöglichkeiten, die finanziell 
machbar sind und die insbesondere dem Anspruch 
der betroffenen Menschen auf die Wahrung ihrer 
Menschenrechte gerecht würden? Dazu erfahren wir 
in diesem Gesetzentwurf nichts. Ich glaube, wir müs-
sen diese Arbeit doch noch hier im Parlament leisten. 

Eines stellt sich klar heraus, wenn man sich mit der 
Materie befaßt: Die Tendenz zum hauptberuflichen 
Betreuer ist ganz stark gestiegen. 

(Margot von Renesse [SPD]: Unaufhaltsam!) 

Ich muß sagen: Ich bedauere das sehr. 

Frau von Renesse, Sie mögen recht haben, daß das 
ehrenamtliche Element in allen Bereichen der Gesell-
schaft zurückzugehen droht und daß wir auch und 
gerade in diesem Bereich, in dem auch menschliche 
Zuwendung und nicht nur juristische Verwaltung ei-
nes Vermögens gefragt ist, die Möglichkeit der Um-
kehr einer gesellschaftlichen Tendenz anzupeilen 
haben - hin zu mehr ehrenamtlichem Engagement 
und zu Lasten des Herausbildens eines neuen Be-
rufsstandes, nämlich des Betreuers. 

Wir haben das Problem, daß mit dem Gesetzentwurf 
versucht wird, die Leistung der Betreuer an ihrer Vor-
bildung festzumachen, und zwar entsprechend dem 
Konzept des öffentlichen Dienstes. Da gibt es den ein-
fachen Dienst, den mittleren Dienst, den gehobenen 
Dienst und den höheren Dienst. Das muß sich dann 
jeweils in den Stundensätzen niederschlagen. Das ist 
ein denkbarer Ansatz; er steht jetzt im Gesetz. Wenn 
uns nichts Besseres einfällt, werden wir ihn mittragen. 
Ich räume aber ein: Er erfreut mich nur wenig; denn 
die Leistung eines Menschen hat oft nur sehr wenig 
mit seiner ursprünglichen Vorbildung zu tun. Ich 
wünschte mir, wir fänden hier andere Krite rien. 

Es muß aber auch eine machbare Lösung gefunden 
werden. Das, was wir in diesem Bereich haben - viel-
fältigste Leistungen, die ganz schlecht pauschaliert 
werden können, sehr unterschiedlichen Zeitaufwand, 
sehr unterschiedliche Aufgabenstellungen -, läßt sich 
schlecht in das Konzept eines Honorargesetzes - 
wenn ich es mal so nennen darf - hineinpressen. 

Mit anderen Worten: Ich verstehe die gedanklichen 
Ansätze des Gesetzentwurfs, bin aber noch nicht ganz 
glücklich über das, was er beinhaltet. Vielleicht schaf-
fen wir es bei den Parlamentsberatungen, einen Schritt 
hinter die jetzt vorgeschlagenen Regelungen zurück-
zugehen und uns damit zu befassen, ob das neue Be-
treuungsrecht seine Aufgabe wirklich gelöst hat. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Heidemarie Lüth. 

Heidemarie Lüth (PDS): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Zielsetzung des Ge-
setzentwurfs hört sich gar nicht schlecht an. Ich darf 
zitieren: 

Die praktischen Erfahrungen mit dem zum 
1. Januar 1992 in Kraft getretenen Betreuungs-
recht lassen dessen Überarbeitung angezeigt er-
scheinen. 

Wir bestätigen noch mal sehr gern: Die Antwort auf 
die Große Anfrage der SPD belegt etwas ganz ande-
res. Sie verdeutlicht, daß - wie im Entschließungsan-
trag der SPD festgestellt - über Wirklichkeit und Wir-
kungsweise des Betreuungsrechts zu wenig bekannt 
ist, um ein Gesetz überhaupt ändern zu können. 

In diesem Sinne wurde die Regierung ertappt, so 
ganz auf die Schnelle Kosten zu sparen, und dies auf 
dem Rücken derjenigen, die Betreuung benötigen 
und die psychisch und physisch nicht in der Lage 
sind, Widerstand entgegenzusetzen. Das sind - wie 
bereits festgestellt - über eine halbe Million Men-
schen in unserem Land. 

Gleichfalls will sie Kosten gegenüber jenen sparen, 
die Betreuung leisten. Das ist im Grunde genommen 
nichts anderes als eine neue Form des Sozialabbaus 
in Form von Lohnkürzungen. 

Deutlich wird das in der Aussage des Bundesvor-
sitzenden der Lebenshilfe. Ich darf mit Genehmi-
gung der Präsidentin zitieren: 

Die Lebenshilfe empfiehlt deshalb, den Regie-
rungsentwurf in der vorgelegten Fassung nicht 
weiter zu verfolgen. Er ist ungeeignet, die ange-
strebten Einspareffekte zu erzielen, und wird 
statt dessen die ohnehin in Ansätzen steckenge-
bliebene praktische Umsetzung der großen 
rechtspolitischen Errungenschaften des Betreu-
ungsrechts zum Erliegen bringen. 

Die überflüssige Betonung, daß die Betreuungsan-
gelegenheiten der Betreuten rechtlich zu besorgen 
sind, wird vor allem zu einer Vernachlässigung der 
persönlichen Zuwendung als Grundlage für das so-
ziale Verhältnis zwischen Betreuten und Betreuern 
führen. Ohne ein persönliches Gespräch - das ist si-
cherlich jedem klar - kann eine Betreuungsaufgabe 
nicht erfüllt werden. 

Wir wollen deshalb, daß die Veränderungen im 
Gesetz folgendes beinhalten: Die Rechte der kran-
ken und behinderten Menschen sind verfassungs-
rechtlich in vollem Umfang zu sichern. Die Existenz 
der Betreuungsvereine ist zu garantieren, und auch 
die ehrenamtliche Betreuung, die sowohl professio-
nelle Begleitung als auch Qualifizierung braucht, ist 
zu gewährleisten. Vergütungssätze müssen die Exi-
stenz und den Bestandschutz garantieren. 

Herr von Stetten, auch Sie wissen sicherlich - Sie 
haben es nur nicht erwähnt -, daß in den Bruttobeträ-
gen, die Sie für die Betreuer genannt haben, natür-
lich auch die Ausgaben für die Büros und die Aufga- 
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ben - sie machen etwa 20 Prozent aus - enthalten 
sind, die überhaupt nicht stundenmäßig geleistet 
werden können, sondern zur Vorbereitung dienen. 

Schließlich noch etwas, worauf der Kollege Braun 
bereits hinwies: Favorisiert wird im Entwurf die Qua-
lifikation des Betreuers als Sozialarbeiter. Da diese 
Qualifikation in der DDR nicht erworben werden 
konnte, muß gewährleistet werden, daß vorhandene 
Qualifikationen - zuzüglich der in Lehrgängen er-
worbenen Kenntnisse und der in der Tätigkeit ange-
eigneten praktischen Erfahrungen - Anerkennung 
finden. 

(Beifall bei der PDS und des Abg. Uwe Lühr 
[F.D.P.] - Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten 
[CDU/CSU]: Darüber können wir reden!) 

Die gesetzliche Betreuung als Maßnahme staatli-
cher Rechtsfürsorge muß gegeben sein, und die örtli-
chen Betreuungsorgane der Kommunen dürfen nicht 
zur finanziellen Ausgleichsquelle für die Betreuungs-
vereine werden; denn eines ist eindeutig: Wenn es 
bei dieser Regelung der Vergütungssätze bleibt, wer-
den die geringen Betreuungen nicht mehr von den 
Betreuern durchgeführt werden, und statt dessen 
werden die Kommunen gefordert. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin, 
Ihre Redezeit ist leider abgelaufen. 

Heidemarie Lüth (PDS): Ein letzter Satz: Eine ein-
zelfallbezogene Ermittlung der Mittellosigkeit möch-
ten wir gern anstreben - so ähnlich hat es bereits 
Herr Beck gesagt -, damit es keine Regreßansprüche 
geben wird. 

Danke. 
(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Danke schön. 
Ich schließe damit die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzent-
wurfs auf Drucksache 13/7158 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Gibt es andere Vorschläge? - Das ist nicht der Fall. 
Die Überweisung ist so beschlossen. 

Es ist beantragt worden, den Entschließungsantrag 
der SPD auf Drucksache 13/7176 zur federführenden 
Beratung an den Rechtsausschuß und zur Mitbera-
tung an den Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend und an den Innenausschuß zu überwei-
sen. Sind Sie auch damit einverstanden? - Das ist der 
Fall . Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 7 a bis 7 e auf: 

a) Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Cem Özdemir, Kerstin Müller (Köln), Vol-
ker Beck (Köln), weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Situation der Bundesrepublik Deutschland 
als Einwanderungsland 

- Drucksachen 13/2990, 13/5065 -  

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Cem 
Özdemir, Amke Dietert-Scheuer, Kerstin Mül-
ler (Köln), weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Visumspflicht für Kinder und Jugendliche aus 
den früheren Anwerbeländern zurückneh-
men 
- Drucksache 13/6930 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulla 
Jelpke, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der 
PDS 
Rücknahme der Visums- und Aufenthaltsge-
nehmigungspflicht für hier lebende Kinder 
und Jugendliche aus den ehemaligen Anwer-
bestaaten Türkei, Marokko, Tunesien und 
den Nachfolgestaaten Ex-Jugoslawiens 
- Drucksache 13/7036 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

d) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Keine neuen bürokratischen Hürden für ju-
gendliche Ausländer - Einbürgerung endlich 
erleichtern 
- Drucksache 13/7090 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ch ri
-stina Schenk, Ulla Jelpke, Steffen Tippach und 

der Gruppe der PDS 
Abschiebestopp und Bleiberecht für afghani-
sche Flüchtlinge 
- Drucksache 13/6554 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

Zur Großen Anfrage liegen Entschließungsanträge 
der Fraktionen von CDU/CSU und F.D.P., der Frak-
tion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen vor, über die wir im Anschluß an die Aussprache 
namentlich abstimmen werden. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine Dreiviertelstunde vorgesehen, 
wobei die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zehn Mi-
nuten erhalten soll. - Ich höre keinen Widerspruch. 
Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat zunächst 
der Abgeordnete Cem Özdemir. 

Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn man 
sich die Antwort des Bundesinnenministers auf un-
sere Große Anfrage anschaut, fällt einem vor allem 
eines auf, nämlich die völlige Unkenntnis über die 
Situation des Einwanderungslandes Deutschland. 
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„Angaben ... liegen der Bundesregierung nicht 
vor", heißt es da, „keine ausreichenden Anhalts-
punkte" haben Sie do rt , und schließlich: Dies „ist der 
Bundesregierung nicht bekannt", und zu jenem 
,,liegen ... keine Erkenntnisse vor" . 

Ihre permanente Weigerung, sich der gesellschaft-
lichen Realität zu stellen und anzuerkennen, daß die-
ses Land faktisch längst ein Einwanderungsland ist, 
macht Sie unfähig für eine gestaltende Einwande-
rungs- und Integrationspolitik, die diesen Namen tat-
sächlich auch verdient. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Was wir in Deutschland endlich brauchen, sind 
keine ideologischen Scheuklappen aus dem Innen-
ministerium, sondern ist eine umfassende Gesamt-
konzeption, die endlich beispielsweise mit einem 
Einwanderungsgesetz beginnt, das die Zuwande-
rung und Integration in unserer Gesellschaft regelt. 

Bündnis 90/Die Grünen haben ihren Entwurf vor-
gestellt. Wir werden in Kürze unseren Gesetzentwurf 
einbringen. Ich freue mich darüber, daß aus dem 
Bundesland Rheinland-Pfalz ebenfalls ein entspre-
chender Entwurf angekündigt worden ist. Auch 
wenn wir die Zielsetzungen nicht in allen Punkten 
teilen, so ist das doch ein Fortschritt. Ich denke, daß 
es die Diskussion beleben wird. 

Auch das gegenwärtige Ausländerrecht ist in die-
ser Form mit Sicherheit nicht reformierbar. Deshalb 
werden wir zu diesem Punkt demnächst unseren ei-
genständigen Gesetzentwurf einbringen, der im Rah-
men eines Niederlassungsrechts nach fünfjährigem 
Aufenthalt eine umfassende rechtliche Gleichstel-
lung von Einwanderern vorsieht und damit der Situa-
tion nach 40 Jahren Migration nach Deutschland ge-
recht wird. 

Wir reden in diesen Tagen auch über die Europäi-
sche Währungsunion und über die wi rtschaftliche 
Zukunft in Deutschland. Vielleicht sollte sich unser 
Kanzler einmal Gedanken über das Standortrisiko im 
Innenministerium namens Manfred Kanther machen. 
Im Innenministerium sitzt ein Law-and-order-Diri-
gent, der kleinen Kindern angst macht, aber mit Si-
cherheit kein Europäer ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

„Dirty Manfred" - der Clint Eastwood aus Hanau - 
sieht sich gerne als einsamen Kämpfer gegen Illegale 
und Schlepperbanden, die die Grundfesten unserer 
Republik erschüttern. So verkündete er zu Beginn 
dieses Jahres - quasi als Willkommensgruß für das 
Europäische Jahr gegen Rassismus - den Visums

-

zwang und die Aufenthaltsgenehmigungspflicht per 
Eilverordnung für Kinder unter 16 Jahren aus Jugo-
slawien, aus der Türkei, aus Tunesien und aus Ma-
rokko. 

Ich habe ja bereits gesagt, daß im Innenministe-
rium kein Europäer sitzt. Darum verwundert es wahr-
scheinlich auch nicht, daß der kräftige Rüffel des 
Europäischen Parlaments, das in seiner Entschlie-
ßung zu Rassismus und Fremdenfeindlichkeit dazu 
aufgefordert hat, diese Unsinnsverordnung aufzuhe-
ben, Sie nicht besonders beeindruckt hat. Aber selbst 

Ihre eigene Fraktion, die Fraktion der CDU/CSU, 
konnte sich in ihrem Entschließungsantrag, wie wir 
heute in der Presse lesen durften, nicht dazu durch-
ringen, Ihre Verordnung zu begrüßen, und mahnt 
Änderungen an. Offensichtlich mußte man sehr viel 
Überzeugungskraft - welcher A rt  auch immer - auf-
wenden, damit Ihre Fraktion nicht noch einen Schritt 
weiter ging, was ursprünglich wohl beabsichtigt war, 
und auf klare Distanz zu dem ging, was Herr Kanther 
in diesem Hause vor einigen Wochen - wir erinnern 
uns alle noch daran - vorgestellt hat. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Seien Sie doch 
froh, daß wir dazulernen!) 

- Ich nehme Sie ausdrücklich davon aus. Ich weiß 
von vielen Kollegen in der Union, die nach der dama-
ligen Debatte zu mir gekommen sind und gesagt ha-
ben, daß sie über das, was in dieser Verordnung im 
einzelnen steht, nicht informiert waren. Nur, das 
macht es nicht besser. 

Ich denke, ein klares Zeichen wäre gefordert. Wir 
werden Ihnen die Gelegenheit dazu geben. Wir ha-
ben das, was die jungen Abgeordneten der CDU/ 
CSU nach der Debatte beim letzten Mal in Form ei-
ner Presseerklärung gesagt haben, in unserem Ent-
schließungsantrag schriftlich formuliert. Sie alle ha-
ben die Gelegenheit, ihr Heldentum tatkräftig unter 
Beweis zu stellen. 

Wir sind sehr gespannt darauf, wie sie heute über 
unseren Entschließungsantrag abstimmen werden, 
der zum Ziel hat, den zweiten Teil der Visumsverord-
nung, der sich mit den dauerhaft hier lebenden Kin-
dern und Jugendlichen unter 16 Jahren beschäftigt, 
außer Kraft zu setzen. Da können sie zeigen, wie 
ernst es ihnen ist. Selbstverständlich sind wir insge-
samt gegen die Visumsverordnung; auch dazu haben 
wir einen Antrag formuliert. Uns ist klar, daß dieser 
Antrag hier keine Mehrheit finden wird. Aber zumin-
dest in bezug auf den zweiten Teil könnten Sie über 
Ihren Schatten springen und hier mit einer gemeinsa-
men Mehrheit klarmachen, daß dieses Parlament die 
Verordnung von Kanther in dieser Form nicht 
möchte. 

Für Herrn Kanther - ich habe das bereits in meiner 
letzten Rede gesagt - sind und bleiben diese Kinder 
und Jugendlichen, von denen zwei Drittel bereits in 
der Bundesrepublik Deutschland geboren sind, Aus-
länder. Er sieht keinen Bedarf, daran etwas zu än-
dern. 

Sie können nur von Glück sagen, daß sich jetzt in 
der SPD noch einige Damen und Herren gefunden 
haben, die Ihre Verordnung zumindest in Teilen im 
Bundesrat durchbringen wollen. Offensichtlich 
möchte ein Innenminister dem anderen kein Auge 
ausstechen. Wir halten das für einen faulen Kompro-
miß. 

Wir halten das, was Sie von der SPD mit Ihrem An-
trag in den Bundestag einbringen, für einen sinnvol-
leren Weg. Auch wenn wir dem ersten Teil Ihres An-
trags nicht zustimmen, so sind wir uns doch im zwei-
ten Teil einig, daß nämlich die Regelung, was die 
hier lebenden Kinder anbetrifft, außer Kraft gesetzt 
werden muß. 
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Ich würde mir wünschen, daß Ihre Innenminister in 
den Bundesländern morgen im Bundesrat diese Posi-
tion durchhalten und hier keinen faulen Kompromiß 
mit Herrn Kanther eingehen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Es ist nicht Ihre Aufgabe, Herrn Kanthers Probleme 
zu lösen. Herr Kanther hat folgendes Problem: Er hat 
weder in diesem Hause noch im Bundesrat eine 
Mehrheit. Wir wissen, wie die meisten Kolleginnen 
und Kollegen denken. Sie sollten ihm hier nicht aus 
der Patsche helfen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auf einen ande-
ren Punkt hinweisen, der gestern in der ZDF-Fern-
sehsendung „Was nun?" zur Sprache kam. Herr 
Scharping hat da im Zusammenhang mit den Kohle-
kumpeln folgendes gesagt: „Wollen wir, daß in den 
Ruhr- und in den saarländischen Revieren Kumpel 
mit 32 oder 35 Jahren entlassen werden müssen, ihre 
türkischen Kollegen in den Zechen bleiben?" 

Herr Schäuble - man höre und staune - hat dies 
korrigiert. Er hat gesagt, man solle doch bei dieser 
Frage vernünftig bleiben, und er erklärte, daß er die-
sen Unterton nicht ganz verstehen könne. 

Ich bitte Sie wirklich in aller Eindringlichkeit, nicht 
auf dieses Niveau herabzusinken. Ich glaube, das ge-
hört sich nicht für die sozialdemokratische Fraktion. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Es 
kann sich nur um ein Mißverständnis han

-

deln!) 

- Es mag sein, daß das ein Mißverständnis ist; ich 
hoffe, daß es so ist. - Die SPD ist eine Partei, die mit 
Abstand die meisten Menschen nichtdeutscher Her-
kunft hat, gerade bei den Kohlekumpeln. Sie haben 
eine Tradition und sind als Pa rtei bekannt, die sich 
für Solidarität einsetzt. Deshalb meine Bitte an Sie: 
Verfallen Sie nicht auf das, was andere Parteien bes-
ser können! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ein anderer Punkt, der uns im Europäischen Jahr 
gegen Rassismus sehr wichtig ist: Wir brauchen in 
Deutschland dringend ein Antidiskriminierungsge-
setz, das diesen Namen verdient. Denn wir sehen im 
alltäglichen Bereich, daß die bestehenden Gesetze 
nicht ausreichen. 

Ich möchte Ihnen auch dazu ein aktuelles Beispiel 
vortragen: Das Bochumer Amtsgericht spricht in ei-
nem Urteil vom 25. September 1996 von folgendem: 
Die Ablehnung von „Zigeunern" als Nachmieter 
wird damit begründet, daß - ich zitiere - „diese Be-
völkerungsgruppe traditionsgemäß nicht seßhaft ist" 
und daher „offensichtlich nicht zu den durchschnitt-
lich geeigneten Mietern mit zutreffender Zukunfts-
prognose" gehöre. Deshalb müsse ein Vermieter 
nicht „Zigeuner" als Nachmieter akzeptieren. 

Ich halte das für eine Ungeheuerlichkeit. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der F.D.P. 

und der PDS) 

Gott sei Dank haben sich alle Betreffenden mittler-
weile davon distanziert. Aber das macht doch die 
Notwendigkeit deutlich, warum wir in Deutschland 
mit den bestehenden Gesetzen offensichtlich nicht 
weiterkommen. 

Es gibt, glaube ich, sehr viel an wissenschaftlicher 
Vorarbeit für ein solches Gesetz; ich bitte Sie, daß 
man sich einmal unabhängig vom Parteienstreit dar-
über Gedanken macht. Es gibt auf europäischer 
Ebene sehr viel an Vorarbeit, zum Beispiel von der 
ILO - Sie kennen das, Frau Schmalz-Jacobsen; an-
dere kennen das auch. Wir müssen uns einmal Ge-
danken machen, wie wir jenseits des Parteienstreites 
zu einer vernünftigen Regelung kommen, wie solche 
Gruppen vor solchen Urteilen, vor ungerechter Be-
handlung, vor dem Vorenthalten von Informationen 
etc. besser geschützt werden können. 

Dazu paßt auch das Zitat des CDU-Landesvorsit-
zenden und -Fraktionsvorsitzenden von Berlin, Herrn 
Landowsky. Auch das muß man, glaube ich, bei die-
ser Gelegenheit zurechtrücken. Er hat im Zusam-
menhang mit Ausländern aus Rußland, Rumänien, 
Libanon, China und Vietnam von „kriminellem Ab-
schaum" gesprochen. Er sagte weiter: „Wo Müll ist, 
sind Ratten, und wo Verwahrlosung herrscht, ist Ge-
sindel. " Diese Äußerungen müssen durch den Deut-
schen Bundestag mit aller Entschlossenheit zurück-
gewiesen werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der F.D.P. 

und der PDS) 

Auch die CDU als eine große Volkspartei darf nicht 
den Eindruck erwecken, als ob diese Äußerungen re-
präsentativ für sie wären. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Das hat doch 
hiermit nichts zu tun!) 

Ich weiß, daß das für viele von Ihnen nicht repräsen-
tativ ist. Sie sollten die Gelegenheit nutzen, im Rah-
men der Debatte dazu Stellung zu beziehen. 

Wir als Bündnis 90/Die Grünen haben immer ge-
sagt: Wir sind bereit, unseren Teil zu einer vernünfti-
gen Lösung beizutragen. Wir sehen, daß es in der Be-
völkerung Ängste gibt, daß es durchaus berechtigte 
Ängste gibt vor dem, was an Zukunftsaufgaben, an 
Integrationsaufgaben, an Zuwanderungsaufgaben 
auf uns zukommt. 

Wir wollen eine einvernehmliche Lösung. Es gibt 
in diesem Hause die Bereitschaft beispielsweise für 
eine einvernehmliche Lösung in der Frage des 
Staatsangehörigkeitsrechts. Es sind mehrere An-
träge dazu präsentiert worden, in denen man sich 
darum bemüht. Ich entnehme Ihrem Entschließungs-
antrag, daß sich offensichtlich auch bei Ihnen der Teil 
durchzusetzen scheint, der sagt: Man muß noch in 
dieser Legislaturperiode dringend etwas ändern; 
denn wir können uns kein weiteres Jahr mehr lei- 
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sten, in dem wir mit dieser Staatsangehörigkeit Staat 
machen. Mit diesem geltenden Staatsangehörigkeits-
recht ist kein Staat mehr zu machen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU und der PDS) 

Wir brauchen endlich ein europäisches Staatsange-
hörigkeitsrecht, das Deutschland, einem Land in der 
Mitte Europas, gerecht wird. 

Wir wollen das bisherige Recht nicht wie das 
sprichwörtliche Kind mit dem Bade ausschütten. Wir 
wollen einen vernünftigen Kompromiß, das heißt 
eine Zusammenfassung von Ter ritorial- und Ab-
stammungsprinzip. Kinder, die hier geboren sind, 
müssen Bürger erster Klasse werden. Es kann nicht 
angehen, daß man 15 Jahre warten muß, bevor man 
einen Rechtsanspruch auf die Staatsbürgerschaft hat. 
Auch hier, glaube ich, muß ein Kompromiß möglich 
sein, mit dem die Mehrheit leben kann. 

Ich weiß, die Mehrheit in diesem Hause ist dazu 
bereit. Ich weiß aber auch, wo die Fundamentalisten 
sitzen. Sie sitzen im Innenausschuß, und sie sitzen 
zum Teil in Bayern. Unser Land braucht einen Innen-
minister, der das Gefühl erweckt, daß er alle Men-
schen in diesem Land vertritt. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer:  Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Erwin Marschewski. 

(Zuruf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Jetzt kommt einer von den Fundis! - 
Gegenruf von der CDU/CSU: Jetzt kommt 

ein klares Wort zur Sache!) 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kol-
lege Özdemir, Ihr Debatteneinstieg zeigt, daß die 
Ausländerpolitik in Deutschland offensichtlich von 
Mythen durchwoben ist. Diesen Eindruck habe ich. 
Denkblockaden, die bei Ihnen bedauerlicherweise 
da sind, verhindern eine ehrliche Diskussion. Wenn 
ich mir die Diskussion im linken Spektrum ansehe, 
dann komme ich zu der Auffassung, daß der Begriff 
der Ausländerfeindlichkeit inzwischen zu einer All-
zweckwaffe im Streit um die richtige Politik gegen-
über Ausländern geworden ist. Was wir auch regeln, 
etwa das Aufenthaltsrecht: Jede Kritik an Auslän-
dern, auch wenn sie berechtigt ist, wird tabuisiert 
und wird unter den Verdacht der Fremdenfeindlich-
keit, ja, unter den Verdacht der Ausländerfeindlich-
keit gestellt. 

Ich frage mich, ob das nur gedankliche Verirrun-
gen sind, verbale Fehlleistungen, oder sogar be-
wußte politische Kampfbegriffe. Ersteres wäre 
schlimm, letzteres ist unerträglich. 

Ich will  zitieren, was Sie in der Aktuellen Stunde 
am 17. Januar so alles von sich gegeben haben. Da 
sagte Kollege Özdemir, der Wegfall der Visumsprivi-

legierung sei „ein Fausthieb ins Gesicht all derer, die 
sich in unserer Gesellschaft für Toleranz und Ver-
ständigung einsetzen". 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Kollege, dies ist sehr intolerant, dies ist sachlich 
falsch. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dummes Zeug!) 

Wie ist der Sachverhalt? Wir haben vom 1. Juli 
1998 an, in anderthalb Jahren, die Verpflichtung, daß 
alle Ausländer - also auch die unter 16jährigen - ein 
Visum beantragen müssen, das acht Jahre gültig ist, 
das von Amts wegen erteilt wird, wie es in allen Län-
dern der Erde üblich ist. 

Sie haben vorhin den Herrn Innenminister als 
Mann von Law and order bezeichnet. Wenn es 
darum geht, Recht und Gesetz zu achten und Verbre-
cher zu bekämpfen, bin ich an erster Stelle ein Mann 
von Law and order. Das sage ich Ihnen. Das gilt ge-
nauso für den verehrten Herrn Bundesinnenminister. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Rezzo Schlauch 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es war aber 
nicht von Verbrechern die Rede, sondern 

von ausländischen Mitbürgern!) 

- Ich nenne Ihnen weitere Beispiele, lieber Kollege 
Schlauch. Hören Sie einmal zu. Frau Beer sagte in 
dieser Debatte, es handele sich um ein „Sta rtsignal 
für eine erneute Kampagne gegen Ausländer und 
Ausländerinnen", „ein neues Kapitel ausländerfeind-
licher Politik". 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Genau!) 

Meine verehrte Kollegin Frau Wolgast führt aus, 
was wir da gemacht haben - wir sprechen gleich dar-
über -, seien „neue und dumpfe Feindseligkeiten" 
gegenüber Ausländern. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Neu ist es bei euch nicht! Das 

stimmt!) 

Ich hoffe, das paßt noch in die Kategorie „verbale 
Fehlleistungen". 

(Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: Das 
war in einem anderen Zusammenhang!) 

- Ich zitiere ja nur. Ich kann weiter zitieren. Ich habe 
eine ganze Seite aufgeschrieben. 

Wenn ich solche Äußerungen nachlese, komme ich 
zu einem schlimmen Ergebnis. Wissen Sie, was Sie 
machen? Sie stellen dem Mythos der Ultrarechten 
grundlos und verfehlt einen linken Alternativmythos 
gegenüber. Das ist das Problem. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sprechen Sie zur Sache und 

nicht zur Ideologie!)  
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Sie antworten mit einem Tabu, dem Tabu, überhaupt 
von Ausländern, von deren und unseren Problemen 
zu reden. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Position!) 

Sie begnügen sich fatalerweise - auch Sie, Herr 
Schlauch - mit einer zu simplen Umkehrung ultra-
rechter Konzepte. Mehr machen Sie nicht. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie scheuen offensichtlich die 
Auseinandersetzung in der Sache! Kommen 

Sie zur Realität!) 

Wird bei den Rechten die Immigration unsinniger

-

weise als Bedrohung und Katastrophe empfunden, so 
sehen Sie offensichtlich in jedem Zuzug undifferen-
ziert einen Beitrag zu größter Humanität, zur Lösung 
aller Problemfelder der Ausländer und der Deutschen. 

Tatsache ist: Zuwanderung bringt Chancen, sie 
kann bereichern. Das ist wahr. Sie führt aber auch zu 
Belastungen. Das ist genauso wahr. Sie ist im übri-
gen in der Geschichte nie ohne Friktionen erfolgt. 
Auch das sind Erfahrungen und Tatsachen, die wir 
zu berücksichtigen haben. Deshalb ist es eben das 
Gebot der Stunde, Denkblockaden und Denkverbote 
- wir sprechen bei Ihrer Großen Anfrage ja über viele 
Dinge - zu überwinden und zu differenzieren. 

Ich bitte Sie, bei der Visumpflicht diesen ganzen 
Bereich differenzie rt  zu betrachten. Wenn Sie das 
tun, wird Ihnen deutlich: Was wir verlangen, tun alle 
Staaten der Erde. Jeder Ausländer benötigt zum Auf-
enthalt in einem anderen Land ein Visum oder hier 
eben eine Aufenthaltsgenehmigung, ob er do rt  lebt 
oder zuzieht, wie Sie und ich einen Paß brauchen, 
den wir alle zehn Jahre neu beantragen müssen. Ist 
dies unzumutbar? 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wir müssen gar nichts beantragen!) 

Ist dies bürgerfeindlich? Ist dies ausländerfeindlich? 
Meine Damen und Herren, worüber reden wir denn 
eigentlich? 

Es ist doch vielmehr begründet: Erstens. Ein Vier-
teljahrhundert nach dem Anwerbestopp gibt es kei-
nen Grund, privilegierte Sonderregelungen zu schaf-
fen. Warum denn eigentlich eine Andersbehandlung 
als bei Kindern aus allen anderen Ländern, auch von 
deutschen Kindern, die im Ausland wohnen? 

Zweitens haben wir uns gegenüber den Schengen

-

Staaten zu einer einheitlichen Visapolitik verpflich-
tet; wir müssen dies also tun. 

Drittens. Sie wissen, auch die SPD-Innenminister 
haben zumindest im Innenausschuß des Bundesrates 
diese Lösung akzeptiert. Ich hoffe, meine Damen und 
Herren, der Bundesrat wird sich unserem Anliegen 
nicht verweigern. Es geht darum, zu verhindern, daß 
Kinder von Schleppern mißbraucht werden, daß sie 
als billige Arbeitskräfte eingesetzt werden und daß 
sie vielleicht - ausschließlich zum schäbigen Gewinn 
von Schlepperbanden - der Prostitution zugeführt 
werden. Ich hoffe, der Bundesrat wird unserem An-
liegen entsprechen. 

Ich möchte Ihnen einmal ein paar Zahlen nennen. 
Im Januar sind 485 Kinder insbesondere durch 
Schlepperbanden nach Deutschland gebracht wor-
den. Dann kam diese Regelung, die ich begrüße. Im 
Februar waren es 25 Kinder, und bis zum heutigen 
Tag gab es im März keinen einzigen Fa ll. Meine Da-
men und Herren, diese Regelung zeigt bereits Er-
folge: von fast 500 auf Null. Das müssen Sie doch ak-
zeptieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zu den türkischen Kindern: Sie bekommen ein Vi-
sum. Das gilt bis zu drei Monaten im Ausland. Sie 
können visumsfrei nach Frankreich oder nach Spa-
nien fahren. Das, was wir mit der Kinderstaatsange-
hörigkeit oder -zugehörigkeit - wie auch immer - re-
geln wollten, wird jetzt durch diese Regelung als 
positiver Nebeneffekt erreicht. Ich kann das doch nur 
begrüßen. 

Zum weiteren Teil der Debatte über die Große An-
frage der Grünen einschließlich der Behauptung, 
Deutschland sei ein Einwanderungsland, 

(Wolfgang Zeitlmann [CDU/CSU]: Das hät-
ten sie gern!) 

möchte ich einen Blick zurückwerfen, um auch ein-
mal die Kontinuität oder, wenn ich die SPD sehe, die 
Diskontinuität Ihrer Politik aufzuzeigen. Im August 
letzten Jahres hat die SPD sogenannte Eckwerte für 
ein Zuwanderungsgesetz vorgelegt. Kurz zuvor ha-
ben die Grünen den Entwurf eines Einwanderungs- 
und Niederlassungsgesetzes beschlossen. Beide Par-
teien behaupten darin, die demographische Entwick-
lung führe zu unlösbaren Problemen für Arbeits-
markt und Alterssicherung. Deswegen forde rte man 
damals eine aktive Einwanderungspolitik, also mehr 
Zuzug. Das ist ein paar Monate her. 

(Ulla Jelpke [PDS]: Ein paar Jahre!) 

- Nein, ein paar Monate. 

Dann wechselte die SPD innerhalb von Wochen 
ihre Auffassung. Unter fast gleicher Überschrift soll-
ten nunmehr Einwanderungsquoten den Zuzug be-
grenzen, obwohl SPD und Grüne zeitgleich - es wa-
ren meist dieselben Personen - die Ausländerzahl in 
Deutschland durch erweiterte Zuzugsmöglichkeiten, 
durch immer neue Altfallregelungen, durch eine Un-
terminierung des Asylkompromisses, wie im Vermitt-
lungsausschuß neulich angeboten, und insbesondere 
dadurch erhöhen wollen, daß bis zum heutigen Tag 
keine umfassende Abschiebung abgelehnter Asylbe-
werber erfolgt. Ich werfe dies den Ländern vor, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber Ihr Zuwanderungsquotengesetz ist eine Mo-
gelpackung: Erstens. Wir wollen keine zusätzliche 
Einwanderung ermöglichen. Wir brauchen sie auch 
nicht. Dies haben wir immer gesagt. Dies sagen wir 
insbesondere heute. Wer bei mehr als 4 Mil lionen Ar-
beitslosen mehr Einwanderung forde rt , handelt fatal. 
Wir haben 500 000 ausländische Arbeitslose und 
700 000 ausländische Sozialhilfeempfänger. 
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Zweitens. Wir können die Zuwanderung auch gar 
nicht begrenzen. Dies geht rechtlich nicht. Sie wis-
sen dies doch. Wir haben pro Jahr ungefähr 120 000 
bis 130 000 Asylbewerber. Wollen Sie A rt . 16a des 
Grundgesetzes, das subjektive Grundrecht auf Asyl, 
abschaffen? Das geht doch gar nicht. Sie müssen die 
Leute aufnehmen. Wollen Sie die Regelungen des 
Ausländerrechts - 100 000 Familienangehörige kom-
men zu uns - verändern? Das geht doch gar nicht. 
Wollen Sie Art . 116 des Grundgesetzes ändern und 
die Aussiedlerzahl weiter beschränken? Dazu müs-
sen Sie das Grundgesetz ändern. Wollen Sie es ab-
lehnen, daß wir in Deutschland aus humanitären 
Gründen 300 000 oder 400 000 Bürger aus Jugosla-
wien aufnehmen? Das sind 800 000 Flüchtlinge mehr, 
als ganz Westeuropa aufgenommen hat. Es bleiben 
ungefähr 500 000 Flüchtlinge hier. Das sind mehr als 
in ganz Europa. Das sind die Regelungen. Dies ist 
doch gar nicht anders regelbar. Dies verstieße auch 
gegen die europäische Garantie der Freizügigkeit. 

Deswegen geht die von Ihnen geforderte Einwan-
derungsquote völlig ins Leere. Beantworten Sie doch 
einmal die Frage, nach welchen Kriterien Sie diese 
Quote festlegen wollen: Nach dem Bedarf des Ar-
beitsmarktes, nach dem Alter der Bewerber, nach 
den Herkunftsländern oder nach der Qualifikation? 
Wollen Sie, daß die dringend im Ausland - in Afrika 
oder wo auch immer - benötigte Elite nach Deutsch-
land abwandert? 

Mit uns - das sage ich Ihnen - ist eine solche Poli-
tik auf jeden Fall nicht zu machen. Unser Ziel ist und 
bleibt es, eine vernünftige Integration - deswegen 
haben wir das Ausländergesetz vorgelegt - der hier 
in Deutschland lebenden Ausländer zu erreichen. 
Hierzu darf ich Ihnen etwas zitieren, was für die SPD 
vielleicht nicht völlig uninteressant ist. Zur Integra-
tion von Ausländern hat die SPD/F.D.P.-Bundesregie-
rung nach 1982 folgendes beschlossen - ich zitiere -: 

Nur durch eine konsequente Politik zur Begren-
zung des Zuzugs läßt sich die unverzichtbare Zu-
stimmung der deutschen Bevölkerung zur Aus-
länderintegration sichern. 

Und weiter heißt es, so der damalige Beschluß der 
SPD/F.D.P.-Bundesregierung: 

Dies ist zur Aufrechterhaltung des sozialen Frie-
dens unerläßlich. 

Meine Damen und Herren, damals hatten wir 
4 Millionen Ausländer. Heute haben wir fast 
7,5 Millionen Ausländer. Wie gesagt, es handelt sich 
um einen Beschluß von SPD und F.D.P. aus dem 
Jahre 1982. 

Diesem Ziel wollen wir folgen. Ich denke, daß un-
sere Vorschläge zur Integration der Ausländer und 
dazu, das Ausländerrecht zu novellieren - für die 
Menschen, die hier wohnen, wollen wir mehr Rechte; 
die Gewalttäter aber wollen wir nach Hause schik-
ken, abschieben und einer Bestrafung unterziehen -, 
die richtige Politik sind. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mag auch 
in dieser Frage in einigen Köpfen der Koalitionspoli-
tiker Einsicht und Selbstkritik reifen, im Kopf des 
Kollegen Marschewski offenbar nicht. 

Seit zwei Monaten bestehen nun die Auseinander-
setzungen über dieses Thema, über die Visums- und 
Aufenthaltsgenehmigungspflicht. Ich frage Sie von 
der Koalition und den Bundesinnenminister: Sind Sie 
angesichts der anhaltenden Proteste und der bis in 
Ihre eigenen Reihen hinein gemachten bitteren Kom-
mentare zu Ihren Absichten nicht ins Grübeln gera-
ten? Merken Sie nicht endlich, was Sie mit diesem 
unsensiblen und überflüssigen Rundumschlag ange-
richtet haben? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich muß es Ihnen leider sagen: Sie haben das ohne-
hin brüchige Vertrauen der hier lebenden und ver-
wurzelten Migranten weiter erschüttert. Sie haben 
diese Menschen in dem Eindruck bestärkt, daß sie 
hier eher lästig als erwünscht seien. Sie bauen büro-
kratische Hürden auf, anstatt die Kluft zwischen 
Deutschen und Nichtdeutschen zu überbrücken. 

(Wolfgang Zeitlmann [CDU/CSU]: Das glau-
ben Sie doch selber nicht!) 

Sie üben sich in einem Akt unfreundlicher und zu-
dem noch familienfeindlicher Abwehr. Selten ist via 
Eilverordnung so viel politisches Porzellan zerschla-
gen worden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Marschewski, Sie sprechen doch, wie soeben 
auch in Ihrer Rede, so oft von dem Ziel der Integra-
tion. Begreifen Sie doch endlich, daß Sie andauernd 
diesem Anspruch kraß zuwiderhandeln. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir brauchen doch mehr als einen Beleg dafür, daß 
sich nichts verschlechtert. Wir brauchen ein Zeichen 
für eine Besserung, das heißt, ein positives Signal für 
die Bereitschaft dieses Staates, sich nach vier Jahr-
zehnten Einwanderung in Fairneß und Pa rtnerschaft 
auf diejenigen einzulassen, die hier herkamen, hier 
blieben und in zweiter und dritter Generation hei-
misch geworden sind. Das ist Integration. 

Deswegen setzt die SPD-Bundestagsfraktion heute 
den Hebel an zwei Punkten an. Erstens. Der Teil der 
Verordnung, der die 600 000 bis 800 000 hier leben-
den Kinder und Jugendlichen betrifft, muß vom 
Tisch, meine Damen und Herren. Die Aufenthaltsge-
nehmigungspflicht spricht allen Bemühungen Hohn, 
diesen jungen Menschen zu zeigen, daß sie selbst-
verständlich, rechtlich und in der Tat, zu unserem 
Gemeinwesen gehören. 
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Zweitens. Wir rügen die Bundesregierung und die 
Koalitionsparteien wegen ihrer jahrelangen Blockade 
der längst überfälligen Reform des Staatsangehörig-
keitsrechts. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir müssen offenbar noch einmal daran erinnern, 
daß nicht erst in dieser, sondern bereits in der zu-
rückliegenden Legislaturperiode der Bundeskanzler 
höchstpersönlich die Dringlichkeit dieses Vorhabens 
angemahnt hat. Aber das war noch unter dem schok-
kierenden Eindruck des Brandanschlages von Solin-
gen. Derlei Absichtserklärungen erweisen sich - zy-
nisch ausgedrückt - offenbar als Schall und Rauch, 
wenn erst einmal genügend Zeit verstrichen ist. 

Uns hilft auch wenig die Erkenntnis, daß das ge-
samte Unterfangen wegen anhaltender Meinungsun-
terschiede zwischen F.D.P. und sogenannten „jungen 
Wilden" aus der CDU einerseits sowie den hartgesot-
tenen Verfechtern des Status quo andererseits in der 
Sackgasse steckt. 

Liebe Kollegen und Kolleginnen, möglicherweise 
sind Sie - mehr hoffe ich gar nicht - wenigstens dazu 
imstande, bei der Gesamtreform des Staatsangehö-
rigkeitsrechts jenen Teil vorzuziehen, der die hier ge-
borenen Kinder aus der nachwachsenden Ausländer-
generation betrifft. Sie sollen künftig kraft Gesetz mit 
der Geburt die deutsche Staatsangehörigkeit erwer-
ben können, und zwar unabhängig davon, ob sie 
noch eine weitere Staatsangehörigkeit besitzen. Be-
greifen Sie endlich, meine Damen und Herren: Für 
die jungen, hier geborenen Ausländerinnen und 
Ausländer ist die Einbürgerungsurkunde das richtige 
und passende Dokument in dieser ganzen Angele-
genheit. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch wir wollen das Schlepperunwesen eindäm-
men. Wir wissen, daß es neben echter Flüchtlingsnot 
auch weniger ehrenhafte Gründe gibt, Kinder allein 
nach Deutschland zu schicken. Es ist bekannt, daß 
sie für bestimmte Dinge mißbraucht werden. Das ist 
nicht zu verharmlosen. Deshalb sind wir bereit, für 
die erstmals hier einreisenden Kinder und Jugendli-
chen ohne Bezugspunkt in der Bundesrepublik die 
Visumspflicht zu akzeptieren, weil vielleicht damit 
Einreisen, für die ein Motiv oder Zweck nicht plausi-
bel und auch nicht im Interesse der Jugendlichen 
selbst ist, eingedämmt werden können. 

Ich mache zugleich einen Hinweis auf eine höchst 
lesenswerte Expe rtise des Hamburger Ausländerbe-
auftragten und ehemaligen Senators Günter Apel. In 
Hamburg haben sich im vergangenen Jahr aus allen 
Ländern 912 allein eingereiste Minderjährige gemel-
det und erklärt, sie wollten Asyl beantragen. Das In-
teressante ist nun, fast zwei Drittel kamen aber aus 
Ländern, in denen schon jetzt ein Visum erforderlich 
ist. Ich sage das nur deshalb, um allzu hohe Erwar-
tungen in die Wirksamkeit der jetzt geplanten Rege-
lungen zu dämpfen. 

Herr Bundesinnenminister, im Januar sprachen Sie 
mit warnendem Unterton von einem starken Anstieg 
der Zahl einreisender Kinder auf insgesamt 2 068. 
Damit haben Sie allerdings den Eindruck erweckt,  

daß es sich bei praktisch jedem Grenzübertritt sol-
cher Jugendlicher um einen Mißbrauch handelt. Was 
berechtigt Sie eigentlich dazu? 

Die Hamburger Behörde, von der ich eben sprach, 
kommt zu dem Ergebnis, daß etwa die Hälfte dieser 
Kinder und Jugendlichen aus - ich zitiere - „nicht zu 
beanstandenden Gründen" eingereist sei. Das heißt, 
Sie machen den vermeintlichen oder tatsächlichen 
Mißbrauch durch eine relativ kleine Zahl von Men-
schen zum Knüppel, der zugleich eine viel größere 
Zahl anderer Menschen trifft. Das ist unverhältnis-
mäßig und muß von den vielen, die hier ganz recht-
mäßig leben, die in die Schule oder in die Lehre ge-
hen, als reine Schikane empfunden worden sein. Ent-
sprechend war auch das Echo. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abgeordne-
ten Ulla Jelpke [PDS]) 

Auch das Argument, hier würde nur ein überflüs-
sig gewordenes P rivileg für Menschen aus den ehe-
maligen Gastarbeiterländern abgeschafft, überzeugt 
mich nicht. Es handelt sich einfach um eine andere 
Tradition und Kultur der Einwanderung als gegen-
über anderen Ländern. Ich meine, die Bundesrepu-
blik, die vor 40 Jahren auf der Suche nach billigen 
und willigen Arbeitskräften diesen Migrationsprozeß 
eingeleitet hat, trägt gegenüber den Menschen aus 
diesen Ländern einfach eine besondere Verantwor-
tung. 

(Beifall bei der SPD - Wolfgang Zeitlmann 
[CDU/CSU]: Auch nach 40 Jahren?) 

- Ja, gerade auch nach 40 Jahren, Herr Zeitlmann. 

Wir wollen zugleich der Reform des Staatsangehö-
rigkeitsrechts mit unserem Entschließungsantrag 
neue Schubkraft geben. Weil uns, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von Bündnis 90/Die Grünen, in dieser 
Frage Ihr Antrag, den wir ansonsten in der Tendenz 
unterstützen, zu kurz greift, werden wir uns der 
Stimme enthalten. Der Antrag der Koalition enthält 
nun wirklich nichts als unverbindliche Absichtserklä-
rungen, und daß Sie ihn jetzt auch noch unter dem 
Etikett „Koalition pfeift Innenminister zurück" ver-
kaufen, finde ich schon ziemlich dreist. Diesen An-
trag werden wir ablehnen. 

Stillstand und Starrsinn in der Einwanderungspoli-
tik, finde ich, sind schon schlimm genug. Wenn jetzt 
noch der integrationspolitische Rückwärtsgang ein-
gelegt werden soll, dann machen wir das nicht mit. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zu einer Kurzin-
tervention erteile ich dem Kollegen Altmaier das 
Wort. 

Peter Altmaier (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Frau 
Kollegin Sonntag-Wolgast, es ist richtig, daß ich mit 
einer ganzen Reihe von Kolleginnen und Kollegen 
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aus dieser Fraktion den zweiten Teil der Verordnung 
öffentlich kritisiert habe. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich bin auch nach wie vor der Auffassung, daß es 
möglich gewesen wäre, das Schlepperunwesen wirk-
sam zu bekämpfen, ohne gleichzeitig eine Aufent-
haltsgenehmigungspflicht für diejenigen, die in 
Deutschland geboren wurden und hier aufgewach-
sen sind, einzuführen. 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung beim 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir hätten uns auf diese Weise auch einiges an 
Verunsicherung sogar bei solchen, die bereits die 
deutsche Staatsangehörigkeit haben und gar nicht 
mehr betroffen sind, sparen können. 

(Beifall der Abg. Dr. Cornelie Sonntag-Wol

-

gast [SPD] und der Abg. Cornelia Schmalz

-

Jacobsen [F.D.P.]) 

Aber wir waren mit dieser Position in unserer eige-
nen Fraktion und auch in der Koalition nicht mehr-
heitsfähig. Ich füge hinzu, daß dies offenbar auch der 
Fall bei den SPD-geführten Ländern im Bundesrat 
war. Ich finde das, was an Unklarheit, an Herumge-
eiere von den SPD-geführten Bundesländern und ih-
ren Innenministern in dieser Frage seit Wochen prak-
tiziert wird, wenig überzeugend. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich hätte mir ein klares Bekenntnis in die eine oder 
andere Richtung gewünscht. Aber dies ist kein Bei-
spiel, wie wir diskutieren sollen. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich meine, wenn wir vor diesem Hintergrund den 
Antrag der Koalitionsfraktionen einmal vorurteilslos 
betrachten, dann werden Sie feststellen, daß dieser 
Antrag ganz wesentliche Klarstellungen und Verbes-
serungen bringt. Der Antrag enthält das unmißver-
ständliche Bekenntnis zur Integration der hier leben-
den ausländischen Jugendlichen. Wir machen damit 
gegen den vorgeblichen Zeitgeist deutlich, daß wir 
das Rad weder zurückdrehen können noch wollen. 

Der Antrag enthält eindeutige Klarstellungen im 
Hinblick darauf, daß die Anwendung dieser Verord-
nung so gehandhabt werden muß, daß das Integra-
tionsziel nicht gefährdet wird. Dadurch, daß von 
Amts wegen diese Aufenthaltsgenehmigung erteilt 
wird, haben wir zwar nicht alle Probleme aus der 
Welt geschafft, aber wir haben klargemacht, daß mit 
dieser Verordnung kein gegen die Integration ge-
richtetes Signal gesetzt werden soll. 

Wir haben ein Zweites getan. 

(Zuruf von der SPD: Ist das eine Rede?) 

Wir haben in dieser Resolution eindeutig das Be-
kenntnis der Koalition zu einer umfassenden Reform 
des Staatsangehörigkeitsrechts noch für diese Legis-
laturperiode erneuert. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Dieses Bekenntnis ist wichtig. Ich füge hinzu: Es ist 
eine Verantwortung der Regierungsfraktionen und 
ihrer Mehrheit, aber darüber hinaus auch eine Ver-
antwortung des gesamten Hauses, der wir uns nicht 
entziehen dürfen. 

Wenn Sie dies alles zusammennehmen, dann 
meine ich: Dieser Entschließungsantrag ist geeignet, 
viel von dem, was in den letzten Wochen unbeab-
sichtigt an Verunsicherung entstanden ist, wieder 
aus dem Weg zu räumen. Er ist ein richtiges und 
positives Signal. Das wird auch in der Presse so gese-
hen. 

Deshalb auch an Sie mein Appell: Stimmen Sie 
diesem Entschließungsantrag zu! 

(Lachen bei der SPD) 

Machen Sie damit deutlich, daß es ein Anliegen des 
gesamten Hauses ist, die Integration der hier leben-
den ausländischen Jugendlichen voranzubringen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin 
Sonntag-Wolgast, auch der Abgeordnete Otto Schily 
will  noch eine Kurzintervention machen. - Sie kön-
nen dann zusammen auf beide antworten. - Bitte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der war aber gar 
nicht angesprochen!) 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Meine Ant-
wort  wird sehr kurz. Herr Kollege, es ist sicherlich 
richtig, daß es auch innerhalb der SPD bei Bund und 
Ländern einen schwierigen Meinungsbildungspro-
zeß gegeben hat. Das ist völlig unbest ritten. Bitte ver-
gessen Sie aber nicht, wer der eigentliche Verursa-
cher der Verunsicherung ist. Der sitzt drüben, es ist 
nämlich der Ihnen zugehörige Bundesinnenminister. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Frau Kollegin, es ist unser Ziel, Sie 

stets zu verunsichern!) 

Das war die erste Bemerkung. 

Die zweite ist: Sie haben lebhaft plädiert für einen 
Antrag aus Ihren Reihen, der ziemlich vage ist und 
viel offenlässt. Wir haben einen besseren Antrag for-
muliert, der Ihre Überzeugungen voll trifft. Sie haben 
nachher bei der namentlichen Abstimmung über 
beide Anträge die gute Möglichkeit, diesem konkre-
teren und präziseren, Ihre Interessen vertretenden 
Antrag zuzustimmen. Bitte schön, tun Sie das. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Der Kollege 
Schily hat jetzt das Wo rt  zu einer Kurzintervention. 

Otto Schily (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren Kollegen! Meine Kollegin Cornelie Sonn-
tag-Wolgast hat ja sehr deutlich zum Ausdruck ge-
bracht, daß der Entschließungsantrag, der heute in 
der Debatte vorliegt, nach dem, was wir aus den ver-
schiedenen Fraktionen hören, eigentlich eine Mehr-
heit haben müßte. Das Erstaunliche ist - und da 
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stellt sich die Frage, wer hier wo „eiert" -, daß offen-
bar nicht die Möglichkeit besteht, diese Mehrheit 
hier auch zu artikulieren. Alle Innenminister sämtli-
cher sozialdemokratisch geführten Bundesländer ha-
ben einhellig erklärt, daß eine erleichterte Einbürge-
rung und die Verbesserung des Staatsangehörig-
keitsrechtes vorrangig sind. 

Herr Minister Bökel ist heute hier anwesend. Ich 
hoffe, er nimmt das Wo rt  und wird das deutlich zum 
Ausdruck bringen. Er hat es auch dadurch sehr deut-
lich zum Ausdruck gebracht, daß das Land Hessen 
schon einen Gesetzentwurf vorbereitet hat. Da frage 
ich mich schon: Wo ist denn die Courage derjenigen, 
die immer am Sonntag und in Kurzinterventionen 
schön reden, dann, wenn es darauf ankommt, eine 
solche Politik im Bundestag durchzusetzen, die 
Mehrheit auf den Tisch zu bringen? Das ist das Ent-
scheidende. Daran mißt sich dann die Frage: Wie 
ernst ist es denjenigen, die diese Worte im Munde 
führen? 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Herr Schily, schreien Sie doch nicht so 

rum!)  

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wir fahren fort 
in der Debatte. Das Wo rt  hat jetzt die Abgeordnete 
Cornelia Schmalz-Jacobsen. 

Cornelia Schmalz-Jacobsen (F.D.P.): Frau Präsi-
dentin! Meine Kolleginnen und Kollegen! Ich schreie 
weder wie der Schreiner noch wie der Schily, noch 
wie sonst jemand, weil ich das nämlich gar nicht 
kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich hätte große Lust, über Einwanderungsregelun-
gen zu sprechen, weil mir scheint, daß hier erhebli-
che Mißverständnisse vorhanden sind. Aber meine 
Redezeit erlaubt das nicht. Deswegen möchte ich zur 
Visumspflicht sprechen und nochmals erklären, auch 
gegenüber der Öffentlichkeit - weil das ja so schwie-

rig zu sein scheint -: Was die Einreise für nicht hier 
lebende unter 16jährige aus vier Ländern betrifft, 
handelt es sich um etwas, was für Kinder aus allen 
anderen Ländern längst Gesetz ist, also um nichts 
neues. Nirgendwo gibt es ein ähnliches P rivileg für 
eine Gruppe. Ich denke, 23 Jahre nach dem Anwer-
bestopp ist es möglich, diesen Teil eins der Verord-
nung umzusetzen. Wie ich höre, gibt es dazu inzwi-
schen ja auch viel Zustimmung. Die damit zwingend 
zusammenhängende Aufenthaltserlaubnis für die 
Hiesigen ist doch das eigentliche Problem. Sie ein-
fach abzuschneiden und weg vom Tisch zu haben, 
führt uns überhaupt nicht weiter, weil diese Kinder 
und Jugendlichen damit Schwierigkeiten beim Rei-
sen hätten. 

Nun kann man das Ganze sehr nüchtern betrach-
ten, wie die Berliner Ausländerbeauftragte Barbara 
John, die gesagt hat: Es passiert gar nichts; die Visa-
pflicht ist nur eine Unbequemlichkeit. Was sonst mit 
16 Jahren notwendig ist, nämlich eine Aufenthaltser-
laubnis zu beantragen, wird jetzt schon früher not-
wendig, wie bei allen anderen Jugendlichen auch. 

Nur, der Pferdefuß liegt genau darin, daß wir das in 
Wirklichkeit nicht nüchtern betrachten können. 
Denn die Politik, die häufig auch mit Signalen arbei-
tet, hat hier das falsche Signal gesendet. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es ist einfach ärgerlich, weil das, was mit der Verord-
nung geschieht, nicht zu Ende gedacht wurde. 

Es geht hier um keinen Mythos. Ich sage das mit 
allem Ernst: Wer unter uns Kontakt mit den Leuten 
vor Ort hat, der weiß doch, daß die Stimmungslage in 
der jetzigen Situation nicht ganz einfach ist. Es gibt 
Arbeitslosigkeit, es gibt die Suche nach Sündenbök-
ken, und es grummelt. Mehr möchte ich nicht sagen. 
Darum muß man ganz besonders vorsichtig sein, was 
man für Signale aussendet; denn die Nichtdeutschen 
unter uns spüren das als erste und sind besorgt. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Tatsache ist doch: Man nimmt den Leuten etwas; 
da nützt doch kein Drumherumreden. Das Verspre-
chen - was auch in der Begründung zu der Verord-
nung dargelegt worden ist -, daß die hier Lebenden 
keine rechtlichen Nachteile haben sollen, ist zwei 
Monate nach Inkrafttreten der Verordnung inhaltlich 
noch immer nicht auf dem Tisch. Das halte ich für ein 
sehr großes Defizit. Ich sage das deutlich: Es war 
nicht nur ein Fehler, das nicht auszuführen und zu 
Ende zu denken, sondern das ist auch keine nach-
vollziehbare Politik. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vor zwei Wochen - ich will auch von mir aus dar-
auf hinweisen - hat die deutsche Eröffnungsveran-
staltung für das Europäische Jahr gegen Fremden-
feindlichkeit und Rassismus in Berlin stattgefunden. 
Dort  sind viele schöne Worte gefallen. Aber denjeni-
gen, die sagen, das waren einmal wieder hohle 
Worte, kann ich nicht aus vollem Herzen widerspre-
chen. Es tut mir leid. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich finde es schade, daß die Opposition in ihren 
Anträgen zum großen Teil den Zustand, wie er vor-
her war - ich nehme die SPD hier aus -, wiederhaben 
will. Das ist nicht unsere Position, und das ist unterm 
Strich auch ziemlich phantasielos. Auch das ist keine 
konzise Politik. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
SPD) 

Ich finde es sehr schade, daß der Vorschlag, den 
ich gemacht habe, der von Anfang an auf dem Tisch 
lag und den sich meine Fraktion, die F.D.P., zu eigen 
gemacht hat, nicht aufgenommen worden ist - damit 
hätten Sie es uns mit der Abstimmung schwerer ge-
macht -, nämlich diejenigen, die von draußen kom-
men, und die, die schon hier leben, zu unterschei-
den. Es gibt zwei Möglichkeiten: Man kann ihnen 
entweder eine Aufenthaltserlaubnis geben, die befri-
stet ist - von Amts wegen im übrigen, was ein Fo rt

-schritt wäre; dazu braucht man keine Gesetzesände-
rung, das kann man per Verordnung machen -, oder 
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man kann - das ist der Vorschlag der F.D.P. - den 
Kindern, die hier geboren sind und deren Eltern ein 
unbefristetes Aufenthaltsrecht haben, schon sofort 
und nicht erst ab 16 Jahren eine unbefristete Aufent-
haltserlaubnis geben und sie damit in den gleichen 
Stand versetzen wie ihre Eltern. Dazu allerdings 
braucht es eine Gesetzesänderung. Wir werden das 
im Vermittlungsausschuß, wo das Ausländergesetz 
auf dem Tisch liegt, einbringen. Wenn man will, 
kann man das sehr rasch machen. 

Ich möchte alle die beruhigen, die Angst haben, 
daß, wenn sie den kleinen Finger geben, nicht nur 
die ganze Hand genommen wird, sondern daß sie di-
rekt am Genick gepackt werden, und die Mißbrauch 
wittern: Das kann nicht geschehen; denn weiterhin 
wird es so sein: Wer länger als sechs Monate das 
Land verläßt, verliert seine unbefristete Aufenthalts-
erlaubnis. Nebenbei bemerkt: Wer wird denn von 
uns vor Kindern unter 16 Jahren Angst haben, die 
hier geboren sind und unter uns leben? Das ist doch 
lächerlich. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD) 

Im übrigen führt natürlich kein Weg an einer um-
fassenden Reform des Staatsbürgerschaftsrechts vor-
bei. Um das klar zu sagen: Es gehört mehr dazu als 
eine bloße Verkürzung der Wartefristen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD sowie 
des Abg. Cem Özdemir [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Daß das noch in dieser Legislaturperiode geschehen 
muß, das spricht unser Antrag aus. 

Jeder weiß, daß es eine klare Mehrheit in diesem 
Hause gibt. Diese klare Mehrheit wird sich eines bal-
digen Tages ihr Abstimmungsverhalten suchen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD sowie 
der Abgeordneten Peter Altmaier [CDU/ 
CSU] und Cem Özdemir [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Die Verzögerungsspiele habe ich satt. Wir werden 
nach Ostern wieder neu beginnen. 

Ehrlich gesagt, meine Kolleginnen und Kollegen: 
Ich empfinde diese Blockade langsam als einen An-
griff auf die Glaubwürdigkeit dieses ganzen Hauses. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat die Ab-
geordnete Ulla Jelpke das Wo rt . 

Ulla Jelpke (PDS): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Dieses Land ist ein Einwanderungsland. 
Das geht aus der hier zur Diskussion stehenden Ant-
wort  auf die Große Anfrage eindeutig hervor. 

(Otto Schily [SPD]: Kleine Antwort auf eine 
Große Anfrage!) 

Wer dies wie Herr Kanther und auch Herr Marschew-
ski weiter leugnet, leugnet meiner Meinung nach die 
Realität. 

Herr Kanther, Sie und Ihre übrige Bundesregie-
rung halten an einem stockkonservativen Bild von ei-
nem ethnisch homogenen Staat fest. Wer nicht deut-
scher Herkunft ist, gilt Ihnen als anders, als fremd, 
und wird folglich ausgegrenzt. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Es ist ja 
schrecklich, dir zuzuhören!) 

Sie unterscheiden die da draußen, die Fremden, und 
uns hier drinnen, die Deutschen, und das seit Jahren, 
ohne daß in Ihrer Programmatik irgendein Fortschritt 
erkennbar wäre. Im Gegenteil - der Kollege Özdemir 
hat es hier eben schon zitiert -: Ende letzten Monats 
erklärt Ihr Parteifreund, der Vorsitzende der CDU- 
Fraktion in Berlin, Landowsky, Ausländerinnen und 
Ausländer zu „Abschaum" und „Gesindel". 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Das ist völliger 
Quatsch, was Sie da erzählen!) 

Vor über 14 Jahren verkündete der Bundeskanzler, 
es gebe gar kein Problem der Ausländer im allgemei-
nen. Es gebe ein „Problem der großen Zahl, der zu 
großen Zahl von türkischen Mitbürgern in Deutsch-
land". Das hat der Kanzler am 3. Oktober 1982 im 
ZDF verkündet. 

Der Ehrenvorsitzende der Unionsfraktion, Herr 
Dregger, wurde schon damals noch deutlicher: 

Ausländer deutscher Sprache und Kultur sind 
uns besonders willkommen, Ausländer aus dem 
christlich-europäischen Kulturkreis sind ohne 
Schwierigkeiten zu integrieren. Anders ist es mit 
den Ausländern, die aus fremden Kulturkeisen 
kommen, z. B. aus der islamischen Hochkultur. 
Das gilt für die Türken. 

Das ist ebenfalls ein Zitat von 1982. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Ich finde, Sie 
sollten die ganze Dregger-Rede vorlesen!) 

Menschen türkischer Herkunft und Staatsangehö-
rigkeit stellen die bei weitem größte Migranten-
gruppe in der Bundesrepublik dar. Sie, ihre Eltern 
und Großeltern wurden wie viele ihrer Kolleginnen 
und Kollegen aus den Anwerbestaaten von deut-
schen Unternehmen geholt, um die hiesige Wirt

-schaft anzukurbeln. Die gesellschaftliche Teilhabe 
aber hat man ihnen bis heute verwehrt. 

Die Kinder türkischer und jugoslawischer, marok-
kanischer und tunesischer Eltern haben das ganz ak-
tuell zu spüren bekommen. Sie dürfen nur noch mit 
Visum zu ihrer Familie kommen. Diejenigen, die hier 
leben, müssen sich amtlicherseits ihre Existenz ge-
nehmigen lassen. Herr Minister Kanther, Ihre Eilver-
ordnung ist schändlich gegenüber diesen Kindern 
und Jugendlichen. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Besser kann man ihnen nicht vorführen, daß man sie 
nicht als einen Teil dieser Gesellschaft anerkennen 
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will. Tatsächlich gehören sie aber dazu. Sie gehören 
zu uns, zur Gesellschaft der Bundesrepublik. 

In den letzten Tagen demonst rierten wenige Meter 
von hier Tausende von Bergleuten, unter ihnen viele 
türkischer oder jugoslawischer Herkunft. Wie ihre 
deutschstämmigen Kollegen riefen sie „Der Dicke 
muß weg!" und „Wir wollen Arbeit!". 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das 
ändert aber nichts! Das nutzt nichts!) 

Sie gehören dazu. Es wird Zeit, daß sie die gleichen 
Rechte wie die deutschen Kollegen bekommen, zum 
Beispiel was das Recht zu wählen angeht. Es wird 
Zeit, daß sie einen Anspruch auf die deutsche Staats-
bürgerschaft bekommen, wenn sie sich hier dauer-
haft niedergelassen haben, ohne daß sie ihren Paß 
dabei zurückgeben müssen. Es wird Zeit, daß ihre 
hier geborenen und aufgewachsenen Kinder auto-
matisch die deutsche Staatsangehörigkeit bekom-
men. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen von der SPD, 
es genügt nicht, wie Sie es in Ihrem Antrag formu-
liert haben, eine Modernisierung des Staatsangehö-
rigkeitsrechts zu fordern, gleichzeitig aber an der 
weiteren Ausgrenzung, wie wir morgen im Bundes-
rat sehen werden, beteiligt zu sein. Ihr Antrag ist 
ebensowenig wie die Beschlußempfehlung des Bun-
desrats und des Innenausschusses geeignet, das ver-
heerende Signal zurückzunehmen, das Herr Kanther 
den 600 000 bis 800 000 Kindern, Jugendlichen und 
ihren Eltern zumutet. Die Visaverordnung muß unse-
rer Meinung nach insgesamt zurückgezogen wer-
den, nicht nur in Teilen. Deswegen werden wir uns 
bei der Abstimmung über die Anträge der Stimme 
enthalten. 

Danke. 
(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Herr Bundesinnenminister, Manfred Kan-
ther. 

Manfred Kanther, Bundesminister des Innern: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es sind hier 
zwei Teile angesprochen. Zum einen betrifft es die 
allgemeine ausländerpolitische Debatte, die nur ei-
nen sehr knappen Raum eingenommen hat, die man 
auch in der Kürze der Zeit nicht zu Ende führen 
kann. Deshalb widerspreche ich den Rednern der 
Opposition nur dahin gehend, wie es auch mein Kol-
lege Marschewski getan hat: Deutschland ist kein 
Einwanderungsland und Deutschland wird auch 
kein Einwanderungsland, jedenfalls nicht unter die-
ser Bundesregierung und mit dieser Koalition. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Joseph  Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Sie müssen blind sein!) 

Wer will, daß Deutschland ein Einwanderungsland 
wird, der soll es den Wählern vor der nächsten Wahl 
sagen und damit um Mehrheiten werben. Dann wol-

len wir sehen, wie sich die Wähler entscheiden. Das 
ist eine klare Ansage. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daraus folgen bestimmte Dinge: Ein Einwande-
rungsgesetz ist entweder ein Fehler oder ein Etiket-
tenschwindel. Solange jedenfalls das geltende Asyl-
recht mit dem Anspruch auf Asyl besteht, ist jedes 
Einwanderungsgesetz, auch das gerade vorgelegte 
von Rheinland-Pfalz, ein ganz besonderer Etiketten-
schwindel. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vielleicht ist es sogar mehr: Wenn man es zu Ende 
denkt, ist es zynisch, den Leuten vorzumachen, man 
könne auf diese Weise Probleme lösen, obwohl jeder 
weiß, daß es nicht geht. 

In den Zusammenhang, daß Deutschland kein Ein-
wanderungsland ist und deshalb eine unbegrenzte 
und illegale Zuwanderung nicht stattfinden darf, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: In einem Einwanderungs-

land gibt es das auch nicht!) 

gehört die Notwendigkeit, mit der Visumsverord-
nung den durch Schlepper bewirkten Zustrom von 
Minderjährigen und Kindern einzudämmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Daß man ihn eindämmen kann, beweisen die Zah-
len, die der Abgeordnete Marschewski vorgetragen 
hat. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Brett vor dem Kopf!) 

Die Schlepper können praktisch auf Knopfdruck den 
Strom ihrer getäuschten und betrogenen Kunden an- 
und abstellen. Wenn es je einen Beweis dafür gege-
ben hat, daß diese Verordnung notwendig war, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Frau Steinbach ist ganz 

begeistert!)  

dann ist es die Tatsache, daß in der ersten Januar-
hälfte sehr viele und im März schließlich gar keine 
mehr gekommen sind. Hoffentlich bleiben die Zah-
len insgesamt weiter unten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das ist nicht die erste Erfahrung dieser A rt , sondern 
im Zusammenhang mit der Beseitigung des Visum-
mißbrauchs durch Bürger aus Togo beispielsweise, 
sind entsprechende Erfahrungen bereits gemacht 
worden. 

Eine Visumverordnung, die den Mißbrauch des 
Zugangsrechts nach Deutschland eindämmt, ist not-
wendig. Es gehört schon zu den Besonderheiten 
oppositionellen Lebens, daß man sich im eigenen An-
trag ein Bekenntnis zur Notwendigkeit der Visum-
verordnung abringt und anschließend jede Antwort 
auf die Frage verweigert, was mit den Kindern ge-
schehen soll, die im Land sind und sich dafür auswei-
sen können müssen, daß sie nicht nach dem 
15. Januar gekommen sind. Diesen Teil der im Inter- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 163. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. März 1997 	14701 

Bundesminister Manfred Kanther 

esse der Kinder notwendigen Lösung verweigert die 
SPD ganz schlicht und verlangt die Aufhebung des 
zweiten Teils der Verordnung. Das ist völlig falsch. 
Die der SPD angehörenden Innenminister der Län-
der haben erkannt, daß das falsch sein muß, weil sie 
tägliche Erfahrungen mit dem Ausländerrecht haben 
und deshalb wissen, daß diese Nachweispflicht im 
Rahmen des Bleiberechts notwendig ist. 

Die Vierteljahresfrist bis zum Inkrafttreten dieser 
Verordnung dient ausdrücklich dem Finden einer 
geeigneten bundesweit einheitlichen administrati-
ven Regelung. Ich sage Ihnen freimütig: Bei allen ad-
ministrativen Überlegungen ist mir die einfachste 
und unbürokratischste Lösung immer die liebste. 
Diese ist mit den Ländern im Innenausschuß des 
Bundesrates gefunden worden. 

Mich interessiert bei der Nachweispflicht der hier 
lebenden Kinder der zweite Teil, der sich auf Reisen 
aus Deutschland hinaus und wieder hinein bezieht, 
so gut wie nicht. Mich interessiert, daß der Miß-
brauch des Hineinschleppens von Minderjährigen 
aufhört. Das ist der Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr.  Cornelie 
 Sonntag-Wolgast [SPD]: Was ist der zweite 

Teil?) 

- Der zweite Teil dient dem Nachweis des Aufent-
haltsrechts der hier lebenden Kinder. - Es ist richtig, 
dies administrativ so einfach wie möglich zu gestal-
ten. 

Wenn der Vorschlag lautet, die Frist von einem 
Jahr, die ich vorgesehen habe, auf anderthalb Jahre 
zu verlängern, dann ist das ebenso möglich wie auch 
entbehrlich. Man kann es machen oder lassen. Da es 
nach § 69 des Ausländergesetzes auf den Antrag an-
kommt und nicht auf die Entscheidung der Auslän-
derbehörde, ist diese Frage von nebensächlicher Be-
deutung. 

Ich hoffe, daß wir morgen auf Grund eines sehr viel 
größeren Maßes an Sachlichkeit und Problembe-
wußtsein darüber, worum es wirklich geht, nämlich 
nicht um oppositionelle Sprechblasen, sondern um 
die Regelung eines schwierigen ausländerrechtli-
chen Sachverhalts, ein besseres Einvernehmen fin-
den werden. Wenn das gelingt, dann müssen sich 
viele hier im Raum fragen lassen, welche Legitima-
tion ihre ha rten und die Debatte in der Öffentlichkeit 
erst verhärtenden Töne in der politischen Arena ge-
habt haben. Ich denke, darüber wäre dann morgen 
weiter zu sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Für den Bundes-
rat erteile ich nun dem Innenminister des Landes 
Hessen, Herrn Gerhard Bökel, das Wo rt . 

Staatsminister Gerhard Bökel (Hessen): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Kollege Kanther, wer die Frage stellt, wer hier  

für harte Töne verantwortlich ist, der verwechselt 
Ursache und Wirkung. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Man-
fred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wenn es in dieser Republik in den letzten Jahren 
eines Beispiels bedurft hätte, wie Politik und Verwal-
tung mit betroffenen Menschen nicht umgehen dür-
fen, dann ist es die Eilverordnung bezogen auf die 
Jugendlichen, die in diesem Land leben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer Knall auf Fall  ohne jede Absprache mit den 
Ländern, die diese umsetzen müssen, eine Verord-
nung auf den Weg bringt, 800 000 Jugendliche ver-
unsichert und nicht nur die, sondern auch die Fami-
lienangehörigen, die deutschen Freunde, auch im 
Verein, die Arbeitgeber und Arbeitnehmer, alle, die 
sich mit diesen Menschen verbunden fühlen, handelt 
unverantwortlich, wenn die Vorlage nicht nachvoll-
ziehbar ist, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Man-
fred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wir, Bund und Länder, waren auf der Arbeitsebene 
im Gespräch. Was ich Ihnen vorwerfe, ist, daß diese 
Eilverordnung ohne jede Ankündigung, selbst ohne 
Anruf beim Vorsitzenden der Innenministerkonfe-
renz, in Kraft gesetzt worden ist. Das ist ein Miß-
brauch des Vertrauens zwischen den Ländern und 
dem Bund. 

(Beifall bei der SPD) 

Natürlich - wer will  das leugnen - müssen wir die 
Kinder und Jugendlichen, die hier keine Angehöri-
gen haben, die durch Schlepperbanden, Familienan-
gehörige oder wen auch immer einfach hereinge-
schleust werden, schützen. Das ist doch gar keine 
Frage. Wir hätten über einen vernünftigen Weg re-
den können. 

Frau Schmalz-Jacobsen hat es gesagt: Hier geht es 
nicht nur um Recht und Verordnung, hier geht es 
auch um Psychologie. Die Eilverordnung war und ist 
der falsche Schritt, das falsche Signal. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, mir ist in den letzten 
Tagen deutlicher geworden als in den Wochen zuvor: 
Wir kriegen das administrativ nicht hin, auch nicht in 
dem Bereich, wo ich dazu neigte, zu sagen: Wir ver-
suchen, es sozusagen von Amts wegen hinzubekom-
men. Die Ausländerbehörden, völlig unvorbereitet 
damit konfrontiert, schaffen es nicht. 

Wir haben im Moment auch noch das Problem der 
Rückführung der bosnischen Flüchtlinge. Das wird 
nicht auf einmal zu lösen sein. Was ist die Realität? - 
Völlig überlastete Ausländerbehörden auch in Hes-
sen, auch dort, wo Frau Roth Oberbürgermeisterin 
ist. Heute steht in der „Frankfu rter Rundschau": 
Nachtsprechstunden für Flüchtlinge. Nachtsprech-
stunden von 23 Uhr bis 7 Uhr, weil 4 500 Menschen 
Schlange stehen, um ihre Anträge bearbeitet zu be-
kommen. Wir vergeben in den Ausländerbehörden, 
insbesondere in Frankfu rt, Termine für Sprechstun-
den bis in den Oktober hinein. Mir soll einmal je- 
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mand sagen, wie wir dann noch die Visumsproble-
matik der hier lebenden Jugendlichen lösen sollen. 
Wir packen es nicht! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Deswegen sage ich: Wer so etwas ohne jegliche 
Sensibilität durchpeitscht, darf sich nicht wundern, 
daß es bei einem möglicherweise berechtigten Anlie-
gen solche Widerstände nicht nur bei den Betroffe-
nen, sondern quer durch Kirchen, Gewerkschaften 
und viele Institutionen, die das staatliche Handeln 
nicht mehr verstehen, gibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir dürfen diesen jungen Menschen, die hier ge-
boren sind, nicht das Signal geben: Ihr gehört nicht 
dazu. Nein, das ist die falsche Antwort. Wir müssen 
ihnen das Signal geben, daß sie hier dazugehören. 
Das hat die Bundesregierung erkannt. Ich habe gele-
sen, was die Bundesregierung auf eine Große An-
frage der SPD geantwortet hat: „Diese Gruppe der 
zweiten und dritten Ausländergeneration hat ihren 
Lebensmittelpunkt in der Bundesrepublik Deutsch-
land und ist den Verhältnissen des Landes, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzt, weitgehend entfrem-
det. Hier besteht ein öffentliches Interesse an der 
Einbürgerung." 

Ich habe gedacht, diese Antwort sei von der Regie-
rung Helmut Schmidt. Nein, diese Antwort stammt 
aus dem Jahre 1984. Zu dieser Zeit war Helmut Kohl 
schon Bundeskanzler. Das war vor vielen Jahren. 
Diese Erkenntnis muß in praktische Politik umge-
setzt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich höre die Botschaft, verehrte Frau Schmalz-Ja-
cobsen und liebe Kollegen und Kolleginnen von der 
F.D.P., sehr wohl - auch in den Gesprächen über die 
Gesetze, über die wir jetzt im Vermittlungsausschuß 
beraten -, daß die Koalition, Herr Marschewski, ge-
willt ist, in diesem Bereich - auch was die Einbürge-
rung betrifft - ein Zeichen zu setzen. Wenn ich aber 
dann Ihre Reaktion, die Hast und das unvorbereitete 
Handeln sehe, bin ich skeptisch. 

Deshalb habe ich der hessischen Landesregierung 
vorgeschlagen, daß wir offensiv werden, daß wir im 
Bundesrat einen Gesetzentwurf vorlegen. Ich habe 
diesen Gesetzentwurf bereits eingebracht, welcher 
regelt, daß die Kinder, deren Eltern oder ein Eltern-
teil bereits hier geboren sind, automatisch die deut-
sche Staatsangehörigkeit erhalten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Für Kinder, die schon fünf Jahre hier leben und de-
ren Eltern ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht haben, 
muß das gleiche gelten. Da sind wir uns völlig einig 
mit der F.D.P., mit Herrn Altmaier und vielen ande-
ren. 

Ich habe diesen Gesetzentwurf im Bundesrat ein-
gebracht, weil ich hoffe, daß wir sehr schnell eine 
große Mehrheit im Bundesrat bekommen und die 

Bundesregierung dann gezwungen ist, hier im Bun-
destag Farbe zu bekennen und nicht nur etwas anzu-
kündigen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Dr. Gregor 

Gysi [PDS]) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich schließe da-
mit die Aussprache. 

Ich bitte um etwas Ruhe, weil wir jetzt in die Ab-
stimmung eintreten. 

Wir stimmen zunächst über den Entschließungsan-
trag der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. auf 
Drucksache 13/7195 ab. Die Fraktionen der CDU/ 
CSU und der F.D.P. verlangen namentliche Abstim-
mung. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schrift-
führer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen. 

Sind alle Urnen besetzt? - Das ist der Fall. Ich er-
öffne damit die Abstimmung. - 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme nicht abgegeben hat? 

Ich schließe die Abstimmung. 

Ich weise darauf hin, daß wir noch zwei namentli-
che Abstimmungen haben. 

Ich bitte die Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung wird Ihnen 
später bekanntgegeben.*) Wir setzen die Beratung 
fort . 

Ich muß Sie bitten, die Gänge ein bißchen frei zu 
machen, weil wir jetzt eine einfache Abstimmung ha-
ben, für die ich den Überblick haben muß. 

Wir kommen jetzt zu der Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 13/7177. Die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen verlangt getrennte Abstimmung. 

Wir stimmen deshalb zunächst über die Nr. I des 
Entschließungsantrags der SPD ab. Wer stimmt für 
diese Nr. I? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Nr. I ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, des Bünd-
nisses 90/Die Grünen und der PDS gegen die Stim-
men der SPD ohne Enthaltung abgelehnt worden. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Nr. II 
des Entschließungsantrags der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 13/7177. Die Fraktion der SPD verlangt 
namentliche Abstimmung. 

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
die vorgesehenen Plätze einzunehmen. - Sind alle 
Urnen besetzt? - Das ist der Fa ll. Ich eröffne damit 
die Abstimmung. 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme nicht abgegeben hat? - Das scheint 
nicht der Fall zu sein. Ich schließe die Abstimmung 
und bitte die Schriftführer, mit der Auszählung zu be-
ginnen. Auch das Ergebnis dieser namentlichen Ab-
stimmung wird Ihnen später bekanntgegeben. **) 

*) Seite 14703 B 
* *) Seite 14705 C 
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Wir setzen die Beratungen fo rt . Wir kommen 
zur Abstimmung über den Entschließungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 
13/7121. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ver-
langt namentliche Abstimmung. 

Sind alle Urnen besetzt? - Das ist der Fall. Ich er-
öffne die Abstimmung. 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme nicht abgegeben hat? - Das scheint 
nicht der Fall zu sein. Ich schließe damit die Abstim-
mung und bitte die Schriftführer, mit der Auszählung 
zu beginnen. Auch das Ergebnis dieser Abstimmung 
wird Ihnen später bekanntgegeben.*) 

Wir setzen die Beratungen fo rt . 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 13/6930, 13/7036, 13/7090 und 
13/6554 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit einver-
standen? - Das scheint der Fall zu sein. Dann sind die 
Überweisungen so beschlossen. 

(Große Unruhe) 

- Ich bitte um etwas Ruhe, da ich das von den Schrift-
führern und Schriftführerinnen ermittelte Ergebnis 
der ersten namentlichen Abstimmung zum Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
der F.D.P. auf Drucksache 13/7195 bekanntgeben 
möchte. Abgegebene Stimmen: 623. Mit Ja haben 
gestimmt: 322. Mit Nein haben gestimmt: 299. Zwei 
Enthaltungen. Der Entschließungsantrag ist damit 
angenommen worden. 

*) Seite 14728C 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 624 
davon: 

ja: 	322 

nein: 	300 

enthalten: 	2 

Ja 

CDU/CSU 

Ulrich Adam 
Peter Altmaier 
Anneliese Augustin 
Jürgen Augustinowitz 
Dietrich Austermann 
Heinz-Günter Bargfrede 
Franz Peter Basten 
Dr. Wolf Bauer 
Brigitte Baumeister 
Meinrad Belle 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
Hans-Dirk Bierling 
Dr. Joseph-Theodor Blank 
Renate Blank 
Dr. Heribert Blens 
Peter Bleser 
Dr. Norbert  Blüm 
Friedrich Bohl 

Dr. Maria Böhmer 
Jochen Borchert 
Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 
Wolfgang Bosbach 
Klaus Brähmig 
Paul Breuer 
Monika Brudlewsky 
Georg Brunnhuber 
Hartmut Büttner 
(Schönebeck) 

Dankward Buwitt 
Manfred Carstens (Emstek) 
Peter Harry Carstensen 

(Nordstrand) 
Wolfgang Dehnel 
Hubert  Deittert 
Gertrud Dempwolf 
Albert  Deß 
Renate Diemers 
Wilhelm Dietzel 
Werner Dörflinger 
Hansjürgen Doss 
Dr. Alfred Dregger 
Maria Eichhorn 
Wolfgang Engelmann 
Rainer Eppelmann 
Heinz Dieter Eßmann 
Horst Eylmann 
Anke Eymer 
Ilse Falk 
Jochen Feilcke 
Ulf Fink 
Dirk Fischer (Hamburg) 

Leni Fischer (Unna) 
Klaus Francke (Hamburg) 
Herbert Frankenhauser 
Dr. Gerhard Fried rich 
Erich G. Fritz 
Hans-Joachim Fuchtel 
Michaela Geiger 
Norbert  Geis 
Dr. Heiner Geißler 
Michael Glos 
Wilma Glücklich 
Dr. Reinhard Göhner 
Peter Götz 
Dr. Wolfgang Götzer 
Joachim Gres 
Kurt-Dieter Grill 
Wolfgang Gröbl 
Hermann Gröhe 
Claus-Peter Grotz 
Manfred Grund 
Horst Günther (Duisburg) 
Carl-Detlev Freiherr von 
Hammerstein 

Gottfried Haschke 
(Großhennersdorf) 

Gerda Hasselfeldt 
Otto Hauser (Esslingen) 
Hansgeorg Hauser 
(Rednitzhembach) 

Klaus-Jürgen Hedrich 
Helmut Heiderich 
Manfred Heise 
Detlef Helling 
Dr. Renate Hellwig 
Ernst Hinsken 
Peter Hintze 
Josef Hollerith 
Siegfried Hornung 
Joachim Hörster 
Hubert  Hüppe 
Peter Jacoby 
Susanne Jaffke 
Georg Janovsky 
Helmut Jawurek 
Dr. Dionys Jobst 
Dr.-Ing. Rainer Jork 
Michael Jung (Limburg) 
Ulrich Junghanns 
Dr. Egon Jüttner 
Dr. Harald Kahl 
Bartholomäus Kalb 
Steffen Kampeter 
Dr.-Ing. Dietmar Kansy 
Manfred Kanther 
Irmgard Karwatzki 
Volker Kauder 
Peter Keller 
Eckart  von Klaeden 
Dr. Bernd Klaußner 
Ulrich Klinkert 
Hans-Ulrich Köhler 

(Hainspitz) 
Manfred Kolbe 
Norbert  Königshofen 
Eva-Maria Kors 
Hartmut Koschyk 
Manfred Koslowski 
Thomas Kossendey 
Rudolf Kraus 
Wolfgang Krause (Dessau) 
Arnulf Kriedner 
Heinz-Jürgen Kronberg 
Dr.-Ing. Paul Krüger 
Reiner Krziskewitz 
Dr. Hermann Kues 
Werner Kuhn 

Dr. Karl A. Lamers 
(Heidelberg) 

Dr. Norbert  Lammert  
Helmut Lamp 
Armin Laschet 
Herbert  Lattmann 
Dr. Paul Laufs 
Karl-Josef Laumann 
Vera Lengsfeld 
Werner Lensing 
Peter Letzgus 
Editha Limbach 
Walter Link (Diepholz) 
Eduard Lintner 
Dr. Klaus W. Lippold 

(Offenbach) 
Dr. Manfred Lischewski 
Wolfgang Lohmann 

(Lüdenscheid) 
Julius Louven 
Sigrun Löwisch 
Dr. Michael Luther 
Erich Maaß (Wilhelmshaven) 
Dr. Dietrich Mahlo 
Erwin Marschewski 
Dr. Martin Mayer 
(Siegertsbrunn) 

Wolfgang Meckelburg 
Rudolf Meinl 
Dr. Michael Meister 
Dr. Angela Merkel 
Friedrich Merz 
Rudolf Meyer (Winsen) 
Hans Michelbach 
Meinolf Michels 
Dr. Gerd Müller 
Elmar Müller (Kirchheim) 
Engelbert Nelle 
Bernd Neumann (Bremen) 
Johannes Nitsch 
Claudia Nolte 
Dr. Rolf Olderog 
Friedhelm Ost 
Eduard Oswald 
Norbert  Otto (Erfurt) 
Dr. Gerhard Päselt 
Dr. Peter Paziorek 
Hans-Wilhelm Pesch 
Ulrich Petzold 
Anton Pfeifer 
Angelika Pfeiffer 
Dr. Friedbert Pflüger 
Beatrix Philipp 
Dr. Winfried Pinger 
Ronald Pofalla 
Dr. Hermann Pohler 
Ruprecht Polenz 
Marlies Pretzlaff 
Dr. Albert  Probst 
Dr. Bernd Protzner 
Dieter Pützhofen 
Thomas Rachel 
Hans Raidel 
Dr. Peter Ramsauer 
Rolf Rau 
Helmut Rauber 
Peter Rauen 
Otto Regenspurger 
Christa Reichard (Dresden) 
Klaus Dieter Reichardt 
(Mannheim) 

Dr. Bertold Reinartz 
Erika Reinhardt 
Hans-Peter Repnik 
Roland Richter 
Roland Richwien 
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Dr. Norbert  Rieder 
Dr. Erich Riedl (München) 
Klaus Riegert 
Dr. Heinz Riesenhuber 
Franz Romer 
Hannelore Rönsch 
(Wiesbaden) 

Heinrich-Wilhelm Ronsöhr 
Dr. Klaus Rose 
Kurt  J. Rossmanith 
Adolf Roth (Gießen) 
Norbert  Röttgen 
Dr. Christian Ruck 
Volker Rühe 
Dr. Jürgen Rüttgers 
Roland Sauer (Stuttga rt ) 
Ortrun Schätzle 
Dr. Wolfgang Schäuble 
Hartmut Schauerte 
Heinz Schemken 
Karl-Heinz Scherhag 
Gerhard Scheu 
Norbert  Schindler 
Dietmar Schlee 
Ulrich Schmalz 
Bernd Schmidbauer 
Christian  Schmidt (Fürth) 
Dr.-Ing. Joachim Schmidt 
(Halsbrücke) 

Andreas Schmidt (Mülheim) 
Hans-Otto Schmiedeberg 
Hans Peter Schmitz 

(Baesweiler) 
Michael von Schmude 
Birgit Schnieber-Jastram 
Dr. Andreas Schockenhoff 
Dr. Rupert  Scholz 
Reinhard Freiherr von 
Schorlemer 

Dr. Erika Schuchardt 
Wolfgang Schulhoff 
Dr. Dieter Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Gerhard Schulz (Leipzig) 
Frederick Schulze 
Diethard Schütze (Berlin) 
Clemens Schwalbe 
Wilhelm Josef Sebastian 
Horst Seehofer 
Marion Seib 
Wilfried Seibel 
Heinz-Georg Seiffert 
Rudolf Seiters 
Johannes Selle 
Bernd Siebert 
Jürgen Sikora 
Johannes Singhammer 
Bärbel Sothmann 
Margarete Späte 
Carl-Dieter Spranger 
Wolfgang Steiger 
Erika Steinbach 
Dr. Wolfgang Freiherr von 
Stetten 

Dr. Gerhard Stoltenberg 
Andreas Storm 
Max Straubinger 
Matthäus Strebl 
Michael Stübgen 
Egon Susset 
Dr. Rita Süssmuth 
Dr. Susanne Tiemann 
Dr. Klaus Töpfer 
Gottfried Tröger 
Dr. Klaus-Dieter Uelhoff 
Gunnar Uldall 

Wolfgang Vogt (Düren) 
Dr. Horst Waffenschmidt 
Dr. Theodor Waigel 
Alois Graf von Waldburg-Zeil 
Kersten Wetzel 
Hans-Otto Wilhelm (Mainz) 
Gert Willner 
Bernd Wilz 
Willy Wimmer (Neuss) 
Matthias Wissmann 
Dr. Fritz Wittmann 
Dagmar Wöhrl 
Michael Wonneberger 
Elke Wülfing 
Peter Kurt Würzbach 
Cornelia Yzer 
Wolfgang Zeitlmann 
Wolfgang Zöller 

F.D.P. 

Ina Albowitz 
Dr. Gisela Babel 
Hildebrecht Braun 

(Augsburg) 
Günther Bredehorn 
Jörg van Essen 
Dr. Olaf Feldmann 
Gisela Frick 
Paul K. Friedhoff 
Horst Friedrich 
Rainer Funke 
Hans-Dietrich Genscher 
Dr. Wolfgang Gerhardt 
Joachim Günther (Plauen) 
Dr. Karlheinz Guttmacher 
Dr. Helmut Haussmann 
Ulrich Heinrich 
Walter Hirche 
Birgit Homburger 
Dr. Werner Hoyer 
Ulrich Irmer 
Detlef Kleinert (Hannover) 
Roland Kohn 
Dr. Heinrich L. Kolb 
Jürgen Koppelin 
Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann 
Dr. Otto Graf Lambsdorff 
Uwe Lühr 
Günther Friedrich Nolting 
Dr. Rainer Ortleb 
Lisa Peters 
Dr. Günter Rexrodt 
Dr. Klaus Röhl 
Helmut Schäfer (Mainz) 
Cornelia Schmalz-Jacobsen 
Dr. Edzard Schmidt-Jortzig 
Dr. Hermann Otto  Sohns  
Dr. Max Stadler 
Carl-Ludwig Thiele 
Dr. Dieter Thomae 
Jürgen  Türk 
Dr. Wolfgang Weng 
(Gerlingen) 

Dr. Guido Westerwelle 

Nein 

SPD 

Brigitte Adler 
Gerd Andres 

Hermann Bachmaier 
Ernst Bahr 
Doris Barnett 
Klaus Barthel 
Ingrid Becker-Inglau 
Wolfgang Behrendt 
Hans Berger 
Hans-Werner Bertl 
Friedhelm Julius Beucher 
Rudolf Bindig 
Anni Brandt-Elsweier 
Tilo Braune 
Edelgard Bulmahn 
Ursula Burchardt 
Hans Büttner (Ingolstadt) 
Marion Caspers-Merk 
Wolf-Michael Catenhusen 
Peter Conradi 
Christel Deichmann 
Karl Diller 
Dr. Marliese Dobberthien 
Peter Dreßen 
Rudolf Dreßler 
Freimut Duve 
Ludwig Eich 
Petra Ernstberger 
Annette Faße 
Elke Ferner 
Lothar Fischer (Homburg) 
Gabriele Fograscher 
Iris Follak 
Dagmar Freitag 
Anke Fuchs (Köln) 
Katrin Fuchs (Verl) 
Arne Fuhrmann 
Monika Ganseforth 
Konrad Gilges 
Iris Gleicke 
Günter Gloser 
Uwe Göllner 
Günter Graf (Friesoythe) 
Angelika Graf (Rosenheim) 
Dieter Grasedieck 
Achim Großmann 
Hans-Joachim Hacker 
Klaus Hagemann 
Manfred Hampel 
Christel Hanewinckel 
Alfred Hartenbach 
Dr. Liesel Hartenstein 
Klaus Hasenfratz 
Dr. Ingomar Hauchler 
Dieter Heistermann 
Reinhold Hemker 
Rolf Hempelmann 
Dr. Barbara Hendricks 
Monika Heubaum 
Uwe Hiksch 
Reinhold Hiller (Lübeck) 
Gerd Höfer 
Jelena Hoffmann (Chemnitz) 
Frank Hofmann (Volkach) 
Ingrid Holzhüter 
Lothar Ibrügger 
Wolfgang Ilte 
Barbara Imhof 
Brunhilde Irber 
Gabriele Iwersen 
Renate Jäger 
Jann-Peter Janssen 
Ilse Janz 
Dr. Uwe Jens 
Volker Jung (Düsseldorf) 
Sabine Kaspereit 
Susanne Kastner 
Ernst Kastning 

Hans-Peter Kemper 
Klaus Kirschner 
Marianne Klappert 
Siegrun Klemmer 
Hans-Ulrich Klose 
Dr. Hans-Hinrich Knaape 
Walter Kolbow 
Fritz Rudolf Körper 
Nicolette Kressl 
Volker Kröning 
Thomas Krüger 
Horst Kubatschka 
Eckart Kuhlwein 
Helga Kühn-Mengel 
Konrad Kunick 
Christine Kurzhals 
Dr. Uwe Küster 
Werner Labsch 
Brigitte Lange 
Detlev von Larcher 
Robert  Leidinger 
Klaus Lennartz 
Dr. Elke Leonhard 
Klaus Lohmann (Witten) 
Christa Lörcher 
Erika Lotz 
Dieter Maaß (Herne) 
Winfried Mante 
Dorle Marx 
Ulrike Mascher 
Christoph Matschie 
Ingrid Matthäus-Maier 
Heide Mattischeck 
Markus Meckel 
Ulrike Mehl 
Herbert  Meißner 
Angelika Mertens 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 
Ursula Mogg 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Jutta Müller (Völklingen) 
Christian Müller (Zittau) 
Volker Neumann (Bramsche) 
Gerhard Neumann (Gotha) 
Dr. Edith Niehuis 
Dr. Rolf Niese 
Günter Oesinghaus 
Leyla Onur 
Manfred Opel 
Adolf Ostertag 
Kurt  Palis 
Albrecht Papenroth 
Dr. Willfried Penner 
Dr. Martin Pfaff 
Georg Pfannenstein 
Dr. Eckhart  Pick 
Joachim Poß 
Rudolf Purps 
Hermann Rappe 

(Hildesheim) 
Karin Rehbock-Zureich 
Margot von Renesse 
Renate Rennebach 
Otto Reschke 
Bernd Reuter 
Dr. Edelbert Richter 
Günter Rixe 
Reinhold Robbe 
Marlene Rupprecht 
Dr. Hansjörg Schäfer 
Gudrun Schaich-Walch 
Dieter Schanz 
Rudolf Scharping 
Bernd Scheelen 
Dr. Hermann Scheer 
Siegfried Scheffler 
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Horst Schild 
Otto Schily 
Dieter Schloten 
Günter Schluckebier 
Horst Schmidbauer 

(Nürnberg) 
Ulla Schmidt (Aachen) 
Dagmar Schmidt (Meschede) 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Regina Schmidt-Zadel 
Heinz Schmitt (Berg) 
Dr. Emil Schnell 
Walter Schöler 
Ottmar Schreiner 
Gisela Schröter 
Dr. Mathias Schubert 

 Richard Schuhmann 
(Delitzsch) 

Brigitte Schulte (Hameln) 
Volkmar Schultz (Köln) 
Ilse Schumann 
Dr. R. Werner Schuster 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 
Dr. Angelica Schwall-Düren 
Ernst Schwanhold 
Rolf Schwanitz 
Bodo Seidenthal 
Horst Sielaff 
Erika Simm 
Johannes Singer 
Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
Wieland Sorge 
Wolfgang Spanier 
Dr. Dietrich Sperling 
Jörg-Otto Spiller 
Antje-Marie Steen 
Ludwig Stiegler 
Dr. Peter Struck 
Joachim Tappe 
Dr. Bodo Teichmann 
Margitta Terborg 
Jella Teuchner 
Dr. Gerald Thalheim 
Wolfgang Thierse 
Franz Thönnes 
Uta Titze-Stecher 
Adelheid Tröscher 
Hans-Eberhard Urbaniak 
Siegfried Vergin 
Ute Vogt (Pforzheim) 
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rern und Schriftführerinnen ermittelte Ergebnis der 
zweiten namentlichen Abstimmung zum Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
13/7171 vor. Abgegebene Stimmen: 623. Mit Ja ha-
ben gestimmt: 275. Mit Nein haben gestimmt: 321. 
27 Enthaltungen gab es. Dieser Entschließungsan-
trag ist damit abgelehnt. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 623 
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ja: 	275 

nein: 	321 

enthalten: 27 

Ja 
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Dann rufe ich die Zusatzpunkte 8 bis 11 auf: 

ZP8 Beratung des Antrags der Abgeordneten Vol-
ker Beck (Köln), Gerald Häfner, Anne lie Bun-
tenbach, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbrechen 
der Wehrmacht 1941 bis 1944" 
- Drucksache 13/7120 - 

ZP9 Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. 
Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbrechen 
der Wehrmacht 1941 bis 1944" 
- Drucksache 13/7162 - 

ZP10 Beratung des Antrags der Abgeordneten Otto 
Schily, Günter Verheugen, Walter Kolbow, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
SPD 
Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbrechen 
der Wehrmacht 1941 bis 1944" 
- Drucksache 13/7175 - 

ZP11 Beratung des Antrags der Abgeordneten Ger-
hard Zwerenz, Hein rich Graf von Einsiedel, 
Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 
Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbrechen 
der Wehrmacht 1941 bis 1944" 
- Drucksache 13/7188 - 

(Unruhe) 

- Bevor wir in der Beratung fortfahren können, muß 
ich erst einmal um Ruhe bitten. 

Ich weise darauf hin, daß wir im Anschluß an die 
Aussprache über die drei Anträge der Fraktionen je-
weils wiederum namentlich abstimmen werden. Die 
Gruppe der PDS hat beantragt, daß auch über ihren 
Antrag namentlich abgestimmt wird. Nach unserer 
Geschäftsordnung kann eine namentliche Abstim-
mung nur von einer Fraktion oder von mindestens 
34 Abgeordneten verlangt werden. Ob der Antrag 
der PDS das erforderliche Quorum erreicht, werde 
ich vor der Abstimmung feststellen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache, die jetzt folgt, eine Stunde vorgese-
hen. - Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat zunächst 
der Abgeordnete Gerald Häfner. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Bei der heutigen Debatte 
geht es um unsere Haltung zu der schlimmsten und 
entscheidenden Phase unserer eigenen deutschen 
Geschichte, und es geht darum, wie wir heute dazu 
beitragen können, daß sich die planmäßige Vernich-
tung von Menschen, von ganzen Völkern lediglich 
auf Grund ihrer Rasse oder ihrer Überzeugungen nie 
wiederholt. 

Es gab in diesem Hause und in dieser Republik 
lange Zeit einen Konsens zwischen den demokrati-
schen Parteien, daß man die Rechtsextremen, die 

Ultrarechten, die Neonazis keinen Fuß mehr auf den 
Boden dieser Republik stellen oder in die Tür dieser 
Republik stemmen läßt. Dieser Konsens ist in den 
letzten Wochen aufgekündigt worden, und zwar von 
einer Partei, die in diesem Hause sitzt und diese Bun-
desregierung mitträgt: von der CSU. Ich meine, daß 
ein klares Wort  der Verantwortlichen in der Ch rist-
lich-Sozialen Union und ein klares Wort  dieser Bun-
desregierung dazu nötig ist. 

Wie ist es dazu gekommen? Die Ursache ist eine 
Ausstellung, die bereits in 15 deutschen Städten ge-
zeigt worden ist - sie ist gegenwärtig in München zu 
sehen -, eine Ausstellung über Verbrechen der 
Wehrmacht 1941 bis 1944. Diese Ausstellung ist 
keine Pauschalverurteilung aller Wehrmachtsange-
hörigen. Sie wissen, daß, wenn man die gesamte Zeit 
des Zweiten Weltkrieges betrachtet, 18 Millionen 
Deutsche in der Wehrmacht gedient haben. Darunter 
sind viele, die dies aus Überzeugung taten, sicher 
aber auch viele, die ihren Wehrdienst wider eigenen 
Willen erfüllt haben und die Taten mitgemacht oder 
sich verweigert haben, wenn sie diese selbst nicht 
billigen konnten und nicht richtig fanden. 

Es geht also nicht um eine pauschale Verurteilung. 
Vielmehr geht es darum, mit der Lüge aufzuhören, 
daß für alle schlimmen Taten nur die SS verantwort-
lich gewesen sei und daß die Wehrmacht im Osten 
einen sauberen, einen hehren, einen tapferen Feld-
zug geführt habe, der nichts mit den brutalen, nichts 
mit den rassistischen Ideen Hitlers und nichts mit den 
Greueltaten dieses Krieges zu tun hatte. 

Die Wahrheit ist, daß die Wehrmacht gerade im 
Osten einen Eroberungs - und Vernichtungskrieg 
geführt hat und daß in diesem Krieg unter der Ver-
antwortung der Wehrmacht Millionen von Zivilisten, 
Frauen und Kinder, grundlos hingemordet worden 
sind. Wer zu dieser Wahrheit schweigt, wer sie ver-
drängen will, wer unsere eigene Geschichte ver-
fälscht, der trägt dazu bei, daß die Geschichtsklitte-
rung in diesem Land um sich greift, der trägt dazu 
bei, daß rechte Mythenbildung wieder fröhliche Ur-
ständ feiert. Genau das passiert gegenwärtig in Mün-
chen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Die Attacken auf den Initiator dieser Ausstellung, 
Jan Philipp Reemtsma, der Versuch, die Toten durch 
Zigarettenrauch mehr zu dramatisieren als die Toten 
im Zweiten Weltkrieg, der Versuch, Reemtsma sogar 
damit zu diskreditieren, daß er im letzten Jahr Opfer 
einer Entführung geworden ist, der Versuch, die 
Nürnberger Prozesse - während wir alle uns gegen-
wärtig um einen internationalen Strafgerichtshof für 
das frühere Jugoslawien und Ruanda einsetzen, da-
mit Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen das 
Völkerrecht, gegen das Menschenrecht in Zukunft 
endlich abgeurteilt werden können - als „Sieger-
justiz" und die Ausstellung als Teil eines ,,morali-
schen Vernichtungsfeldzuges gegen das deutsche 
Volk" zu bezeichnen, wie das der „Bayernkurier" 
auf seiner Titelseite gemacht hat, das alles ist schlim- 
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mer als die schlimmste Propaganda von rechts, die 
wir in diesem Lande bisher erdulden mußten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Deshalb war es nur folgerichtig, daß die NPD Peter 
Gauweiler aufgefordert hat, die Hauptrede bei dem 
gespenstischen Aufmarsch der Ultrarechten in Mün-
chen zu halten und ihn darüber hinaus zur Mitglied-
schaft in der NPD eingeladen hat. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Kollegen Albe rt  Schmidt? 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Bitte 
schön. 

Albert  Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Kollege Häfner, sehen Sie den CSU- 
Vorsitzenden und Abgeordneten Dr. Theo Waigel im 
Saal? Falls nicht, welche Schlüsse ziehen Sie daraus? 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Also, der gehört nun wirk

-

lich hier hin! - Dr. Guido Westerwelle 
[F.D.P.]: Das war eine starke Zwischenfrage! 

- Zurufe von der CDU/CSU) 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Lie-
ber Kollege Schmidt, ich glaube, daß der eigentliche 
Skandal - so schrieb es z. B. „La Repubblica" in Ita-
lien, und so schreiben es viele andere internationale 
Zeitungen - gar nicht die Äußerungen von Gauwei-
ler sind, sondern der eigentliche Skandal ist das 
Schweigen der CSU und der Bundesregierung zu 
diesen Vorgängen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Was mich, lieber Kollege Schmidt, empört, ist, daß 
Theo Waigel, der Vorsitzende der CSU, der übrigens 
einmal Außenminister in diesem Land werden wollte 
- dabei hat kaum ein Politiker in den letzten Jahren 
diesem Land so schweren außenpolitischen Schaden 
zugefügt wie Gauweiler und seine politischen 
Freunde -, nicht nur dazu schweigt, sondern offen-
sichtlich auch noch vor der Auseinandersetzung in 
diesem Hause flieht. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Er ist doch 
da!)  

- Da kommt er ja doch noch. Ich hoffe, lieber Kollege 
Waigel, daß Sie Gelegenheit ergreifen werden, heute 
zurechtzurücken, was Ihre Pa rtei gegenwärtig in 
Bayern aufführt. Wenn die Pressemeldungen, die ich 
gelesen habe, stimmen, dann haben Sie das, was 
Gauweiler und der „Bayernkurier" gesagt haben, als 
im Spektrum der CSU und „im Spektrum einer legi-
timen Kritik liegend" bezeichnet. Ihr Sprecher, der 
Sprecher des CSU-Landesvorstandes, Herr Schöberl, 
hat gesagt, Gauweilers Äußerungen lägen voll und 
ganz „auf der Linie der Bayerischen Staatsregierung 
und der CSU." 

Ich lese Ihnen ein kurzes Zitat vor: 

Rechtsextremistische Positionen ergeben sich 
weniger aus dem Parteiprogramm denn aus Be-
gründungen und Verhaltensweisen von Funktio-
nären, Gremien und Mitgliedern sowie aus den 
Publikationsorganen. 

Was ist das für ein Zitat? Es ist die Einleitung zum 
Kapitel „Die Republikaner" im Bundesverfassungs-
schutzbericht aus dem vergangenen Jahr. Es folgt 
eine Reihe von Zitaten, in denen die Republikaner 
zum Beispiel die Nürnberger Prozesse als Sieger-
justiz bezeichnen - genau wie der „Bayernkurier" 
das vor wenigen Wochen getan hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese 
,,Braune-Socken-Politik" der CSU, dieses Taktieren 
mit dem ultrarechten Sumpf unserer Republik, dieser 
Versuch, die Opfer von Folter und Vernichtung zu 
verdrängen und kein Mitleid für sie aufzubringen, 
dafür aber um so mehr diejenigen anzuprangern, die 
heute die Wahrheit über die historische Vergangen-
heit feststellen wollen, und ihnen vorzuwerfen, sie 
führten einen „moralischen Vernichtungsfeldzug ge-
gen das deutsche  Volk",  das ist etwas, was diese Re-
publik nicht ertragen will, was sie nicht dulden kann 
und was sie zurückweisen muß. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Deshalb haben wir dem Deutschen Bundestag ei-
nen Antrag vorgelegt, von dem ich hoffe, daß er in 
diesem Hause die Spreu vom Weizen scheiden wird. 
Denn ich habe immer noch die Hoffnung, daß auch 
in der Union, in der CDU und in der CSU, genügend 
Menschen - ich habe in den letzten Tagen mit vielen 
gesprochen - von dieser Politik und von diesen Äu-
ßerungen angewidert sind - übrigens nicht nur von 
Gauweiler und der CSU in München, sondern auch 
von den Äußerungen von Frau Steinbach in Frank-
furt  und von vielen anderen, die sich in diese rechte 
Dreckwerferei einreihen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Ich habe also immer noch die Hoffnung, daß es in 
Ihren Reihen noch genügend Menschen gibt, die be-
reit sind, sich davon zu distanzieren und die Worte zu 
finden, die jetzt notwendig sind. Ich bin insbeson-
dere gespannt darauf, wie sich der Bundesminister 
der Finanzen und Vorsitzende der CSU, Theo Waigel 
und der Bundeskanzler zu dieser Frage äußern wer-
den. Denn ich bin der Meinung: Nach all dem, was in 
diesem Land an Schaden ange richtet worden ist, 
wäre Schweigen zu diesem Thema nicht länger hin-
nehmbar. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Herr Abgeordnete Dr. Alfred Dregger. 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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Dr. Alfred Dregger (CDU/CSU) (von Abgeordneten 
der CDU/CSU mit Beifall begrüßt): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir zu-
nächst einige Bemerkungen zur Ausstellung und 
dann einige Gedanken zum historischen und politi-
schen Teil des Problems. Zuvor, Herr Kollege Häfner: 
Ihre Rede hat zum Konsens in diesem Hause nicht 
beigetragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]) 

Es waren undifferenzie rte Vorwürfe; sie waren nie-
derträchtig und zum großen Teil gemein. Ich weise 
sie zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Lachen und 
Widerspruch bei der SPD und dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, zu der Wanderausstel-
lung „Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehr-
macht 1941-1944" ist zunächst festzustellen, daß sie 
eine Privatveranstaltung ist. Es sind zwei Männer, 
die mit Hilfe dieser Ausstellung ihre Ansichten in 
Deutschland und Österreich propagieren wollen. Da-
gegen ist nichts zu sagen. 

Friedrich Karl Fromme merkt in der „FAZ" an, daß 
diese Ausstellung inhaltlich nichts Neues b ringe, daß 
sie nicht einmal der kleinen Minderheit der absolut 
Uneinsichtigen einen aufklärerischen Beitrag leiste. 
Das führt zu der Frage, was diese Ausstellung soll, 
was sie leistet, was sie nicht leistet. Dazu gehört auch 
die Frage, ob die Aussteller Heer und Reemtsma wis-
senschaftlich und moralisch legitimiert sind, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Joseph  Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist ja unglaublich! - 
Weitere Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN) 

Millionen von Menschen, die sie nicht kennen, ihrem 
Urteil zu unterwerfen und sie in dieser Weise zu ver-
letzen, ohne einen auf die Person bezogenen Wahr-
heitsbeweis führen zu können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Anhaltende Zurufe von der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nun einige Gedanken zu dem historischen und 
politischen Teil des Problems: Auf den Beginn des 
Krieges und die A rt  der Kriegsführung hatten die 
über 18 Millionen Soldaten der Wehrmacht nicht den 
geringsten Einfluß, was übrigens in gleicher Weise 
für die Soldaten der ehemaligen Kriegsgegner gilt. 
Soldaten waren immer die Opfer des Krieges. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Auch die Generalität?) 

Bedeutende Entscheidungen wurden nicht von 
den Soldaten, sondern von den großen Kriegsherren 
getroffen, die allein die politische Macht und die Be-
fehlsgewalt hatten. Die meisten der deutschen Solda-
ten, die Leib und Leben für ihr Land riskierten und 
unendliches Elend ertragen mußten, können zu 
Recht darauf hinweisen, daß sie selbst an Hitlers 

Kriegsverbrechen nicht beteiligt gewesen seien und 
sich auch nicht sonstiger Kriegsverbrechen schuldig 
gemacht hätten. - „Die meisten", sage ich; das gilt 
nicht für jeden. 

Fest steht, daß das deutsche Volk diesen Krieg 
ebenso wenig wie das russische Volk und andere 
Völker gewollt hat, die in ihn hineingezogen worden 
sind. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Unglaub-
lich!) 

Anläßlich der Verabschiedung der letzten russischen 
Soldaten aus Deutschland am 31. August 1994 er-
klärte der russische Präsident Jelzin in Berlin, das 
deutsche Volk sei an diesem Krieg nicht schuld ge-
wesen, man habe in Moskau immer zwischen dem 
großen deutschen Volk und der verbrecherischen 
Clique, die sich seiner bemächtigt habe, zu unter-
scheiden gewußt. Diese noble Feststellung ist richtig. 
Auch wir Deutsche unterscheiden selbstverständlich 
zwischen dem großen russischen Volk, dem wir in 
vielfacher Weise verbunden sind, und seiner verbre-
cherischen Führung unter Stalin. Es ist interessant, 
daß der Generalstaatsanwalt Rußlands zur Zeit Zehn-
tausende von ehemaligen deutschen Kriegsgefange-
nen, die damals von sowjetischen Militärtribunalen 
zu Unrecht verurteilt wurden, rehabilitieren läßt, wo-
mit er eine Absprache zwischen Präsident Jelzin und 
Bundeskanzler Helmut Kohl realisiert. 

(Zuruf von der PDS: Was hat das mit der 
Sache zu tun?) 

Meine Damen und Herren, es geht dabei nicht nur 
um einzelne, sondern um uns alle. Wie ein Volk nach 
einem verlorenen Krieg mit seinen Soldaten umgeht, 
das sagt viel aus über seine moralische Substanz, 
über seine Würde und seine innere Stärke - oder 
Schwäche. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zuruf von der 
SPD: Furchtbar ist das! - Weitere Zurufe 
von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN) 

Ich kann jeden Deutschen - auch die Abgeordneten 
dieses Hauses - nur bitten, sein Verhalten an diesen 
Maßstäben auszurichten. 

(Zuruf von der SPD: Das ist ja furchtbar!) 

Wie man Vergangenheit fruchtbar aufarbeiten 
kann, hat uns der frühere französische Staatspräsi-
dent Mitterrand am 8. Mai 1995 in Berlin in beein-
druckender Weise gezeigt. Er hat damals aus Anlaß 
des 50jährigen Endes des Zweiten Weltkrieges ge-
sagt - ich zitiere -: 

Ich bin nicht gekommen, um den Sieg zu feiern, 
über den ich mich 1945 für mein Land gefreut 
habe. Ich bin nicht gekommen, um die Nieder-
lage der Deutschen zu unterstreichen, weil ich 
die Kraft, die im deutschen Volk ruht, kenne, 
seine Tugenden, seinen Mut. Und wenig bedeu-
ten mir in diesem Zusammenhang die Uniformen 
und selbst die Ideen, die in den Köpfen der Solda-
ten damals gewohnt haben, die in so großer Zahl 
gestorben sind. Sie waren mutig. Sie nahmen den 
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Verlust ihres Lebens hin für eine schlechte Sache. 
Aber ihre Haltung hatte damit nichts zu tun. Sie 
liebten ihr Vaterland. Es ist notwendig, daß uns 
das klar wird. Europa, das bauen wir. Aber un-
sere Vaterländer lieben wir. Bleiben wir uns 
selbst treu! 

(Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Nie schien diese Ausstellung nötiger 
als bei Ihrer Rede!) 

- Ich zitiere jetzt den französischen Staatspräsiden-
ten. Das sollten auch Sie sich anhören. Da können 
Sie viel lernen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Verbinden wir die Vergangenheit mit der Zu-
kunft, und wir werden in Frieden den Geist die-
ses Zeugnisses an jene weitergeben können, die 
uns nachfolgen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Lip-
pelt? 

Dr. Alfred Dregger (CDU/CSU): Nein, Frau Präsi-
dentin. 

Mitterrand war ein französischer Pat riot - Gott sei 
Dank. Aber er hat mehr Einfühlungsvermögen und 
eine größere Bereitschaft, sich in die Lage des deut-
schen Soldaten im Zweiten Weltkrieg zu versetzen, 
bewiesen, als es in Deutschland die große Mehrheit 
der sogenannten politischen Klasse zu tun bereit ist. 

(Zuruf von der SPD: Mordoffiziere waren 
das!) 

Meine Damen und Herren, wir haben uns nicht 
nur mit einem verlorenen Krieg auseinanderzuset-
zen, sondern auch mit deutscher Schuld und mit Ver-
brechen, die von Deutschen verübt wurden. Nie-
mand außer ein paar verwirrten Idioten leugnet das. 
Dennoch sage ich in aller Klarheit: Diejenigen, die 
versuchen, die deutsche Wehrmacht pauschal als 
verbrecherische Organisation darzustellen, 

(Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wer tut denn das?) 

sagen nicht die Wahrheit. Sie hetzen und verleum-
den. Dem müssen wir entgegentreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Die Kritiker der Wehrmacht sollten bedenken, daß 
nicht einmal das Nürnberger Siegergericht die Wehr-
macht verurteilt hat und daß unsere ehemaligen 
Kriegsgegner ihr zum Teil hervorragende Zeugnisse 
ausgestellt haben. Ich nenne General de Gaulle, Ge-
neral Eisenhower, Marschall Schukow und den be-
deutenden britischen Militärschriftsteller Liddel 
Hart . 

(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND -NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Als nach dem Krieg die Lage für den Westen ange-
sichts der beginnenden Auseinandersetzung mit der 

Sowjetunion schwieriger wurde, hat sich der Westen 
bei Bundeskanzler Adenauer um die Neuaufstellung 
deutscher Streitkräfte bemüht. Diese Neuaufstellung 
wurde zu einer grundlegenden Militärreform ge-
nutzt. So entstand im Auftrage Konrad Adenauers 
und seiner Koalition, von erfahrenen Wehrmachtoffi-
zieren herangebildet, unsere Bundeswehr, auf die 
wir stolz sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auf eine weitere Tatsache muß hingewiesen wer-
den: Bei den Soldaten des Zweiten Weltkrieges und 
ihren Angehörigen geht es nicht um eine kleine, ab-
grenzbare Gruppe unseres Volkes, sondern um die 
gesamte Bevölkerung der damaligen Zeit. Fast alle 
Männer waren eingezogen. Natürlich waren auch 
die Mütter, die Schwestern, die Töchter, die Freun-
dinnen und Ehefrauen der Soldaten mitbetroffen. Es 
geht in dieser Frage also um unser Verhältnis zu ei-
ner ganzen Generation unseres Volkes. Wer ver-
sucht - diese Versuche gibt es -, die gesamte Kriegs-
generation pauschal als Angehörige und Helfershel-
fer einer Verbrecherbande abzustempeln, 

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 

der will  Deutschland ins Mark treffen. Dagegen 
wehren wir uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P. - Joseph Fischer 
[Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Das ist ja unglaublich!) 

Das können wir nicht dulden; denn aus solchem 
Selbsthaß kann nichts Gutes entstehen: kein rationa-
les, berechenbares Verhalten in der Politik und keine 
wirkliche Versöhnung. Dieser Selbsthaß führt weg 
von dem, was eigentlich das Wichtigste ist und im 
Zentrum stehen sollte: von der wirklich tief empfun-
denen Trauer um die Opfer von Krieg und Gewalt-
herrschaft; von der Einsicht in das menschliche Leid, 
das damals grundgelegt wurde und bis heute nach-
wirkt, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Hitler fiel doch nicht vom 

Himmel!)  

und - um ein Beispiel heranzuziehen - von dem un-
endlichen Verlust, den die Nazis durch die Vernich-
tung der deutschen Juden vor allem auch Deutsch-
land zugefügt haben. Die Vernichtung der deutschen 
Juden war ein Verlust für Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P. - Zuruf von der PDS: 

Unglaublich!) 

Wer weiß, was die deutschen Juden in der deutschen 
Wissenschaft, in der deutschen Wi rtschaft und in der 
deutschen Kultur geleistet haben, der wird mir viel-
leicht zustimmen. 

Noch eines sollten wir nicht vergessen: Die Vertrie-
benen- und die Soldatenverbände haben als erste - 
zunächst mit unseren ehemaligen Kriegsgegnern im 
Westen, dann auch mit unseren ehemaligen Kriegs-
gegnern im Osten - zur Versöhnung aktiv beigetra- 
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gen. Das alles gehört zu den Friedenswerken, die Eu-
ropa braucht, um den Frieden tief in den Herzen der 
Menschen zu verankern. 

Wenn die Ausstellung wenigstens ein Stückchen 
eines Beitrages dazu geleistet hätte, hätte sie noch 
einen Sinn haben können. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Haben Sie 
sie denn gesehen? Haben Sie sie sich denn 

angeschaut?) 

Aber das ist nach meinem Eindruck nicht der Fa ll . Im 
Gegenteil: Die Ausstellung versöhnt nicht, sie spal-
tet. Sie empört durch die A rt  ihrer Darstellung die 
Generation der Großväter und Väter und verwirrt die 
Generation der Söhne und Enkel. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nein, nein, wir sind über

-

haupt nicht verwirrt! Wenn wir Sie hören, 
sind wir so klar wie nur was! - Weitere 
Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und von der SPD) 

Wer auf diese Weise einen Keil zwischen die Genera-
tionen - - Halten Sie doch einmal die Klappe, Herr 
Fischer! Daß Sie laut schreien können, wissen wir 
auch so. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Dregger, ich muß Sie jetzt darauf hinweisen, daß die 
angemeldete Redezeit weit überschritten ist. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Herr Dregger, wir sind völ-
lig klar im Kopf! Ein unsäglicher Dreck, den 
Sie hier absondern! - Weitere Zurufe vom 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dr. Alfred Dregger (CDU/CSU): Frau Präsidentin, 
ich habe meine Rede gehalten, ohne auf das 
schlechte Benehmen einiger Kollegen hinzuweisen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Schlechtes Benehmen? Das 
ist unglaublich, was Sie hier vortragen! - 
Weitere Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und von der SPD) 

Herr Fischer, so wie Sie sich heute hier verhalten ha-
ben, verhält sich kein Parlamentarier. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Gerald Häfner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Gab es Ver

-

brechen der Wehrmacht oder nicht, Herr 
Dregger?) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ich glaube, wir wußten alle, als 
dieses Thema aufgerufen wurde, daß es eine sehr 
schwierige Debatte werden würde. Ich denke, wir 
sollten das berücksichtigen. 

Zu einer Kurzintervention erhält zunächst der Ab-
geordnete Volker Beck das Wo rt . 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Frau Präsidentin, Kollege 
Schäuble forde rt  einen Ordnungsruf und 
will eine Sondersitzung des Ältestenrates 

machen!) 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege Dregger, ich fand die Rede, die Sie hier 
gehalten haben, wirklich bestürzend. Sie haben in 
Ihrer Rede die Verantwortung der Deutschen für die 
grauenhaften Verbrechen im Zweiten Weltkrieg und 
im Dritten Reich zurückgewiesen. Sie haben die Pro-
pagandalüge von der Pauschalverurteilung der 
Wehrmachtsdeserteure wiederholt. Mit dieser These 
versucht man Raum zu schaffen für die Äußerungen 
von Gauweiler, von Frau Steinbach und ihren Freun-
den in den rechtsextremistischen Parteien. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Auf der ersten Tafel am Eingang der Ausstellung - 
wenn Sie sie denn einmal ansehen würden -, wird 
ausdrücklich erwähnt, daß ihr Ziel keine Pauschal-
verurteilung aller Wehrmachtssoldaten ist. Diese 
Ausstellung bricht allerdings unwiderruflich mit der 
Mär, der Legende - die in diesem Volk, in dieser Re-
publik lange en vogue war - von der sauberen Wehr-
macht, von dem sauberen Krieg an der Ostfront. Sie 
zeigt, daß der Befehlsebene klar war - das belegen 
Anweisungen an die Militärgerichtsbarkeit im Rah-
men des Barbarossa-Feldzuges und der Kommissar-
befehl -, daß systematisch inte rnationales Kriegs-
recht gebrochen werden sollte. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Die Deutschen haben Hitler an die Macht verhol-
fen. Die Nazis kamen nicht wie braune Marsmen-
schen vom Himmel. Wir haben hier als Volk Verant-
wortung und Schuld auf uns geladen, zu der man 
sich auch bekennen muß. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS - Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

- Ich setze mich hier nicht, solange ich das Wo rt 
 habe. 

Sie können auch nicht leugnen, daß die deutsche 
Wehrmacht einen verbrecherischen Angriffs- und 
Vernichtungskrieg im Osten geführt hat und daß ob-
jektiv der deutsche Wehrmachtssoldat auf der fal-
schen Seite gekämpft hat. 

Ich finde es eine Schande, daß diejenigen, die die 
Waffen weggeworfen haben, die desertiert sind und 
diesen schmutzigen Krieg nicht mehr mit geführt ha-
ben, rechtlich immer noch als Kriminelle behandelt 
werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 163. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. März 1997 	14713 

Volker Beck (Köln) 

Damit muß endlich Schluß sein. Sie wehren sich auch 
dabei mit dem absurden Argument, eine eindeutige 
Rehabilitierung der Wehrmachtsdeserteure käme ei-
ner Pauschalverurteilung aller Wehrmachtssoldaten 
gleich. 

Man kann nicht leugnen, daß Einheiten der Wehr-
macht auf obersten Befehl an massenhaften Verbre-
chen im Osten beteiligt waren. Mil lionen von Men-
schen mußten außerhalb von kriegerischen Handlun-
gen sterben, weil die Wehrmacht Zivilbevölkerung 
erschossen, sich selbst am Judenmord beteiligt hat, 
Kriegsgefangene verhungern ließ und feige ermordet 
hat. 

Zu all diesen Verbrechen haben Sie in Ihrer Rede 
geschwiegen und die Verantwortung und die Schuld 
in dieser historischen Epoche kleingeredet. Deshalb 
finde ich diese Rede eine Schande für dieses Parla-
ment. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich frage zu-
nächst ganz formell: Wird Gegenrede gewünscht, 
Herr Kollege Dregger? 

Dr. Alfred Dregger (CDU/CSU): Nein. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich habe jetzt, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen, noch zwei wei-
tere Anmeldungen für Kurzinterventionen. Ich werde 
sie aber erst am Ende der ersten Runde zulassen, 
weil ich finde, es ist angemessener, wenn zunächst 
einmal alle Fraktionen zu Wo rt  kommen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der F.D.P.) 

Das betrifft jetzt den Kollegen Duve und die Kollegin 
Christa Nickels. Ich bitte um Verständnis, daß Sie 
erst am Ende der ersten Runde sprechen können. 

Das Wort  hat jetzt der Kollege Otto Schily, SPD. 

Otto Schily (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren Kollegen! Das Thema, das wir heute dis-
kutieren, eignet sich nicht für Polemik. Aus diesem 
Grunde werde ich mich zu Herrn Gauweiler nicht 
mehr äußern. Heiner Geißler hat dazu alles Notwen-
dige in seinem Artikel in der „Bild am Sonntag" ge-
sagt. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

CDU/CSU, der F.D.P. und der PDS) 

Notwendig ist unsere heutige Aussprache als Teil 
einer Vergegenwärtigung unserer Geschichte, die 
noch Jahrzehnte andauern wird. Es geht um den Un-
willen und die Unfähigkeit vieler Menschen, sich auf 
die historische Wahrheit, was die Untaten der 
Schreckenszeit der Naziherrschaft angeht, einzulas-
sen. Es ist das hochanzuerkennende Verdienst des 
von Jan Philipp Reemtsma gegründeten Instituts für 
Sozialforschung und der von ihm erarbeiteten Wehr-

machtsausstellung, daß sie sich mit der Rolle der 
Wehrmacht im Gefüge der Naziherrschaft auseinan-
dersetzen. 

Ganz am Anfang des Katalogs zu dieser Ausstel-
lung findet sich eine einleitende Bemerkung, die 
Volker Beck schon zitiert hat, die die Zielrichtung der 
Ausstellung deutlich werden läßt. Ich zitiere: 

Die Ausstellung will kein verspätetes und pau-
schales Urteil über eine ganze Generation ehe-
maliger Soldaten fällen. Sie will eine Debatte er-
öffnen über das - neben Auschwitz - barbarisch-
ste Kapitel der deutschen und österreichischen 
Geschichte, den Vernichtungskrieg der Wehr-
macht 1941 bis 1944. 

Den beschämenden Versuchen rechtsradikaler 
Kreise in der CSU und anderer Gruppierungen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was soll das?) 

die Ausstellung zu diffamieren, müssen alle mit Ent-
schiedenheit entgegentreten. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeord-

neten der F.D.P.) 

Es ist beunruhigend, nein, es ist empörend, mit wel-
cher Dreistigkeit die übelsten nazistischen Parolen in 
Umlauf gesetzt werden in dem Bestreben, die Wahr-
heit über die Schrecken der Naziherrschaft und die 
Rolle der Wehrmacht aus dem historischen Bewußt-
sein zu verdrängen. 

Fast schlimmer ist die Tatsache, daß der bayerische 
Ministerpräsident und der CSU-Parteivorsitzende 
sich in Schweigen hüllen, anstatt sich an die Seite 
der Kritiker in ihren eigenen Reihen, an die Seite der 
beiden CSU-Stadträte in München zu stellen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Kann es die deutsche Öffentlichkeit hinnehmen, 
daß gegen eine Wehrmachtsausstellung, zu der der 
Vorsitzende des Zentralrats der Juden in Deutsch-
land, Ignatz Bubis, dankenswerterweise eine Eröff-
nungsrede am 13. April halten wird, zu der der Trä-
ger des Friedenspreises des Deutschen Buchhandels, 
Andrzej Szczypiorski, eine Eröffnungsrede gehalten 
hat, von Angehörigen einer traditionsreichen demo-
kratischen Pa rtei die dumpfesten neonazistischen 
Ressentiments mobilisiert werden? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeord-

neten der F.D.P.) 

Wer diesem Treiben nicht entschlossen entgegentritt, 
handelt verantwortungslos. Er setzt das Ansehen 
Deutschlands aufs Spiel und gefährdet den demokra-
tischen Grundkonsens unserer Bundesrepublik. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeord-

neten der F.D.P.) 
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Ich rechne es Heiner Geißler und Volker Rühe hoch 
an, daß sie in dieser Richtung nie Undeutlichkeiten 
haben aufkommen lassen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

CDU/CSU, der F.D.P. und der PDS) 

Die Debatte über die Rolle der Wehrmacht ist 
schwierig und schmerzhaft, gewiß. Aber sie ist un-
ausweichlich. Die Grammatik der politischen Spra-
che bevorzugt leider häufig in der historischen Retro-
spektive die Passivform: es wurde, es passierte, es er-
eignete sich, es fand statt. Hinter diesen Wortgewe-
ben verschwinden das Subjekt, das Individuum, die 
Schuld und die Verantwortung. 

Die Debatte kann uns aber auch in die Versuchung 
bringen - wer wollte das nicht eingestehen -, sie im 
Stil einer selbstgefälligen Moral zu führen. Davor ist 
niemand gefeit; davor sollten wir uns alle hüten. 
Wenn wir ehrlich mit uns umgehen, wird jeder ein-
zelne von uns sich fragen müssen, wie er selbst in ei-
ner Extremsituation gehandelt hätte. Wer von uns 
könnte ohne weiteres behaupten, daß er zum Bei-
spiel den Mut eines deutschen Soldaten aufgebracht 
hätte, der sich der Exekution von wehrlosen Zivili-
sten verweigerte und sich schweigend in ihre Reihe 
stellte, um den Tod mit ihnen zu teilen? 

(Der Redner hält inne) 

Gestatten Sie mir an dieser Stelle einige persönli-
che Bemerkungen. Mein Onkel Fritz Schily, ein 
Mann von lauterem Charakter, war Oberst der Luft-
waffe. 

(Der Redner hält erneut inne) 

- Entschuldigung. - Zum Ende des Krieges war er 
Kommandeur eines Fliegerhorstes in der Nähe von 
Ulm. Er suchte in Verzweiflung über die Verbrechen 
des Hitler-Regimes bei einem Tieffliegerbeschuß den 
Tod. 

Mein ältester Bruder Peter Schily verweigerte sich 
der Mitgliedschaft in der Hitler-Jugend und ver-
suchte zunächst ins Ausland zu fliehen. Da ihm das 
nicht gelang, meldete er sich freiwillig an die Front. 
Er wurde nach kurzer Ausbildung als Pionier im Ruß-
landfeldzug eingesetzt, erlitt schwere Verwundun-
gen und verlor ein Auge sowie die Bewegungsfähig-
keit eines Armes. 

Mein Vater, eine herausragende Unternehmerper-
sönlichkeit, dem ich unendlich viel für mein Leben 
verdanke, war ein erklärter Gegner des Nazi-Regi-
mes, empfand es aber als Reserveoffizier des Ersten 
Weltkrieges als tiefe Demütigung, daß er auf Grund 
seiner Mitgliedschaft in der von den Nazis verbote-
nen anthroposophischen Gesellschaft nicht zum 
Wehrdienst eingezogen wurde. Erst später hat er die 
Verrücktheit - ich verwende seine eigenen Worte - 
seiner  damaligen Einstellung erkannt. 

Der Vater meiner Frau, Jindrich Chajmovic, ein un-
gewöhnlich mutiger und opferbereiter Mensch, hat 
als jüdischer Partisan in Rußland gegen die deutsche 
Wehrmacht gekämpft. 

Nun sage ich einen Satz, der in seiner Härte und 
Klarheit von mir und uns allen angenommen werden 
muß: Der einzige von allen vier genannten Personen 
- der einzige! -, der für eine gerechte Sache sein Le-
ben eingesetzt hat, war Jindrich Chajmovic. Denn er 
kämpfte gegen eine Armee, in deren Rücken sich die 
Gaskammern befanden, in denen seine Eltern und 
seine gesamte Familie ermordet wurden. Er kämpfte 
gegen eine Armee, die einen Ausrottungs- und Ver-
nichtungskrieg führte, die die Massenmorde der be-
rüchtigten Einsatztruppen unterstützte oder diese je-
denfalls gewähren ließ. Er kämpfte, damit nicht wei-
ter Tausende von Frauen, Kindern und Greisen auf 
brutalste Weise umgebracht wurden. Er kämpfte ge-
gen eine deutsche Wehrmacht, die sich zum Voll-
strecker des Rassenwahns, der Unmenschlichkeit 
des Hitler-Regimes erniedrigt und damit ihre Ehre 
verloren hatte. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeord-

neten der CDU/CSU) 

Was glauben Sie, wie auf einen, der als Pa rtisan für 
eine gerechte Sache gekämpft hat, folgender Kom-
mentar in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" 
vom 26. Februar 1997 zu der Wehrmachtsausstellung 
wirken würde? Ich zitiere: 

Gewiß wirkt erschreckend, wenn zu sehen ist, 
wie ein nach der Uniform unverkennbarer Wehr-
machtssoldat jemandem den Strick um den Hals 
legt. Aber es verschwindet unter der scheinbar 
dokumentarischen Suggestivkraft des Bildes, ob 
es sich um eine Hinrichtung von Pa rtisanen han-
delt - bis heute gerechtfertigt vom Kriegsvölker-
recht, das das Recht zum Töten den „Kom-
battanten" vorbehält, also den von ihrem Staat in 
die Pflicht des Tötens genommenen Soldaten. 
Selbst der NS-Staat hat, als er Ende 1944 das 
letzte Aufgebot, den „Volkssturm", aus halben 
Kindern und gebrechlichen älteren Männern auf-
stellte, darauf Bedacht genommen, die Reste der 
Uniformvorräte zusammenzukratzen, damit die 
Volkssturm-Männer als Kombattanten anerkannt 
würden. 

Verstehen Sie, was in dieser eiskalten, trüben Lo-
gik zum Ausdruck kommt? Gerechtfertigt war es, ei-
nen Menschen, der für eine gerechte Sache kämpfte, 
zu erhängen. Es war ganz selbstverständlich, daß die 
Soldaten vom NS-Staat zum Töten in die Pflicht ge-
nommen wurden. Der NS-Staat findet eine Huldi-
gung, weil er in seiner verbrecherischen Energie im-
mer noch so penibel ordnungsliebend blieb, daß er 
die Kinder und Greise, die er am Schluß des Krieges 
in das Granatfeuer geschickt hat, mit Uniformen aus-
stattete. 

Meine Damen und Herren, das ist eine erbärmliche 
Logik, die in der starren Welt formalistischer Be-
griffe nicht mehr die Wirklichkeit zu erreichen ver-
mag. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeord-

neten der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Wer sich aus dieser Starrheit nicht befreien kann, 
macht sich blind dafür, was in jenen Schreckensjah-
ren wirklich vor sich gegangen ist. 

Zu den Starrsinnigen gehören - ich kann Ihnen das 
nicht ersparen, Herr Kollege Dr. Dregger - leider im-
mer noch Sie. Ich sage Ihnen, Herr Dr. Dregger: Wir 
haben hier im Hause festgestellt, daß Sie im Laufe 
der Jahre zu einigen sehr beachtlichen Einsichten 
gelangt sind, für die Sie den Beifall des ganzen Hau-
ses erhalten haben. Aber wenn Sie, Herr Dr. Dregger, 
äußern, die Wehrmachtsausstellung verdiene - ich zi-
tiere Sie wörtlich - „nur Verachtung, besser noch 
Nichtbeachtung", 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

schmähen Sie damit nicht auch Ignatz Bubis, Andrzej 
Szczypiorski, Jutta Limbach, die Präsidentin des 
Bundesverfassungsgerichts, und viele andere bedeu-
tende Persönlichkeiten, die Eröffnungsreden für 
diese Wehrmachtsausstellung gehalten haben? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeord

-

neten der F.D.P.) 

Schlimmer aber ist, daß Sie - Sie haben das heute 
wieder getan - immer noch an Ihrer These vom verlo-
renen Zweiten Weltkrieg festhalten. Sie sollten sich 
endlich zu der Einsicht durchringen, daß Deutsch-
land nur dadurch zur Demokratie geworden ist, daß 
Nazi-Deutschland den Krieg verloren hat. Das ist die 
Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeord

-

neten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, es sind 
noch viele Aufräumungsarbeiten im Bewußtsein un-
seres Volkes zu leisten. Wir dürfen unsere Augen 
nicht von den Bildern des Schreckens abwenden, 
weil wir nicht nur die Vergangenheit, sondern auch 
Gegenwart und Zukunft zu verantworten haben. 

Die Wehrmachtsausstellung ist ein wichtiger Bei-
trag zur Aufklärung. Sie verleiht den Opfern eine 
Stimme und hoffentlich auch unserem Gewissen. 
Dann können wir auch die Mahnung von Jan Philipp 
Reemtsma annehmen, die er in folgende Worte ge-
faßt hat, mit denen ich schließen möchte: 

Auch wenn wir am Ende dieses Jahrhunderts, an-
gesichts seiner Destruktivität, seiner Schrecken 
innewerdend und mit nichts in der Hand daste-
hen als einer Buchführung über Verbrechen, Feh-
ler, Versagen und skeptische Vorschläge zur Er-
gänzung internationaler Abmachungen, ist es 
doch nicht statthaft, alles untergehen zu lassen in 
einem summarischen „Jahrhundert der Barba-
rei" . Ein Verbrechen hat Ort, Zeit, Täter, Opfer, - 
und man sollte sich nicht einem Sprachgebrauch, 
der die forensische Präzision der Wörter „Täter" 
und „Opfer" zu rheto rischen Passepartouts ver

-

kommen läßt, überlassen. Der Hinweis auf 
Rechtsnormen ist so wenig schal, wie das Ethos 
der Sozialwissenschaften: die Welt zur Kenntnis 
zu nehmen. 

(Langanhaltender Beifall bei der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS - 
Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. sowie 
des Abg. Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Graf Lambsdorff, F.D.P. 

Dr. Otto Graf Lambsdorff (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Meine 
Fraktion hat mich darum gebeten, in dieser Debatte 
zu sprechen, weil ich vom Mai 1944 bis Kriegsende 
Angehöriger der deutschen Wehrmacht war. Ihr Hin-
weis, Herr Schily, Selbstgerechtigkeit zu vermeiden, 
ist nur zu berechtigt. Ich habe mich in den vergange-
nen Jahren oft genug gefragt: Wie hättest du wohl 
als 18jähriger reagiert, wenn dir ein solcher Befehl 
erteilt worden wäre? Eine Antwort auf diese Frage 
habe ich nie gewagt. 

Ich war allerdings zu jung, um noch am Kriege in 
Rußland teilzunehmen. Deshalb geht es mir ähnlich, 
wie es Andrzej Szczypiorski in seiner Eröffnungs-
rede zur Münchner Ausstellung gesagt hat: 

Ich kann nur meine persönliche Auffassung zu 
diesem Thema äußern. Diese Auffassung wird 
aber subjektiv sein und auf keinen konkreten 
Fakten beruhen. 

Kann man überhaupt anders als subjektiv und sehr 
persönlich zu den hier angesprochenen Problemen 
Stellung nehmen? Kann es hier etwa Partei- oder 
Fraktionsmeinungen geben? Sicherlich nicht für ei-
nen Liberalen, eine liberale Partei, eine liberale Frak-
tion. 

Aus solchen Gründen erscheint mir das amtliche 
Verdikt des bayerischen Kultusministers, die Ausstel-
lung sei „nicht empfehlenswert", falsch. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und 
des Abg. Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU] 
sowie bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der PDS) 

Es wird offensichtlich nicht befolgt. Der Andrang in 
München ist groß. Als ich gestern da war, war die Zu-
sammensetzung der Besucher auffallend: sehr viele 
junge Menschen, viele ältere Besucher - offensicht-
lich Kriegsteilnehmer -, wenige, die vom Alter her 
dazwischen sind. Die Ausstellungsleitung bestätigte 
mir, daß dies gestern keine Momentaufnahme gewe-
sen ist. Es hat mich beeindruckt, mit welchem Ernst, 
mit welcher Stille sich die Besucher verhielten. Die 
Stimmung erinnerte mich ein wenig an die Gedenk-
stätten des Holocaust in Jerusalem oder in Washing-
ton. 

Trotzdem stellt sich die Frage, ob diese Ausstel-
lung gut ist. Sie ist es nicht. Sie ist nicht differenzie rt 

 genug. Sie vermeidet nicht den Eindruck des Pau-
schalurteils über alle Angehörigen der Wehrmacht, 
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trotz des schriftlichen Hinweises zu Beginn des Kata-
loges, Herr Schily; das ist zu wenig. Sie hat inhaltli-
che und historische Defizite. „Sie lügt nicht, und sie 
lügt doch", schreibt Renate Schostack in der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung" . 

Trotz berechtigter Kritik sage ich aber: Die Ausstel-
lung ist notwendig. Es ist richtig, daß es sie gibt. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD, dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die schmerzliche Vergangenheit der jüngsten 
deutschen Geschichte wird uns immer wieder einho-
len. Es gehört zur Wahrheit dieser Vergangenheit, 
daß auch Teile der Wehrmacht, ganze Einheiten, ein-
zelne Offiziere und Soldaten Kriegsverbrechen be-
gangen haben. Noch einmal Andrzej Szczypiorski: 

Dieser Krieg konnte nicht ehrlich geführt wer-
den, selbst wenn man es wollte. Denn dieser 
Krieg war auf die Vernichtung von ganzen Völ-
kern  und auf die Umwandlung von anderen Völ-
kern  in Sklaven des tausendjährigen Reiches aus-
gerichtet und kalkuliert. 

Ebenso wahr ist aber auch, daß sich der größte Teil 
der deutschen Soldaten nicht schuldig gemacht hat. 
Sie haben ihre Pflicht getan. Viele haben in dem 
Konflikt gelebt, ihrer Eidespflicht genügen zu wollen 
oder zu müssen, obwohl sie die Natur der verbreche-
rischen Staatsführung erkannten oder ahnten. 

Diesen Konflikt macht die Ausstellung nicht sicht-
bar. Dadurch erweckt sie den Eindruck von Einseitig-
keit. Das beginnt mit ihrem Titel „Verbrechen der 
Wehrmacht". 

Die Ausstellung läßt zuviel aus. Ich denke da weni-
ger an das Thema „Verbrechen der Roten Armee"; 
auch das ist diskutiert worden. Das muß nicht Ge-
genstand dieser Dokumentation sein. Aber ich denke 
an die Rolle des militärischen Widerstandes gegen 
Adolf Hitler. 

Es ist zumindest ein erheblicher Mangel, daß die 
Ausstellung nirgendwo sagt, was sie ausläßt, was sie 
aus dem Geschehen der Jahre 1941 bis 1944 nicht 
zeigt - kein einziger Hinweis im Ausstellungsraum, 
nichts im Katalog. Das verstärkt den Eindruck der 
Einseitigkeit. Ich frage die Ausstellungsleitung: 
Diese Kritik hat es schon Anfang 1996 gegeben. 
Warum wurde bisher nichts verbessert? 

Zu den methodischen Mängeln. Die schrecklichen 
Bilder sprechen eine gänzlich unmißverständliche 
Sprache. Der aufmerksame Beobachter aber muß 
sich fragen: Wie viele davon sind authentisch? Er 
muß sich fragen, wie sie im tatsächlichen Zusammen-
hang mit den beschriebenen Ereignissen stehen. Ich 
fand es gestern bemerkenswert, wie intensiv die Be-
sucher die vielen Texte studierten. Sie vermitteln 
nämlich einen stärkeren Eindruck als die Fotografien 
- auch in unserer Zeit, die wohl mehr in Bildern als in 
Buchstaben sieht und denkt. 

Man könne bei einer komplizierten Mate rie nicht 
differenzieren, sonst bringe man sie um ihre Wir-
kung, meint Rudolf Augstein im „Spiegel". Das Ge-
genteil ist richtig: Differenzierung, bessere histori-
sche Zuordnung würde die Ausstellung nur überzeu-
gender machen. Die Fakten sind leider so eindrucks-
voll, daß eine sorgfältige Aufbereitung sie wahrlich 
nicht beeinträchtigen könnte. 

In einer Fernsehdiskussion hat Heribert Prantl vor 
einer unnützen Kragenspiegel-Diskussion gewarnt. 
Wie wichtig diese aber ist, zeigt das Titelbild des 
„Spiegel" in dieser Woche. Rudolf Augstein schreibt 
dazu, es handele sich um zwei Offiziere des Regi-
ments Groß-Deutschland. Das ist offensichtlich 
falsch. Es handelt sich um einen schießenden Wehr-
machtsoffizier und einen hohen Offizier der Waffen-
SS. 

Es ist keine Haarspalterei, daß ich das hier sage. Es 
zeigt, worauf uns Eugen Kogon kurz nach dem 
Kriege in seinem Buch „Der SS-Staat" aufmerksam 
gemacht hat: die vom NS-Regime gezielt herbeige-
führte Verstrickung der verschiedensten Organisatio-
nen. Dieser Verstrickung haben sich viele Befehlsha-
ber der Wehrmacht nicht entzogen. 

Der militärische Widerstand wird nicht erwähnt. 
Schlimmer noch: Im sogenannten Forschungsband 
zur Ausstellung wird der führende Kopf des letzten 
auf das Attentat gerichteten Zeitabschnitts, Henning 
von Tresckow, in die Nähe der Mittäter der Kriegs-
verbrechen gerückt, weil er Lageberichte aus dem 
rückständigen Heeresgebiet abgezeichnet, also ge-
kannt habe. Das ist bösartig; es ist verwerflich. Es 
waren gerade die Verbrechen des Krieges in Ruß-
land, die die Attentäter zu ihrem Entschluß brachten, 
den schlimmsten aller Verbrecher zu töten. Wer das 
verschweigt oder gar verneint - das tut die Ausstel-
lung leider -, entläßt die jugendlichen Besucher ohne 
Hoffnung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Der letzte Versuch der Offiziere um Stauffenberg, 
der Versuch von Leber, Leuschner, Goerdeler und 
vielen anderen, aber war es, der für Deutschland und 
seine Geschichte so wichtig ist. Er entschuldigt keine 
einzige Greueltat, aber er läßt Hoffnung für unsere 
Zukunft. 

Ich sage es noch einmal mit den Worten Szczy-
piorskis in München: 

Der ritterliche Glanz der Wehrmacht ist eine Le-
gende, die Widerstandsbewegung in Deutsch-
land ist aber keine. Sie war nicht stark, nicht zahl-
reich, nicht wirksam. Aber es gab sie. 

Diese Menschen soll man nie vergessen. Denn sie 
waren Vertreter und Befürworter des wahren 
Deutschlands, das Achtung und Sympathie der 
Welt verdiente. 

Oder mit den Worten von Tresckows, als er am 
Abend des 20. oder 21. Juli in den gesuchten Tod in 
den vorderen Linien ging: 
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Wenn einst Gott Abraham verheißen hat, er 
werde Sodom nicht verderben, wenn auch nur 
zehn Gerechte darin seien, so hoffe ich, daß Gott 
auch Deutschland um unsertwillen nicht vernich-
ten wird. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Gerhard Zwerenz, PDS. 

Gerhard Zwerenz (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Kollege Lambsdorff, es 
scheint Ihrer Aufmerksamkeit entgangen zu sein, 
daß es eine Widerstandsausstellung und ein Wider-
standsmuseum gibt. Es ist nichts dagegen zu sagen, 
diese Ausstellungen zusammenzubringen und wei-
terhin zu vervollständigen. Aber so zu tun, als müsse 
nun diese Ausstellung über die Verbrechen der 
Wehrmacht, die es ein halbes Jahrhundert eben nicht 
gegeben hat, alle anderen Ausstellungen in sich auf-
nehmen, hieße, diese beiden Ausstellungen zu über-
fordern. 

(Beifall bei der PDS, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich darf Sie, Herr Kollege Lambsdorff, noch auf 
den folgenden Punkt hinweisen: Man kann natürlich 
darüber streiten, wie das Kapitel in dem Buch zur 
Ausstellung über die Blutschuld der späteren Wider-
ständler und Attentäter zu bewe rten ist. Aber Sie 
können doch wohl nicht abstreiten, daß ein großer 
Teil dieser Attentäter mit eigenem Blut die Blut-
schuld, deren sie vorher schuldig geworden sind, ab-
waschen wollte. 

Ich muß Ihnen sagen: Der Widerstand ist sehr spät 
gekommen. Wenn wir nur ganz bestimmte Generäle 
nehmen, zum Beispiel den durchaus couragierten Pa-
riser Stadtkommandanten General Stülpnagel, und 
andererseits sehen, was er für eine ungeheure Blut-
schuld auf sich geladen hat, bevor er Widerständler 
geworden ist, dann können wir doch jetzt nicht so 
tun, als wäre das alles nicht wahr. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Aber darüber wollte ich gar nicht sprechen. 

Was mich aufrichtig erzürnt, ist, daß es zwei ge-
stanzte Formeln gibt, nämlich erstens von der Wehr-
macht, die in Kriegsverbrechen verstrickt gewesen 
sei, und zweitens, daß die Wehrmachtsausstellung 
eine pauschale Verurteilung aller 18 Mil lionen deut-
scher Soldaten sei. Das redet einer dem anderen 
nach. Denkt vielleicht wenigstens einer daran, was 
gewesen wäre, wenn diese 18 Mil lionen Soldaten 
ausgerufen hätten: „Wir sind das Volk! Nie wieder 
Krieg! Mit uns nicht!"? Wenn diese Soldaten dann 
nach Hause gegangen wären, wäre der Krieg aus ge-
wesen. Ohne diese Wehrmacht hätte es keinen Holo-
caust, keinen Genozid, keinen Zweiten Weltkrieg 
und nicht seine 50 Millionen Toten gegeben. Darüber  

sollte man einmal nachdenken. Das ist doch eine Al-
ternative gewesen. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

So haben einige Soldaten gehandelt. Sie sind aller-
dings mit dem Tode bestraft worden. 

Es hat außerdem Widerständler der ersten Stunde 
gegeben, die schon 1933 gesagt haben: Hitler, das ist 
der Krieg. Aber das waren in der Hauptsache Kom-
munisten und nur ganz wenige Pazifisten und Katho-
liken. Deswegen spricht man nicht so gern darüber. 
Man spricht erst über die Widerständler vom 20. Juli 
1944. Auch das ist noch zu bewe rten. Ich muß fragen: 
Wie ist es dazu gekommen, daß wir - jetzt spreche 
auch ich als Frontsoldat, als Infante rist - nach dem 
20. Juli 1944 in eine ganz tiefe Verzweiflung gestürzt 
worden sind? Das waren sehr viele; da gebe ich Ih-
nen recht, Herr Dr. Dregger. Da war uns klar, wie die-
ser Krieg enden würde. 

Wir müssen uns auch daran erinnern, daß in die-
sem letzten Kriegsjahr mehr Menschen zu Tode ge-
kommen sind als in den gesamten Kriegsjahren zu-
vor. Man muß also sagen: Diejenigen, die diesen 
Krieg beenden wollten - eingeschlossen die Deser-
teure, aber nicht nur sie -, haben doch wohl das Rich-
tige getan. Sie können sich aber nicht einmal jetzt 
dazu durchringen, das zuzugeben. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Der Antrag von CDU/CSU und F.D.P. beginnt mit 
großen Worten im Wagnerschen Opernton. Ich zi-
tiere: 

Der Zweite Weltkrieg gehört zu den furchtbar-
sten Tragödien der deutschen und europäischen 
Geschichte. Ihr fielen Millionen auch deutscher 
Soldaten und Zivilisten zum Opfer. 

Das ist bezeichnend, meine Damen und Herren. 
Bevor Sie auch nur ein einziges jüdisches, polni-
sches, russisches Opfer des deutschen Vernichtungs-
krieges genannt haben, denken Sie sofort an die 
deutschen Opfer. Täter gibt es in Deutschland offen-
sichtlich nicht. Dabei handelt es sich wohl nur um 
ganz wenige; sie werden nicht mehr beim Namen ge-
nannt. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Das ist eine winzige Minderheit. 

Reden wir also nicht von „Verstrickung"; reden wir 
vom geplanten Genozid. Er ist eben nicht nur von 
Hitler und von den Leuten, die um ihn herum waren, 
geplant worden. In den ersten sieben Monaten des 
Rußlandkrieges sind 3,9 Millionen russische Gefan-
gene gemacht worden. Davon sind 2 Mil lionen ver-
hungert - sie hat man verhungern lassen -, und 
600 000 russische Gefangene hat man erschossen. 
Dies ist geschehen, obwohl Sie von der CDU/CSU 
doch fortwährend herbeten, daß so viele Generäle 
und Armeekommandeure den Kommissarbefehl 
nicht an die Truppe weitergeben haben. Ja, wer hat 
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denn dann die 600 000 Russen erschossen? Das war 
doch nicht ausschließlich die SS; so viele SS-Leute 
gab es doch gar nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Daß man versucht, sich um diese furchtbaren 
Wahrheiten herumzuschwindeln, das ist der eigentli-
che Skandal unserer Zeit. 

Ich sehe, daß ich am Ende meiner Redezeit von 
fünf Minuten angekommen bin. 

Ich möchte schließen. Ich möchte Sie bitten: Be-
denken Sie, daß selbst ein Mann, der eine solch stäh-
lerne Feder führt wie Friedrich Karl Fromme, in der 
„FAZ" am 26. Februar 1997 vom „jüdischen Bolsche-
wismus" geschrieben hat, in dem die beiden Haupt-
feindbilder der Nazis, das jüdische und das bolsche-
wistische, zusammengeflossen seien. Das Resultat 
dessen, daß diese beiden Feindbilder in eins zusam-
mengefallen sind, zeigt diese Wehrmachtsausstel-
lung. Sie bringt deswegen etwas Neues, weil sie be-
wirkt, daß dieses ungeheuerliche, beschämende Ge-
fühl von Schuld unausweichlich jeden trifft, ob er 
nun selbst subjektiv schuldig ist oder nicht. Dem muß 
man sich stellen, und das kann man nicht mit solchen 
Floskeln tun, wie sie jetzt fortwährend fa llen. 

Wenn diese Ausstellung schon nicht, wie mein 
Freund Graf von Einsiedel und ich angeregt haben - 
es  war nicht die PDS -, im Foyer des Deutschen Bun-
destages gezeigt werden darf, dann sind wir wenig-
stens dafür, daß die Präsidentin des Deutschen Bun-
destages diese Ausstellung, wenn sie in Bonn ge-
zeigt werden wird, als Schirmherrin eröffnet. Dann 
hat der Bundestag dieser Ausstellung wenigstens 
noch seine Reverenz erwiesen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich werde an 
dieser Stelle der Debatte drei angemeldete Kurzin-
terventionen zum Zuge kommen lassen. Danach ge-
hen wir in die zweite Runde. Zu einer Kurzinterven-
tion haben sich gemeldet: die Kollegin Nickels, die 
Kollegin Steinbach und der Kollege Duve. Ich werde 
die Reihenfolge etwas durchmischen, indem ich zu-
erst dem Kollegen Duve, dann der Kollegin Stein-
bach und danach der Kollegin Nickels das Wo rt 

 gebe. 

Herr Kollege Duve, bitte. 

Freimut Duve (SPD): Herr Dr. Dregger, ich habe 
mich während Ihrer Rede gemeldet. Dieser Krieg läßt 
uns alle nicht los - diejenigen nicht, die ihn als Solda-
ten oder als Kinder erlebt haben, und diejenigen 
nicht, die nach seiner Beendigung geboren wurden. 
Ich habe mich gemeldet, als Sie die Formulierung 
„die Militärreform, die dann in der Bundesrepublik 
Deutschland gemacht wurde" gebraucht haben. Da-
gegen sage ich: Es hat keine Militärreform gegeben. 

Vielmehr hat es die Neugründung einer demokra-
tisch legitimierten Armee gegeben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Herr Dr. Dregger, hieran kann man doch das dra-
matische Mißverständnis der Kritiker der Ausstel-
lung und auch derjenigen, die diese Ausstellung für 
ihre Zwecke instrumentalisieren wollen, festmachen. 
Jeder Soldat der Wehrmacht war auf einen Verbre-
cher vereidigt. Jeder Soldat mußte im Laufe des Krie-
ges merken - das wissen wir aus den B riefen der in-
haftierten Leute des 20. Juli -, daß der persönliche 
Eid ein Eid auf einen Verbrecher war. Das war auch 
die Tragödie vieler Soldaten. 

Nach dem Krieg hat es keine Reform gegeben - 
weder war das Amt Blank eine Reform, noch war es 
die neue Bundeswehr. Vielmehr gab es zum ersten-
mal in der Geschichte des Deutschen Militärs, das 
auf eine demokratische Verfassung vereidigt war. 
Das ist ein wesentlicher, ein qualitativer und grund-
sätzlicher Unterschied. Deshalb kritisieren wir auch 
all diejenigen, die Emotionen in der Bundeswehr 
schüren wollen, indem sie sagen: Ihr müßt euch jetzt 
beleidigt fühlen. Das zeigt, daß die Zäsur und dieser 
Bruch von denen, die so etwas sagen und entspre-
chend handeln - nicht alle -, nicht gesehen werden. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Das, Herr Dr. Dregger, wäre Ihre große Aufgabe 
gewesen als ein Soldat der Hitler-Armee, der Wehr-
macht, der hier - manchmal sehr ergreifend - berich-
tet hat, was er erlebt hat und was er empfinden 
mußte, als er mit den Flüchtlingen zurückgetrieben 
wurde und versuchte, Flüchtlinge zu schützen. Ich 
habe sehr wohl im Ohr, was Sie dazu gesagt haben. 

Aber diesen Unterschied zwischen Soldaten, die 
auf ein solches System und auf einen solchen Mann 
vereidigt waren, und einer demokratischen Bundes-
wehr, der eine Verfassung den Rahmen und das 
Recht gibt, dürfen wir keine Sekunde vergessen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

CDU/CSU, der F.D.P. und der PDS) 

Lassen Sie mich, Graf Lambsdorff, noch eine 
zweite Sache ansprechen. Wir haben Kollegen hier 
im Bundestag - in unserer Fraktion und auch in an-
deren Fraktionen - gehabt, die als 17jährige, als 
18jährige in die Waffen-SS gezogen wurden. Ich 
spreche von konkreten Kollegen. Sie haben ihr Le-
ben lang darunter gelitten, daß selbst sie, die 1944 
dorthin gezogen wurden, immer zu der Gruppe ge-
hörten, von der pauschal alle sagen: Ihr wa rt  ja SS; 
wir waren ja die Soldaten. 

Auch aus diesem Grunde ist diese Ausstellung von 
besonderer Bedeutung. Die Pauschalierung ist weg. 
Auch diese Ausstellung pauschaliert Schuld nicht, 
sondern sie weist auf etwas hin. 

Eine dritte Bemerkung zu Otto Schily. Ich war 
letzte Woche in der merkwürdigen Situation, daß ich 
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das Haus in Osijek fand, in dem meine jüdische 
Großmutter abgeholt wurde. Nie hätte ich gedacht - 
diese  60 Jahre, die ich lebe -, daß ich eine Frau spre-
chen würde, die das gesehen hat. Wir dachten nicht, 
daß noch irgend jemand lebt. 

Ich habe mit dieser Frau gesprochen. Sie hat mir 
genau beschrieben, wie das passiert ist: unter dem 
Schutz auch deutscher Soldaten. Aber es waren kroa-
tische Ustaschas, die die alte Frau, die beinbehindert 
war, auf einen Lastwagen geschmissen haben. Wir 
wissen nicht, ob sie in Auschwitz oder in einem ande-
ren Lager umgekommen ist. 

Aber ich habe auch zwei Brüder meiner Mutter, 
die in der Wehrmacht, die in Rußland waren. Beide 
Soldaten hat dieser Krieg bis zu ihrem Tod nicht ver-
lassen. 

Ich glaube, Herr Dr. Dregger, Herr Dr. Lambsdorff 
und viele von uns, uns alle wird dieser Krieg bis zu 
unserem Tod nicht verlassen. Deshalb sollten wir 
sehr behutsam und sehr sorgsam mit ihm umgehen - 
so,  wie es der Kollege Schily gemacht hat. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

CDU/CSU, der F.D.P. und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich unterstelle, 
daß Gegenrede nicht gewünscht wird. Deshalb jetzt 
die Kollegin Steinbach, bitte. 

Erika Steinbach (CDU/CSU): Herr Kollege Schily, 
Sie haben sehr eindrucksvoll und eindringlich die 
Geschicke in Ihrer eigenen Familie dargestellt. Wir 
können sicherlich gemeinsam feststellen, daß fast je-
der in seiner Familie bedrückende Schicksale hat. 

Ich möchte nur daran erinnern: Mein eigener Groß-
vater saß im KZ und ist an den Folgen dieses Aufent-
haltes verstorben. Mein Großonkel ist der Euthanasie 
zum Opfer gefallen. Vor diesem Hintergrund gibt es 
sicherlich die große gemeinsame Auffassung, daß wir 
unsere zwölf Jahre bitterer Geschichte sehr sorgfältig 
zu durchleuchten haben. Das ist in unser aller Inter-
esse, auch im Interesse der Opfer aus unseren Fami-
lien und auch im Interesse derer, die sich nicht mehr 
zur Wehr setzen können. 

Ich bin aber der festen Überzeugung, daß die Aus-
stellung, über die wir heute reden - ob sie hier im 
Deutschen Bundestag, ob sie, wie ich das bei mir in 
Frankfurt  sehe, in der Frankfurter Paulskirche ge-
zeigt werden soll -, eine Scheuklappenausstellung 
ist. Sie ist einseitig; und sie verletzt diejenigen, die 
sich nicht zur Wehr setzen können. 

Überlegen Sie: Ein junger Soldat, der 1944 im Alter 
von 18 Jahren gefallen ist, war zur Zeit der Machter-
greifung Hitlers sieben Jahre alt. Er hat diesem Re-
gime nicht auf die Beine geholfen. Er war schlicht 
Opfer dieses Regimes. 

Überlegen Sie: Ein junger Hauptmann, der 1944 
im Alter von 25 Jahren gefallen ist, war 1933 noch 
nicht einmal wahlberechtigt und hat diesem Regime  

nicht auf die Beine geholfen. Auch dieser Soldat war 
zunächst einmal Opfer und kein Täter. 

All  das wird in dieser Ausstellung nicht behandelt. 
Diese Ausstellung hat etwas Infames an sich. Sie wi ll 

 diskreditieren; davon bin ich fest überzeugt. 

Eines möchte ich hinzufügen: Die Töne, die die 
Redner aus der Sozialdemokratischen Pa rtei ange-
schlagen haben, waren sehr differenzie rt  und abge-
wogen, aber zu dem, was aus der Ecke der Grünen 
kam, kann ich nur eines sagen: Mich ekelt die Über-
heblichkeit an, mit der Sie über Ihre eigenen Väter 
und Vorväter sprechen. Das ist unserer Geschichte 
insgesamt nicht angemessen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Dregger, ich schlage vor, wir hören die Kollegin Nik-
kels an, und dann frage ich generell. 

Die Kollegin Nickels, bitte. 

Christa Nickels (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine Kurzintervention schließt sich richtig an Ihre 
Kurzintervention, Frau Kollegin, an. Ich möchte sa-
gen, daß mein Vater nicht jung war, als er in den 
Krieg ging. Er wurde 1908 geboren und ist 1991 ge-
storben. 

Er war nicht Parteimitglied. Er wurde zurückge-
stellt, weil er Bauer war. Später wurde er eingezo-
gen. Meine Mutter hat mir erzählt, daß mein Vater in 
den 50er Jahren - er war ein gestandener Mann, der 
sein ganzes Leben lang schwer gearbeitet hat - 
keine Nacht bei offenem Fenster geschlafen und jede 
Nacht im Schlaf furchtbar von Feuer und Kindern ge-
schrien hat. Sie sagte, daß es einfach grauenhaft war. 

Ich habe meinen Vater natürlich sehr geliebt. Er 
hat nie erzählt, wie es war, wenn man zum erstenmal 
auf einen Menschen schießt. Heute wundert mich 
das. Allenfalls haben die Männer, wenn sie auf einer 
Familienfeier betrunken waren, die Geschichte er-
zählt, daß sie zur damaligen Zeit ins Ausland kamen, 
aber niemand hat gesagt, wie es war, wenn man zum 
erstenmal auf jemanden schießen mußte. Darüber 
hat keiner gesprochen. 

In den letzten Jahren habe ich manchmal Men-
schen, die mir sehr nahestehen und das erlebt haben, 
danach gefragt. Sie können immer noch nicht dar-
über reden. 

Vor einigen Jahren reichten sich unser Bundes-
kanzler und Präsident Reagan auf einem Friedhof in 
Bitburg die Hand. Dabei ist mir zum erstenmal aufge-
fallen, daß mein Vater auf dem einzigen Foto, das es 
aus dieser Zeit von ihm gibt, eine Uniform trägt, die 
schwarz ist und auf der Totenköpfe sind. Damals war 
ich schon für die Grünen im Bundestag und habe es 
nicht gewagt, meinen Vater zu fragen; denn es fiel 
mir unendlich schwer. Ich habe es nicht übers Herz 
gebracht, ich konnte das nicht. 
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1989 bin ich mit unserer bündnisgrünen Bundes-
tagsfraktion nach Warschau gefahren. 50 Jahre nach 
dem Überfall auf Polen sind wir in Majdanek gewe-
sen. Ich weiß nur, daß Papa im Krieg in Frankreich, 
in Rußland und in Polen gewesen ist. Ich weiß, daß er 
in Lemberg in Gefangenschaft geraten ist. 

Ich war im KZ in Majdanek und sage Ihnen: Eines 
Nachts bin ich regelrecht zusammengebrochen, weil 
ich furchtbar über das erschüttert war, was in Majda-
nek passiert war, aber genauso über das, was man 
mit den Männern, zu denen auch mein Vater gehört 
hat, gemacht hat. 

Es waren überwiegend Männer, die das Leben und 
Kinder liebten. Es ist furchtbar, zu was man diese 
Männer in diesem verbrecherischen Krieg gemacht 
hat. Die meisten von ihnen hatten nicht die Kraft, 
sich dem zu entziehen. Sie alle haben unendliche 
entsetzliche Schuld auf sich geladen. Die Männer, 
Frauen und Kinder - ich bin die Tochter eines sol-
chen Soldaten - sind bis heute davon geprägt. 

Herr Dregger, es stimmt doch nicht, daß man dann, 
wenn man die Wunden ungeschminkt zeigt und an-
fängt, darüber zu reden, die Betroffenen mit Schmutz 
überschüttet oder in eine Ecke stellt. Im Gegenteil, 
ich glaube, das Beste, das uns passieren könnte, 
wäre, wenn wir ein Klima in Deutschland bekämen, 
in dem die Väter und Mütter und ihre Kinder - ich 
bin ein Nachkriegskind und mittlerweile 45 Jahre 
alt - endlich einmal in aller Ruhe miteinander dar-
über reden könnten, was mit ihnen passiert ist und 
warum das so gekommen ist. 

Ich bin Mutter, ich habe Kinder. Ich sage Ihnen ei-
nes: Für mich steht außer Frage, daß ich, wenn ich 
jemals einem Deserteur helfen kann, weil er sich wei-
gert, einen anderen Menschen zu erschießen, das 
tun werde. Ich glaube, wenn es wirklich etwas zu 
verteidigen gibt, was das eigene Leben we rt  ist, daß 
man es freiwillig tut, dann wird das ein Mensch in 
schwerster Not vielleicht auch tun. Aber man sollte 
Menschen nicht dazu abkommandieren. Ich glaube 
nicht, daß man ein Land lieben kann, wenn man 
nicht zuallererst gelernt hat, das Leben der anderen 
Menschen und auch sein eigenes zu lieben. Das ist 
mir wichtig zu sagen. 

Die Debatte beeindruckt mich. Ich habe mir sehr 
überlegt, ob ich das alles sagen soll, weil vielleicht 
jemand fragen könnte: Wie kannst du denn so etwas 
machen? Er ist doch dein Vater gewesen. - Aber ich 
empfinde das, was ich gesagt habe, nicht als Nestbe-
schmutzung, weil jeder, der mich kennt, weiß, wie 
sehr ich meine Eltern - auch meinen Vater - liebe 
und geliebt habe. 

Wenn diese Debatte vielleicht stilbildend war, 
dann dadurch, daß man ansatzweise die politische 
Reflexion und die eigene Geschichte ehrlich, unge-
schminkt, in einfachen, wenn auch schrecklichen Bil-
dern dargestellt hat. Das würde ich mir wünschen. 

Ich glaube, daß diese Wehrmachtsausstellung ge-
nau das in Gang setzen kann, wenn man nicht an-
fängt, die Wunden zuzukleistern, billigen Trost zu  

geben, der im Prinzip nicht Brot, sondern Steine ist, 
indem man denjenigen, die darin verwoben waren, 
im nachhinein sagt: Es soll dich nicht mehr schmer-
zen, weil du gezwungen worden bist. - Das hilft 
überhaupt nicht weiter. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU, der F.D.P. und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Dr. Dreg-
ger, bitte. 

Dr. Alfred Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich will  mich kurz fassen 
und bekunden, daß die Kritik, die an mir geübt wor-
den ist, von mir geprüft werden wird, daß ich sie 
nicht schlankweg zurückweisen werde. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Ich freue mich, daß auf den ersten Teil der Debatte 
der zweite gefolgt ist. Im ersten Teil mußte ich spre-
chen. Ich spreche nicht gerne laut. Aber ich habe et-
was lauter gesprochen, als ich es gerne tue, um über-
haupt durchzudringen. Das hat mich etwas verzwei-
felt gemacht: Ist denn das deutscher Parlamentaris-
mus heute? Ist es denn in diesem Hause nicht mög-
lich, daß jeder seine Meinung sagt und daß er ange-
hört wird, aber nicht so, daß er das Gefühl haben 
muß, er wird als ein leibhaftiger Teufel betrachtet, 
gegen den man vorgehen muß? 

Ich will  hinzufügen, Herr Duve, daß ich Ihnen sehr 
dankbar dafür bin, daß Sie eine Überleitung vom er-
sten zum zweiten Teil unserer Debatte gefunden ha-
ben und daß Sie sich in einer Weise mit mir auseinan-
dergesetzt haben, die durchaus tiefgehend war, aber 
auch nicht in einem einzigen Moment beleidigend 
oder den Kollegen ausschließend. Ich glaube, das ist 
ein Beispiel für Parlamentarismus. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD) 

Ich will einen weiteren Punkt aufnehmen, den Sie 
genannt haben und der in der Sache wichtig ist. Mir 
liegt es fern, zwischen der Bundeswehr und der na-
tionalsozialistischen Wehrmacht, wie Sie sagen, eine 
ungebremste Verbindung herzustellen. Aber jetzt 
lassen Sie mich etwas hinzufügen: Ich selbst war Sol-
dat, bin viermal verwundet worden und bin zurück-
gekommen, weil ich Glück hatte, nicht, weil ich bes-
ser wäre als andere. Ich kenne viele Landser, die ne-
ben mir gefallen sind. Mich schmerzt es, wenn man 
alle diese Landser als Vertreter der Nazi-Wehrmacht 
anklagt. Ich behaupte nicht, daß Sie das tun; aber 
das geschieht doch. Das dürfen wir nicht tun. 

Ich spreche inzwischen von den „großen Kriegs-
herren" . Der Unterschied war nicht zwischen Gene-
rälen und Gefreiten, sondern zwischen den großen 
Kriegsherren, die die politische Macht und außerdem 
die Befehlsgewalt hatten und die im Grunde a lles 
entschieden haben, und den Soldaten, die nichts ent-
schieden haben; sie hatten nur zu gehorchen. 
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Ich möchte nicht gerne, daß diese Kameraden, die 

dieses schreckliche Schicksal erlitten hatten und zum 
Teil noch leben, das Gefühl haben, sie würden von 
uns allen mißachtet, ausgegrenzt und ausgestoßen. 

Meine Damen und Herren, wir sollten irgendwann 
einmal - vielleicht könnte Herr Duve die Anregung 
geben - ein Gespräch führen, mit dem Ziel, Mißver-
ständnisse - soweit es Mißverständnisse sind - aus-
zuräumen. Ich würde es sehr gut finden, wenn unser 
Parlamentarismus so liefe, daß wir offen und anstän-
dig miteinander reden können, wie es jetzt in diesem 
Teil der Debatte war. Allen denjenigen, die dazu bei-
getragen haben, möchte ich herzlich danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
jetzt Herr Bundesminister Volker Rühe. 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Auch 52 Jahre nach dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs ist es nicht einfach, über die Rolle der Wehr-
macht zu sprechen. Es ist aber, glaube ich, für uns 
alle sehr bewegend, wie der Deutsche Bundestag 
darüber spricht. 

Name und Handeln der Wehrmacht sind mit einer 
einzigartigen politischen und moralischen Kata-
strophe verbunden: mit der Diktatur des National-
sozialismus, der Ungeheuerlichkeit seiner Verbre-
chen, mit millionenfachem Leiden und Sterben, mit 
dem Zusammenbruch Deutschlands und allen seinen 
Folgen. 

Aber ebenso ist der Name der Wehrmacht mit dem 
Widerstand gegen Hitler und mit dem Attentat auf 
den Tyrannen verbunden, mit dem Einsatz des Le-
bens für Freiheit, Recht und Würde. - Mich hat sehr 
bewegt, was Graf Lambsdorff gesagt hat. Denn mir 
als jungem Mann hat das Studium des Widerstands 
sehr viel Hoffnung gegeben. Deswegen ist es richtig, 
was Sie gesagt haben, daß der jungen Generation 
dieses Stück Hoffnung verweigert wird, indem das 
nicht angesprochen wird. 

Insgesamt 18 Millionen Deutsche haben als Solda-
ten in der Wehrmacht gedient. Viele von ihnen ha-
ben Unvorstellbares erleben müssen, Schreckliches 
erlitten oder sind eines grausamen Todes gestorben. 
Viele sind in der Gefangenschaft umgekommen. Die 
Überlebenden - und das ist das Verdienst von Dr. 
Dregger und anderen - haben an maßgeblicher 
Stelle geholfen, dieses Land wieder aufzubauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Erfahrungen der Wehrmachtssoldaten sind die 
Erfahrungen der Generation unserer Väter. - Ich darf 
sagen: Mich hat auch sehr bewegt, wie die Frau Kol-
legin Nickels über ihren Vater gesprochen hat. Das 
erfordert schon viel Kraft und Ehrlichkeit sich selbst 
gegenüber. - Diese Erfahrungen wirken in vielen Fa-
milien bis heute nach. Unsere Verantwortung ver-
langt, daß wir uns kritisch mit unserer Vergangen-

heit auseinandersetzen, um die richtigen Lehren für 
die Zukunft zu ziehen. 

Heroisierung und unkritische Rechtfertigung ver-
bieten sich ebenso wie eine pauschale Verurteilung. 
Das Gebot heißt Aufrichtigkeit, Nachdenklichkeit 
und Differenzierung. Alles andere ist nicht nur unhi-
storisch, sondern auch unmenschlich und unredlich. 

Wenn es um die Wehrmacht geht, haben wir nur 
die Möglichkeit, der ganzen Wahrheit ins Auge zu 
sehen. Der Glaube, die Wehrmacht sei der weitge-
hend unbefleckte Ho rt  von Anstand und Ehre inmit-
ten der nationalsozialistischen Barbarei gewesen, 
diese These ist durch die historische Forschung der 
letzten Jahre widerlegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich habe auf der Kommandeurstagung der Bundes-
wehr 1995 in München über das Verhältnis Wehr-
macht-Bundeswehr folgendes gesagt - jedes Wo rt 

 gilt bis heute -: Die Wehrmacht war als Organisation 
des Dritten Reiches in ihrer Spitze, mit Truppenteilen 
und mit Soldaten in Verbrechen des Nationalsozialis-
mus verstrickt. Als Institution kann sie deshalb keine 
Tradition begründen. 

Ich sagte dann weiter: Nicht die Wehrmacht, aber 
einzelne Soldaten können traditionsbildend sein, wie 
die Offiziere des 20. Juli, aber auch wie viele Solda-
ten im Einsatz an der Front. Wir können diejenigen, 
die tapfer, aufopferungsvoll und persönlich ehrenhaft 
gehandelt haben, aus heutiger Sicht nicht pauschal 
verurteilen. Aber wir dürfen uns nicht auf rein militä-
rische Haltungen und Leistungen beschränken. Ent-
scheidend sind Gesamtpersönlichkeit und Gesamt-
verhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD) 

Die Wehrmacht war die Armee einer Diktatur. Ob-
jektiv war sie das Instrument Hitlers zur Führung 
eines verbrecherischen Angriffsk rieges. Ihre militäri-
schen Erfolge waren - vor allem im Osten - die Vor-
aussetzung für Unrecht und Vernichtung. Die Wehr-
macht hat großes Leid gebracht; ihre Soldaten selbst 
haben großes Leid erlitten. 

Es greift aber zu kurz, nur von „der" Wehrmacht 
zu sprechen - auch Graf Lambsdorff hat das ange-
sprochen -, so als ob sie ein verantwortlicher Akteur 
gewesen sei. Diese Redeweise führt zu falschen 
Schuldzuweisungen. Schuld ist aber immer persön-
lich. Kollektivurteile über das Handeln der Wehr-
macht sind genauso haltlos wie die Rede von der Kol-
lektivschuld der Deutschen. Historische und mora-
lische Wahrhaftigkeit fängt mit einer genauen Be-
trachtung und präziser Sprache an. Die Wehrmacht 
bestand im Laufe der Jahre aus Millionen von einzel-
nen Deutschen - jeder mit eigenen, unverwechselba-
ren Erfahrungen, eigenen Hoffnungen und Idealen, 
eigenen Wünschen und Ängsten, jeder mit eigener 
Würde. 

Wahr ist auch, was der Widerstandskämpfer Axel 
von dem Bussche gesagt hat: „Ein Großteil der Treue 
gegenüber dem obersten Kriegsherrn ist bona fide 
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geleistet worden" - in gutem Glauben, nach bestem 
Wissen und Gewissen. Daß der subjektiv ehrenhafte 
und tapfere Dienst objektiv mit dem Einsatz für ein 
verbrecherisches System einherging, das macht die 
Tragik soldatischen Pflichtbewußtseins im Zweiten 
Weltkrieg aus. 

Zur Wahrheit über die Wehrmacht gehört aber 
auch der militärische Widerstand gegen Hitler. Die 
Frauen und Männer und die handelnden Offiziere im 
Widerstand folgten ihrem Gewissen. Sie stellten die 
Würde des Menschen über den bedingungslosen Ge-
horsam, die Treue zu ihrem Land über die Gefolg-
schaft zu einem Diktator; sie traten dafür mit ihrem 
Leben ein. Mancher fand erst spät zum Widerstand. 
Aber wer von uns hätte heute das Recht, darüber zu 
richten? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie des Abg. Peter Zumkley [SPD]) 

Der Versuch, die Nazidiktatur zu beseitigen, schei-
terte tragisch. Aber das Opfer war nicht umsonst. Es 
hat Deutschland die Ehre und Würde wiedergege-
ben, die die Naziverbrecher unserem Land geraubt 
hatten. Alle aus meiner Generation, die die Chance 
hatten, in dieser Demokratie groß zu werden, schul-
den diesen Männern unendlich viel. Wir hätten es 
viel schwerer gehabt, wieder in die Gemeinschaft 
der gesitteten Nationen aufgenommen zu werden, 
wenn es nicht diesen Versuch gegeben hätte, die 
Ehre Deutschlands wiederherzustellen. Unendlich 
viel verdanken wir ihnen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Die Werte, für die die Frauen und Männer des Wi-
derstands litten und starben, gehören heute zu den 
ideellen Grundlagen unserer Nation und zum morali-
schen Fundament der Bundeswehr. Es ist kein Zufall, 
daß der Bundesverteidigungsminister seinen Dienst-
sitz im Bendlerblock in Berlin genommen hat. 

Viele ehemalige Wehrmachtssoldaten haben die 
Bundeswehr mit aufgebaut. General de Maizière, der 
ehemalige Generalinspekteur der Bundeswehr, hat 
sehr eindrucksvoll berichtet, welch lange innere Prü-
fung seiner Entscheidung vorausging, 1955 wieder 
Soldat zu werden. Besonders kostbar sind ihm - das 
darf ich, auch nach dem, was Freimut Duve gesagt 
hat, noch einmal sagen - die zentralen Elemente un-
serer Wehrverfassung: der P rimat der Politik, die par-
lamentarische Kontrolle, die institutionelle, rechtli-
che, geistige und soziale Verankerung der Streit-
kräfte in Staat und Gesellschaft und die Bindung von 
Befehl und Gehorsam an Recht und Gesetz. 

Die Auseinandersetzung mit der nationalsozialisti-
schen Diktatur, mit dem Zweiten Weltkrieg und mit 
der Wehrmacht ist ein unerläßlicher Bestandteil 
staatsbürgerlicher Bildung. Die gegenwärtige Dis-
kussion zeigt, daß noch viel sachliche und differen-
zierte Aufklärung not tut. Zahlreiche ausgewiesene 
Fachhistoriker haben teilweise erhebliche Kritik an 
der Zielsetzung, an der inhaltlichen Ausgestaltung 
und am wissenschaftsmethodischen Ansatz der Aus-
stellung, über die wir reden, geübt. 

Die Behauptung, daß erst mit der Ausstellung die 
Diskussion über die Rolle der Wehrmacht begonnen 
habe, ist schlicht falsch. Die historische Wissenschaft 
ist längst viel weiter. Besonders das Militärgeschicht-
liche Forschungsamt der Bundeswehr hat sich bei 
der Aufarbeitung der Geschichte des Deutschen Rei-
ches verdient gemacht und in der internationalen 
Wissenschaft große Anerkennung erworben. 

Die Bundeswehr hat sich von Anfang an der gan-
zen deutschen Geschichte gestellt, mit ihren Höhen 
und Tiefen. Tradition - das muß auch noch einmal 
festgehalten werden - ist aber nicht gleich Ge-
schichte. Tradition ist die bewußte Auswahl von Er-
eignissen und Menschen, von Haltungen und Taten, 
die beispielgebend sind. Die Werteordnung des 
Grundgesetzes ist dafür Orientierungsrahmen. Ein 
solches Verständnis läßt Raum, vorbildliche soldati-
sche Haltung und hervorragende militärische Lei-
stungen aus allen Epochen der deutschen Militärge-
schichte in die Tradition der Bundeswehr zu über-
nehmen. 

Die Bundeswehr stützt sich auf die freiheitlichen 
Werte der deutschen Militärgeschichte. Im übrigen 
hat sie inzwischen auch eine eigene, wie ich finde, 
sehr eindrucksvolle Tradition entwickelt: 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

als erste Wehrpflichtarmee in der Demokratie, ge-
prägt vom Leitbild des Staatsbürgers in Uniform, in-
tegriert und geachtet in der Nordatlantischen Alli-
anz, als Vorreiter der Zusammenarbeit mit unseren 
Nachbarn im Osten, bewährt  beim Aufbau der Ar-
mee der Einheit und vor allem im internationalen 
Einsatz für den Frieden und für Menschen in Not. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, ehe ich dem nächsten Redner 
das Wort  gebe, begrüße ich auf der Besuchertribüne 
den Präsidenten der Nationalversammlung der Isla-
mischen Republik Mauretanien mit einer größeren 
Delegation. 

(Beifall) 

Wir freuen uns, Herr Präsident, über Ihren Besuch 
auch hier im Plenum und hoffen, daß er dazu bei-
trägt, die traditionell guten Beziehungen zwischen 
unseren Ländern weiter zu vertiefen. Seien Sie uns 
herzlich willkommen! 

(Beifall) 

Das Wort  hat jetzt der Kollege Walter Kolbow, SPD. 

Walter Kolbow (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Unser früherer 
Kollege und Oberbürgermeister von München, 
Hans-Jochen Vogel, hat recht: Der Streit über die so-
genannte Wehrmachtsausstellung hat Formen ange-
nommen, die den demokratischen Grundkonsens in 
München - und nicht nur do rt  - in Frage gestellt ha- 
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ben. Ich hatte gehofft - sicherlich mit vielen hier im 
Saale -, daß die heutige Debatte dazu beiträgt, den 
Grundkonsens in der Bewältigung des nationalsozia-
listischen Verbrechensregimes zu bewahren. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Fraktion 
war in der Vorbereitung auf diese Debatte - bei Zu-
stimmung zum Antrag der Grünen-Fraktion - der 
Meinung, sich beim Antrag der Regierungskoalition 
wegen der letzten Passage enthalten zu sollen. Die 
Rede des Herrn Kollegen Dregger allerdings - ich 
muß das objektiv hier vortragen - hat viele Kollegin-
nen und Kollegen in meiner Fraktion in dieser Hal-
tung wanken lassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie werden sicherlich ihren Schluß auch aus dem 
Fortlauf der Debatte ziehen. Im übrigen ist durch den 
zweiten Beitrag von Ihnen, Herr Kollege Dregger, 
Ihre erste Einlassung relativiert worden; ich will das 
konstatieren. 

Ich bin aber beklommen - ich sage dies auch sehr 
persönlich -, mich hier gar zum Zensor oder zum Be-
urteilenden des Kollegen Dregger oder anderer auf-
schwingen zu wollen, weil die Abarbeitung unserer 
Vergangenheit nach der Weise „Ignorieren oder Auf-
arbeiten" immer wieder von uns allen mit all den Un-
zulänglichkeiten versucht wird, die in uns selbst stek-
ken. 

Wenn erst jetzt über den Heydrich-Stellvertreter 
Werner Best eine vorzügliche Biographie erschienen 
ist, die aufarbeitet, welche Verbrechen die Angehöri-
gen des Reichsicherheitshauptamtes begangen ha-
ben, dann weist das darauf hin, auf welchem Weg 
wir uns noch immer befinden. Dazu gehört auch die 
Auseinandersetzung mit der Wehrmacht. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Resümee dessen, was viele meiner Vorrednerin-
nen und Vorredner gerade aus meiner Fraktion - Kol-
lege Schily und Kollege Duve, aber auch andere - 
beeindruckend geschildert haben, müssen wir sa-
gen, daß Joachim Fest recht hat, wenn er in seinem 
Buch „Staatsstreich" über das Verhalten der Wehr-
machtsführung im Rußlandfeldzug feststellt: 

Jetzt war es Hitler im ersten Anlauf gelungen, die 
selbst in Polen noch gewahrte Trennung zwi-
schen der herkömmlichen Kriegsführung und 
dem Mordgeschäft der Einsatzgruppen auf zuge-
ben  und das eine mit dem anderen zum Gesamt-
bild eines einzigen, alle Waffenträger kriminali-
sierenden Vernichtungskrieges zu verklammern. 
Von jener 'Verstrickung' wider Willen und Wis-
sen, 

- so schreibt er - 

die  in den Apologien der Beteiligten so oft be-
schworen worden ist, konnte seither keine Rede 
mehr sein. 

Dies stellt unter Einräumung von Unzulänglichkei-
ten, die das Ergebnis nicht in Frage stellen, auch 
diese in Rede stehende sogenannte Wehrmachtsaus-
stellung fest, zwar selektiv, aber objektiv an drei Bei-
spielen aus dem Zweiten Weltkrieg: am Pa rtisanen-

krieg, den Geschehnissen in Serbien und am Vorge-
hen der 6. Armee in Weißrußland. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Entschuldigung, 
Herr Kollege Kolbow. Ich muß Sie einen Augenblick 
unterbrechen. 

Wir haben bisher eine sehr gute und sehr ruhige 
Debatte geführt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Ich finde es angemessen, daß wir den Rednern, die 
jetzt noch zu sprechen haben, die gleiche Aufmerk-
samkeit schenken wie bisher. Ich möchte ganz gene-
rell sagen: Ich mag es nicht, wenn in den ersten Rei-
hen den Rednern der Rücken zugewendet wird. Ich 
finde das nicht in Ordnung. 

Walter Kolbow (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. 

Diese Ausstellung bietet uns, die wir - ich bin 1944 
geboren - im Krieg oder später geboren wurden, kei-
nen Anlaß zu moralischer Überheblichkeit. Ich wün-
sche mir, daß ich zu den Mutigen - auch Sie, Herr 
Kollege Lambsdorff, haben davon gesprochen; Sie 
sind auf Grund Ihres Lebensalters und Ihres Lebens-
schicksals viel betroffener, als ich es sein kann - ge-
hört hätte. Ich sage aber ganz offen: Ich bin mir nicht 
sicher, ob ich den Mut zum Beispiel der Geschwister 
Scholl oder den eines Soldaten gehabt hätte, der sich 
schützend vor Juden gestellt hat. 

Diese Ausstellung ist also nicht das, wozu sie ihre 
Gegner machen wollen. Sie ist eben keine Verurtei-
lung, sondern Anlaß, sich an erster Stelle mit sich sel-
ber und unserer Geschichte auseinanderzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Diese Ausstellung zeigt nicht den Widerstand, den 
es auch gab. Sie zeigt lediglich in einem Fall die 
menschliche Größe eines deutschen Offiziers, wie er 
versuchte, jüdische Kinder vor ihrem Schicksal zu 
bewahren. Der Vorsitzende des Bundeswehrverban-
des hat in diesem Zusammenhang den interessanten 
Vorschlag gemacht, die in Rede stehende Wehr-
machtsausstellung mit der Ausstellung „Hitler und 
der Widerstand: Aufstand des Gewissens" zu kombi-
nieren. 

Unabhängig davon muß es möglich sein - Kollege 
Hirsch hat mit dieser Initiative recht; viele werden 
sich anschließen können -, diese Ausstellung auch in 
Bonn zu zeigen, und zwar im Haus der Geschichte. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

In der sehr öffentlich geführten Diskussion fragen 
sich und uns hier im Parlament und in den Wahlkrei-
sen - in Leserbriefen, in Anrufen und auch in Rede-
duellen mit uns - nicht wenige: Muß diese Ausstel-
lung überhaupt sein: Bilder des Grauens, die Alp-
träume oder Schuldgefühle wachrütteln, über ein 
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halbes Jahrhundert danach? Fragen und Einsichten, 
die quälend sind und überdies die Erinnerungen 
überschatten können, auch an Tote und Menschen, 
die wir gekannt, gemocht, geliebt haben, die ledig-
lich ihrer Wehrpflicht gefolgt sind. Ich sage den Men-
schen, wenn sie mich fragen: Ja, diese Ausstellung 
muß sein. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Deshalb hat auch der zivilcouragierte Oberbürger-
meister von München recht, wenn er die Frage, ob 
die Ausstellung auch in München zu sehen sein soll, 
folgendermaßen beantwortet: Sie soll sein. Er hat 
auch gesagt - auch das bitte ich einzubeziehen -: 
Eine Zensur findet nicht statt, und hier schon gar 
nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Dadurch sind vor Ort und auch in anderen Teilen 
unseres Landes Sturm und Böen entstanden. Dabei 
denken wir nicht so sehr an die Böen rechtsextremi-
stischer Splitterparteien und unverbesserlicher Neo-
nazis. Sie sind ärgerlich genug. Sie werden am be-
sten mit der richtigen Mischung behandelt - wie 
Hans-Jochen Vogel es formuliert hat - aus still 
schweigender Verachtung, deutlichem Widerspruch 
und klugem Einsatz rechtsstaatlicher Mittel. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber in München drohte eine Gefahr für den 
Grundkonsens. Auch das kann man nicht ersparen: 
Herr Gauweiler, der „Bayernkurier" und die NPD sä-
ten Sturm. Es ging nicht mehr um die Wehrmachts-
ausstellung, sondern darum, den politischen Gegner 
zu verteufeln und auf Grund von Mißbrauch nationa-
ler Empfindungen zumindest Unf rieden gegen dieje-
nigen zu säen, die auch dem dunkelsten Kapitel un-
serer Geschichte nicht ausweichen, sondern den Ver-
brechen während der NS-Gewaltherrschaft und den 
Ursachen, die zur Katastrophe geführt haben, auf 
den Grund gehen wollen. 

Es ging ab sofort um den Mißbrauch der Wehr-
machtsausstellung zu parteipolitischen Zwecken, um 
sich im rechtesten Lager besser zu positionieren. In 
diesem Zusammenhang ist das bei der Aufarbeitung 
unserer Geschichte nicht nur unredlich, sondern un-
demokratisch, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Ja, wir wollen differenzieren - das sage ich dem 
Kollegen Lambsdorff und anderen, die dies einfor-
dern -, weil es für den Erhalt des Grundkonsenses 
wichtig ist. Ich hoffe, dabei auch einen persönlichen 
Beitrag zu leisten. Aber diese Einsicht herrscht nicht 
überall vor. 

Wenn ich einen Leserbrief aus dem „General-An-
zeiger" , der am 11. März 1997 erschienen ist, zitieren 
darf, dann wegen der Bedeutung des Amtes, das der 
Verfasser ausgeübt hat. Ein gewisser Heinz Trettner 
schrieb: 

Es dürfte heute erwiesen sein, daß der Krieg ge-
gen die Sowjetunion - anders als die Umerzie-
hungspropaganda behauptet - in erster Linie ein 
nur schweren Herzens begonnener, aufgezwun-
gener Präventivkrieg war. 

Dieser Herr Trettner ist nicht irgend jemand, sondern 
ein Vier-Sterne-General der Bundeswehr außer 
Dienst, der von 1964 bis 1966 Generalinspekteur der 
Bundeswehr war. 

Ein völlig anderes Beispiel für die Aufarbeitung 
von Geschichte bietet dagegen der erst vor kurzem 
85 Jahre alt gewordene ehemalige Generalinspek-
teur, General de Maizière, dessen Erkenntnis „Auch 
Unterlassen kann schuldig machen" eine tiefe Wahr-
heit in griffige Worte faßt. 

Wahr ist aber auch, daß beide Offiziere der Bun-
deswehr gedient und diese mit aufgebaut haben, wie 
im übrigen auch viele Offiziere aus der Wehrmacht, 
ohne deren Bereitschaft, wieder als Soldat zur Verfü-
gung zu stehen, die Aufstellung der Bundeswehr gar 
nicht möglich gewesen wäre. 

Das moralische Dilemma wird deutlich in den per-
sönlichen Schicksalen. Es wird auch deutlich in dem, 
was Kollege Dregger hier zuerst gesagt hat. 

Ich will  abschließend feststellen, daß es den Aus-
stellungsgegnern nicht gelingen kann, Angehörigen 
der Bundeswehr das Gefühl zu geben, diese Ausstel-
lung kränke auch sie. Zum einen ist die Bundeswehr 
selbstbewußt genug, diese Ausstellung zu besuchen. 
Hohe Offiziere mit Soldaten aller Dienstgradgruppen 
haben dies getan. Dies verdient Anerkennung, ob-
wohl es normal sein muß. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Zum anderen besteht der schwerwiegende Unter-
schied zum Dritten Reich aus den gezogenen Kon-
sequenzen für Eid bzw. feierliches Gelöbnis. Ich 
darf unterstreichen, was der Kollege Duve hierzu 
gesagt hat. Aber auch hier, Kolleginnen und Kol-
legen, ist die Schlußfolgerung im Soldatengesetz 
für die Bundeswehr gezogen worden; denn die 
Bundeswehr jedenfalls schränkt Befehl und Gehor-
sam auf gesetzlicher Grundlage ein und mißt den 
Befehl an Recht und Gewissen. Wenn dies im Drit-
ten Reich möglich gewesen wäre - da stimme ich 
dem Kollegen Zwerenz zu -, dann hätten wir vieles 
vermeiden können. 

Weder der bayrische Ministerpräsident noch der 
CSU-Vorsitzende haben sich von den Äußerungen 
von Herrn Gauweiler distanziert. Der Repo rter der 
„Süddeutschen Zeitung", Herr Sti ller, hat in dieser 
Woche bedauert, daß Sie mit der CSU-Landesvor-
standssitzung, Herr Kollege Waigel, die letzte Gele-
genheit versäumt hätten, die Sache Gauweiler und 
den „Bayernkurier" in Ordnung zu bringen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 
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Ich bitte Sie, ja ich fordere Sie auf: Tun Sie dies heute 
im Interesse des Freistaates Baye rn, im Interesse 
auch unseres Landes, aber auch der politischen Kul-
tur in unserem Lande! Heute besteht diese Gelegen-
heit. 

Mir geht bei den haßerfüllten Tiraden in München 
der Satz von Adorno durch den Kopf, daß das Nach-
leben des Nationalsozialismus in der Demokratie po-
tentiell bedrohlicher ist als das Nachleben faschisti-
scher Tendenzen gegen die Demokratie. Herr Wai-
gel, tun Sie als Demokrat Ihre Pflicht! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Auf der Tribüne 
hat ebenfalls der Präsident der Abgeordnetenkam-
mer des Großherzogtums Luxemburg mit einer Dele-
gation Platz genommen. 

(Beifall) 

Herr Präsident, es ist, vermute ich, eher ein Zufall, 
daß Sie dem Plenum des Deutschen Bundestages 
während dieser Debatte einen Besuch abstatten. 
Aber vielleicht trägt dieser Zufall dazu bei, daß Sie 
die demokratischen Abgeordneten des demokrati-
schen Parlaments der Bundesrepublik Deutschland 
ein bißchen besser verstehen als vorher. Das würde 
zur Vertiefung unserer Beziehungen wesentlich bei-
tragen. Ich freue mich sehr, daß Sie da sind. 

(Beifall) 

Das Wort  hat jetzt der Kollege Heiner Geißler, 
CDU/CSU. 

Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, der überwiegende Teil der Diskussion heute 
nachmittag hat gezeigt, daß wir uns mit Grund und 
mit Ernsthaftigkeit in diesem Parlament nicht über 
eine Äußerung, die jemand getan hat, oder über die 
Ausstellung und ihre Mängel oder auch Vorzüge aus-
einandersetzen. Das ist nicht der eigentliche Grund. 
Vielmehr habe ich aus einigen Reden die drängende 
Frage herausgespürt, die auch Frau Nickels aufge-
worfen hat: Warum konnte das eigentlich gesche-
hen? 

Ich finde, diese Frage ist deswegen von so großer 
Bedeutung, weil unsere Väter und Großväter das mit-
erlebt haben. Mein Vater war noch Leutnant im Er-
sten Weltkrieg. Auf dieser „voie sacreé" von Bar le 
Duc nach Verdun - Bar le Duc war der letzte Bahn-
hof, auf dem die französischen Soldaten ausgeladen 
worden waren - fuhr man 40 Kilometer. Bei jedem Ki-
lometer wurde der Lärm der Kanonen stärker und 
stärker, und die Soldaten wußten, daß sie alle in ein 
unglaubliches Verhängnis hineingingen. Das Ergeb-
nis waren 600 000 tote junge Franzosen und Deut-
sche - vergast, erstickt, erstochen, verbrannt, er-
schossen. Heute stellt sich jedermann die Frage: 
Warum konnte so etwas passieren? Wir verstehen 
das gar nicht mehr. 

Dann waren die Menschen mehr oder weniger 
froh, als dieser Erste Weltkrieg vorbei war, und hat-
ten gedacht, so etwas passiert nie mehr wieder. Und 
dann wurde all dieses Entsetzliche noch einmal hun-
dertfach und tausendfach übertroffen durch eine töd-
liche Kriegsmaschinerie, geleitet von einer verbre-
cherischen Staatsführung. Dann dachten wir doch: 
Jetzt hat die Menschheit wirklich erkannt, daß so et-
was nicht mehr stattfinden kann. Und jetzt sehen wir: 
Es geht weiter, während wir hier sind. In den letzten 
Jahren geschahen wieder Kriegsverbrechen wie 
Mord und Totschlag und Vergewaltigung und Ab-
schlachten. 

Jetzt muß man sich doch einmal die Frage stellen: 
Wo liegen denn die Gründe dafür? Das scheint mir 
schon sehr wichtig zu sein. Ich habe es auf einem 
Parteitag meiner Pa rtei schon einmal gesagt; bitte 
nehmen Sie mir das Zitat nicht übel. Karl Marx hat in 
einer seiner frühen Schriften sinngemäß gesagt: Der 
Mensch, wie er geht und steht, ist nicht der eigentli-
che Mensch, sondern er muß das richtige gesell-
schaftliche Bewußtsein haben und der richtigen 
Klasse angehören. Die Nazis haben gesagt: Er muß 
der richtigen Rasse angehören. Die Nationalisten sa-
gen: Er muß dem richtigen Volk angehören. Heute 
sagen die Fundamentalisten: Er muß der richtigen 
Religion angehören. 

Überlegen Sie einmal, was da eigentlich los war: 
Die falschen Menschenbilder waren die Ursache für 
die schlimmsten Verbrechen in diesem Jahrhundert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der SPD: Jetzt geht das schon 

wieder los!) 

- Ich darf meine Meinung sagen. - Je nachdem, ob 
die Menschen der falschen Klasse oder der falschen 
Rasse oder dem falschen Volk oder der falschen Reli-
gion angehörten, wurden sie deportiert, vergast, in 
die Luft gesprengt, aufgehängt und erschossen. Das 
ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Die Kriegsverbrechen der Wehrmacht, die Herr 
Schily und viele andere geschildert haben, haben 
sich vor allem konzentriert auf Rußland, auf Osteu-
ropa und waren im Grunde genommen Bestandteile 
auch der Vernichtung des jüdischen Volkes. Daran 
haben sich Teile der Wehrmacht beteiligt. Die Deut-
schen waren aber keine Rassisten, die deutschen Sol-
daten auch nicht. Aber sie waren Nationalisten als 
Folge des Versailler Vertrages und von vielem, was 
in der Weimarer Repub lik auf die Menschen herein-
gebrochen war. Sie waren nicht die einzigen Natio-
nalisten, aber Hitler hat die Deutschen mit dem Na-
tionalismus verführt, insbesondere auch die Führung 
der deutschen Wehrmacht. Da kam plötzlich eine 
Teilidentität zusammen. 

Deswegen ist es wichtig, daß wir uns über diese 
Ursachen, nämlich die falschen Menschenbilder, un-
terhalten. Dazu gehört eigentlich, daß wir uns alle 



14726 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 163. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. März 1997 

Dr. Heiner Geißler 

miteinander - das sage ich jedem, der diese Ausstel-
lung kritisiert, und jedem, der sie für richtig hält - auf 
das richtige Menschenbild besinnen, 

(Zuruf von der SPD: Und das wäre?) 

daß nämlich der Mensch so, wie er ist, der eigentli-
che Mensch ist, in seiner Würde unteilbar. Das gilt 
für heute, und das gilt für morgen, unabhängig da-
von, ob er jung oder alt, Mann oder Frau ist, aber 
eben auch - das sage ich überall, das sage ich zu 
meiner Partei, und das sage ich zu jedermann - un-
abhängig davon, ob jemand Deutscher oder Auslän-
der, Schwarzer oder Weißer, Ch rist, Jude oder Mus-
lim ist. 

Das Erinnern an die Verbrechen, an die Kriegsver-
brechen auch in unserem eigenen Land, an die 
Kriegsverbrechen, an denen Teile der Wehrmacht 
beteiligt waren - so steht es in unserem Antrag -, hat 
doch den Sinn, daß wir die Zukunft richtig gestalten. 
Deswegen ist diese Auseinandersetzung wichtig. 

Kriegsverbrechen sind Kriegsverbrechen, egal von 
wem sie begangen werden, ob von deutschen Solda-
ten, von der SS oder von anderen. Das ist im Moment 
unser Thema. Nur, das eine muß man auch sagen: 
Der Vorwurf der persönlichen Beteiligung und der 
Verstrickung gilt sicher für weite Teile der Generali-
tät, gilt aber nicht für die überwiegende Mehrheit 
der deutschen Soldaten. Das haben wir auch über-
einstimmend festgestellt, und das scheint mir wichtig 
zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Viele, längst nicht die meisten, sind dieser Verfüh-
rung zum Opfer gefallen, von der ich gerade geredet 
habe. Wie sollten sie es angesichts der Erziehung, 
die sie gehabt haben, und angesichts der Bildungs-
einrichtungen und der Universitäten auch anders 
wissen? Man denke an das, was deutsche Professo-
ren zum Thema Nationalismus über lange Jahre ge-
sagt haben. Diese Menschen fielen auch der Repres-
sion des Machtapparates zum Opfer und wurden so 
selber Täter. 

Aber die überwiegende Anzahl waren eben nicht 
Verbrecher, auch mein Bruder nicht, der im Novem-
ber 1944 gefallen ist, und ebenso mein Vater nicht. 
Die Trauer um diese beiden und viele andere Solda-
ten galt keinen Verbrechern, sondern den Opfern ei-
ner von Politgangstern angezettelten Weltkriegsor-
gie, die . das muß man jetzt wieder hinzufügen - 
auch mittels der Wehrmacht ein apokalyptisches 
Ende nahm: 55 Millionen Tote, darunter auch 4 Mil-
lionen deutsche Soldaten, aber 20 Mil lionen sowjeti-
sche Bürgerinnen und Bürger, 5 Millionen in den Ar-
beitslagern verhungerte und totgeschlagene Polen 
sowie 6 Millionen vergaste Juden - das war das Er-
gebnis dieser verbrecherischen Kriegsführung. 

Angesichts dieser Tatsachen verbietet sich jede 
Mystifikation eines angeblich sauberen Krieges. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Es gibt aber auch kein jüngstes Ge richt für Kollek-
tive - das auch nicht! -, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

sondern es gibt wie überall die persönliche Verant-
wortung. Bewältigen können wir die Vergangenheit 
ohnehin nicht. Dazu hat Richard von Weizsäcker in 
seiner großen Rede am 8. Mai 1985 gesagt: Wir kön-
nen sie nicht ungeschehen machen, aber wer vor der 
Vergangenheit die Augen verschließt und sich an die 
Unmenschlichkeit nicht mehr erinnern will, der - so 
sagte er sinngemäß - wird blind für die Gegenwart 
und auch für die Zukunft. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Zukunft und Gegenwart sind beklemmend genug; 
ich habe es gerade geschildert. 

Jeder hat da seine eigene Meinung. Ich stimme 
nach dem, was ich gehört und in Bildern gesehen 
habe, weitgehend dem zu, was Graf Lambsdorff ge-
sagt hat. Man kann die Frage stellen, ob es richtig ist, 
die Kritik an dieser Ausstellung mit Demonstratio-
nen, hin und her, zu begleiten, mit der ungewollten 
Folge - es ist ja wahr; das muß man auch einmal sa-
gen -, daß sich auch Links- und Rechtsradikale betei-
ligen. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Linksradikale? - Weitere Zurufe von 
der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

- Ich sage meine Meinung. Ich finde, wir haben in 
den Phasen der Debatte gut diskutiert, wo wir die 
parteipolitische Polemik herausgelassen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD) 

Lassen Sie doch mich diesen Gedanken in a ller 
Ruhe ausführen. Warum bin ich dieser Meinung? 
Weil diese Leute durch das Aufputschen von Emotio-
nen 

(Zuruf von der PDS: Gauweiler!) 

die mehr oder weniger berechtigte Kritik mißbrau-
chen. Daran beteilige ich mich in diesem Parlament 
eben nicht, weil wir über etwas anderes reden. Wir 
sprechen über die Gegenwart und die Zukunft im Er-
innern an die Vergangenheit. Deswegen plädiere ich 
dafür, eine solche Ausstellung, Bücher über die Ver-
gangenheit, über die Verbrechen, die auch die Wehr-
macht begangen hat, einfach hinzunehmen, ich 
würde sagen: demütig hinzunehmen, 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was haben Sie für ein Verständnis 

von Vergangenheitsbewältigung?) 

im Sinne des Wortes von Ignatius, der gesagt hat: 
Wahrhaftigkeit gegen uns selber, das ist Demut. 

(Beifall des Abg. Otto Schily [SPD]) 

Wir sollten das wahrhaftig gegen uns selber hin-
nehmen, in Erinnerung an diese 55 Mil lionen Toten, 
an die Frauen, an die Mütter, an die Soldaten, die Zi- 
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vilisten vor allem, alle diejenigen, die ich aufgezählt 
habe, die Opfer dieser nationalsozialistischen Ag-
gression. Wir sollten daran erinnern, damit unsere 
jungen Leute sehen können, wozu der Mensch fähig 
ist, wozu falsche Menschenbilder die Menschen ver-
führen können, damit unsere Kinder fähig werden 
und bereit sind, in der Zukunft Vorurteile, Feind-
schaften und Haß zwischen den Völkern zu überwin-
den. 

(Abg. Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

Wir müssen uns versöhnen, auch mit unserer eige-
nen Vergangenheit. Wir müssen unser Volk versöh-
nen. Wir müssen unsere Nachbarn mit uns versöh-
nen. Dies erreicht man nicht durch Vergessen und 
durch Verdrängen. Vielmehr gilt das große jüdische 
Sprichwort: Das Vergessenwollen verlängert das 
Exil, und das Geheimnis der Erlösung heißt Erinne-
rung. Daran sollten wir uns alle halten und dies als 
eine gemeinsame Basis für die Diskussion unserer 
Vergangenheit nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es tut mir leid, 
Frau Kollegin Beer. Es ist manchmal schwierig, in ei-
ner solchen Debatte den Redner zu unterbrechen, 
wenn er gerade dabei ist, einen ganzen Gedanken 
vorzutragen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Sie hatten nach der Geschäftsordnung das Recht, 
daß ich dazwischengehe; aber es ist mir einfach 
schwergefallen. Ich bitte um Nachsicht dafür. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Das Wort  hat jetzt der Kollege Dr. Waigel, CDU/ 
CSU. 

Dr. Theodor Waigel (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich wollte eigentlich bei 
der Debatte nur zuhören. Doch diese Debatte und 
die Wortmeldungen auf beiden Seiten haben mich 
tief berührt und natürlich auch aufgewühlt. 

Es ist die Freiheit, die diesem Staat, dieser Demo-
kratie zu eigen ist, eine solche Ausstellung durchzu-
führen. Das ist völlig unbest ritten. Es gibt auch die 
Freiheit, diese Ausstellung zu kritisieren. Ich bin 
kein Zensor dieser Kritik. Ich vertrete hier meine Auf-
fassung und bin zutiefst überzeugt, daß es auch die 
Auffassung meiner Pa rtei ist, obwohl ich diese Rede 
nicht konzipiert und vorbereitet habe, sondern nur 
aus ein paar Stichworten heraus gestalten wi ll . 

Ich stamme aus Ursberg. Die, die es kennen, wis-
sen, daß es dort  eines der größten Behindertenzen-
tren in Deutschland gibt. Do rt  wurden mehrere hun-
dert Behinderte umgebracht. Darüber hat man uns 
nach dem Krieg nichts oder fast nichts gesagt. Ich 
habe das als schlimm empfunden und immer wieder 
danach gefragt. Es gab nur wenige, die auch damals  

den Mut hatten - mutige Klosterfrauen, mutige Prie-
ster -, dagegen zu protestieren. Der Supe rior Huber 
war einer von denen, die immer wieder gefordert ha-
ben, dagegen müsse öffentlich etwas getan werden. 
Die damaligen Proteste von Kardinal Galen haben zu 
einem Stillstand geführt, aber nicht verhindern kön-
nen, was zuvor passiert war. 

1944 war in diesem Ursberg, wo noch viele Hun-
derte Behinderte lebten, zufällig der General der 
Wehrmacht Oskar Blümm. Seine Frau war ausge-
bombt und dorthin verschlagen worden. Dann kam 
die Nachricht, die SS wolle Ursberg besetzen. Was 
das für Ursberg und für seine Behinderten bedeutet 
hätte, kann sich jeder ausmalen. Dieser General der 
Reichswehr hatte den Mut, Ursberg für die Wehr-
macht zu beschlagnahmen und die SS hinauszuwer-
fen. Ich kenne das vorherige Leben des Mannes 
nicht. Für mich ist er aber ein Held, weil er in dieser 
Sekunde als Vertreter der Wehrmacht mutig, unge-
schützt, unter Gefahr für sein Leben Hunderte von 
Menschen, vor allen Dingen Behinderte, gerettet hat. 

Mein Vater, 1895 geboren, hat den ganzen Ersten 
Weltkrieg mitgemacht. Im Zweiten Weltkrieg wurde 
er wieder eingezogen. Als er 1939 von meinem da-
mals 13jährigen Bruder zum Bahnhof gebracht 
wurde - mein Vater hat mir das später oft erzählt -, 
hoffte er, daß dieser Bub nicht auch noch eingezogen 
würde. Mit 17 Jahren wurde er eingezogen, mit 
18 Jahren fiel er in Lothringen. Vor drei Jahren fand 
ich - es war verwechselt worden - sein Grab in Nie-
derbronn im Elsaß - er war in Lothringen gefallen - 
auf einem Friedhof mit 35 000 anderen deutschen 
Soldaten. 

Als ich dort  das erste Mal war, wollte es der Zu-
fall oder das Schicksal, daß der Minister für Vete-
ranenangelegenheiten der Französischen Republik, 
Mestre, dort  war und die Einweihung einer deutsch-
französischen Jugendbegegnungsstätte vornahm. Er 
lud mich ein, an dieser Zeremonie teilzunehmen. 
Dann sagte dort  der Mann, der natürlich auch gegen 
Deutschland gekämpft hatte, in seiner Rede: Ich 
verneige mich vor den deutschen Soldaten, die ihr 
Vaterland verteidigen mußten. - Auch das gehört 
zur Geschichte. Ein Franzose kann ein solches Wo rt 

 vielleicht leichter aussprechen als wir. 

Es gehört zu den großen kulturellen Leistungen 
der Zivilisation, daß ein Volk mit seinen Toten ver-
söhnt ist. Zu diesen Toten gehören auch die deut-
schen Soldaten. Mir fehlt da die Differenzierung; mir 
fehlt das geschichtliche Gesamtbild - Graf Lambs-
dorff, Sie haben das auch erwähnt -; mir fehlt die Ge-
rechtigkeit und die Barmherzigkeit gegenüber Mil-
lionen, gegenüber den Opfern, aber auch gegenüber 
den Millionen von Soldaten. Viele konnten nur in der 
Wehrmacht überleben. Aus dem kleinen Dorf, aus 
dem ich stamme, stammte der Reichstagsabgeord-
nete Fridolin Rothermel, der an der letzten freien Sit-
zung des Reichstages teilnahm. Wäre er im Juli 1944 
nicht bei der Wehrmacht gewesen - ich weiß das 
noch von seiner Tochter -, dann wäre er wahrschein-
lich abgeholt und umgebracht worden. 

Die Partei, deren Vorsitzender ich bin, wurde 1945/ 
46 von Widerstandskämpfern gebildet und konstitu- 
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iert, von Josef Müller, Alois Hundhammer und vielen 
anderen, aber auch von den heimgekehrte Soldaten 
und Offizieren, von untadeligen Männern und na-
türlich auch von Frauen. Ich denke an heimgekehrte 
Soldaten und Offiziere und nenne nur Franz Josef 
Strauß, Franz Heubl, F ritz Zimmermann, Richard 
Jaeger, Männer, die gerade auch beim Aufbau der Bun-
deswehr nach dem Krieg eine wichtige Rolle spielten. 

Der künftige Sitz des Bundesfinanzministeriums in 
Berlin wird das Gebäude sein, das früher das Reichs-
luftfahrtministerium beherbergte. Als ich dieses Ge-
bäude einmal besuchte, fand ich in einer Ecke eine 
Ausstellung über einen Mann, den ich bis zu diesem 
Zeitpunkt nicht kannte, Harro Schulze-Boysen. Er 
wurde hingerichtet. In den Mauern des Kerkers hat 
er ein Gedicht versteckt, das erst nach seinem Tode 
gefunden wurde. Es lautet: 

Die letzten Erdendinge 
sind Strang und Fallbeil nicht, 
und unsre heutgen Richter 
noch nicht das Weltgericht. 

Er war Offizier, er war Widerstandskämpfer, mit 
der Roten Kapelle in Zusammenarbeit, und er war 
Christ. Sonst hätte er diese Sätze wohl so nicht for-
mulieren können. 

Oberst Stauffenbergs letzte Sätze waren: 

Wir haben uns vor Gott und dem Gewissen ge-
prüft. Es muß sein. 

Das, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen, ist die deutsche Geschichte in ihrer Gesamtheit, 
auf die wir auch stolz sein können. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Zurufe von der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Und 

Gauweiler?) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Interfraktionell ist inzwischen vereinbart worden, 
über die Anträge der Fraktionen der CDU/CSU und 
der F.D.P., der SPD und des Bündnisses 90/Die Grü-
nen sowie der Gruppe der PDS nicht abzustimmen, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 

PDS) 

sondern sie federführend an den Innenausschuß und 
zur Mitberatung an den Verteidigungsausschuß zu 
überweisen. Sind Sie damit einverstanden? - Ich 
höre keinen Widerspruch zu diesen Überweisungs-
vorschlägen. Dann ist das so beschlossen. 

Ich gebe jetzt das von den Schriftführern und 
Schriftführerinnen ermittelte Ergebnis der nament-
lichen Abstimmung zum Entschließungsantrag der 
Abgeordneten Cem Ozdemir, Amke Dietert-Scheuer, 
Kerstin Müller (Köln), weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu der Großen 
Anfrage der Abgeordneten Cem Özdemir, Kerstin 
Müller (Köln), Volker Beck (Köln), weiterer Abgeord-

neter und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
den Drucksachen 13/2990 und 13/5065, Situation der 
Bundesrepublik Deutschland als Einwanderungs-
land, bekannt; es handelte sich um die Drucksache 
13/7121. Abgegebene Stimmen: 620. Mit Ja haben 
gestimmt: 50. Mit Nein haben gestimmt: 326. Enthal-
tungen: 244. Der Entschließungsantrag ist abgelehnt. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 620; 
davon 

ja: 	50 

nein: 	326 

enthalten: 244 

Ja 

SPD 

Ute Vogt (Pforzheim) 

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 

Elisabeth Altmann 
(Pommelsbrunn) 

Marieluise Beck (Bremen) 
Volker Beck (Köln) 
Angelika Beer 
Matthias Berninger 
Annelie Buntenbach 
Amke Dietert-Scheuer 
Franziska Eichstädt-Bohlig 
Dr. Uschi Eid 
Andrea Fischer (Berlin) 
Joseph Fischer (Frankfurt) 
Rita Grießhaber 
Gerald Häfner 
Antje Hermenau 
Kristin Heyne 
Ulrike Höfken 
Michaele Hustedt 
Monika Knoche 
Dr. Angelika Köster-Loßack 
Steffi Lemke 
Oswald Metzger 
Kerstin Müller (Köln) 
Winfried Nachtwei 
Christa Nickels 
Egbert  Nitsch (Rendsburg) 
Cem Özdemir 
Gerd Poppe 
Simone Probst 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Halo Saibold 
Christine Scheel 
Irmingard Schewe-Gerigk 
Rezzo Schlauch 
Albert  Schmidt (Hitzhofen) 
Wolfgang Schmitt 
(Langenfeld) 

Ursula Schönberger 
Waltraud Schoppe 
Werner Schulz (Berlin) 
Marina Steindor 
Christian Sterzing 
Manfred Such 
Dr. Antje Vollmer 
Ludger Volmer 
Helmut Wilhelm (Amberg) 
Margareta Wolf (Frankfurt) 

PDS 

Manfred Müller (Berlin) 
Dr. Uwe-Jens Rössel 
Klaus-Jürgen Warnick 

Fraktionslose 

Kurt  Neumann (Berlin) 

Nein 
 

CDU/CSU 

Ulrich Adam 
Peter Altmaier 
Anneliese Augustin 
Jürgen Augustinowitz 
Dietrich Austermann 
Heinz-Günter Bargfrede 
Franz Peter Basten 
Dr. Wolf Bauer 
Brigitte Baumeister 
Meinrad Belle 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
Hans-Dirk Bierling 
Dr. Joseph-Theodor Blank 
Renate Blank 
Dr. Heribert Blens 
Peter Bleser 
Dr. Norbert  Blüm 
Friedrich Bohl 
Dr. Maria Böhmer 
Jochen Borchert 
Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 
Wolfgang Bosbach 
Klaus Brähmig 
Paul Breuer 
Monika Brudlewsky 
Georg Brunnhuber 
Hartmut Büttner 
(Schönebeck) 

Dankward Buwitt 
Manfred Carstens (Emstek) 
Peter Harry Carstensen 
(Nordstrand) 

Wolfgang Dehnel 
Hubert Deittert 
Gertrud Dempwolf 
Albert  Deß 
Renate Diemers 
Wilhelm Dietzel 
Werner Dörflinger 
Hansjürgen Doss 
Dr. Alfred Dregger 
Maria Eichhorn 
Wolfgang Engelmann 
Rainer Eppelmann 
Heinz Dieter Eßmann 
Horst Eylmann 
Anke Eymer 
Ilse Falk 
Jochen Feilcke 
Ulf Fink 
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Dirk Fischer (Hamburg) 
Leni Fischer (Unna) 
Klaus Francke (Hamburg) 
Herbert  Frankenhauser 
Dr. Gerhard Fried rich 
Erich G. Fritz 
Hans-Joachim Fuchtel 
Michaela Geiger 
Norbert  Geis 
Dr. Heiner Geißler 
Michael Glos 
Wilma Glücklich 
Dr. Reinhard Göhner 
Peter Götz 
Dr. Wolfgang Götzer 
Joachim Gres 
Kurt-Dieter Gri ll 

 Wolfgang Gröbl 
Hermann Gröhe 
Claus-Peter Grotz 
Manfred Grund 
Horst Günther (Duisburg) 
Carl-Detlev Freiherr von 
Hammerstein 

Gottfried Haschke 
(Großhennersdorf) 

Gerda Hasselfeldt 
Otto Hauser (Esslingen) 
Hansgeorg Hauser 
(Rednitzhembach) 

Klaus-Jürgen Hedrich 
Helmut Heiderich 
Manfred Heise 
Detlef Helling 
Dr. Renate Hellwig 
Ernst Hinsken 
Peter Hintze 
Josef Hollerith 
Siegfried Hornung 
Joachim Hörster 
Hubert  Hüppe 
Peter Jacoby 
Susanne Jaffke 
Georg Janovsky 
Helmut Jawurek 
Dr. Dionys Jobst 
Dr.-Ing. Rainer Jork 
Michael Jung (Limburg) 
Ulrich Junghanns 
Dr. Egon Jüttner 
Dr. Harald Kahl 
Bartholomäus Kalb 
Steffen Kampeter 
Dr.-Ing. Dietmar Kansy 
Manfred Kanther 
Irmgard Karwatzki 
Volker Kauder 
Peter Keller 
Eckart  von Klaeden 
Dr. Bernd Klaußner 
Ulrich Klinkert 
Hans-Ulrich Köhler 
(Hainspitz) 

Manfred Kolbe 
Norbert Königshofen 
Eva-Maria Kors 
Hartmut Koschyk 
Manfred Koslowski 
Thomas Kossendey 
Rudolf Kraus 
Wolfgang Krause (Dessau) 
Arnulf Kriedner 
Heinz-Jürgen Kronberg 
Dr.-Ing. Paul Krüger 
Reiner Krziskewitz 
Dr. Hermann Kues  

Werner Kuhn 
Dr. Karl A. Lamers 

(Heidelberg) 
Dr. Norbert  Lammert  
Helmut Lamp 
Armin Laschet 
Herbert  Lattmann 
Dr. Paul Laufs 
Karl-Josef Laumann 
Werner Lensing 
Peter Letzgus 
Editha Limbach 
Walter Link (Diepholz) 
Eduard Lintner 
Dr. Klaus W. Lippold 

(Offenbach) 
Dr. Manfred Lischewski 
Wolfgang Lohmann 

(Lüdenscheid) 
Julius Louven 
Sigrun Löwisch 
Dr. Michael Luther 
Erich Maaß (Wilhelmshaven) 
Dr. Dietrich Mahlo 
Erwin Marschewski 
Dr. Martin Mayer 
(Siegertsbrunn) 

Wolfgang Meckelburg 
Rudolf Meinl 
Dr. Michael Meister 
Dr. Angela Merkel 
Friedrich Merz 
Rudolf Meyer (Winsen) 
Hans Michelbach 
Meinolf Michels 
Dr. Gerd Müller 
Elmar Müller (Kirchheim) 
Engelbert Nelle 
Bernd Neumann (Bremen) 
Johannes Nitsch 
Claudia Nolte 
Dr. Rolf Olderog 
Friedhelm Ost 
Eduard Oswald 
Norbert  Otto (Erfurt ) 
Dr. Gerhard Päselt 
Dr. Peter Paziorek 
Hans-Wilhelm Pesch 
Ulrich Petzold 
Anton Pfeifer 
Angelika Pfeiffer 
Dr. Friedbert Pflüger 
Beatrix Philipp 
Dr. Winfried Pinger 
Ronald Pofalla 
Dr. Hermann Pohler 
Ruprecht Polenz 
Marlies Pretzlaff 
Dr. Albert  Probst 
Dr. Bernd Protzner 
Dieter Pützhofen 
Thomas Rachel 
Hans Raidel 
Dr. Peter Ramsauer 
Rolf Rau 
Helmut Rauber 
Peter Rauen 
Otto Regenspurger 
Christa Reichard (Dresden) 
Klaus Dieter Reichardt 
(Mannheim) 

Dr. Bertold Reinartz 
Erika Reinhardt 
Hans-Peter Repnik 
Roland Richter 
Roland Richwien 

Dr. Norbert  Rieder 
Dr. Erich Riedl (München) 
Klaus Riegert 
Dr. Heinz Riesenhuber 
Franz Romer 
Hannelore Rönsch 
(Wiesbaden) 

Heinrich-Wilhelm Ronsöhr 
Dr. Klaus Rose 
Kurt  J. Rossmanith 
Adolf Roth (Gießen) 
Norbert Röttgen 
Dr. Christian Ruck 
Volker Rühe 
Dr. Jürgen Rüttgers 
Roland Sauer (Stuttga rt ) 
Ortrun Schätzle 
Dr. Wolfgang Schäuble 
Hartmut Schauerte 
Heinz Schemken 
Karl-Heinz Scherhag 
Gerhard Scheu 
Norbert Schindler 
Dietmar Schlee 
Ulrich Schmalz 
Bernd Schmidbauer 
Christian Schmidt (Fürth) 
Dr.-Ing. Joachim Schmidt 
(Halsbrücke) 

Andreas Schmidt (Mülheim) 
Hans-Otto Schmiedeberg 
Hans Peter Schmitz 
(Baesweiler) 

Michael von Schmude 
Birgit Schnieber-Jastram 
Dr. Andreas Schockenhoff 
Dr. Rupert  Scholz 
Reinhard Freiherr von 
Schorlemer 

Dr. Erika Schuchardt 
Wolfgang Schulhoff 
Dr. Dieter Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Gerhard Schulz (Leipzig) 
Frederick Schulze 
Diethard Schütze (Berlin) 
Clemens Schwalbe 
Wilhelm Josef Sebastian 
Horst Seehofer 
Marion Seib 
Wilfried Seibel 
Heinz-Georg Seiffert 
Rudolf Seiters 
Johannes Selle 
Bernd Siebert 
Jürgen Sikora 
Johannes Singhammer 
Bärbel Sothmann 
Margarete Späte 
Carl-Dieter Spranger 
Wolfgang Steiger 
Erika Steinbach 
Dr. Wolfgang Freiherr von 
Stetten 

Dr. Gerhard Stoltenberg 
Andreas Storm 
Max Straubinger 
Matthäus Strebl 
Michael Stübgen 
Egon Susset 
Dr. Rita Süssmuth 
Dr. Susanne Tiemann 
Dr. Klaus Töpfer 
Gottfried Tröger 
Dr. Klaus-Dieter Uelhoff 
Gunnar Uldall 

Wolfgang Vogt (Düren) 
Dr. Horst Waffenschmidt 
Dr. Theodor Waigel 
Alois Graf von Waldburg-Zeil 
Kersten Wetzel 
Hans-Otto Wilhelm (Mainz) 
Gert  Willner 
Bernd Wilz 
Willy Wimmer (Neuss) 
Matthias Wissmann 
Dr. Fritz Wittmann 
Dagmar Wöhrl 
Michael Wonneberger 
Elke Wülfing 
Peter Kurt Würzbach 
Cornelia Yzer 
Wolfgang Zeitlmann 
Wolfgang Zöller 

SPD 

Dr. Rolf Niese 
Rudolf Purps 
Hermann Rappe 
(Hildesheim) 

Reinhold Robbe 
Dieter Schanz 

F.D.P. 

Ina Albowitz 
Dr. Gisela Babel 
Hildebrecht Braun 
(Augsburg) 

Günther Bredehorn 
Jörg van Essen 
Dr. Olaf Feldmann 
Gisela Frick 
Paul K. Friedhoff 
Horst Friedrich 
Rainer Funke 
Hans-Dietrich Genscher 
Dr. Wolfgang Gerhardt 
Joachim Günther (Plauen) 
Dr. Karlheinz Guttmacher 
Dr. Helmut Haussmann 
Ulrich Heinrich 
Walter Hirche 
Birgit Homburger 
Dr. Werner Hoyer 
Ulrich Irmer 
Detlef Kleinert (Hannover) 
Roland Kohn 
Dr. Heinrich L. Kolb 
Jürgen Koppelin 
Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann 
Dr. Otto Graf Lambsdorff 
Uwe Lühr 
Günther Friedrich Nolting 
Dr. Rainer Ortleb 
Lisa Peters 
Dr. Günter Rexrodt 
Dr. Klaus Röhl 
Helmut Schäfer (Mainz) 
Cornelia Schmalz-Jacobsen 
Dr. Edzard Schmidt-Jortzig 
Dr. Hermann Otto Sohns 
Dr. Max Stadler 
Carl-Ludwig Thiele 
Dr. Dieter Thomae 
Jürgen Türk 
Dr. Wolfgang Weng 
(Gerlingen) 

Dr. Guido Westerwelle 
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Enthalten 

CDU/CSU 

Vera Lengsfeld 

SPD 

Brigitte Adler 
Gerd Andres 
Hermann Bachmaier 
Ernst Bahr 
Doris Barnett 
Klaus Barthel 
Ingrid Becker-Inglau 
Wolfgang Behrendt 
Hans Berger 
Hans-Werner Bertl 
Friedhelm Julius Beucher 
Anni Brandt-Elsweier 
Tilo Braune 
Edelgard Bulmahn 
Ursula Burchardt 
Hans Büttner (Ingolstadt) 
Marion Caspers-Merk 
Wolf-Michael Catenhusen 
Peter Conradi 
Christel Deichmann 
Karl Diller 
Dr. Marliese Dobberthien 
Peter Dreßen 
Rudolf Dreßler 
Ludwig Eich 
Petra Ernstberger 
Annette Faße 
Elke Ferner 
Lothar Fischer (Homburg) 
Gabriele Fograscher 
Iris Follak 
Dagmar Freitag 
Anke Fuchs (Köln) 
Katrin Fuchs (Verl) 
Arne Fuhrmann 
Monika Ganseforth 
Konrad Gilges 
Iris Gleicke 
Günter Gloser 
Uwe Göllner 
Günter Graf (Friesoythe) 
Angelika Graf (Rosenheim) 
Dieter Grasedieck 
Achim Großmann 
Hans-Joachim Hacker 
Klaus Hagemann 
Manfred Hampel 
Christel Hanewinckel 
Alfred Hartenbach 
Dr. Liesel Hartenstein 
Klaus Hasenfratz 
Dr. Ingomar Hauchler 
Dieter Heistermann 
Reinhold Hemker 
Rolf Hempelmann 
Dr. Barbara Hendricks 
Monika Heubaum 
Uwe Hiksch 
Reinhold Hiller (Lübeck) 
Gerd Höfer 
Jelena Hoffmann (Chemnitz 
Frank Hofmann (Volkach) 
Ingrid Holzhüter 
Lothar Ibrügger 
Wolfgang Ilte 
Barbara Imhof  

Brunhilde Irber 
Gabriele Iwersen 
Renate Jäger 
Jann-Peter Janssen 
Ilse Janz 
Dr. Uwe Jens 
Volker Jung (Düsseldorf) 
Sabine Kaspereit 
Susanne Kastner 
Ernst Kastning 
Hans-Peter Kemper 
Klaus Kirschner 
Marianne Klappert 
Siegrun Klemmer 
Hans-Ulrich Klose 
Dr. Hans-Hinrich Knaape 
Walter Kolbow 
Fritz Rudolf Körper 
Nicolette Kressl 
Volker Kröning 
Thomas Krüger 
Horst Kubatschka 
Eckart Kuhlwein 
Helga Kühn-Mengel 
Konrad Kunick 
Christine Kurzhals 
Dr. Uwe Küster 
Werner Labsch 
Brigitte Lange 
Detlev von Larcher 
Robert  Leidinger 
Klaus Lennartz 
Klaus Lohmann (Witten) 
Christa Lörcher 
Erika Lotz 
Dieter Maaß (Herne) 
Winfried Mante 
Dorle Marx 
Ulrike Mascher 
Christoph Matschie 
Ingrid Matthäus-Maier 
Heide Mattischeck 
Markus Meckel 
Ulrike Mehl 
Herbert  Meißner 
Angelika Mertens 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 
Ursula Mogg 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Jutta Müller (Völklingen) 
Christian Müller (Zittau) 
Volker Neumann (Bramsche) 
Gerhard Neumann (Gotha) 
Dr. Edith Niehuis 
Günter Oesinghaus 
Leyla Onur 
Manfred Opel 
Adolf Ostertag 
Kurt  Palis 
Albrecht Papenroth 
Dr. Willfried Penner 
Dr. Martin Pfaff 
Georg Pfannenstein 
Dr. Eckhart  Pick 
Joachim Poß 
Karin Rehbock-Zureich 
Margot von Renesse 
Renate Rennebach 
Otto Reschke 
Bernd Reuter 
Dr. Edelbert Richter 
Günter Rixe 
Marlene Rupprecht 
Dr. Hansjörg Schäfer 
Gudrun Schaich-Walch 
Rudolf Scharping 

Bernd Scheelen 
Dr. Hermann Scheer 
Siegfried Scheffler 
Horst Schild 
Otto Schily 
Dieter Schloten 
Günter Schluckebier 
Horst Schmidbauer 

(Nürnberg) 
Ulla Schmidt (Aachen) 
Dagmar Schmidt (Meschede) 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Regina Schmidt-Zadel 
Heinz Schmitt (Berg) 
Dr. Emil Schnell 
Walter Schöler 
Ottmar Schreiner 
Gisela Schröter 
Dr. Mathias Schubert 

 Richard Schuhmann 
(Delitzsch) 

Brigitte Schulte (Hameln) 
Reinhard Schultz 

(Everswinkel) 
Volkmar Schultz (Köln) 
Ilse Schumann 
Dr. R. Werner Schuster 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 
Dr. Angelica Schwall-Düren 
Ernst Schwanhold 
Rolf Schwanitz 
Bodo Seidenthal 
Horst Sielaff 
Erika Simm 
Johannes Singer 
Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
Wieland Sorge 
Wolfgang Spanier 
Dr. Dietrich Sperling 
Jörg-Otto Spiller 
Antje-Marie Steen 
Ludwig Stiegler 
Dr. Peter Struck 
Joachim Tappe 
Dr. Bodo Teichmann 
Margitta Terborg 
Jella Teuchner 
Dr. Gerald Thalheim 
Wolfgang Thierse 
Franz Thönnes 
Uta Titze-Stecher 
Adelheid Tröscher 
Hans-Eberhard Urbaniak 
Siegfried Vergin 
Hans Georg Wagner 
Dr. Konstanze Wegner 

Wolfgang Weiermann 
Reinhard Weis (Stendal) 
Matthias Weisheit 
Gunter Weißgerber 
Gert  Weisskirchen (Wiesloch) 
Jochen Welt 
Hildegard Wester 
Lydia Westrich 
Inge Wettig-Danielmeier 
Dr. Norbert  Wieczorek 
Helmut Wieczorek (Duisburg) 
Heidemarie Wieczorek-Zeul 
Dieter Wiefelspütz 
Berthold Wittich 
Dr. Wolfgang Wodarg 
Verena Wohlleben 
Hanna Wolf (München) 
Heidi Wright 
Uta Zapf 
Dr. Christoph Zöpel 
Peter Zumkley 

F.D.P. 

Dr. Burkhard Hirsch 
Sabine Leutheusser

-

Schnarrenberger 

PDS 

Wolfgang Bierstedt 
Petra Bläss 
Maritta Böttcher 
Eva Bulling-Schröter 
Heinrich Graf von Einsiedel 
Dr. Ludwig Elm 
Dr. Dagmar Enkelmann 
Dr. Ruth Fuchs 
Andrea Gysi 
Dr. Gregor Gysi 
Hanns-Peter Hartmann 
Dr. Uwe-Jens Heuer 
Dr. Barbara Höll 
Ulla Jelpke 
Gerhard Jüttemann 
Dr. Heidi Knake-Werner 
Rolf Köhne 
Rolf Kutzmutz 
Heidemarie Lüth 
Rosel Neuhäuser 
Christina Schenk 
Steffen Tippach 
Dr. Winfried Wolf 
Gerhard Zwerenz 

Ich rufe jetzt den Zusatzpunkt 12 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur Re-
form der Arbeitsförderung (Arbeitsförde-
rungs -Reformgesetz) 

- Drucksachen 13/5676, 13/5730, 13/6845, 13/ 
7051, 13/7173 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Wolfgang Vogt (Düren) 
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Wird das Wort  zur Berichterstattung gewünscht? - 
Das  ist nicht der Fall. Gibt es sonstige Erklärungen? - 
Auch  nicht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Diese kann ich aber 
nur durchführen, wenn Sie Platz nehmen. Sonst 
kann ich den Saal nicht übersehen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Der Vermitt-
lungsausschuß empfiehlt unter Aufhebung des Ge-
setzbeschlusses vom 31. Januar 1997, den Gesetzent-
wurf der Bundesregierung abzulehnen. Wer stimmt 
für die Beschlußempfehlung des Vermittlungsaus-
schusses auf Drucksache 13/7173? - Die Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung 
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Opposition abgelehnt. 

Wir kommen zum Zusatzpunkt 13. Es handelt sich 
um die Beratung der Beschlußempfehlung des Ver-
mittlungsausschusses zu dem Ersten Gesetz zur Neu-
ordnung von Selbstverwaltung und Eigenverantwor-
tung in der gesetzlichen Krankenversicherung. Inter-
fraktionell ist vereinbart, diese Vorlage von der heuti-
gen Tagesordnung abzusetzen. Sind Sie damit ein-
verstanden? - Das ist der Fall. Dann ist es so be-
schlossen. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Geset-
zes zur Verbesserung des Wahlrechts für die 
Sozialversicherungswahlen und zur Änderung 
anderer Gesetze (3. Wahlrechtsverbesse-
rungsgesetz - 3. WRVG) 
- Drucksache 13/7144 - 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. Wi-
derspruch? - Das ist nicht der Fall. Dann ist es so be-
schlossen. 

Sobald etwas Ruhe eingekehrt ist, werde ich die 
Aussprache eröffnen. Darf ich diejenigen, die an der 
Debatte nicht teilnehmen wollen, bitten, den Saal zu 
verlassen. So kann ich im Augenblick die Beratung 
nicht fortsetzen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Parla-
mentarische Staatssekretär Horst Günther. 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsi-
dent! Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Der vorliegende Gesetzentwurf verfolgt mehrere 
Ziele: Zunächst soll das Wahlrecht für die Sozialversi-
cherungswahlen, die 1999 stattfinden, verbessert 
werden. Die Änderungen müssen jetzt erfolgen; 
denn nach den gesetzlichen Vorgaben laufen Ende 
dieses Jahres die Vorbereitungen für die 9. allgemei-
nen Sozialversicherungswahlen an. Die notwendigen 
Änderungen müssen also bis dahin verwirklicht sein. 

Mit dem Gesundheitsstrukturgesetz wurden Ver-
änderungen in der Selbstverwaltung der gesetzli-
chen Krankenversicherung vorgenommen. Diese 
führen auch zu Neuregelungen bei den Vorschriften  

über die Selbstverwaltungsorgane der Krankenkas-
sen. Es sind Gesetzeslücken bei der Stellvertretung 
der Mitglieder des Verwaltungsrates der Kranken-
kassen entstanden. Diese sollen geschlossen werden, 
indem die persönliche Stellvertretung zugelassen 
wird. Damit gelten die gleichen Regelungen wie im 
Bereich der gesetzlichen Renten- und Unfallversiche-
rung. 

Außerdem wird sichergestellt, daß sich auch Orga-
nisationen, die nach dem Zusammenschluß nicht 
mehr im Verwaltungsrat vertreten sind, an der näch-
sten Wahl beteiligen können. Für die Zusammenset-
zung des Verwaltungsrates von Bet riebskrankenkas-
sen wird eine Regelung vorgeschlagen, die sicher-
stellt, daß nach einer Vereinigung mehrerer Bet riebs-
krankenkassen die Arbeitgeber jedes Trägerunter-
nehmens im Verwaltungsrat vertreten sein können. 

Verbessert werden soll die Information der Wähle-
rinnen und Wähler über Zweck und Ablauf der So-
zialversicherungswahlen und über die Organisatio-
nen, die sich an der Wahl beteiligen. Die höhere 
Transparenz des Wahlverfahrens ist notwendig, da-
mit die Aufgaben, die von der Selbstverwaltung in 
der Renten-, Unfall-, Kranken- und Pflegeversiche-
rung wahrgenommen werden, den Versicherten stär-
ker bewußt werden. Sie haben durch die Wahlen die 
Möglichkeit, die Zusammensetzung der Selbstver-
waltung und damit deren Aufgabenerfüllung zu be-
einflussen. 

Ferner wird klargestellt, daß sich eine Wahlanfech-
tung auf die Gültigkeit der Beschlüsse eines Selbst-
verwaltungsorgans nicht auswirkt. Diese Regelung 
erfolgt in Anlehnung an die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zur Frage der Gültigkeit 
von Beschlüssen der Landtage, Gemeinderäte und 
Kreistage, deren Wahl erfolgreich angefochten wird. 
Auf diese Weise wird vermieden, daß beispielsweise 
einem Haushaltsplan nachträglich die Wirksamkeit 
entzogen wird. 

Im Siebten Buch Sozialgesetzbuch sollen redaktio-
nelle Änderungen erfolgen, mit denen das neue 
Recht an weitere, zwischenzeitlich eingetretene 
Rechtsänderungen angepaßt wird. 

Wichtig sind auch Regelungen über den Umgang 
mit den Daten des Gesundheitswesens Wismut. Das 
Archiv der medizinischen Daten Wismut ist am 
1. Oktober 1996 in das Eigentum der Bundesrepublik 
Deutschland übergegangen. Die Daten sind für die 
medizinische Forschung sehr wichtig und von großer 
Bedeutung. Sie sollen daher in ihrem Bestand gesi-
chert und den Stellen zugänglich gemacht werden, 
die sie zu Forschungszwecken benötigen, wie das 
Bundesamt für Strahlenschutz. So können Strahlen-
wirkungen mit dem Ziel erforscht werden, Risikofak-
toren und Schwellendosierungen zu bestimmen. Per-
sonenbezogene Daten sind dabei so früh wie möglich 
zu anonymisieren. Ist dies wegen des öffentlichen In-
teresses eines Forschungsvorhabens nicht von An-
fang an möglich, werden strenge Voraussetzungen 
an die Zulässigkeit der Übermittlung personenbezo-
gener Daten gestellt. Auf jeden Fall sind sie gegen 
Kenntnisnahme durch unbefugte Dritte gesichert. 
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Insgesamt handelt es sich um Regelungen, die auf 
einer sorgfältigen Abwägung zwischen dem Grund-
recht auf informationelle Selbstbestimmung und der 
ebenfalls grundgesetzlich geschützten Freiheit von 
Wissenschaft und Forschung beruhen. Auch im Inter-
esse Einzelner sollen die Daten zugänglich sein, da-
mit über die Sozialleistungsansprüche ehemaliger 
Beschäftigter der Wismut entschieden werden kann. 
Die Daten können zu diesem Zweck an die Soziallei-
stungsträger wie auch an die Gerichte übermittelt 
werden. Daneben können die Betroffenen über ihre 
Daten verfügen, indem sie beispielsweise einwilli-
gen, daß diese an ihren behandelnden Arzt übermit-
telt werden. Dieser kann die hieraus gewonnenen Er-
kenntnisse in die Behandlung eventueller Gesund-
heitsschäden einbeziehen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte Sie 
bitten, den Gesetzentwurf in den Ausschüssen zügig 
zu beraten - Frau Vorsitzende, Sie nicken schon fast -, 
damit das Gesetz rechtzeitig in Kraft treten kann. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Ulrike Mascher, SPD-Fraktion. 

Ulrike Mascher (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. Auch wenn ich jetzt die Gelegenheit hätte, 
zehn Minuten lang über diese Wundertüte, die Herr 
Staatssekretär Günther uns geöffnet hat, zu spre-
chen, möchte ich gern darauf verzichten. Ich bin 
ganz sicher: Wir werden im Ausschuß zügig beraten. 
Ich hoffe, daß eine Regelung über die Pflegeversiche-
rung, über die wir uns im Ausschuß schon verstän-
digt haben, jetzt noch in dieses Gesetzespaket aufge-
nommen wird und daß wir dann möglichst rasch zur 
zweiten und dritten Lesung kommen. Vielleicht müs-
sen wir die Debatten dann gar nicht so ausführlich 
führen, wie die heutige geplant war. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Der Kollege Hel-
mut Heiderich von der CDU/CSU-Fraktion gibt seine 
Rede zu Protokoll*). Ich gehe davon aus, daß das 
Haus damit einverstanden ist. 

Jetzt hat das Wo rt  die Kollegin Andrea Fischer, 
Bündnis 90/Die Grünen. 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Auch für meine Fraktion kann ich erklären, daß wir 
uns diesem bahnbrechenden Reformwerk nicht ver-
weigern werden und uns sehr für einen zügigen Ab-
schluß der Beratungen einsetzen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

*) Anlage 4 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Dr. Gisela Babel, F.D.P.-Fraktion. 

(Konrad Gilges [SPD]: Ich will jetzt aber 
eine lange Rede hören!) 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich ergreife gern die Gelegenheit, 
mich voll dem anzuschließen, was meine Vorredne-
rinnen gesagt haben. Es gibt Gesetze, mit deren Be-
handlung man das Plenum verschonen sollte. Dies ist 
eines davon. 

(Beifall bei der F.D.P. und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wir werden es da beraten, wo die Beratung hinge-
hört. 

Ich bedanke mich. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Petra Bläss, PDS. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS]: Jetzt aber! Jetzt!) 

Petra Bläss (PDS): Herr Präsident! Meine Kollegin-
nen und Kollegen! Auch meinem Beitrag liegt eine 
ähnliche Intention wie denen meiner Vorrednerinnen 
zugrunde. Ich denke, die Tatsache, daß eine solche 
Debatte angesetzt werden konnte, ist ein Beispiel da-
für, wie notwendig eine Parlamentsreform ist. Wir 
sollten solche Anträge oder Gesetzentwürfe wirklich 
primär in den Ausschüssen behandeln. Auch ich plä-
diere für ein sehr schnelles parlamentarisches Ver-
fahren. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzent-
wurfs auf Drucksache 13/7144 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Gibt es anderweitige Vorschläge? - Das ist nicht der 
Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Jetzt muß ich mit Blick auf die Damen und Herren 
Geschäftsführer fragen: Sind wir in der Lage, den 
nächsten Punkt aufzurufen? 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Wir 
nicht! Das muß ich bekennen! Ich bitte um 

fünf Minuten Unterbrechung!) 

- Ich mache den Vorschlag zur Güte, daß wir die Sit-
zung für fünf Minuten unterbrechen. Vielleicht läßt 
sich in fünf Minuten manches klären. Einverstanden? 
- Dann unterbreche ich die Sitzung für fünf Minuten. 

(Unterbrechung von 19.01 Uhr bis 19.05 Uhr) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich höre gerade, die Ge-
schäftsführer hätten sich geeinigt. Ich rufe Tagesord-
nungspunkt 9 auf: 
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Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Freimut Duve, Gert Weisskirchen (Wies-
loch), Josef Vosen, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD 
Förderung unabhängiger Medien in Bosnien-
Herzegowina 

- Drucksachen 13/4083, 13/6786 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Christian Schwarz-Schilling 
Freimut Duve 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. Ich 
höre keinen Widerspruch, dann ist so beschlossen. 
Wortmeldungen habe ich zwar noch keine, aber 
nachdem Herr Duve offensichtlich in den Sta rt

-löchern steht, erteile ich ihm jetzt das Wort . 

Freimut Duve (SPD): Frau Präsidentin! Ich danke 
Ihnen dafür, daß Sie mich aufgerufen haben. Ich ent-
schuldige mich bei den Kollegen, daß ich wie bei 
kurzen Reden üblich nichts schriftlich vorbereitet 
habe, und die nichtvorbereitete Rede kann nicht zu 
Protokoll gegeben werden, deshalb muß ich jetzt ein 
paar Worte sagen. 

Ich glaube, es war eine sehr gute Leistung, daß die 
Bundesrepublik Deutschland, Großbritannien und 
andere versucht haben, den Medien zu helfen, die 
nicht wiederholen wollten, was während des Krieges 
und noch heute von den staatlichen Medien und den 
machtkontrollierten Medien gemacht wird, nämlich 
den Krieg im Hörfunk und im Fernsehen mit anderen 
Mitteln fortzuführen. 

Es gibt inzwischen eine ganze Reihe von Radiosta-
tionen und Zeitungen - die gab es auch während des 
Krieges -, die sich um den Frieden zwischen den 
Gruppen bemühen. Dies ist mit Hilfe der Bundesre-
publik, mit Hilfe anderer Staaten und mit Hilfe der 
EU erreicht worden. Meine Kritik an der EU, die ich 
heute gerne loswerden will, ist, daß die Mittel, die 
dafür eigentlich gedacht waren, immer noch nicht 
freigegeben worden sind, so daß zwar das Auswär-
tige Amt über 1 Million DM für dieses Radiosystem 
gegeben hat und die EU-Mittel - angekündigt waren 
2 Millionen DM - immer noch nicht frei sind. 

Ich will es hier sehr kurz machen, weil wir das vor-
her so abgesprochen haben. Ich hoffe sehr, daß es 
uns gelingt, nicht nur in Bosnien-Herzegowina, son-
dern auch in Serbien und Kroatien von außen zu hel-
fen, daß unabhängige Medien den Frieden und die 
Stabilisierung der Demokratie organisieren können. 
Die Schaffung unabhängiger Medien war eines der 
großen Ziele der Demonstranten in Belgrad. 

Die Schaffung unabhängiger, nicht staatlich kon-
trollierter Medien ist eines der Ziele der Wähler in 
Zagreb, Split und Rijeka, die Herrn Tudjman die 
Mehrheit verweigert haben. Er hat die Mehrheit in 
den Kommunalwahlen verloren. Unabhängige Me-
dien sind die Voraussetzung für den Frieden. 

Das haben wir in unserem heute genau einem Jahr 
alten Antrag - am 13. März 1996 haben wir den An-
trag eingebracht - zum Ausdruck gebracht. Ich 
danke den Mitarbeitern im Auswärtigen Amt, aber 
auch den Mitarbeitern in Sarajevo dafür, daß sie sich 
auch im Zusammenhang mit den Wahlen viel Mühe 
gegeben haben, dieses voranzubringen. 

Eine letzte Bemerkung: Ich habe mich sehr be-
müht, ein Informationsblatt in bosnischer Sprache für 
die Flüchtlinge zu organisieren. Das ist mir im ersten 
Anlauf nicht gelungen, obwohl wir schon einen Ent-
wurf hatten. Inzwischen sind vom Innenministerium 
und vom UNHCR so viele Informationsblätter für die 
Flüchtlinge herausgegeben worden, daß die Informa-
tionen für die Bürgerkriegsflüchtlinge in Deutsch-
land über die Lage zu Hause gegeben sind. Dafür 
mein Dank an das Innenministerium. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile jetzt 
das Wort  dem Abgeordneten Christian Schmidt. 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine Kolleginnen und Ko llegen! In der Tat 
wurde am 13. März 1996 der Antrag, der dem jetzt 
zur Beschlußfassung vorliegenden Bericht des Aus-
wärtigen Ausschusses mit einer von allen Fraktionen 
getragenen Formulierung zugrunde liegt, gestellt. 
Nicht nur dieser Antrag währt etwas zu lange in der 
Umsetzung, das nehme ich gern selbstkritisch für un-
sere Steuerung der Beratungen im Ausschuß auf. 

Wir haben 15 Monate nach Abschluß des Dayton-
Vertrages in Bosnien-Herzegowina noch immer eine 
sehr kritische Lage. Beim Aufbau demokratischer 
Strukturen werden nur langsam Fortschritte erzielt. 
In weiten Teilen des Landes herrschen weiterhin lo-
kale Fürsten, Diadochen, die mit mafiösen Methoden 
fundamentale Menschenrechte verletzen. Fraktions-
kollege Christian Schwarz-Schil ling, der als Bericht-
erstatter eigentlich an dieser Stelle stehen sollte, aber 
verhindert ist, hat eine Reihe von sehr beeindrucken-
den Erlebnissen in diesem Land gehabt und hierüber 
ausführlich berichtet. Deswegen ist es mein Anlie-
gen, daß heute darauf hingewiesen wird, wie gefähr-
lich und schwierig die nationalistische Entwicklung 
in allen drei Volksgruppen zum Teil in Verbindung 
mit ihren jeweiligen religiösen Institutionen ist, die 
die ohnehin angespannte Situation zusätzlich emo-
tionalisieren. Zentrifugalkräfte treten in letzter Zeit 
verstärkt auf, weil die alten Kriegsziele von verschie-
denen Gruppen offensichtlich nicht aufgegeben wor-
den sind. 

Auch die meisten Kriegsverbrecher laufen weiter-
hin unbehelligt herum. Alleine in Prijedor werden 
etwa 20 von ihnen vermutet, und zwar solche sehr 
großen Kalibers. Hier sei nur ein Vergleich erwähnt: 
15 Monate nach dem 8. Mai 1945 - wir hatten gerade 
eine Debatte, die sich mit diesem Zeitabschnitt deut-
scher Geschichte beschäftigt hat - war die Frage der 
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Kriegsverbrecher in Deutschland im wesentlichen 
gelöst, weil das Nürnberger Tribunal die führenden 
Kriegstreiber zur Verantwortung gezogen hatte. Dies 
eröffnete den Weg zur Versöhnung, machte den Weg 
frei für den Aufbau demokratischer Strukturen und 
schaffte so die Grundlage auch für den wirtschaftli-
chen Wiederaufbau Deutschlands. Die gegenwärtige 
Lage in Bosnien-Herzegowina unterscheidet sich da-
her deutlich von der Situation in Deutschland 1945. 
Fast alle Kriegsverbrecher laufen noch frei herum. 

Der Friedensprozeß in Bosnien-Herzegowina wird 
vom Faktor Zeit erheblich bestimmt. Vor kurzem hat 
der neue amerikanische Verteidigungsminister Cohen 
deutlich gemacht, daß die USA ihre Truppen bis Juni 
1998 abziehen werden. Verteidigungsminister Rühe 
hat sich im gleichen Sinne geäußert. Dies bedeutet, 
daß wir nur noch 15 Monate Zeit haben, um Dayton 
so zu stabilisieren, daß das Fundament trägt. Ich 
glaube, wir sollten schon sagen, daß sich nicht ohne 
weiteres - so wie Ifor als Nachfolge Sfor hatte - für 
die nächsten 20 Jahre Pfor, die Permanent Force, in 
Bosnien-Herzegowina als inte rnationale Friedens-
truppe etablieren wird. Nein, wir müssen davon aus-
gehen, daß das Datum Juni 1998 einen Endpunkt 
markiert. Wenn ich mir anschaue, wie lange der Auf-
bauprozeß vonstatten geht, habe ich erhebliche 
Sorge, ob die verbleibende Zeit ausreichen wird. Wir 
müssen deswegen nicht nur die Beratung unserer 
Anträge, sondern auch die Umsetzung des Friedens-
prozesses beschleunigen. Er ist schwierig genug, 
weil sich die Protagonisten mehr und mehr davon 
entfernen und deshalb die gutmütigen Kräfte im 
Lande noch stärker unterstützt werden müssen. 

Ich teile die Kritik, Kollege Duve, die Sie im Hin-
blick auf die schleppende Umsetzung in der Europäi-
schen Union, auf die fehlende Auszahlung der zuge-
sagten Gelder, auf die vielen bürokratischen Hemm-
nisse haben, die den Aufbauprozeß in unverantwort-
licher Weise verzögern, während die Uhr abläuft. 

(Beifall des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

In 15 Monaten muß eine gewisse Stabilisierung ein-
getreten sein. 

Ein wesentliches Element für den Erhalt der Demo-
kratie sind die freien Medien. Sie sind in allen Län-
dern Mittel- und Osteuropas, auch in Bosnien-Herze-
gowina, entscheidender Wegbegleiter für einen poli-
tischen Wandel. Die Bedeutung freier Medien haben 
auch die Londoner Konferenz vom 4. und 5. De-
zember 1996 sowie der Europarat in einer Entschlie-
ßung Ende 1996 noch einmal festgestellt. 

Ich darf bei dieser Gelegenheit sagen: Wenn wir 
auf den Balkan schauen und die Frage der freien Me-
dien ansprechen, sollten wir heute ein Wo rt  zu Alba-
nien verlieren. Es ist wichtig, zu unterstreichen, daß 
alle diejenigen, die in Albanien Verantwortung ge-
tragen haben, tragen und in Zukunft tragen werden, 
sich bewußt sind, daß freie Berichterstattung, freie 
Information und freie Medien ein wesentlicher Punkt 
für eine Stabilisierung dort  und darüber hinaus für 
die Bereitschaft des Westens sein werden, sich im 
Sinne einer Wiedergenesung dieses Landes zu orga-
nisieren. 

Es gibt dort  heute 115 Zeitungen und Zeitschriften, 
56 Radiosender, 22 Fernsehstationen und 5 Nachrich-
tenagenturen, die meisten davon in den bosnischen 
Landesteilen. In der Republika Srpska existieren 
25 Zeitungen und Zeitschriften, 36 Radiosender, 
7 Fernsehstationen und eine Nachrichtenagentur. 
Hierbei handelt es sich überwiegend um Medien, die 
nach Beendigung des Krieges entstanden sind. 

Trotz dieser scheinbaren Vielfalt und erheblicher 
finanzieller Anstrengungen muß festgestellt werden, 
daß die Medienwelt dreigeteilt ist. In der Republika 
Srpska, in dem kroatisch kontrollierten Teil der Föde-
ration und in den bosniakisch kontrollierten Landes-
teilen bestehen eigene Medienstrukturen, die durch 
mehr oder weniger einseitige Berichterstattung zu-
gunsten der eigenen Volksgruppe keine Meinungs-
vielfalt zulassen. Insbesondere das Fernsehen als die 
wichtigste Informationsquelle der Menschen in Bos-
nien-Herzegowina wird von den serbischen und 
kroatischen, aber auch von den bosniakischen Natio-
nalisten als Propagandamittel genutzt. 

Medienvertreter anderer Volksgruppen werden 
von den jeweiligen Herrschern nicht geduldet. So 
konnte neulich ein Team des bosnischen Fernsehens 
BHTV nur unter dem Schutz des deutschen Botschaf-
ters nach Srebenica reisen und do rt  erstmals seit den 
schlimmen Vorkommnissen im Juli 1995 Aufnahmen 
von der Stadt machen. 

Seit den nationalen Wahlen im September 1996 hat 
sich der Druck auf unabhängige Medien, vor allem 
auf Printmedien in der Republika Srpska, erheblich 
verschärft. Hier müssen wir Alternativen aufbauen. 

Jede Alternative muß einen langfristigen Ansatz 
haben. Es reicht nicht aus, kurzfristig mit hohem Mit-
teleinsatz für die Wahlen einen Sender aufzubauen, 
der anschließend nicht lebensfähig ist. 

(Beifall des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

Ob ein Sender erfolgreich ist, entscheidet sich erst 
bei langfristiger Betrachtungsweise. 

Das von dem Hohen Repräsentanten und der Open 
Society erarbeitete Konzept des TV-IN verfolgt die-
sen richtigen Ansatz. Es gibt zwei Phasen: Phase 1, 
die mit den Wahlen den Abschluß gefunden hat und 
mit zirka 11 Millionen Dollar unterstützt wurde, und 
eine zweite Phase, die nun die langfristige Ausstrah-
lung und Qualität des Programms sichern soll. 

Trotz der richtigen Idee hat TV-IN viele Mängel 
aufgezeigt: Zum einen erreicht es nur überwiegend 
bosniakisch kontrollierte Gebiete. Das hängt auch 
damit zusammen, daß das im wesentlichen ein Zu-
sammenschluß von lokalen Sendern ist und die Ka-
pazitäten nicht ausreichen. Nur ein Sfor-Sender in 
Banja Luka trägt die Informationen auch in den ser-
bisch kontrollierten Teil. 

Die Wirkung der Sender in Hinsicht auf die Wah-
len blieb gering. Organisatorische Verbesserungen 
sind unerläßlich. 

Das von der Schweizer Regierung unterstützte 
Fernsehen FERN ist über ethnische Grenzen hinweg 
zu empfangen. Ich hoffe, daß der Sender mit einem 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 163. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. März 1997 	14735 

Christian Schmidt (Fürth) 

hohen Anteil einheimischer Journalisten für gesunde 
Strukturen sorgt. 

BBC World Service, Radio France Inte rnational, Ra-
dio Free Europe, Voice of Ame rica und vor allem die 
Deutsche Welle haben einen wichtigen Beitrag gelei-
stet. Das tägliche Programm mit dem Suchdienst für 
Flüchtlinge dient vielen Bosniern, vor allem den 
Flüchtlingen in Deutschland, als wichtigste Informa-
tionsquelle für die Geschehnisse in ihrem Heimat-
land. 

Der Aufbau ist noch längst nicht abgeschlossen. 
Nicht alle Medien sind überlebensfähig, sondern nur 
einige wenige. Die Deutsche Welle muß bei ihrem 
Programm für Bosnien-Herzegowina deswegen wei-
ter unterstützt werden. Ich würde es begrüßen, wenn 
wir ihr Programm für Bosnien-Herzegowina noch 
ausbauen könnten, weil zuverlässige Informationen 
für die Bevölkerung gerade in einer Zeit, in der sich 
die staatlichen Institutionen noch im Aufbau befin-
den, besondere Bedeutung haben. Noch braucht ins-
besondere Bosnien-Herzegowina diese Unterstüt-
zung. 

Der Antrag gibt vieles von diesen Überlegungen 
wieder. Ich bitte Sie deswegen, dem Antrag so, wie 
er auf Drucksache 13/6786 vorliegt, zuzustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Gerd Poppe. 

Gerd Poppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie 
wissen alle, daß der zivile Aufbau eines demokrati-
schen und aus eigener Kraft lebensfähigen Bosnien

-

Herzegowina nach wie vor große Defizite aufweist. 
Es gibt kaum funktionierende Verwaltung, kaum 
eine demokratische Kontrolle der Machtstrukturen. 
Überall dominieren die nationalistischen Parteien. 
Gruppen und Initiativen, die sich um Demokratisie-
rung bemühen, und neue demokratische Parteien 
sind nicht gerade einflußreicher geworden. Wir sind 
von dem in Dayton formulierten Ziel eines demokra-
tischen einheitlichen und zivilen Bosnien-Herzego-
wina nach wie vor weit entfernt. 

In diesem Zusammenhang haben natürlich die un-
abhängigen Medien eine große Bedeutung. Ohne 
sie, die oft so genannte vierte Gewalt, kann öffentli-
che Kontrolle der Macht nicht funktionieren. Das 
setzt allerdings voraus, daß die Medien wirklich un-
abhängig sind. Werden sie dagegen von den Herr-
schenden kontrolliert, schlägt die Wirkung ins Ge-
genteil um. Wir kennen das aus den früheren kom-
munistischen Staaten. Inzwischen entwickeln sich 
diese Staaten zu Demokratien. Sie haben als erstes 
neue Staatswappen und Hymnen geschaffen, dann 
auch Verfassungen geschrieben. In der Realität sind 
sie aber im allgemeinen von einer öffentlichen demo-
kratischen Kontrolle - insbesondere durch die unab-
hängigen Medien - weit entfernt. Deshalb ist die För-
derung unabhängiger Medien eine vorrangige Auf-
gabe. 

Ich bedauere, daß wir diesen Antrag mit einjähri-
ger Verspätung behandeln, auch wenn er in einer ak-
tualisierten Fassung vorliegt. Wir sind immer noch 
verpflichtet, in diesem Bereich weiteres zu tun. Die 
Wahlen, für die die Medienfrage ursprünglich beson-
ders angesprochen wurde, sind immer noch nicht ab-
geschlossen; die Kommunalwahlen stehen nach wie 
vor aus. Es wird das Problem der Medien also auch 
bei der Vorbereitung der kommenden Kommunal-
wahlen immer noch geben. Die Notwendigkeit der 
kritischen Information gilt sowohl für die Printme-
dien als auch für den Rundfunk und insbesondere für 
das Fernsehen, was zwar die größte Breitenwirkung 
hat, aber am unterentwickeltsten ist. 

Ich möchte auch noch darauf hinweisen, daß die 
ökonomische Unabhängigkeit der Medien ein we-
sentliches Element ist. Deshalb begrüße ich die in 
der Beschlußfassung geforderte Aufhebung des 
staatlichen Druckmonopols in der Republik Srpska. 
Auch in der Föderation muß in dieser Richtung noch 
weiteres getan, gesichert und erweitert werden. Die 
Rundfunk- und Fernsehstationen müssen mit ent-
sprechend starken Sendern ausgestattet werden, 
und der Zugang zu ausreichenden Frequenzen muß 
gesichert sein. Es sollte endlich mit dem Gießkan-
nenprinzip, nach dem die Zuwendungen verteilt 
werden, aufgehört werden. Die Zuweisung ausländi-
scher Mittel sollte vielmehr kontrollfähige Kriterien 
voraussetzen, die dann auch durchgesetzt werden 
müssen. Ein solches Kriterium für Zuwendungen 
sollte in jedem Fall die Verpflichtung, für die Ver-
ständigung zwischen den verschiedenen Nationalitä-
ten zu werben, sein. 

Herr Schmidt hat vorhin auf die Vielzahl von Me-
dien hingewiesen, die neu entstanden sind. Aber nur 
die wenigsten von ihnen sind wirk lich unabhängig. 
Als positive Beispiele nenne ich einmal „Radio ZID", 
„Studio 99" und die Zeitschrift „Deni". Das sind Me-
dien, die eine Förderung wirklich verdienen, weil sie 
ihre Unabhängigkeit bewahrt  haben. Wenn wir das 
nicht tun, wird das Ziel von Dayton in immer weitere 
Ferne rücken. Dagegen müssen wir etwas tun, denn 
wir werden auch weiterhin davon betroffen sein, was 
in Bosnien-Herzegowina passiert. Ohne die öffentli-
che Kontrolle der Macht durch unabhängige Medien 
wird es die zivile Gesellschaft, die wir wünschen, 
nicht geben - weder in Bosnien-Herzegowina noch 
sonst irgendwo. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Prof. Dr. Karl-Hans Laermann. 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann (F.D.P.): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen! Lassen Sie mich an den Anfang meiner kurzen 
Ausführungen zu dem jetzt anstehenden Thema sa-
gen, daß wohl die generelle Feststellung gilt: Ohne 
freie Medien ist der Aufbau einer demokratischen 
Gesellschaft nicht denkbar. Die Geschichte hat ge-
rade uns Deutschen immer wieder vorgeführt, wel-
che große Bedeutung unabhängige Medien für den 
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Aufbau und die Stärkung von Demokratie besitzen. 
Die liberalen Bewegungen des 19. Jahrhunderts wä-
ren ohne das damals aufblühende Zeitungswesen 
nicht denkbar gewesen. 

Andererseits bewiesen die Zensur der damaligen 
konservativen Regierungen ebenso wie die Gleich-
schaltung der Medien im Nationalsozialismus, wie 
groß die Furcht vor der Wirkung unabhängiger Me-
dien sein kann. Im Deutschland der Nachkriegszeit 
wurden neue Medien auf lokaler, regionaler und 
schließlich bundesweiter Ebene von den westlichen 
Alliierten vor allem deshalb so engagiert gefördert, 
weil sie aus eigener Tradition um die Bedeutung der 
vierten Gewalt für die Stärkung der Demokratie wis-
sen. 

In den Staaten des ehemaligen Jugoslawiens zeigt 
sich nun zweierlei: der Mißbrauch von Medien 
durch autoritäre Regierungen und die positive Wir-
kung von unabhängigen Medien dort , wo es sie gibt. 
In Serbien und Kroatien haben in den vergangenen 
fünf Jahren gleichgeschaltete Medien den Friedens-
prozeß boykottiert und die Politik der ethnischen 
Trennung unterstützt. In Belgrad sind unabhängige 
Medien jetzt eine der Hauptforderungen der Opposi-
tion. In Mazedonien und Slowenien hingegen hilft 
eine hoffnungsvolle Medienlandschaft diesen Län-
dern auf ihrem Weg zu Demokratie und damit auf ih-
rem Weg nach Europa. 

In der Frage der Förderung unabhängiger Medien 
in Bosnien und Herzegowina sind sich die Fraktio-
nen des Deutschen Bundestages einig. Ich begrüße 
deswegen auch im Namen meiner Fraktion beson-
ders die sehr konkreten Vorschläge, die der vorlie-
gende Antrag enthält. 

Im Unterschied zu anderen Staaten des ehemali-
gen Jugoslawiens verfügen nun Bosnien und Herze-
gowina über eine Reihe freier Medien, die trotz aller 
Behinderungen für eine multiethnische Politik eintre-
ten. Neben anderen Maßnahmen müssen gerade 
diese Medien in ihrer Wirkung verstärkt werden. 

Der Frieden in Bosnien und Herzegowina ist noch 
sehr brüchig. Deshalb möchte ich einen Kernsatz des 
vorliegenden Antrags nachdrücklich unterstreichen: 

Die freie Berichterstattung, die zivile Kontrolle 
der Macht durch freie Medien, ist stets ein we-
sentliches Element für den Aufbau einer zivilen 
Gesellschaft. 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: 
Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, hier zählt aber jeder Tag. 
Die Abhaltung der Kommunalwahlen ist für den Sep-
tember dieses Jahres vorgesehen. Die Förderung un-
abhängiger Medien in Bosnien und Herzegowina be-
sitzt deshalb hohe Dringlichkeit. 

Der Aufbau freier Medien kommt voran, wenn 
auch nur langsam. Inzwischen existieren zwar über 
160 verschiedene Presseorgane und Rundfunksender 
- wir haben vom Kollegen Schmidt eben eine kom-
plette Aufzählung erfahren - dank der aktiven Unter-
stützung der internationalen Gemeinschaft. Viele  

dieser Medienorgane stehen aber noch auf schwa-
chen Beinen. 

Es ist weiterhin Hilfe, materielle wie ideelle Hilfe, 
über das hinaus dringend notwendig, was zum Bei-
spiel die Bundesregierung, das Presse- und Informa-
tionsamt des Bundes, die „Deutsche Welle" und alle 
politischen Stiftungen bisher schon an Hilfe geleistet 
haben. Privates Engagement, meine Damen und 
Herren, sollten wir aber auch nicht vergessen. Ich 
teile die kritischen Anmerkungen meiner Vorredner 
über das zögerliche Handeln europäischer Institutio-
nen. 

Der vorliegende Antrag forde rt  die Bundesregie-
rung auf, die Entwicklung freier Medienstrukturen in 
Bosnien und Herzegowina weiterhin zu fördern und 
zu unterstützen und forde rt  einige gezielte Maßnah-
men. Das ist richtig und wichtig. Diese Forde rungen 
werden seitens meiner Fraktion im vollen Umfang 
unterstützt. Aber, meine Damen und Herren, verges-
sen wir nicht, daß auch in anderen Ländern ähnliche 
Aufgaben zu erfüllen sind. Vergessen wir auch nicht, 
die Zusammenarbeit mit den Ländern fortzusetzen, 
in denen freie Medien auf hoffnungsvollem Wege 
sind. Sie brauchen zur Konsolidierung weiterhin un-
sere Unterstützung. Schließlich: Ermutigen wir auch 
zu mehr privatem Engagement. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Wolfgang Bierstedt. 

Wolfgang Bierstedt (PDS): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Die PDS-Bundes-
tagsgruppe kann grundsätzlich der vorliegenden Be-
schlußempfehlung des federführenden Auswärtigen 
Ausschusses zustimmen. Gestatten Sie mir dennoch 
einige wenige Bemerkungen, da wir einige weiter-
führende bzw. in Teilbereichen leicht abweichende 
Auffassungen über den Prozeß vertreten, der dann 
ablaufen wird, wenn dieser Antrag durch den Bun-
destag angenommen sein wird und die Bundesregie-
rung letztendlich hinsichtlich der Umsetzung Verant-
wortung auf sich nehmen wird. Vielleicht laufe ich 
ausnahmsweise auch einmal offene Türen ein. 

Ich beginne mit dem letzten Fakt des Textes der 
Beschlußempfehlung, der sich mit der Rolle der 
Deutschen Welle beschäftigt. Natürlich ist das Anlie-
gen, für die Bevölkerung in Bosnien-Herzegowina 
und für die große Zahl von Flüchtlingen Informati-
onssendungen über die Situation und den Stand des 
Aufbaus im Land zu gestalten, zu unterstützen. 

Warum aber sollten wir uns nicht folgende Be-
schränkungen auferlegen: Die Deutsche Welle stellt 
ausschließlich ihre technische Infrast ruktur zur Ver-
fügung und die Bundesregierung darüber hinaus die 
finanziellen Mittel, damit diese Sendungen von einer 
Redaktion gestaltet werden können, die in ihrer poli-
tischen, weltanschaulichen und ethnischen Zusam-
mensetzung wenigstens ein annäherndes Bild der 
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gegenwärtigen gesellschaftlichen Situation in Bos-
nien-Herzegowina widerspiegelt. 

Das heißt, um auch nicht den leisesten Verdacht 
hinsichtlich einer wie auch immer gea rteten Einmi-
schung von außen in einem so sensiblen Feld wie der 
Informations- und Meinungsfreiheit aufkommen zu 
lassen, sollten die Menschen dieser Redaktion ihren 
jetzigen bzw. ihren früheren Lebensmittelpunkt in 
Bosnien-Herzegowina gehabt haben bzw. haben. 

Im weiteren verweist der Antrag richtigerweise auf 
die deutschen Nachkriegserfahrungen auch im Zu-
sammenhang mit der Rolle der Medien beim Aufbau 
einer pluralistischen Demokratie. Nun läßt sich 1945 
schwerlich mit 1989 vergleichen. Aber eine Erfah-
rung aus der Zeit unmittelbar nach 1989 sollte in un-
sere Überlegungen einfließen. In dieser Zeit entstand 
auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine inhaltlich 
reiche und lebendige Alternativpresse, die aus kei-
nem anderen Grund als dem der erdrückenden Über-
macht der Großen im ökonomischen Konkurrenz-
kampf verschwand. 

Hier haben wir eine wohl schwerlich wiederhol-
bare gesellschaftliche Chance verspielt. Aus dieser 
Erfahrung heraus sollten wir unsere Hilfe in der A rt 

 anbieten, daß neben dem sich fast zwangsläufig ent-
wickelnden dualen Mediensystem in Bosnien-Herze-
gowina eine finanziell abgesicherte Nische entsteht 
bzw. entstehen kann, in der sich ein Medienteil ent-
wickelt, wo sich Bürgerbewegungen, Vereinigun-
gen, ethnische und soziale Minderheiten sowie an-
dere artikulieren können. Ich denke, damit wird 
Hilfe auch mit Würde annehmbar. 

Danke. 
(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile jetzt 
dem Abgeordneten Freimut Duve zu einer Kurzinter-
vention das Wort . 

Freimut Duve (SPD): Herr Kollege, wenn man sich 
sehr viele Jahre mit dem Aufbau der Medien nach 
1945 befaßt hat, was ich beruflich tun mußte, und in 
den letzten drei Jahren auch durch viele Besuche mit 
den Vorgängen in Bosnien konfrontiert wurde, dann 
will ich Ihnen sagen, daß die Vorstellung, erst eine 
Gruppe von Menschen, die ideologisch, ethnisch 
usw. genau zusammenpassen, damit nichts passiert, 
garantieren zu müssen, um dann helfen zu können, 
an der Realität der letzten Jahre vorbeigeht. 

Nach 1945 entstand unser öffentlich-rechtliches 
Mediensystem, im wesentlichen durch die B riten ge-
schaffen. Ich denke, wir sollten in Bosnien ein öffent-
lich-rechtlich geführtes Radio fördern. Zur Zeit aber 
gibt es Medien, auch freie Medien, zum Beispiel 
„Slobodna" und „Vreme" in Belgrad, die die ganze 
Zeit über hervorragend berichtet haben und sich die-
sen Ausgewogenheitsbedingungen nicht zu unter-
stellen brauchten, die Sie soeben gefordert haben. 
Das waren fabelhafte mutige junge Leute, die mitten 
im Krieg etwas anderes sagten und schrieben, als 
man ihnen eigentlich gestattet hätte, wenn sie sich  

seinerzeit solchen Kontrollmechanismen unterworfen 
hätten. 

Das heißt, wir helfen ohnehin nur von außen. Denn 
wir haben in dieser Region unendlich viele hochbe-
gabte Journalisten. Es sind gerade die Journalisten, 
die am ehesten wissen, daß sie nur zu Europa gehö-
ren können, wenn sie den gesamten Bereich des eth-
nischen Kampfes und der Fortführung des Krieges 
hinter sich lassen. Es sind gerade die Journalisten, 
die das abwehren. 

Wenn wir jetzt sehr früh diese Kontrollmechanis-
men einführen würden, die Sie gefordert haben, also 
erst einmal sozusagen architektonisch alles ganz be-
sonders gut schaffen, bevor die Journalisten über-
haupt Geld erhalten, dann besteht sofort eine lokale 
Machtkontrolle im Sender und in der Zeitung. Das 
wissen wir aus der bitteren Erfahrung gerade der 
letzten Monate. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter Bierstedt, Sie haben das Recht zu einer Antwort. 

Wolfgang Bierstedt (PDS): Herr Kollege Duve, ich 
schätze Ihre Erfahrungen sehr. Ich denke, wir haben 
überhaupt keinen Dissens. 

Es ging ganz einfach um die Frage der Deutschen 
Welle. Ich würde es mir wünschen, wenn wir die jun-
gen Menschen, von denen Sie gesprochen haben, 
hierherholen und ihnen die technische Infrastruktur 
der Deutsche Welle vorbehaltlos zur Verfügung stel-
len würden. Das war mein Ansehen. Wir sollten we-
nigstens den Versuch unternehmen, mehr nicht. 

Danke. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile jetzt 
Staatsminister Helmut Schäfer das Wort . 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Frau Präsidentin! Meine Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich darf zu diesem Thema seitens der Bundesre-
gierung sagen, daß wir natürlich mit Ihnen völlig 
übereinstimmen, wenn hier sehr deutlich gesagt 
wird, ohne freie Medien läßt sich weder das Abkom-
men von Dayton umsetzen noch der Aufbau einer de-
mokratischen Gesellschaft in Bosnien bewerkstelli-
gen. 

Das ist bei den Septemberwahlen 1996 deutlich 
geworden. Damals war ein Schwachpunkt der Wah-
len das zu Recht kritisierte erdrückende Überge-
wicht der staatlichen Medien, die den Oppositions-
parteien die Selbstdarstellung nur ganz ungenügend 
ermöglichten. Hier ist - besonders im Hinblick auf 
die Kommunalwahlen im kommenden September - 
weiterhin Druck der internationalen Gemeinschaft 
notwendig. 

Aber es gibt auch Fortschritte. Sie haben das ja al-
les schon herausgestellt. Trotz der bestehenden Pro-
bleme kommt der Aufbau freier Medien langsam 
voran. Mittlerweile existiert bereits eine beachtliche 
Medienvielfalt. Es gibt 165 verschiedene Presseor- 



14738 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 163. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. März 1997 

Staatsminister Helmut Schäfer 

gane und Rundfunksender für eine Bevölkerung von 
nur vier Millionen Menschen. 

Diese Vielfalt wäre ohne die aktive Unterstützung 
der internationalen Gemeinschaft nicht möglich ge-
wesen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Aber wir sind uns auch darüber im klaren, daß viele 
unabhängige Medien - das haben die Kollegen Laer-
mann und Duve sowie andere bereits gesagt - wi rt

-schaftlich auf äußerst schwachen Beinen stehen und 
weiter dieser internationalen Unterstützung bedür-
fen. Deutschland hat in der Vergangenheit in erheb-
lichem Umfang solche Unterstützung geleistet und 
wird es auch weiter tun. 

Lassen Sie mich ein paar Beispiele nennen. Die 
Bundesregierung unterstützt die im SPD-Antrag ge-
nannten unabhängigen Fernsehstationen „Open 
Broadcast Network/TV IN" . Hierbei handelt es sich 
um ein Netzwerk aus unabhängigen Fernsehstatio-
nen, die sich gemeinsam für eine pluralistische Me-
dienlandschaft einsetzen. 

Dieses Fernsehprogramm kann nun nach der kürz-
lich erfolgten Eröffnung einer Station in Banja Luka 
sowohl in der Föderation als auch in der Republik 
Srpska empfangen werden. Das Projekt wurde 1996 
vom Auswärtigen Amt mit einer Million US-Dollar 
aus Mitteln der Demokratisierungshilfe gefördert. 

Der Intendant der Deutschen Welle, die hier mehr-
fach zitiert wurde, hat mir gerade in einem Schreiben 
mitgeteilt, daß er jetzt den Abschluß eines Vertrages 
mit diesem Sender getätigt hat, der der Deutschen 
Welle eine landesweite Fernsehpräsenz sichert. Das 
heißt, der Privatsender „Open Broadcast Network/ 
TV IN" in Sarajevo wird in Zukunft sieben Stunden 
pro Woche des Programms der Deutschen Welle mit 
bosnischer Untertitelung übernehmen. Insofern ist 
das, glaube ich, schon ein we rtvoller Beitrag auch für 
die neutrale Information, die für die Menschen dort 
notwendig ist. 

Die Deutsche Welle plant ebenfalls, ihre gegen-
wärtig täglich halbstündige Informationssendung für 
Bosnien und Herzegowina sowie für die bosnischen 
Flüchtlinge in Deutschland ab Mai oder Juni dieses 
Jahres auf eine volle Stunde auszudehnen. 

Das Bundespresseamt hat im vergangenen Jahr 
sieben Rundfunk- und Fernsehanstalten mit Ausstat-
tungshilfen im Gesamtwert von 212 000 DM unter-
stützt. Es ermöglicht ferner Hospitanzen für junge 
Journalisten aus Bosnien bei der Deutschen Welle 
und führt Quotenreisen für bosnische Journalisten 
durch. 

Daß alle politischen Stiftungen im Medienbereich 
in Bosnien aktiv sind, ist außergewöhnlich gut: von 
der Friedrich-Ebert-Stiftung über die Konrad-
Adenauer-Stiftung bis hin zur Friedrich-Naumann-
Stiftung sowie auch die Heinrich-Böll-Stiftung. Das 
ist ein sehr erfreuliches Ergebnis. Hier wird geholfen, 
daß die Menschen in Bosnien in Zukunft Medien auf-
bauen können. Das ist dringend erforderlich. 

Daneben arbeitet natürlich eine Vielzahl interna-
tionaler Regierungs- und Nichtregierungsorganisa-
tionen im Medienbereich, insbesondere die OSZE, 
die EU - wir müssen selbstverständlich darüber spre-
chen, woran es liegt, wenn Mittel nicht abfließen 
oder nicht abgerufen werden; ich halte das für einen 
wichtigen Hinweis -, das Büro des Hohen Repräsen-
tanten, der Europarat und die UNESCO. 

Die Vielfalt all dieser Aktivitäten zeigt: Im Medien-
bereich ebenso wie beim Wiederaufbau bedarf die 
von öffentlichen und privaten Gebern gewährte Un-
terstützung der Koordinierung. 

Viele erfahrene Jou rnalisten sind im Krieg umge-
kommen oder haben Bosnien verlassen. Nun heißt es 
insbesondere, eine neue Generation von Journalisten 
beim Aufbau einer pluralistischen Medienlandschaft 
zu unterstützen, auch in der Republik Srpska. Letzt-
lich muß sich jedoch die Meinungsvielfalt nach der 
Beseitigung rechtlicher und technischer Hürden aus 
dem Lande selbst entwickeln. Die internationale Ge-
meinschaft kann hierzu nur Anschub und Hilfestel-
lung leisten. 

Auf unser Bestreben hin hat der letzte OSZE-Gip-
fel in Lissabon das Mandat zur Einsetzung eines 
OSZE-Medienbeauftragten bis Ende dieses Jahres 
beschlossen. Er soll dazu beitragen, daß die Medien 
in Zukunft in Krisenregionen nicht wieder, wie es in 
Bosnien der Fall war, durch das Schüren von Haß 
und Gewalt die Eskalation von Krisensituationen vor-
antreiben. Ich hoffe sehr, daß der Medienbeauftragte 
wirkungsvoll arbeitet, damit - Herr Kollege Schmidt, 
Sie haben völlig recht - die Fristen für die Präsenz 
ausländischer Truppen eingehalten werden können. 
Dieses Land muß zu sich kommen und sich dann von 
innen heraus zu einem demokratischen Staat entwik-
keln, in dem alle Menschen miteinander leben kön-
nen. Ich sage das in Fortsetzung der Debatte, die wir 
vorhin geführt haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Damit schließe 
ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem 
Antrag der Fraktion der SPD zur Förderung unab-
hängiger Medien in Bosnien-Herzegowina, Druck-
sache 13/6786. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag 
auf Drucksache 13/4083 in der Ausschußfassung an-
zunehmen. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh-
lung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist die 
Beschlußempfehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Fremdenverkehr 
und Tourismus (21. Ausschuß) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Brunhilde Irber, Susanne 
Kastner, Dr. Eberhard Brecht, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der SPD 
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Förderung eines Modellprojekts für Umwelt 
und Verkehr im Tourismus 
- Drucksachen 13/3554, 13/5519 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Halo Saibold 
Klaus Brähmig 
Brunhilde Irber 
Dr. Olaf Feldmann 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Abge-
ordnete Bruni Irber. 

Brunhilde Irber (SPD): Frau Präsidentin! Werte Kol-
leginnen und Kollegen! Bereits vor gut einem Jahr 
haben wir uns über den Antrag unterhalten. Inhalt-
lich waren wir uns auch in den Ausschußberatungen 
ziemlich einig. Es ist sogar vom Vorsitzenden des 
Verkehrsausschusses Lob für diesen Antrag bekun-
det worden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Allerdings haben Sie im letzten Jahr diesem An-
trag nicht zugestimmt, weil einige von Ihnen be-
fürchtet hatten, ich könnte diesen Antrag als Wahl-
kampfmunition im Landratswahlkampf verwenden. 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
dies habe ich nicht getan. Ich würde es auch nicht 
tun, 

(Beifall bei der SPD) 

weil es mir um die Arbeit und das Gehirnschmalz 
viel zu schade wäre, die unsere Fraktion auf diesen 
Antrag verwendet hat. 

Es geht um ein ernsthaftes Problem, nämlich um 
die Zunahme des Freizeit - und Urlaubsverkehrs in 
den nächsten Jahren. Laut einer DIW-Studie ist beim 
Autoverkehr mit einer Zunahme von 23 Prozent zu 
rechnen. Bei der Fahrleistung geht es sogar um 
45 Prozent. Das Auto nimmt beim Freizeitverkehr mit 
60 Prozent Anteil eine Spitzenstellung ein. Im Berufs- 
und Güterverkehr gibt es bereits Konzepte zur Ver-
netzung und Verlagerung von der Straße auf die 
Schiene. Im Freizeitverkehr scheint man sich diesen 
Bestrebungen zu entziehen. 

Deshalb kann man die Formelgleichung ansetzen: 
Freizeitverkehr = Autoverkehr = individuelle Mobili-
tät. Es gilt jedoch, angesichts der dramatischen Zu-
nahme des Verkehrs umweltverträglichere Formen 
des Tourismusverkehrs anzustreben. Allerdings hat 
es auch wenig Sinn, den völligen Verzicht auf das 
Auto zu predigen. Wer möchte schon im Urlaub 
gerne auf etwas verzichten? 

(Beifall bei der SPD - Jörg van Essen 
[F.D.P.]: Auf Arbeit verzichte ich gerne!) 

- Auf Arbeit im Urlaub verzichte auch ich gerne. 
Auch Autofahren ist Arbeit und nicht Entspannung. 

Unser Antrag zielt darauf ab, einen attraktiven Ur-
laub ohne Auto möglich zu machen. Dies muß eine 
Verbindung von Tourismus, Natur und Mobilität  

sein. Sie ist ein Gewinn an Lebensqualität für alle Be-
teiligten: für Urlauber, Einheimische und die Natur. 

(Beifall bei der SPD) 

Anhand einer Modellregion ließe sich die Durch-
führbarkeit einer solchen Verkehrskonzeption 
exemplarisch aufzeigen. Wichtig ist es, ein umfas-
sendes Gesamtkonzept zu erstellen, das eine groß-
räumige Vernetzung bestehender und zu schaffen-
der Schienen- und Busverbindungen und des Fern- 
und Nahverkehrs beinhaltet, und gerade darum 
geht es mir. 

Bisher gibt es Ansätze kleinräumiger A rt , land-
kreisweise oder sogar nur städteweise. Dies ist mei-
ner Meinung nach unsinnig und bedarf einer Ver-
netzung für eine gesamte Region, wenn dies dann 
auch auf andere Urlaubsgebiete übertragbar sein 
soll. Die Eckpunkte hierfür sind bekannt: Abge-
stimmte Verbindungen, enge Taktfrequenzen - ge-
rade auch an Wochenenden -, attraktive Preisge-
staltung usw. 

Es gibt bereits lobenswerte Modellversuche in ein-
zelnen Städten und Orten. Der Luftkurort Bodenmais 
hat hierfür sogar einen Preis bekommen. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Das ist doch 
keine Bundesangelegenheit! Das ist doch 

alles Ländersache!) 

- Herr Dr. Feldmann, ich zeige nur auf, welche lo-
kalen Initiativen es schon gibt, 

(Horst Kubatschka [SPD]: Da können Sie 
etwas lernen! Da müssen Sie zuhören, nicht 

schreien!) 

die aber der Einbindung in ein Gesamtkonzept be-
dürfen, und darum geht es. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Olaf Feldmann 
[F.D.P.]: Auf Landesebene!) 

- Lassen Sie mich fortfahren; ich komme schon noch 
darauf zu sprechen. 

Warum ist gerade der Nationalpark Bayerischer 
Wald als Fallbeispiel günstig? 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Na, weil es Ihr 
Wahlkreis ist!) 

- Das ist nicht einmal mein Wahlkreis, nur ein Teil 
dessen. Herr Dr. Feldmann, bitte schön, wenn Sie 
etwas zu sagen haben, dann sagen Sie das in Ihrer 
Rede, oder geben Sie es zu Protokoll, wenn Sie das 
tun wollen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]) 

- Das nehme ich zur Kenntnis, aber jetzt bitte ich Sie, 
mich ausreden zu lassen. 

(Susanne Kastner [SPD]: Kollege Feldmann 
hat nichts zu sagen!)  

Die Eignung des Nationalparkes Bayerischer Wald 
als Fallbeispiel beruht darauf, daß es hier bereits Vor-
arbeiten, Gutachten für einzelne Teile und positive 
Ansätze gibt, zum Beispiel die Einführung eines um-
weltfreundlichen Nationalparkbusses, die Sperrung 
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von Straßen im Park für den Individualverkehr und 
andere Initiativen. Allerdings sind diese auf kleine 
Räume beschränkt, 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Reine Landes

-

sache!) 

und das ist der Punkt: Dies muß zusammengeführt 
und überregional - vor allem mit einer grenzüber-
schreitenden Verkehrskonzeption - verbunden wer-
den. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: 
Das betrifft die Europäische Kommission!) 

- Das ist auch eine nationale Aufgabe, denn immer-
hin ist die Grenze zwischen Tschechien und der Bun-
desrepublik Deutschland noch eine nationale 
Grenze. Hier gibt es noch keine EU-interne Grenze. 

Ich möchte Ihnen am Fallbeispiel Bayerisch Eisen-
stein aufzeigen, was passiert, wenn es eine solche 
Konzeption nicht gibt. 25 000 bis 30 000 PKWs 
schlängeln sich täglich durch den O rt . Es gibt stun-
denlange Staus, und das Resultat ist, daß der älteste 
Luftkurort im Bayerischen Wald dabei ist, sein Prädi-
kat zu verlieren. Wovon soll diese Region dann 
leben, und womit soll sie werben? Vielleicht mit 
dem Slogan „Besichtigen Sie Deutschlands längsten 
Dauerstau!"? 

Anstatt den Ausbau des ÖPNV vorzunehmen, gibt 
es nun Stillegungspläne der Bahn. Gerade die 
Strecke Zwiesel-Grafenau-Bayerisch Eisenstein ge-
hört zu den 82 Streckenabschnitten in Baye rn , 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Typische Bun
-dessache!) 

die entgegen bisherigen Beteuerungen der Bahn mit-
telfristig stillgelegt werden sollen. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Das ist doch 
lächerlich!) 

- Wir können uns noch darüber unterhalten, ob das 
lächerlich ist. 

Auf der Streichliste der Bahn stehen außerdem 
zahlreiche Strecken, die seit 1996 in den neu einge-
führten Bayerntakt eingebunden und deswegen ge-
rade erst modernisiert oder ausgebaut wurden. Ihre 
Stillegung ist verkehrs-, umweit- und tourismuspoli-
tisch völlig widersinnig. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Über die Notwendigkeit einer umweltfreundliche-
ren Alternative für den touristischen Verkehr gibt es 
keinen Streit - das haben Sie auch im Ausschuß zu-
gegeben -, wohl aber über die Zuständigkeit des 
Bundes. 

Jetzt komme ich darauf zu sprechen, warum der 
Bund zuständig ist. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Jetzt hören Sie 
zu!)  

Erstens ist der Bund zuständig, weil dies Modell-
charakter für andere Urlaubsregionen hat und die Er-
gebnisse übertragbar sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens ist er zuständig, weil die Herstellung 
eines grenzüberschreitenden öffentlichen Verkehrs 
die Zuständigkeit des Bundes berührt, auch wenn 
Sie das immer wieder bestreiten. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Es geht doch 
nur um die Kasse des Bundes! Der Bund 
soll zahlen! Es geht doch nur um Bundes-

gelder!) 

Drittens ist der Bund zuständig, weil er bei der Um-
setzung des Modellprojekts auch als Verantwortli-
cher für den Schienenwegeausbau berührt ist. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Haben Sie noch 
nie etwas von der Privatisierung der Bahn 

gehört, Frau Kollegin?) 

Viertens, Herr Dr. Feldmann, würde diese Maß-
nahme auch Arbeitsplätze schaffen. 

(Susanne Kastner [SPD]: Das ist der F.D.P. 
Wurscht! - Horst Kubatschka [SPD]: Die 

macht bloß Klientelpolitik!) 

Um noch eins draufzusetzen: Die vielzitierte 
Freundschaft zwischen der Tschechischen Republik 
und unserem Lande könnte damit mit Leben erfüllt 
werden. Wenn die Tschechen auf der anderen Seite 
bis an die Grenze heranbauen, dann wäre es eine 
vornehme Pflicht für den Bund, auch auf unserer 
Seite die Schiene an die Grenze heranzubauen und 
beide Strecken miteinander zu vernetzen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Es ist in den letzten Wochen hier in diesem Hause 
viel von leeren Haushaltskassen und von der Not-
wendigkeit der Einsparungen die Rede gewesen. 
Das ist richtig. Aber gerade gestern oder heute - ich 
weiß nicht mehr genau, wann ich das gehört habe - 
hat  der Herr Bundeskanzler verkündet, daß er ein 
25-Milliarden-DM-Konjunkturprogramm auflegen 
möchte. Ich kann Sie nur auffordern: Stimmen Sie 
dem, was wir hier vorschlagen, zu. Dann können wir 
Arbeitsplätze schaffen und Arbeitsplätze sichern, 
auch in strukturschwachen Regionen. Wir können 
damit auch eine umweltfreundliche Verkehrsland-
schaft schaffen sowie Tourismus, Verkehr und Natur 
in Harmonie bringen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Klaus Brähmig. 

Klaus Brähmig (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei der heutigen 
Debatte, die auf den ersten Blick etwas Reizvolles an 
sich hat, nämlich die Förderung eines Modellprojek- 
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tes für Umwelt und Verkehr im Tourismus, sehe ich 
nicht so recht die Zuständigkeit des Bundes für den 
vorliegenden Antrag der SPD gegeben. 

(Antje-Marie Steen [SPD]: Das kriegen wir 
noch hin! - Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: End

-

lich einer, der durchblickt!) 

Voranzustellen ist auch, daß es in diesem Bereich 
wahrlich schon genug Pilotprojekte gibt. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter, Entschuldigung, daß ich Sie schon so früh störe, 
aber es wird eine Zwischenfrage gewünscht. 

Klaus Brähmig (CDU/CSU): Ja. 

Susanne Kastner (SPD): Herr Kollege Brähmig, ist 
Ihnen bekannt, daß es in früheren Jahren bei einem 
Verkehrsminister Warnke ein Modellprojekt zum öf-
fentlichen Personennahverkehr im nördlichen Bay-
ern, in Wunsiedel, gegeben hat, das seine Ausstrah-
lungen auf alle anderen Bundesländer haben sollte 
und das einzig und allein mit Bundesgeldern finan-
ziert wurde? 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Damals war die 
Bahn noch nicht privatisiert! Habt ihr der 
Bahnprivatisierung zugestimmt oder nicht? 

Das ist ja anfängerhaft gewesen!) 

Klaus Brähmig (CDU/CSU): Das ist mir wohl be-
kannt, liebe Frau Kastner, aber das spielt in diesem 
Zusammenhang überhaupt keine Rolle. 

Für mich stellt sich sofort die Frage, wieso der 
Bund hier Finanzmittel zur Verfügung stellen soll, 
obwohl es sich doch eindeutig um eine regionale An-
gelegenheit handelt. Die Eigenständigkeit der Län-
der und Kommunen wird ansonsten bei jeder sich 
bietenden Gelegenheit betont und angemahnt. 
Wenn jedoch Geld benötigt wird, ist auf wundersame 
Weise der Bund zuständig und soll bezahlen. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Genauso ist es!) 

Dies ist offensichtlich der Hauptgrund, ein sogenann-
tes Modellprojekt zu fordern. So geht es doch nun 
wirklich nicht, liebe Kollegin Irber. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Ihr Antrag gehört daher in den Land- und Kreistag, 
wobei Sie allerdings auch do rt  berücksichtigen soll-
ten, daß mit der Regionalisierung des Schienenper-
sonennahverkehrs ab 1. Januar 1996 im Zuge der 
auch von der SPD mit verabschiedeten Bahnreform 
den Zuständigen vor Ort die Kompetenzen und fi-
nanziellen Mittel für die Lösung der regionalen Ver-
kehrsprobleme in die Hand gegeben worden sind. 

Der Nationalpark Bayerischer Wald, der seit 
25 Jahren besteht, ist der älteste Nationalpark von 
nunmehr zwölf in der Bundesrepublik Deutschland 
und gleichzeitig der Pa rtner des Nationalparks Säch-
sische Schweiz, der zufälligerweise auch Zentrum 
meines Bundestagswahlkreises ist. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie bitte eine zweite Zwischenfrage, 
diesmal von Frau Irber? 

Klaus Brähmig (CDU/CSU): Bitte schön. 

Brunhilde Irber (SPD): Herr Kollege Brähmig, ge-
ben Sie mir recht, daß ein Gebiet, das etwa acht 
Landkreise umfaßt und darüber hinaus sogar ein biß-
chen über den Regierungsbezirk hinaus und auf die 
tschechische Seite hinüberreicht, nicht im Kreistag 
und auch nicht im Bayerischen Landtag abzuhandeln 
ist? Ich kann Ihnen sagen, daß sich die Bayerische 
Staatsregierung gleichwohl bemüht, Verbesserungen 
einzuführen, aber lediglich auf gewissen Streckenab-
schnitten, nun zum Beispiel auf der Strecke Freyung-
Jandelsbrunn. Glauben Sie, daß das genügt? 

Klaus Brähmig (CDU/CSU): Liebe Frau Kollegin Ir-
ber, ich sage Ihnen da ganz klar und offen, wie ich es 
auch im Ausschuß gemacht habe: Wo ein Wi lle, da ist 
auch ein Weg, um diese Koordinierung hinzubekom-
men. 

(Beifall des Abg. Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.] 
- Susanne Kastner [SPD]: Wo ein Wi lle, da 

ist ein Gebüsch!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mehrfach habe 
ich in den letzten Jahren den Bayerischen Wald be-
sucht. Ich unterstütze ausdrücklich das Anliegen der 
Erweiterung des Nationalparks, gerade auch aus tou-
ristischer Sicht. Nationalparke und Großschutzge-
biete sind längst zu Wirtschaftsfaktoren für diese 
strukturschwachen Räume geworden. Eine Zahl soll 
dies verdeutlichen: Allein im Jahre 1994 haben zirka 
9 Millionen Menschen die fünf Nationalparke der 
neuen Bundesländer besucht. 

Allerdings wird weder in der Deutschlandwerbung 
noch im Ausland diesem Imagefaktor genügend 
Rechnung getragen. Frau Schörcher hat mir, wie Sie 
wissen, auf der ITB in diesem Jahr zugesagt, diese 
Produktnische durch ein innovatives Angebot auszu-
füllen. 

(Susanne Kastner [SPD]: Reden Sie doch 
vom Modellprojekt!) 

Hier genau liegt die Chance, auch Steuerungs- und 
Lenkungsmaßnahmen für Besucher umzusetzen. 

(Susanne Kastner [SPD]: Die Lücke ist im 
Verkehrsbereich!) 

Liebe Frau Kastner, Sie wissen ganz genau - ich 
habe das auch schon mehrfach im Ausschuß darge-
stellt -: 1993 habe ich für die Sächsische Schweiz das 
erste Tourismusleitbild initiiert, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

welches für eine deutsche Ferienregion unter der 
Moderation der Münchener Firma Futour im März 
1995 erstellt, in der zweiten Stufe durch den Touris- 
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musverband Sächsische Schweiz weiterentwickelt 
und im März 1996 auf der ITB in  Berlin  vorgestellt 
worden ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Heute ist das Leitbild längst zum allgemeinen Fach-
begriff geworden und wird von allen Parteien und In-
stitutionen anerkannt. 

(Susanne Kastner [SPD]: Kommen Sie doch 
einmal zu dem Antrag!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Frau Kast-
ner, ein wichtiger Punkt sind dabei Verkehrslen-
kungs- und -beruhigungsmaßnahmen für die ganze 
Nationalparkregion. 

(Susanne Kastner [SPD]: Sie verfehlen das 
Thema!) 

Ich bin sicher, es wird uns gelingen, für die Region 
Sächsische Schweiz auch ein Verkehrsleitbild zu ent-
wickeln und dies nicht für die Ablage vorzusehen. 
Warum sollte das nicht auch für den Bayerischen 
Wald gelingen? 

(Susanne Kastner [SPD]: Herr Brähmig, Sie 
haben keine Ahnung!) 

Die Lösung der Verkehrsfragen gehört zu den 
wichtigsten Problemstellungen in den touristischen 
Regionen. Ich will Ihnen, Frau Irber, noch einmal 
meine Empfehlung geben, solches auch für den 
Bayerischen Wald zu initiieren und allerdings selbst 
zu finanzieren, das heißt, durch die Region. 

Lassen Sie mich noch einige Zahlen nennen. Der 
Bayerische Wald zieht jährlich etwa 1,5 Mil lionen Be-
sucher in seinen Bann. Allein in der Sächsischen 
Schweiz sind im vergangenen Jahr etwa 1,8 Mil-
lionen Übernachtungen gezählt worden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl!) 

Dazu kommen noch einmal zirka 12 Mi llionen Tages-
ausflügler aus dem Großraum Dresden. Vordringlich 
ist bei diesen letztgenannten Zahlen, die im Bayeri-
schen Wald ähnlich sein dürften, eine enge Zusam-
menarbeit mit allen Verkehrsträgern zu berücksichti-
gen. Ich nenne in diesem Zusammenhang nur die 
Nationalparkverwaltung, den Landkreis, die Politik, 
den regionalen Tourismusverband, die Deutsche 
Bahn AG sowie öffentliche und p rivate Verkehrsträ-
ger. 

(Brunhilde Irber [SPD]: Genau um das geht 
es!) 

Dem Anliegen des SPD-Antrages könnten wir 
durchaus zustimmen. 

(Beifall der Abg. Susanne Kastner [SPD]) 

Nur hat die Realität hier Ihre Forderungen längst 
eingeholt. Erinnern möchte ich nur an die vor weni-
gen Tagen hier in Bonn vorgestellten Projekte des 
Bundeswettbewerbes „Umweltfreundliche Fremden-
verkehrsorte in Deutschland 1996". Do rt  wird in Ka-
pitel 4 besonders auf innovative Verkehrslenkungs- 

und -beruhigungsmaßnahmen hingewiesen; entspre-
chende Projekte werden vorgestellt, so zum Beispiel 
auch aus Bodenmais im Bayerischen Wald. Ich darf 
hier ganz besonders auf die Modellregion Oberstdorf 
im Allgäu bei meinem Kollegen Gerd Müller hinwei-
sen. Das ist eine durchaus bemerkenswerte Sache. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich halte es für ef-
fektiv, eine Synopse aller deutschen Nationalparke 
nach vorher zu bestimmenden Kriterien wie beispiels-
weise Intensität des Nah- und Fernverkehrs, des ru-
henden, des fließenden Verkehrs, der Tagesbesucher, 
Investitionen und Fremdenverkehrsintensität anferti-
gen zu lassen. Erst dann kann gegebenenfalls ge-
meinsam in Abstimmung mit dem zuständigen Bun-
desland ein weiteres Vorgehen überlegt werden. 

Zum Abschluß ein Wort  zur Expo 2000 in Hanno-
ver. Ich bin der festen Überzeugung: Hier wird eben-
falls eine Vielzahl von innovativen Verkehrsmanage-
ment- und -lenkungsmaßnahmen in Projekten vorge-
stellt werden. Wir sollten in unserem Ausschuß auch 
die touristisch relevanten Ansätze dieser Projekte be-
trachten und in der weiteren Arbeit diskutieren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Halo Saibold. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Aber jetzt nicht 
wieder Sächsische Schweiz!) 

Halo Saibold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Diese Debatte zeigt zum wiederholten Male die Dop-
pelzüngigkeit der Politik der Koalitionsparteien: 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auf der einen Seite geben Sie im Tourismusausschuß 
zu, daß der ständig steigende Autoverkehr im Frei-
zeitbereich die Grundlagen für Erholung und Urlaub 
untergräbt. Sie wissen, daß Befragungen von Touri-
sten und Touristinnen ergeben haben, daß der Auto-
verkehr die Beschwerdelisten anführt. Sie wissen, 
daß 60 Prozent aller schädlichen Autoabgase aus 
dem Urlaubs- und Freizeitverkehr stammen. Auf der 
anderen Seite blockieren Sie aber jeden noch so klei-
nen konstruktiven Vorschlag, der zu einer Entspan-
nung der Verkehrslage in einer touristisch und ökolo-
gisch wertvollen Region beitragen könnte und 
gleichzeitig ein Signal für andere Regionen darstel-
len würde. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Olaf Feldmann 
[F.D.P.]: Da gibt es eine klare Aufgabentei-

lung!)  

Es gibt hier zwar schon viele Bemühungen, aber es 
darf nicht bei einzelnen lokalen Ansätzen bleiben. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Was halten Sie von 
Subsidiarität?) 
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Eine ganze Urlaubsregion muß mit dem öffentlichen 
Verkehr so vernetzt werden, daß die Urlauber und 
Urlauberinnen von vornherein nicht auf das Auto an-
gewiesen sind. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Richtig, aber 
mit Regional-, Kommunal- und Landes

-

hilfe!) 

Das beginnt bei der Anreise, geht über den Gepäck-
transport  vom Bahnhof zur Unterkunft und betrifft 
dann vor allen Dingen die autofreie Mobilität am Ur-
laubsort. Auch im Bayerischen Wald gibt es hierzu 
bereits eine Menge positiver Ansätze, die aber zu 
wenig vernetzt sind, um den gewünschten Effekt zu 
erzielen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Mit einer gemeinsamen Anstrengung von Bund, 
Land und Kommunen könnte hier der Durchbruch 
geschafft werden und auch dem Ferienticket der DB, 
das für diese Region angeboten wird, zum Erfolg ver-
holfen werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das muß in den 
Kreistag!) 

Wir sollten hier aber nicht nur über den Bayeri-
schen Wald reden, sondern auch die anderen Ur-
laubsregionen sehen. Es macht mich wütend, wenn 
ich mitverfolgen muß, wie derzeit in Brandenburg 
und in anderen neuen Bundesländern Jahr für Jahr 
Bahnstrecken stillgelegt werden, die für den Touris-
mus und für die Bevölkerung unverzichtbar sind. 
Auch in Bayern drohen uns weitere Streckenstille-
gungen, denn die Bahn hat schon angekündigt, daß 
sie in Zukunft nur noch nach wirtschaftlichem Kalkül 
vorgehen wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt doch 
nicht!) 

Ich bin der Meinung, es darf nicht so lange gewartet 
werden, bis auch noch die einzige in Bet rieb befindli-
che Bahnstrecke im Bayerischen Wald stillgelegt 
wird, weil sie angeblich unrentabel ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieses Modellprojekt könnte genau diese Entwick-
lung stoppen. Ich begrüße deshalb auch Initiativen 
wie die der Arbeitsgemeinschaft Unterer Bayerischer 
Wald, die sich mit großem Engagement der örtlichen 
Bürgermeister und Landräte für die Wiederinbetrieb-
nahme der Bahnstrecke von Passau nach Haidmühle 
- und damit zur tschechischen Grenze - einsetzt. 
Diese Bahnstrecke würde nicht nur die direkte Fahrt 
in den Nationalpark Bayerischer Wald ermöglichen, 
sie wäre außerdem noch ein Beitrag zur grenzüber-
schreitenden Kooperation mit Tschechien. 

(Beifall bei der SPD) 

Das „grüne Dach Europas" hört ja nicht an der 
Grenze auf, sondern soll zusammenwachsen. 

Wegweisend könnte das Modellprojekt Tourismus 
und Verkehr im Bayerischen Wald gerade auch beim 

Marketing für die Bahnanreise und für den Umwelt-
verbund vor Ort sein. Schon bei der Urlaubsplanung 
muß den potentiellen Urlaubsgästen schmackhaft 
gemacht werden, wie flexibel, bequem und erlebnis-
reich sie die Gegend mit dem Bus, mit dem Fahrrad, 
mit dem Zug oder beim Wandern erkunden können. 
Für ein solch erfolgreiches Marketing müssen aber 
auch die entsprechenden Angebote vorhanden sein. 

Zum Schluß möchte ich noch einen Satz sagen: Auf 
der ITB stellte sich die CDU grüner als grün dar; aber 
der Parlamentsalltag zeigt schon drei Tage später ein 
tiefes Schwarz. 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, der Abgeordnete Olaf Feldmann 
will  seine Rede eigentlich zu Protoko ll  geben, trotz-
dem aber einen Satz sprechen. Wenn Sie damit ein-
verstanden sind, lassen wir dies durchgehen. Aber es 
darf dann wirklich nur ein Satz sein. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Ich habe eine 
Minute angemeldet!) 

- Dann dürfen nur vier Minuten zu Protokoll gege-
ben werden.*) 

Dr. Olaf Feldmann (F.D.P.): So ist es richtig, verehrte 
Frau Präsidentin. Vielen Dank für die Belehrung. - 
Liebe  Kolleginnen und Kollegen! Der Antrag der SPD 
enthält viel Nettes, Interessantes, Wünschens- und 
Liebenswertes. Er geht jedoch an die falsche Adresse. 
Er läuft letzten Endes auf eine Verkehrserschließung 
des Bayerischen Waldes auf Kosten des Bundes hin-
aus. Doch auch unter dem Mäntelchen des Mode ll

-versuches ist dies keine Bundesangelegenheit. Das 
können Sie drehen und wenden, wie Sie wollen. Es 
handelt sich ganz klar um eine Aufgabe der Kommu-
nen und des Landes, um regionale Angelegenheiten. 
Eigentlich muß man sich fragen, wie eine solche 
Sache überhaupt auf die Tagesordnung des Deut-
schen Bundestages kommen konnte. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Fragen 
Sie doch Ihren Geschäftsführer! - Gegenruf 
des Abg. Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Keine 

Beleidigungen!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, angesichts der 
Debatte zur Rolle der Wehrmacht, die wir vorhin hier 
im Deutschen Bundestag geführt haben - solche De-
batten ehren den Deutschen Bundestag und das Ple-
num -, bin ich persönlich nicht bereit, vor einem fast 
leeren Plenum anderer Leute Zeit zu stehlen. Dieses 
Thema kann in den Ausschüssen behandelt werden; 
da gehört es hin. 

Ich verzichte daher auf meinen fünfminütigen Bei-
trag und gebe meine Rede zu Protokoll. Diese Sache 
gehört in die kommunalen Parlamente, in die Kreis-
tage. Von mir aus kann sich damit koordinierend 

*) Anlage 5 
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auch der Bayerische Landtag befassen. Ich bean-
trage Überweisung an den Bayerischen Landtag. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Ch ristina Schenk. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Ich 
beantrage, daß die Rede des Kollegen Feld-
mann nicht zu Protokoll genommen wird! Er 
hat eine Rede gehalten! Das geht so nicht!) 

- Ich habe allerdings vorher gefragt, ob das Plenum 
einverstanden ist, wenn wir so verfahren. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Einen Satz!) 

- Gut, einen Satz. 

Können sich die Geschäftsführer vielleicht einig 
werden, ob diese Rede zu Protokoll gegeben werden 
kann oder nicht, und mir das Ergebnis mitteilen? Ich 
werde es dann verkünden. 

Jetzt hat die Abgeordnete Ch ristina Schenk das 
Wort . 

Christina Schenk (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Vorschläge für einen umweltver-
träglichen Tourismus liegen seit langem vor. Es ist ei-
gentlich ein Trauerspiel, daß man erst ein Modellpro-
jekt vorschlagen muß, um die Umsetzung dieser Vor-
schläge auf den Weg zu bringen. Ich meine aber, daß 
der Antrag der SPD richtigerweise auf das immer 
größer werdende Problem des Individualverkehrs in 
Erholungsgebieten hinweist. Die erholungsuchen-
den Autofahrer und Autofahrerinnen zerstören das, 
was sie eigentlich suchen, nämlich saubere Luft, 
Ruhe und unberührte Landschaft. 

Es wäre aber zu kurz gegriffen, wenn man den ein-
zelnen die alleinige Schuld zuweisen würde. Solange 
es keine vernünftige Anbindungen mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln gibt, es also auch am Urlaubsort 
praktisch unmöglich ist, sich mit Bus und Bahn fo rt

-zubewegen, finde ich es durchaus verständlich, daß 
so viele Menschen das Auto benutzen. 

Das Problem ist aber meines Erachtens nicht der 
Tourismus, sondern die generelle Verkehrspolitik in 
diesem Lande. Das Zurückschrauben des öffentli-
chen Nah- und Fernverkehrs statt seines Ausbaus, 
die Überteuerung und die schlechten Abstimmungen 
zwischen regionalen und überregionalen Verkehrs-
mitteln fördern natürlich den motorisierten Indivi-
dualverkehr. Es ist doch keine Seltenheit - wer öf-
fentliche Verkehrsmittel benutzt, der weiß das -, daß 
Sie in einem mittelgroßen Ort mit der Bahn ankom-
men und der Bus Ihnen gerade vor der Nase weg-
fährt. Solange es also noch immer viel einfacher und 
bequemer ist, mit dem Auto in den Urlaub zu fahren, 
und die Bundesregierung meint, daß die Politik da 
nicht eingreifen müsse, wird sich an der Gesamtsi-
tuation nichts ändern. 

Im Gegenteil: Wie die Diskussion in den vergange-
nen Tagen gezeigt hat, sollen sogar 30 Prozent des 
Schienennetzes gefährdet sein. Noch dementiert 
zwar das Bundesverkehrsministerium, aber das in-
terne Papier der Bahn AG sagt etwas anderes. Da-
nach sollen zum Beispiel in Mecklenburg-Vorpom-
mern fast zwei Drittel der Schienenwege stillgelegt 
werden. Gerade dieses Bundesland ist auf den Tou-
rismus besonders angewiesen. Hier werden neue 
Verkehrsprobleme geradezu produziert. 

Das Modellprojekt Bayerischer Nationalpark, das 
heute hier zur Diskussion steht, ist sicher keine Lö-
sung für die gesamte desolate Verkehrssituation, es 
wäre aber, so meinen wir, ein Zeichen für Alternati-
ven. Außerdem könnte dieses Modellprojekt Vorbild 
für andere Urlaubsregionen sein; denn katastrophale 
Verkehrszustände sind in einigen Urlaubsgebieten 
durchaus nicht die Ausnahme, sondern eher die Re-
gel, zumindest an sonnigen Wochenenden. Zum Bei-
spiel kommt es auf Rügen und auf den Wegen nach 
Rügen regelmäßig zu Staus. Aber auch in anderen 
Regionen wäre ein geringeres Verkehrsaufkommen 
eine Wohltat für Mensch und Umwelt. 

(Beifall bei der PDS und der SPD) 

Möglicherweise würden Touristinnen und Touri-
sten ihre positiven Erfahrungen, wenn dieses Modell-
projekt umgesetzt würde, mit nach Hause nehmen 
und dann vielleicht auch dort häufiger mit Bahn, Bus 
oder auch mit dem Fahrrad fahren. Sie würden viel-
leicht auch für den politischen Druck sorgen, damit 
ähnliches in ihrer Heimatregion geschieht. Nicht zu-
letzt würden auch die Anwohnerinnen und Anwoh-
ner im Nationalpark Bayerischer Wald von der ver-
besserten Verkehrssituation profitieren. 

Die PDS unterstützt deshalb den Antrag der SPD. 
Er ist zumindest ein Tropfen auf den heißen Stein. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS und der SPD sowie der 
Abg. Halo Saibold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Dr. Gerd Müller. 

Dr. Gerd Müller (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Frau Kollegin Irber ist 
eine der sympathischsten Kolleginnen, und der Baye-
rische Wald ist eine der schönsten deutschen Frem-
denverkehrsregionen. Deshalb darf man auch einmal 
ein paar Minuten hier miteinander darüber diskutie-
ren. 

Ich halte die in Ihrem Katalog angestoßenen Maß-
nahmen durchaus für sinnvoll. Diese kann man si-
cherlich unterstützen. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Ein Modellprojekt Bayerischer Wald zu entwickeln - 
auch das kann man durchaus unterstützen, obwohl 
wir solche Modellprojekte schon hatten. Herr Kollege 
Brähmig hat dankenswerterweise auf das Allgäu, auf 
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das autofreie Oberstdorf hingewiesen. Ich darf auf 
die Sächsische Schweiz, ein herausgehobenes Mo-
dell, hinweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch lohnt es sich, einmal einen Urlaub in der Ost-
seeregion zu machen, zum Beispiel in Zingst. 

Jetzt komme ich zum Ernst der Dinge. Herr Kol-
lege Feldmann, ich gebe Ihnen in der Beurteilung 
vollkommen recht: Man muß die Dinge natürlich do rt 

 regeln, wo sie zuständigkeitshalber zu regeln sind. 
Die Zuständigkeit ist eindeutig beim Land, bei den 
Kreisen und Regionen anzusiedeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Frau Kollegin Irber, Sie wissen im Hinblick auf a ll  die 
Dinge, die Sie in Richtung Bahn forde rn, sehr genau, 
daß die Bahn privatisiert ist. Also müssen Sie sich mit 
all diesen Fragen an den Bahnvorstand richten. 

Unabhängig davon habe ich mich heute sachkun-
dig gemacht und bei der Naturparkverwaltung Baye-
rischer Wald angerufen. Siehe da, es herrscht große 
Zufriedenheit über den gegenwärtigen Zustand. Sie 
regen an, es müsse mehr auf den Bus umgestiegen 
werden. Ich zitiere einmal aus der Nationalparkbro-
schüre: 

Bundesweit einzigartig ist im Nationalpark der 
Überlandeinsatz von Erdgasbussen mit stark re-
duzierten Schadstoffemissionen. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Bundesweit einmalig ist auch der Service, den die 
Deutsche Bahn AG seit 1996 anbietet. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Mehr Züge und günstige Angebote der Deut-
schen Bahn machen die Urlaubsanreise 1997 
noch attraktiver: mit dem ICE bis Plattling oder 
Zwiesel - direkter Anschluß. 

Liebe Kollegin Irber, dies ist also längst alles umge-
setzt. Ich habe den leisen Verdacht, daß Sie die letz-
ten zwei Jahre nicht mehr im Nationalpark Bayeri-
scher Wald waren. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Sie wecken vielleicht sogar in anderen Fremdenver-
kehrsregionen schlafende Hunde. Ich habe mir ein-
mal eine Liste geben lassen, was in den letzten Mo-
naten und in den letzten zwei Jahren an finanziellen 
Mitteln in diese Region geflossen ist. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter, entschuldigen Sie, daß ich stören muß. Gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Halo Sai-
bold? 

Dr. Gerd Müller (CDU/CSU): Sehr gerne. 

Halo Saibold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Müller, da Sie der Meinung sind, daß der Bayerische 
Wald es wert  ist, über ihn einige Minuten zu reden, 
habe ich die folgende Frage: Ist Ihnen bekannt, daß  

der Bayerische Wald etwas größer ist und nicht nur 
die Bahnstrecke von Plattling nach Zwiesel umfaßt, 
sondern bis an die österreichisch-tschechische 
Grenze reicht, 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Wir soll-
ten hier einmal eine Karte aufhängen!) 

und daß es deswegen notwendig ist, in dieser Region 
wesentlich mehr zu tun und insbesondere die Ver-
netzung zu organisieren? Sie als erfahrener Kommu-
nalpolitiker wissen sicherlich, daß Ausarbeitungen 
und Umsetzungen über Grenzen von Regionen hin-
weg nicht einfach so passieren. Es wäre daher sehr 
wohl notwendig, daß der Bund ein Modellprojekt ge-
rade in Anbetracht der Anbindung an Tschechien 
unterstützt. Ich bitte Sie, sich Ihren Beschluß noch 
einmal zu überlegen. 

Dr. Gerd Müller (CDU/CSU): Frau Kollegin Saibold, 
danke für die Zwischenfrage. Ich würde sogar mit-
machen, wenn der Tourismusausschuß seine nächste 
Dienstreise nicht auf eine ferne Insel in dieser Welt 
macht, sondern einen Besuch im Nationalpark durch-
führt. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Halo Saibold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir waren 
schon dort ! Nur Sie waren nicht dabei!) 

Noch einmal zur Sache: Ihnen ist offensichtlich 
nicht bekannt - auch Ihnen nicht, Frau Irber, weil 
dies brandneu ist -, daß die Bayerische Eisenbahnge-
sellschaft im Januar ein Gutachten zu den Reaktivie-
rungsmöglichkeiten genau dieser grenzüberschrei-
tenden Bahnstrecken in Auftrag gegeben hat. Ist Ih-
nen bekannt, daß das Land Bayern in drei Monaten 
mit den Ergebnissen eines Verkehrsgutachtens ge-
nau zur Lösung dieser Fragen aufwartet? 

(Abg. Brunhilde Irber [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

- Es gibt schon wieder den Wunsch nach einer Zwi-
schenfrage. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Frau Abgeord-
nete Irber, ich bin etwas irritiert. Sie hatten sich zu 
einer Kurzintervention gemeldet. Jetzt wollen Sie 
noch eine Zwischenfrage stellen? 

(Brunhilde Irber [SPD]: Später eine Kurzin-
tervention zu den Ausführungen von Herrn 

Feldmann! Jetzt eine Zwischenfrage!) 

- Bitte. 

Brunhilde Irber (SPD): Herr Dr. Müller, ist Ihnen 
bekannt, daß sich das Gutachten, das Sie eben zitiert 
haben und das die Bayerische Staatsregierung aus-
geschrieben hat, lediglich auf den Streckenabschnitt 
Passau-Haidmühle und auf die Strecke zwischen 
Eging und Vilshofen bezieht, aber nicht auf die 
Strecke zwischen Plattling, Bayerisch Eisenstein und 
Pilsen? In diese Richtung zielt unser Antrag. Weil das 
Problem grenzüberschreitend ist, meinen wir, daß 
auch eine Zuständigkeit des Bundes gegeben ist. 
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auf. Das sollten wir am besten bei einer Vor-Ort-Be-
sichtigung mit den örtlichen Bürgermeistern und 
Kreisräten weiter besprechen. 

Ich möchte zum Schluß kommen. Wir wollen hier 
ja keine Provinzposse aufführen. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Wie im Kreis

-

tag!) 

Ich komme noch einmal auf den Kern der Sache: Der 
Bund ist hier nicht zuständig. Das Land engagiert 
sich sehr differenzie rt . Die Bayerische Staatsregie-
rung hat gerade beschlossen, Privatisierungserlöse in 
Höhe von 25 Millionen DM in die Umsetzung dieser 
Konzepte zu stecken. Also lassen wir die Zuständig-
keiten dort , wo sie hingehören: beim Land und bei 
der Region. Wir lehnen deshalb Ihren Antrag ab. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile das 
Wort  zu einer Kurzintervention der Abgeordneten 
Bruni Irber. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Machen Sie 
doch für die Berichterstattung in der Hei

-

matzeitung eine Pressemitteilung!) 

Brunhilde Irber (SPD): Frau Präsidentin, danke 
schön. - Meine Kurzintervention bezieht sich auf die 
nicht zu Protokoll gegebene - also gehaltene - Rede 
von Herrn Dr. Feldmann. Herr Dr. Feldmann, ich muß 
schon sagen: Ich bin von Ihnen sehr schwer ent-
täuscht, und zwar deshalb, weil Sie mit Arroganz und 
Ignoranz ein für weite Teile der Bevölkerung drän-
gendes Problem einfach negieren. Wir haben bisher, 
glaube ich, im Tourismusausschuß gut zusammenge-
arbeitet, auch wenn wir unterschiedlichen Fraktionen 
angehören. Aber sich hier hinzustellen und zu sagen, 
es wäre nicht eine Debatte im Deutschen Bundestag 
wert, wenn man sich für eine Verbesserung von Um-
welt- und Naturschutz und der Verkehrssituation ein-
setzt, das halte ich für unbotmäßig. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Zuruf 
von der F.D.P.: Das hat er doch gar nicht 

gesagt!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Dr. Feld-
mann, möchten Sie antworten? 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Ja, muß ich 
wohl!) 

Dr. Olaf Feldmann (F.D.P.): Frau Kollegin, sind Sie 
bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich das Thema 
zwar für sehr wichtig halte, aber in erster Linie dar-
auf abgestellt habe, daß es nicht in den Deutschen 
Bundestag gehört, weil diese Fragen nicht von der 
Bundesregierung erledigt werden können? Alle von 
Ihnen angesprochenen Themen und Probleme sind 
auf der kommunalen, auf der regionalen und auf der 
Landesebene zu lösen. Sie selbst haben der Privati-
sierung der Deutschen Bundesbahn zugestimmt. 

Dann können Sie sich aber jetzt hier nicht hinstellen 
und sagen, der Bund möge alles bezahlen. Bitte neh-
men Sie das zur Kenntnis! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, der Parlamentarische 
Staatssekretär Kolb hat seine Rede zu Protokoll gege-
ben *). 

(Beifall) 

Damit schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Fremdenverkehr 
und Tourismus zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
zur Förderung eines Modellprojekts für Umwelt und 
Verkehr im Tourismus, Drucksache 13/5519. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/ 
3554 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Da-
mit ist die Beschlußempfehlung mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tion angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 11a und 11 b 
auf: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Manna Steindor, Annelie Buntenbach, Kri

-stin Heyne, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Keine Deregulierung der EU-Systemricht-
linie 90/219/EWG 

- Drucksache 13/6586 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 
Bericht der Bundesregierung über Erfah

-

rungen mit dem Gentechnikgesetz 

- Drucksache 13/6538 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

Zu dem Bericht der Bundesregierung liegen Ent-
schließungsanträge der Fraktionen der SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen vor. 

*) Anlage 5 
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Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen, wo-
bei die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fünf Minu-
ten erhalten soll. 

Die Abgeordneten Sigrun Löwisch, Gudrun 
Schaich-Walch, Professor Karl-Hans Laermann und 
Wolfgang Bierstedt sowie die Parlamentarische 
Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl haben 
ihre Reden zu Protokoll gegeben *). 

Ich erteile das Wort jetzt der Abgeordneten Marina 
Steindor. 

Marina Steindor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Seit 
1990 haben wir ein Gentechnikgesetz. Hauptzweck 
war damals, Investitionssicherheit für die Betreiber 
und eine Grundsatzentscheidung für die Gentechno-
logie herbeizuführen. 

Das absurde Konstrukt aus Förderungs- und 
Schutzgesetz konnte niemals seinen Schutzcharakter 
entfalten. Es diente und dient nur der Akzeptanz. 
Schon damals haben die Umweltverbände deutlich 
gemacht, daß weder das EU-Recht noch das Gen-
technikgesetz dem Vorsorgeprinzip genügt und den 
Risiken der Gentechnologie gerecht wird. Es ist eine 
rechtliche Fehlkonstruktion, diese Risikotechnologie 
mit derartig laschen Regelungen in die Marktwirt-
schaft zu entlassen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

All die Bemühungen, Gentechnik einerseits als 
Schlüsseltechnologie zu einem Mythos hochzustili-
sieren und sie andererseits in ihren Risikodimensio-
nen zu banalisieren und zu normalisieren, können 
nicht aus der Welt schaffen, daß sie kommerziell und 
wissenschaftlich nur entwickelt werden kann durch 
die systematische Verdrängung der ökologisch-stoff-
lichen, gesundheitlichen und evolutiven Risiken, der 
Frage ihrer grundsätzlichen Legitimität und Verant-
wortbarkeit und des Führens einer öffentlichen 
Debatte über soziale und kulturelle Risiken. Das 
machen wir nicht mit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Deregulierungen im Gentechnikrecht entsprechen 
- entgegen den Beteuerungen der Bundesregierung - 
nicht dem Stand der Wissenschaft, sondern nur der 
Auffassung derer, die die Gentechnik um jeden Preis 
betreiben wollen. In der letzten Zeit gewonnene Er-
kenntnisse über das Überleben gentechnisch verän-
derter Mikroorganismen in der Umwelt und die Sta-
bilität freier DNA rechtfertigen eine Standardanhe-
bung über den Status quo hinaus und eine strikte Re-
gulationspraxis, aber keine Deregulierung. 

(Zustimmung beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ
-

NEN) 

*) Anlage 6 

Durch Abwasser und Abfälle kommt es derzeit zu 
Massenfreisetzungen gentechnisch veränderter Bak-
terien und DNA aus angeblich geschlossenen Syste-
men. Die unkalkulierte Freisetzung von Genkon-
strukten ist ein ökologischer Schaden; sie ist eine 
gentechnische Umweltverschmutzung. 

Wir fordern eine gesetzliche Reregulierung statt 
Deregulierung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Wir fordern die Bundesregierung zu einem politi-
schen Kurswechsel auf - und das sowohl innerhalb 
der EU als auch bei den Verhandlungen über ein 
weltweites Protokoll für die biologische Sicherheit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Sicherheitsstandards müssen weltweit auf dem 
höchstmöglichen Niveau angesiedelt werden. 

Derzeit fungiert die Bundesregierung aber als Mo-
tor weltweiter Deregulierung des Gentechnikrechts. 
Innerhalb der EU weicht sie die Systemrichtlinie und 
die Freisetzungsrichtlinie auf. International hinter-
treibt sie gerade in den letzten Wochen einen kon-
struktiven Beitrag der EU zu den Verhandlungen 
über ein Protokoll für die biologische Sicherheit. Sie 
scheut dabei nicht davor zurück, andere EU-Staaten 
vor den Kopf zu stoßen. 

Der Vorschlag zur Systemrichtlinie ist abzulehnen. 
Das Europäische Parlament hat das heute nacht in 
der ersten Lesung schon getan, im übrigen mit den 
Stimmen der konservativen Partei. 

(Halo Saibold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Hört! Hört!) 

Sie ist abzulehnen, weil damit insgesamt der schutz- 
und präventivrechtliche Charakter der Systemricht-
linie, so unzureichend er auch ist, in Frage gestellt 
wird, wegen der gravierenden Absenkung der Si-
cherheitsstandards, der Einschränkung der behördli-
chen Kontrollmöglichkeiten, der Einschränkung der 
Öffentlichkeitsbeteiligung und besonders deshalb 
abzulehnen, weil sich die Parlamente selbst ent-
machten würden. Denn die Bürokratie darf nach die-
ser Richtlinie selbst entscheiden, welche gentech-
nisch veränderten Mikroorganismen in den Rege-
lungsbereich dieser Richtlinie fallen. 

Wir fordern Reregulierung statt Deregulierung - 
auch im bundesdeutschen Gentechnikgesetz. Wir 
fordern eine Erweiterung des Regelungsumfangs um 
freie gentechnisch veränderte DNA, eine Anhebung 
des Sicherheitsniveaus, eine Gesetzeskonstruktion 
ohne Genehmigungsautomatismus, statt dessen ein 
Versagensermessen, die Ausweitung der Öffentlich-
keitsbeteiligung, eine tatsächliche Deckungsvor-
sorge und ein Haftungsrecht, die umfassende Kenn-
zeichnung aller gentechnischen Produkte, eine so-
zio-ökonomische Technikfolgenabschätzung inklu-
sive Bedarfs- und Alternativenprüfung. 
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Abschließend fordern wir auch, daß die Bundesre-
gierung den genmanipulierten Mais der Firma Ciba

-

Geigy hier nicht einführt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Wir möchten, daß sie sich dem Beispiel Luxemburgs 
und Österreichs anschließt, weil es sonst zu unkalku-
lierten Risiken für Mensch, Tier und Umwelt kommt: 
durch die Verbreitung der Ampicillin-Resistenz und 
die Resistenzentwicklung von Raupen gegen be-
stimmte Bakterien, wie das Wissenschaftsmagazin 
„New Scientist" in dieser Woche schreibt. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Eine Ansammlung 
von lauter Polemik, was Sie hier machen!) 

- Das ist kein polemisches Journal, wie Sie sehr wohl 
wissen. 

Für uns sind die Voraussetzungen für das Einfuhr-
verbot und die Überprüfung der Zulassung gegeben. 
Selbst das Antragstellerland Frankreich hat den 
Gen-Mais bis heute nicht freigegeben, weil er nicht 
gekennzeichnet ist. Sie aber nehmen die Risiken bil-
ligend in Kauf und stellen kommerzielle Interessen 
über alles. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich schließe die 
Aussprache. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
auf den Drucksachen 13/6586 und 13/6538 sowie die 
Entschließungsanträge der Fraktionen der SPD und 
des Bündnisses 90/Die Grünen auf den Drucksachen 
13/7178 und 13/7196 zur federführenden Beratung 
an den Ausschuß für Gesundheit und zur Mitbera-
tung an den Rechtsausschuß, den Ausschuß für Wirt-
schaft, den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, den Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung, den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit, den Ausschuß für Bildung, Wis-
senschaft, Forschung, Technologie und Technikfol-
genabschätzung sowie an den Ausschuß für die An-
gelegenheiten der Europäischen Union zu überwei-
sen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? - Das ist 
nicht der Fall. Dann sind die Überweisungen so be-
schlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Frei-
mut Duve, Otto Schily, Hans Berger, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
Erhalt der Buchpreisbindung 

- Drucksache 13/6061 -
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technolo-
gie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für Angelegenheiten der Europäischen Union 

Interfraktionell wurde vereinbart, alle Reden zu 
Protokoll zu geben. Das sind die Reden der Abgeord-

neten Wolfgang Börnsen (Bönstrup), Freimut Duve, 
Antje Vollmer, Jürgen Türk, Norbert Lammert und 
Gerhard Zwerenz. Sind Sie damit einverstanden? - 
Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist so beschlos-
sen. *) 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 13/6061 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit 
einverstanden? - Das ist der Fall. Dann ist die Über-
weisung so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 sowie Zusatz-
punkt 14 auf: 

13. Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Winfried Wolf, Wolfgang Bierstedt, 
Dr. Dagmar Enkelmann, weiterer Abgeordne-
ter und der Gruppe der PDS 
Postverkehr auf Schienen abwickeln 

- Drucksache 13/6827 - 

ZP14. Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Manuel Kiper, Kristin Heyne, Christine 
Scheel, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Umweltverträglicher Postverkehr 

- Drucksache 13/7161 - 
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Post und Telekommunikation (federführend) 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Interfraktionell ist vereinbart worden, für die Aus-
sprache eine halbe Stunde vorzusehen, wobei die 
Gruppe der PDS fünf Minuten erhalten soll. 

Ihre Reden zu Protokoll gegeben haben Renate 
Blank, Paul Laufs, Siegfried Scheffler, Albert Schmidt 
(Hitzhofen) und Horst Friedrich. **) Sind Sie damit 
einverstanden? - Ich sehe keinen Widerspruch. 

Ich erteile jetzt dem Abgeordneten Winfried Wolf 
das Wort. 

Dr. Winfried Wolf (PDS): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist wie so 
oft am Donnerstagabend, daß unser einziger Punkt in 
der Woche als letzter aufgerufen wird. Deswegen 
möchte ich meine Rede nicht zu Protokoll geben. 
Mich hätte schon interessiert, was zum Beispiel die 
Gründe der Grünen und der SPD sind, möglicher-
weise nicht für unseren Antrag zu stimmen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Im Zweifel können 
Sie nachlesen!) 

- Ja, aber ich hätte es gern hier gehört. 

Am 31. Mai 1997 soll der gesamte - verbliebene - 
Postversand von Briefen im Schienenverkehr einge-
stellt und auf die Straße und in die Luft verlagert wer-
den. Dieses Segment bringt der Bahn jährlich noch 
40 Millionen DM ein. Hinzu kommen die Frachtpost 
- Pakete und Päckchen, die noch in einem Volumen 
von 30 bis 40 Millionen DM mit der Deutschen Bahn 

*) Anlage 7 
**) Anlage 8 
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AG befördert werden. Auch diese Frachtpost wird sy-
stematisch auf die Straße und in die Luft verlagert. 

In Arbeitsplätzen gerechnet sind mit dem Weg-
gang der Briefpost weitere 400 Stellen bei der Bahn 
bedroht. Insgesamt dürfte der Umsatz der Post bei 
der Bahn im Jahre 1996 noch 900 Arbeitsplätze gesi-
chert haben. 

Bei dem Antrag, den wir stellen, geht es bereits um 
eine Notbremse. Daher forderten wir auch Abstim-
mung mit der heutigen Debatte und damit in der er-
sten Lesung. 

Ursprünglich setzte die Post bei der Bahn jährlich 
400 Millionen DM um, sechsmal mehr als heute. Der 
Abmarsch auf die Straße und in die Luft ist in vollem 
Gange. 

Wir verlangen mit unserem Antrag zwei sehr be-
scheidene Dinge: Erstens. Die Bundesregierung muß 
ihren eigenen Postulaten gerecht werden; ihr kommt 
eine Vorbildfunktion zu. Laut Enquete-Kommission 
„Schutz der Erdatmosphäre" des Deutschen Bundes-
tages und laut dem offiziellen - gestern im Verkehrs-
ausschuß erörterten - „Umweltbericht 1996" tragen 
die Emissionen des Straßen- und Luftverkehrs „we-
sentlich ... zur Veränderung des globalen Klimas 
bei."  

Zweitens. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
„in ihrer Eigenschaft als hundertprozentige Eignerin 
der Deutschen Post AG und der Deutschen Bahn AG 
darauf hinzuwirken, daß ein Maximum des technisch 
realisierbaren Postverkehrs auf Schienen ... abge-
wickelt wird."  

Bei den Castor-Transporten nahm diese Regierung 
massiv Einfluß auf die Bahn, um ihre umweltzerstöre-
rische Energiepolitik abzusichern. Die dadurch ent-
standenen Schäden für die Bahn AG sind hinsicht-
lich der Finanzen und des Images erheblich. 

Der  hier vorliegende Antrag fordert das Umge-
kehrte: eine Einflußnahme des Bundes auf Bahn und 
Post, um eine umweltfreundliche Verkehrspolitik 
durchzusetzen. Die Folgen wären für beide Unter-
nehmen eindeutig positiv. 

(Beifall bei der PDS) 

Es ist ja das Bahnmanagement selbst, das der Post 
ein „schienenfeindliches Logistikkonzept" zuspricht 
und erklärt, die Bahn könne den Anforderungen der 
Post durchaus gerecht werden. 

Daß Briefpost überwiegend auf Schienen technisch 
funktioniert und daß dabei ihr auch die Post-Formel 
„E plus 1" - Zustellung am Tag nach der Einlieferung 
- realisierbar ist, haben wir im Antrag mit aktuellen 
Beispielen belegt. Vor allem aber belegen dies histo-
rische Erfahrungen: Es waren Reichspost und Reichs-
bahn, die für ein weit größeres Gebiet und ohne 
Elektronik einen weitgehend perfekten Postverkehr 
realisierten. Mit Post auf Schienen ließe sich für 
große Regionen, Herr Friedrich, sogar „E plus 1/2" 
realisieren. 

Hören Sie das folgende Zitat: 

„Und nun, Fritz", so waren Woldemars letzte 
Worte, „sieh nach dem Rechten. Schicke mir 
nichts nach; Zeitungen wirf weg. Und die drei 
Briefe hier, wenn ich fort bin, die tue sofort in den 
Kasten ... Ist die Droschke schon da?" 

„Zu Befehl, Herr Rittmeister." 

„Na, dann mit Gott. Und jeden Tag lüften. Und 
paß auf die Pferde." 

Damit verabschiedete sich Woldemar. 

Von den drei Briefen war einer nach Stechlin hin 
adressiert. Er traf, weil er noch mit dem ersten 
Zuge fort konnte, gleich nach Tische bei dem Al-
ten ein . . . 

Das Zitat stammt - Herr Friedrich, Sie haben mich 
nicht unterbrochen; schade - aus Theodor Fontanes 
Roman „Der Stechlin". 

Der Offizier Woldemar Stechlin ist kurzfristig zu ei-
nem Truppenbesuch nach England beordert worden. 
Vertrauend auf „E plus 1/2" berichtet er dies seinem 
Vater. Der Brief wird frühmorgens in Berlin aufgege-
ben. Er erreicht den Vater am selben Tag „nach Ti-
sche" 100 Kilometer entfernt auf Schloß Stechlin, bei 
Rheinsberg. 

Was Theodor Fontane Ende des letzten Jahrhun-
derts, 1898, wie eine Selbstverständlichkeit im 
23. Kapitel erwähnte, sollte auch heute möglich 
sein: eine schnelle, effiziente Post, die überwiegend 
die Schienenwege nutzt. Eine solche Schienenpost 
würde auch einen Beitrag dazu darstellen, daß 
Bahnstrecken nicht, wie jetzt in großem Umfang 
vorgesehen, abgebaut werden. Genau dies ist - 
Christina  Schenk hat dies schon erwähnt - unter 
anderem für die bei Fontane erwähnte Region mit 
den seit zwei Tagen im Detail vorliegenden Plänen 
für Streckenstillegungen vorgesehen. Auch die 
38 Kilometer lange Strecke Löwenberg-Rheinsberg 
ist dort als für eine Stillegung „zu untersuchen" 
aufgeführt. Geht es nach der Deutschen Bahn AG, 
so könnte also demnächst Fontanes Stechlin oder 
Tucholskys Rheinsberg für den Bahnreisenden un-
erreichbar sein. 

Wir fordern alle Freundinnen und Freunde von 
Bahn, Post, Umwelt und Theodor Fontane dazu auf, 
unserem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Gruppe der PDS zur Abwicklung des Postverkehrs 
auf Drucksache 13/6827. Wer stimmt dafür? - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Damit ist der An-
trag mit den Stimmen von CDU/CSU, F.D.P., SPD 
und den Grünen gegen die Stimmen der PDS abge-
lehnt. 
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Vizepräsidentin Michaela Geiger 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 13/7161 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit 
einverstanden? - Das ist der Fall. Dann ist die Über-
weisung so beschlossen. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, wir sind 
damit am Schluß unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Freitag, 14. März 1997, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.34 Uhr) 
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*) für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen 
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Anlage 2 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Birgit Homburger (F.D.P.) 

zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Vermittlungsausschusses: 

Kraftfahrzeugsteueränderungsgesetz 1997 
(Zusatztagesordnungspunkt 3) 

Die Einigung im Vermittlungsausschuß zum KfZ- 
Steuer-Änderungsgesetz ist ein Kompromiß mit But-
ten und schlechten Aspekten. Positiv ist, daß zugun- 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

sten der Bürgerinnen und Bürger massive Steuer-
erhöhungsforderungen der Länder abgewehrt wer-
den konnten und mit der Absenkung der Steuersätze 
für moderne Diesel eine langjährige Forderung der 
F.D.P. umgesetzt wird. 

Inakzeptabel ist für mich jedoch der Verzicht auf 
die von der Koalition im Gesetz angelegte Umlegung 
der KfZ-Steuer auf die Mineralölsteuer ab dem Jahre 
2003. Damit wird eine Riesenchance vergeben, mit 
der Umsetzung des Verursacherprinzips gleichzeitig 
zur Verkehrsvermeidung beizutragen und Anreize 
für verbrauchsärmere Fahrzeuge zu geben sowie zur 
Vereinfachung des Steuerrechts durch den Wegfall 
einer ganzen Steuerart beizutragen. 

Ich bedauere, daß trotz des Angebots des Bundes 
an die Länder, ihnen einen Ausgleich für den Wegfall 
der KfZ-Steuer zu gewähren, die SPD-geführten Län-
der im Vermittlungsausschuß mit ihrer Mehrheit eine 
Abstimmung über das jetzige Modell erzwangen. 
Damit hat letztlich der massive, einzig und allein fi-
nanzpolitisch motivierte Druck der SPD-geführten 
Länder zu einem Scheitern dieser notwendigen Maß-
nahme geführt. Die Grünen, die diese Lösung nicht 
nur in Parteitagsprogrammen, sondern auch mit An-
trägen im Deutschen Bundestag mehrfach gefordert 
haben, haben mit ihrem Verhalten in den Ländern 
ihre umwelpolitische Glaubwürdigkeit verloren. Sie 
ordnen ökologische Aspekte in den rot/grün-regier-
ten Ländern der finanzpolitischen Kirchtumspolitik 
der Landesregierungen unter. 

Das Scheitern einer auf breite politische Akzeptanz 
stoßenden, sinnvollen und langjährig diskutierten 
Forderung nach Umlegung der KfZ-Steuer auf die 
Mineralölsteuer aus egoistischen Länderinteressen 
zum jetzigen Zeitpunkt ist ein politisches Armuts-
zeugnis für die Länder. 

Daher werde ich dem Vermittlungsergebnis nicht 
zustimmen. 

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Dr. Winfried Wolf (PDS) 

zur Abstimmung über den Antrag 
der Gruppe der PDS: 

Keine Fahrpreiserhöhung der DB AG 
in Ostdeutschland 

(Tagesordnungspunkt 17 e) 

Ich stimme für den Antrag, weil die genannten 
Fahrpreiserhöhungen, obgleich gegenüber den er-
sten Ankündigungen zeitlich gestreckt und im Um-
fang reduziert, in keiner Weise durch das Fahrplan- 
und Serviceangebot der DB AG in den neuen Bun-
desländern gedeckt sind. 

Ich stimme für den Antrag, weil die soeben durch 
den MdB Albert Schmidt (Hitzhofen) bekanntge-
machten Streckenstillegungs-Pläne der DB AG in be- 



14752* 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 163. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. März 1997 

sonderem Maß die neuen Bundesländer treffen sol-
len und weil damit dort gerade in den kommenden 
Jahren mit den genannten Fahrpreiserhöhungen das 
Bahnangebot massiv abgebaut wird. U. a. sind in 
Mecklenburg-Vorpommern 62,9, in Thüringen 66,4, 
in Sachsen-Anhalt 36,9, in Sachsen 34,2 und in Bran-
denburg 39,4 Prozent des Streckennetzes von Still-
legung bedroht. 

Ich stimme für den Antrag, weil unter den gegebe-
nen Bedingungen die genannten Fahrpreiserhöhun-
gen zusammen mit den Angebotsverschlechterun-
gen noch mehr Verkehr von der Schiene auf die 
Straße und in die Luft verlagern und damit einen zu-
sätzlichen Beitrag zur Umweltbelastung leisten wer-
den. 

Anlage 4 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zu Tagesordnungspunkt 8 

(3. Wahlrechtsverbesserungsgesetz) 

Helmut Heiderich (CDU/CSU): Als Gesetzgeber 
wird uns häufig vorgehalten, wir seien mit unseren 
Entscheidungen zu weit von der Praxis entfernt. Ins-
besondere ließen die gesetzlichen Vorschriften im-
mer wieder Schlupflöcher offen, durch welche Fin-
dige den Auflagen des Gesetzes entschlüpfen könn-
ten. 

Andererseits wird genau entgegengesetzt argu-
mentiert, die Maschen unserer Paragraphenwerke 
seien nicht fein genug. Betroffene könnten zu ihrem 
Nachteil durch das aufgespannte Netz rutschen, ent-
gegen den Intentionen des Parlaments gegebene 
Möglichkeiten nicht nutzen oder nachteilig betroffen 
sein. 

Mit der heutigen Gesetzesvorlage greifen wir in 
vielen Bereichen diese Argumente auf, führen sozu-
sagen eine Feinabstimmung durch. Trotz aller Vor-
überlegungen und Simulationen in den zuständigen 
Ministerien vor der Paraphierung, trotz der einge-
henden Beratungen und Anhörungen in den Aus-
schüssen und während der Lesungen im Parlament 
kommen bei der Umsetzung in die Praxis immer wie-
der Ergebnisse zutage, die nicht in der Zielrichtung 
des Gesetzgebers liegen. 

Ein typisches Beispiel liefert der § 50 des Pflege-
versicherungsgesetzes. Wenn Pflegegeld nach die-
sem Gesetz zusammentrifft mit Pflegeleistungen aus 
dem Lastenausgleichsgesetz (LAG) und der Kriegs-
opferfürsorge nach dem Bundesversorgungsgesetz 
(BVG), dann kann es nach den bisherigen Regelun-
gen zu einer Doppelanrechnung des Pflegegeldes 
kommen. 

Im Ergebnis führt dies zu finanziellen Einbußen für 
die Betroffenen. Nach der geltenden Rechtslage ist 
diese wechselseitige Anrechnung durch die beiden 
unterschiedlichen Behörden sogar rechtlich korrekt. 
Mit der jetzt eingebrachten Änderung des Artikel 50  

und weiterer Folgevorschriften wird diese unglück-
liche Konstellation beendet und den Betroffenen 
rückwirkend eine Sicherung ihres vorherigen Besitz-
standes garantiert. 

Im Datenschutz haben wir inzwischen - diese Er-
kenntnis wird ja zunehmend stärker - an manchen 
Stellen die Bestimmungen so bindend, so scharf for-
muliert, daß wir uns damit selbst Fesseln angelegt 
haben. Ein Beispiel davon greift der vorgelegte Ge-
setzentwurf auf. Gemeinsam treten wir ja für die Be-
kämpfung illegaler Beschäftigung ein. Gemeinsam 
fordern wir, diejenigen zu ermitteln und zu bestrafen, 
die sich Leistungen aus den Sozialkassen illegal er-
schleichen. Und natürlich darf in einem gemeinsa-
men Europa die Aufdeckung solcher Fälle nicht an 
den deutschen Grenzen haltmachen. Denn die wach-
sende zwischenstaatliche Integration, die zuneh-
mend offenen Grenzen und die guten Verkehrsver-
bindungen machen es beispielsweise immer leichter 
möglich, Sozialleistungen aus einem Staat zu bezie-
hen und gleichzeitig einer Beschäftigung in einem 
anderen nachzugehen. 

Noch drängender ist die Bekämpfung illegaler 
grenzüberschreitender Vermittlung von Arbeitskräf-
ten, die vor allem aus den osteuropäischen Staaten in 
erheblichem Umfang zunimmt. Aber unsere Daten-
schutzbestimmungen verhindern, daß die von der 
Bundesanstalt für Arbeit, von Hauptzollämtern und 
anderen Behörden erfaßten Daten den Ermittlungs-
behörden unserer europäischen Partner zur Verfü-
gung gestellt werden. So liegt seit Mitte 1996 bei-
spielsweise eine unterschriftsreife Vereinbarung mit 
Dänemark vor, die aus den genannten Gründen nicht 
umgesetzt und abgeschlossen werden kann. 

Mit dem heutigen Verbesserungsgesetz werden 
deshalb Grundlagen geschaffen, um den zuständi-
gen in- und ausländischen Dienststellen den notwen-
digen Datenaustausch zu ermöglichen und damit zu 
helfen, daß sie Hand in Hand diese Probleme be-
kämpfen können. Deshalb soll das Zehnte Buch SGB 
entsprechend geändert werden. 

Für die nächsten allgemeinen Sozialwahlen in 
1999, deren Vorbereitungen bereits Mitte des Jahres 
anlaufen, werden die Positionen der Selbstverwal-
tung gesichert und gestärkt. Dies geschieht vor allem 
dort, wo die Neuregelungen der gesetzlichen Kran-
kenversicherung zu organisatorischen Veränderun-
gen in der Struktur der Kassen führen und bisherige 
Regelungen nicht mehr eindeutig greifen. 

Eine weitere Änderung trifft die Verletztengeld

-

Regelung. Die durch das Unfallversicherungs-Ein-
ordnungsgesetz eingeführte Vorschrift (§ 46 Abs. 3 
Satz 2 Nr. 3 SGB VII i. V. mit § 72 Abs. 1 Nr. 1 
SGB VII) sollte Verletzten, bei denen nicht mehr da-
mit zu rechnen ist, daß sie beruflich rehabilitiert wer-
den können - in Anlehnung an die Krankenversiche-
rung -, eine vorhersehbare Zahlung von Verletzten-
geld von 78 Wochen garantieren. Dabei ist dieses 
Verletztengeld in aller Regel höher als die spätere 
Unfallrente. 

Für die bei den landwirtschaftlichen Berufsgenos-
senschaften Versicherten führt die Regelung aber 
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häufig zu einer finanziellen Benachteiligung, da sie 
leider aus diesem Rahmen herausfallen. Sie haben 
lediglich Anspruch auf ein pauschalisiertes (relativ 
niedriges) Verletztengeld, erfahren also durch die Sy-
stematisierung des SGB ungewollt Nachteile. Auch 
diese nicht beabsichtigte Folgewirkung für Land-
wirte und ihre Angehörigen soll durch den vorliegen-
den Gesetzentwurf beseitigt werden. 

Weitere Verbesserungen werden angestrebt bei: 

- Entschädigungsrentengesetz-Ergänzung, 

- Finanzierung des Konkursausfallgelds mit Klarstel-
lung im AFG und der Insolvenzordnung, 

- Ansprüchen ehemaliger Beschäftigter der Wismut 
AG. 

Der Gesetzentwurf ist, wie ich hoffentlich deutlich 
machen konnte, gerade wegen seiner vielen Detail-
regelungen dringend notwendig. Wir sollten ihn zü-
gig behandeln, damit die Vorteile für die Betroffenen 
bald wirksam werden können. 

Anlage 5 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 10 

(Antrag: Förderung eines Modellprojekts 
für Umwelt und Verkehr im Tourismus) 

Dr. Olaf Feldmann (F.D.P.): Jeder von uns könnte 
nach diesem Muster einen Antrag für seinen Wahl-
kreis einbringen. Ich würde z. B. gern einen Modell-
versuch im angedachten Nationalpark Nordschwarz-
wald vom Bund finanziert sehen. Ohne Mobilität gibt 
es keinen Tourismus. Über die Hälfte des Individual-
verkehrs ist freizeitbedingt. Also müssen sich unsere 
Bemühungen um einen umweltverträglichen Touris-
mus besonders auf den Verkehr konzentrieren. Wir 
müssen verhindern, daß Tourismus das zerstört, was 
Touristen - z. B. im Bayerischen Wald - suchen: in-
takte Natur, Ruhe und Erholung. 

Es gibt in Deutschland gute, kommunal- und län-
derfinanzierte Projekte zur Verkehrsreduzierung in 
Fremdenverkehrsregionen, zum Beispiel für den Bel-
chen im Südschwarzwald. Auch der kürzlich abge-
schlossene Bundeswettbewerb Tourismus und Um-
welt hat dies gezeigt: Oberstdorf oder Juist sind im 
Ortskern autofrei, Damp oder Bad Dörrheim sind ver-
kehrsberuhigt, um nur ein paar Beispiele zu nennen. 

Wir begrüßen die Erweiterung des Nationalparkes 
Bayerischer Wald. Der Nationalpark hat in den letz-
ten 20 Jahren zu mehr Tourismus geführt. Das ist er-
freulich. Wir dürfen aber nicht vergessen: Vordringli-
che Aufgabe des Nationalparks ist nicht die touristi-
sche Attraktivität, sondern der Erhalt von Natur und 
Landschaft. 

Die F.D.P. begrüßt die Intention des SPD-Antrages 
zu einer ökologisch verträglichen Regulierung der 
Besucherströme. Aber Ihrer Attacke gegen die freie, 
soziale Marktwirtschaft treten wir entgegen: Es geht  

doch gerade darum, die bewährten Elemente der 
Marktwirtschaft zur Entwicklung eines umweltge-
rechten Tourismus einzusetzen. Wir wollen eine auch 
ökologisch orientierte Marktwirtschaft im FV. 

Sowohl die regionalen Verkehrsverbindungen als 
auch die Nationalparkentwicklung sind Ländersa-
che, also Sache des Freistaates Bayern sowie der be-
troffenen Kommunen und Regionen. Bahnstrecken 
wie Zwiesel-Grafenau, Jandelsbrunn-Haidmühle 
oder Gotteszell-Viechtach sind wahrhaft keine Bun-
dessache. Spätestens seit der Regionalisierung des 
DB-Nahverkehrs hat der Bund nichts mehr mit den 
im Antrag vorgeschlagenen Maßnahmen zu tun. 

Die angemahnten Fernbahnverbindungen nach 
München und Berlin sind Sache der privatisierten 
Deutschen Bahn. Dieser Bahnreform hat die SPD zu-
gestimmt - und damit der Regionalisierung des 
ÖPNV. 

Wir begrüßen grenzüberschreitende Kooperation 
zur Entwicklung von Fremdenverkehr und Umwelt-
schutz. Aber das macht die Sache nicht zu einer 
Bundesangelegenheit. Regionale Kooperation über 
Grenzen hinweg ist auch ohne Mitwirkung des Bun-
des möglich. 

Ihr Antrag ist schlicht eine Attacke auf die - leider 
leere - Bundeskasse. Sie übersehen geflissentlich, 
daß der Bund durch das Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz erhebliche Mittel für derartige Infra-
strukturmaßnahmen bereitstellt. Es geht nicht an, 
darüber hinaus den Bund weiter zu schröpfen für ein 
solches Regionalprojekt, das nicht einmal von Bayern 
gewünscht wird. Die F.D.P. lehnt den SPD-Antrag ab. 
Er gehört in den Bayerischen Landtag und nicht hier-
her. Wir beantragen die Überweisung nach Mün-
chen. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Der Antrag enthält zwei-
felsohne wichtige Anliegen, die für den Bayerischen 
Wald von großer Bedeutung sind. Ich möchte hierzu 
gleich vorab sagen, daß die angesprochenen Pro-
bleme vorrangig von der Region gelöst werden müs-
sen. 

Auf Bundesebene ein Modellprojekt für den Baye-
rischen Wald zu entwickeln halte ich nicht für sinn-
voll. 

Ein neues Projekt würde nur Zeit und Geld kosten. 
Vorliegende Erkenntnisse und Erfahrungen aus be-
reits von der Bundesregierung geförderten Projekten 
sollten genutzt werden. Das hat auch den Vorteil, 
daß schneller Ansatzpunkte für Lösungen zur Verfü-
gung stehen als bei einem neuen Projekt. 

Bezüglich der angesprochenen Erweiterung des 
Nationalparks Bayerischer Wald und der damit ver-
bundenen Verkehrsprobleme sind die Bayerische 
Staatsregierung sowie die beteiligten Landkreise, 
Kommunen und Fremdenverkehrsverbände vor Ort 
gefordert. Die Partner in der Region kennen die Pro-
bleme vor Ort viel besser als der Bund. Sie müssen 
daher für die Region ein bedarfsgerechtes Angebot 
entwickeln. 
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Die Bundesregierung kann im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten und Zuständigkeiten die Bemühungen der 
regional Verantwortlichen um umweltverträgliche 
und sachgerechte Verkehrskonzepte nur unterstüt-
zen. 

Der Tourismus in Deutschland hebt sich nicht zu-
letzt auf Grund seiner regionalen Vielfalt von der 
ausländischen Konkurrenz positiv ab. Diese Vielfalt 
hat Vorteile, birgt aber auch die Gefahr der Zersplit-
terung. 

Schwächen beim Marketing für Urlaub und Reisen 
in Deutschland, die aus der kleinteiligen Struktur im 
deutschen Fremdenverkehr erwachsen, müssen 
überwunden werden. Deutschland als Reiseziel muß 
besser dargestellt und vermarktet werden. 

Mit der Gründung der Deutschland Tourismus

-

Marketing GmbH (DTM) Ende 1996 arbeiten zum er-
sten mal die wichtigsten Akteure unter einem Dach: 
Deutsche Zentrale für Tourismus, Deutscher Frem-
denverkehrsverband und Bundesverband der Deut-
schen Tourismuswirtschaft. Ihr Ziel ist es, durch ge-
meinsame Marketingprojekte den Reiseverkehr in-
nerhalb Deutschlands und nach Deutschland zu för-
dern: Die DTM soll die Marketingaktivitäten für den 
Deutschlandtourismus bündeln und optimieren, um 
die Nachteile der zersplitterten Tourismusstrukturen 
auszugleichen. Eine gemeinsam von Bund und Län-
dern sowie der Wirtschaft finanzierte bundesweite 
Werbekampagne für Urlaub und Reisen in Deutsch-
land soll in Kürze anlaufen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich die maßgeb-
liche finanzielle Beteiligung der Deutschen Bahn AG 
an der geplanten Werbekampagne für „Urlaub und 
Reisen in Deutschland" ausdrücklich begrüßen. Sie 
bietet mit ihrem Sparpreis- und dem Ferienticket ein 
äußerst attraktives Angebot, das den Ländern, Regio-
nen und Kommunen bei der Vermarktung der deut-
schen Urlaubsgebiete besonders zugute kommt. Dies 
wird auch der Region Bayerischer Wald bei der gefor-
derten „umweltfreundlichen Besucherlenkung" hel-
fen. Alle Regionen sind eingeladen, sich an der Wer-
bekampagne mit Urlaubsangeboten und finanziell zu 
beteiligen. 

Zur Erinnerung: Mit der Regionalisierung des 
Schienenpersonennahverkehrs ab 1. Januar 1996 
wurden gerade den Beteiligten vor Ort die Kompe-
tenzen und die finanziellen Mittel für die Lösung der 
regionalen Verkehrsprobleme gegeben. 

Die Länder sind nun für den gesamten öffentlichen 
Personennahverkehr auf Schiene und Straße zustän-
dig. Sie haben jetzt die Möglichkeit, den gesamten 
ÖPNV neu zu regeln und aufeinander abzustimmen. 
Das Angebot wird dadurch wirtschaftlicher und be-
darfsnäher. Nach dem Gesetz zur Regionalisierung 
des öffentlichen Personennahverkehrs erhielten die 
Länder dafür eine zweckgebundene und dynami-
sierte Finanzausstattung (1996 8,7 Milliarden DM, 
1997 12 Milliarden DM). Darüber hinaus stehen den 
Ländern Mittel des Bundes nach dem Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz zur Verfügung. Die Länder 
können diese zum Ausgleich von Betriebskostendefi-
ziten oder auch für Investitionen einsetzen. 

Ich meine, es gibt gute Voraussetzungen, die im 
Antrag aufgezeigten regionalen Probleme im Natio-
nalpark Bayerischer Wald vor Ort zu lösen. Vor die-
sem Hintergrund wird die Bundesregierung alles un-
terlassen, was der verfassungsmäßigen Aufgabentei-
lung  zwischen Bund, Ländern und Kommunen und 
der ökonomischen Vernunft zuwiderlaufen würde. 
Deshalb lehnen wir den Antrag ab. 

Anlage 6 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 11 a und b 

(a - Antrag: Keine Deregulierung der EU-System

-

richtlinie 90/219/EWG 
b - Bericht der Bundesregierung über Erfahrungen 

mit dem Gentechnikgesetz) 

Sigrun Löwisch (CDU/CSU): Die Gentechnik hat 
für viele Menschen zwei Gesichter. Es geht ihnen da-
bei wie mit dem berühmten Dr. Jekyll und Mr. Hyde: 
Dr. Jekyll, tagsüber der besorgte hilfreiche Arzt und 
nachts der mordende Mr. Hyde. So einfach kann man 
es sich in der Gentechnik aber nicht machen, wenn 
es auch oft versucht wird. Wir können die eine Seite 
- „die gute" -, in der es vorrangig um hilfreiche neue 
gentechnische Behandlungsmethoden in der Medi-
zin geht, nicht abtrennen von den neuen biotechno-
logischen Entwicklungen in Landwirtschaft und Er-
nährung: Hier kreiste die Diskussion vorwiegend um 
die Schlagworte „Freilandversuche" und „gentech-
nisch veränderte Lebensmittel" - für manche ist dies 
„die böse" Seite. 

Richten wir unseren Blick einmal auf die Akzep-
tanz in der Bevölkerung in bezug auf die Gentech-
nik: 70 % der Bevölkerung gehen davon aus, daß 
Gentechnik zu großen medizinischen Fortschritten 
führt. Für zwei Drittel ist die Gentechnik ein wichti-
ger High-Tech-Bereich für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland. 60 % würden es begrüßen, wenn 
Deutschland in der Gentechnik eine Spitzenstellung 
einnimmt. Nur 29 % der Bundesbürger will wegen 
der Risiken ganz auf Gentechnik verzichten. 1988 
waren es noch 40 %. 

Ich gebe mich aber keinen falschen Illusionen hin: 
Bei Umfragen über Freisetzungsversuche gäbe es si-
cherlich hohe Ablehnungsraten. Hier muß noch viel 
Aufklärung erfolgen. 

In diesem Zusammenhang gehört auch der Ent-
schließungsantrag der Fraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen, der uns heute vorliegt. Wir können sicher-
lich über das Vorgehen der Kommission diskutieren, 
die Einfuhr von gentechnisch verändertem Mais trotz 
der geäußerten Bedenken zu gestatten. Ich sage es 
offen. Auch ich bin darüber nicht ganz glücklich. 
Aber gerade im Hinblick auf die gebotene Aufklä-
rung sollten wir uns vor Schnellschüssen hüten. Die 
in dem Antrag angesprochenen Sicherheitsbeden-
ken werden wir im Ausschuß genau prüfen, ebenso 
wie die Frage, ob wir rechtlich überhaupt ein natio- 
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nales Einfuhrverbot aussprechen dürften. Dann kön-
nen wir unserer Entscheidung auch den wissen-
schaftlichen Sachverstand zugrunde legen. Die Vo-
ten des Robert -Koch-Instituts zu diesen Fragen wer-
den für uns richtungsweisend sein. 

Liebe Kollegen, ich bitte Sie eindringlich: Lassen 
Sie uns diese Fragen in Ruhe diskutieren. Durch vor-
eilige und pauschale Bewe rtungen würden wir unnö-
tig zur weiteren Verunsicherung in der Bevölkerung 
beitragen. Die Erfahrung in Deutschland hat bisher 
gezeigt, daß sich die beteiligten Wissenschaftler ihrer 
Verantwortung bewußt sind und daß es bisher zu kei-
nem einzigen gentechnikspezifischen Unfall gekom-
men ist. Liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
SPD, wie ich Ihrem Antrag entnehme, teilen Sie 
diese Aussage. 

Gleichwohl stellt die Risikofrage ein zentrales 
Thema der Ethik dar. Es muß sichergestellt sein, daß 
nicht in leichtfertiger Weise Menschen und Umwelt 
gefährdet werden. Dies leistet unserer Gentechnik-
gesetz. Es bietet einerseits Schutz vor Risiken, ande-
rerseits soll es auch genug Spielraum für die Ent-
wicklung dieser neuen Technologie lassen. 

Wir haben ein hohes Schutzniveau, müssen aber 
noch stärker bürokratische Entwicklungshindernisse 
abbauen, was der Be richt der Bundesregierung über 
die Erfahrungen mit dem Gentechnikgesetz sehr 
deutlich macht. Um dies möglich zu machen, laufen 
zur Zeit Beratungen über Deregulierungen im Be-
reich der EG-Systemrichtlinie. Gerade unsere Regie-
rung drängt auf europäischer Ebene auf Vereinfa-
chungen, und wir unterstützen sie dabei nachdrück-
lich. Ähnlich verstehe ich auch Ihren Antrag, liebe 
Kolleginnen und Kollegen von der SPD, den ich trotz 
einiger Bedenken insgesamt für konstruktiv halte. Im 
Hinblick auf die Nutzung der Potentiale der Gen-
technologie sollten wir in der Tat an einem Strang 
ziehen, denn die moderne Gentechnik gehört zu den 
innovativen Wissenschaftsbereichen, von denen man 
neue Optionen zur Lösung drängender Zukunftspro-
bleme erwartet. 

Auch für die Arbeitsmarktsituation in unserem 
Land ist die neue Technologie von großer Bedeutung. 
Es geht hier nicht um einen technologischen Mythos. 
Wir stellen entgegen Ihren Vorwürfen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von den Bündnisgrünen, auch 
keine spekulativen Nützlichkeits-, Arbeitsplatz- und 
Wirtschaftswachstumsversprechungen an. Die positi-
ven Impulse der Bio- und Gentechnologie für unsere 
Wirtschaft sind greifbar. Als Beispiel werden in den 
Reinräumen von GenCenix in Freiburg bereits einige 
Zell-Linien für Gentherapiestudien hergestellt. Aber: 
In Mailand eröffnete vor kurzem mit „Molmed" ein er-
stes kommerzielles Gentherapielabor. Das Unterneh-
men ist eine Kooperation zwischen italienischen For-
schern und dem deutschen Forschungsunternehmen 
Boehringer Mannheim. Statt in Mailand hätte ich mir 
dies freilich in Deutschland gewünscht. 

In der Gentechnologie entstehen also neue Arbeits-
plätze, und wir müssen alles dafür tun, daß dies auch 
in Deutschland der Fall ist. Dies bestärkt uns in unse-
rem Vorhaben, weiter bestehende Hindernisse für die 
Entwicklung der neuen Technologie abzubauen. 

Als Gesundheitspolitikerin liegt es mir natürlich 
am Herzen, über die gentechnischen Möglichkeiten 
im medizinischen Bereich zu sprechen. 

Sowohl im diagnostischen als auch therapeuti-
schen Bereich werden hier neue Methoden entwik-
kelt, die die medizinische Versorgung der Menschen 
verbessern werden. Hinzu kommt, das die revolutio-
nierenden Erkenntnisse für viele, zum Teil unheilbar 
kranke Menschen eine neue Hoffnung bringen. Ge-
rade bei Krebs, Infektions- und Herz-Kreislauf-Er-
krankungen werden mit Hilfe der Gentechnologie 
zunehmend neue Diagnose- und Therapiekonzepte 
entwickelt. Erst die Gentechnik macht es ja über-
haupt möglich, Krankheitsebenen auf molekularer 
Ebene zu untersuchen. Genauere Diagnosen ermög-
lichen auch gezieltere Behandlungsweisen. Viele 
warten dringend auf neue Forschungsergebnisse. 
Die Deutsche Arbeitsgemeinschaft für Gentherapie 
(DAG-GT e. V.) zählt derzeit in Deutschland neun kli-
nische Gentherapiestudien, insbesondere an den 
Universitätskliniken. 

Am besten kenne ich, weil aus nächster Nähe, die 
klinischen Gentherapiestudien an der Universität 
Freiburg. Hier gibt es im Bereich der Tumorimmuno-
logie und der somatischen Gentherapie drei For-
schungsschwerpunkte, die auch durch Mittel des 
Bundesministers für Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Technologie gefördert werden. Zum Bei-
spiel die Studie über Glioblastome, dem bösartigsten 
aller Hirntumore, an dem jährlich in Deutschland 
4 000 bis 5 000 Menschen erkranken. Die Studie be-
deutet einen Hoffnungsschimmer für diese Schwer-
kranken. Demgemäß ist die Nachfrage, an der Studie 
teilzunehmen, wesentlich höher als das Angebot. Bei 
der Glioblastom-Studie werden gentechnisch verän-
derte Viren in einem neuen Verfahren unmittelbar in 
das Gehirn eingespritzt. Diese Viren enthalten eine 
Art Selbstmord-Gen, mit dem es gelingt, die bösarti-
gen Tumorzellen zu zerstören. 

In einer weiteren Studie in Freiburg werden we-
sentliche Verbesserungen durch die Immuntherapie 
erprobt. Dabei soll durch gentechnische Mittel das 
Immunsystem des Krebspatienten so gestärkt wer-
den, daß es sich gegen Tumorzellen wehren und 
diese ausschalten kann. Dazu werden gentechnisch 
aufgerüstete Zellen verwendet. Eine weitere Studie 
erprobt, wie durch gentechnische Verfahren die ge-
sunden Körperzellen vor den Nebenwirkungen der 
Chemotherapie geschützt werden können. 

Doch nicht nur für die Onkologie ergeben sich un-
geahnte Möglichkeiten. Weitere Hoffnungen werden 
auf laufende Gentherapieprojekte bei Gelenkerkran-
kungen, ZNS-Erkrankungen und Aids gesetzt. 

Gleichwohl ist die Gentherapie nicht ganz unpro-
blematisch. Unter Gentherapie versteht man das Ein-
bringen eines Gens in eine Zelle, die dann das ge-
wünschte Genprodukt bildet und damit einen geneti-
schen Defekt korrigiert oder die Zelle mit einer 
neuen Funktion versieht. Es ist ganz wichtig, die so-
matische Gentherapie und die Keimbahntherapie 
strikt voneinander zu trennen. Beide dürfen nicht in 
einen Topf geworfen werden. Bei der somatischen 
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Gentherapie wird das Gen in eine Körperzelle eines 
Patienten eingebracht. Dieser Eingriff beschränkt 
sich auf den Organismus selbst. Dagegen wird bei 
der Keimbahntherapie versucht, ein Gen in die be-
fruchtete Eizelle oder embryonale Stammzelle zu 
transferieren. Dieser Eingriff setzt sich auf die Nach-
kommen fort . 

Beschränkt sich die gentechnische Veränderung 
nur auf den Organismus selbst, dann habe ich keine 
Bedenken. Einen solchen Eingriff müssen wir um der 
betroffenen Menschen willen zulassen, für die die so-
matische Gentherapie oftmals die letzte Hoffnung ist. 
Anders stehe ich zur Keimbahntherapie: Genetische 
Veränderungen in der Keimbahn führen zu vererb-
baren Veränderungen und werfen somit ethische 
und soziale Probleme auf. Wir dürfen es nicht zulas-
sen, daß Menschen die Erbinformationen der nach-
kommenden Generationen bestimmen. Damit be-
stünde die Gefahr, daß wir uns über die Schöpfung 
stellen. Das müssen wir auf jeden Fall verhindern, 
und es ist nur folgerichtig, daß die Keimbahntherapie 
in Deutschland durch das Embryonenschutzgesetz 
verboten ist. Das gilt ohne Wenn und Aber, auch 
wenn einzelne Äußerungen aus meiner Partei hier 
vielleicht mißverständlich waren. 

Das betrifft auch einen Bereich, der zur Zeit heftig 
diskutiert wird: das Klonen. „Do lly" hat uns ein-
drucksvoll gezeigt, wozu Menschen bereits in der 
Lage sind. Und gleichzeitig erhalten wir einen Vor-
geschmack davon, was möglicherweise schon in na-
her Zukunft machbar ist. Aus denselben Gründen, 
die zwingend gegen die Keimbahntherapie spre-
chen, sage ich ganz deutlich: Den geklonten Men-
schen darf und wird es nicht geben. Nicht alles, was 
machbar ist, darf erlaubt sein. 

Ich bin zuversichtlich, daß es uns nicht ergehen 
wird wie dem Zauberlehrling. Wir werden die Gei-
ster beherrschen können, die wir riefen, denn wir 
alle in diesem Hause sind uns unserer ethischen Ver-
antwortung bewußt. 

Gudrun Schaich-Walch (SPD): Das Gentechnikge-
setz muß es möglich machen, die positiven Seiten 
dieser Technik nutzbar zu machen und gleichzeitig 
die Risiken möglichst zu vermeiden. Diese Aufgabe 
hat das Gesetz bisher erfüllt, nämlich ein hohes Maß 
an Schutz für Mensch und Umwelt zu gewährleisten. 
Dies war bisher wichtigstes Ziel dieses Gesetzes, und 
dies muß immer auch das wichtigste Ziel bleiben. Die 
pauschale Wertung durch die Bundesregierung 
„Gentechnik ist keine Risikotechnik" halten wir al-
lerdings für eine sehr unkritische Betrachtungsweise, 
die wir so nicht teilen können. 

Der Einsatz der Gentechnologie kann mehr noch 
als der der Biotechnologie zu biologischen Störungen 
führen. Das ist die eine Seite. Auf der anderen Seite 
muß man aber auch zur Kenntnis nehmen, daß es un-
bestreitbare Vorteile bei der Herstellung von Medi-
kamenten und bei der Diagnose von Erbkrankheiten 
gibt. Jedes dritte neue Medikament ist auf gentech-
nische Herstellung zurückzuführen, zum Beispiel In-
sulin. 

Die Methoden der Bio- und Gentechnologie sind 
heute auch unverzichtbare Bestandteile der Grundla-
genforschung wie der angewandten Forschung. 

Gerade im medizinischen Bereich setzten viele 
Menschen, die an bisher schwer oder nicht therapier-
baren Krankheiten leiden, große Hoffnungen auf die 
Erkenntnisse der Gentechnologie. Die Entwicklung 
und Produktion neuer Diagnostika, Impfstoffe und 
Medikamente haben neue Möglichkeiten bei der Er-
kennung und der Behandlung von Krankheiten er-
öffnet. Dies ist ein Fortschritt, den wir begrüßen. 

Auch bei der Anwendung in Chemie und bei Um-
welt- und Verfahrenstechniken sehen wir durchaus 
positive Perspektiven, wobei wir jedoch nicht ver-
kennen, daß viele Erwartungen bisher nicht erfüllt 
wurden. 

Gentechnik weckt jedoch auch Ängste und Be-
fürchtungen bei den Menschen. Auch wenn manche 
Risiken dabei vielleicht überschätzt werden, so muß 
die Politik dies ernst nehmen. Denn das gesellschaft-
lich Gewünschte und ethisch Gebotene muß im ge-
sellschaftlichen Diskurs herausgearbeitet und Gren-
zen gezogen werden. Politik hat die Pflicht, solche 
Grenzen in der Gesetzgebung zu berücksichtigen. 

Es ist richtig, daß trotz einer ersten Novellierung 
der Erkenntnisstand der 80er Jahre das Gentechnik-
gesetz prägte. Heute weiß die Forschung erheblich 
mehr, und auch in der Produktion konnte viel an Er-
fahrungen gewonnen werden. Eine bessere, fundier-
tere Einschätzung des durchaus vorhandenen Risi-
kos ist dadurch möglich. Dies gilt im besonderen für 
den Bereich der Arbeiten mit gentechnisch veränder-
ten Mikroorganismen. Deshalb sind auch wir der 
Überzeugung, daß die europäischen Richtlinien, das 
Gentechnikgesetz und die Verordnungen dem Stand 
der Erkenntnisse angepaßt werden müssen. Das Ziel, 
die Gentechnologie von bürokratischen Hemmnissen 
zu befreien, wird von uns geteilt. 

Allerdings mahnen wir zur Vorsicht. In der Abwä-
gung zwischen einer Überregulierung und einer Un-
terregulierung darf es nie einen Zweifel daran ge-
ben, daß eher ein Zuviel zum Wohl der menschlichen 
Gesundheit und der Umwelt als einmal zuwenig ge-
regelt sein muß. 

Eine exakte Risiko- und Technikfolgenabschät-
zung ist immer die unverzichtbare Bedingung für 
jede Änderung von Regelungen bei potentiell riskan-
ten Techniken. Gibt es Unsicherheiten in der Bewer-
tung, muß vorsorglich ein Mehr an Regulierung erfol-
gen. Aus diesem Grund fordern wir ein Festhalten an 
dem System der präventiven Kontrolle. 

Will  man der Gentechnologie als einer Zukunfts-
technologie von vielen anderen einen sicheren 
Standort in unserer Gesellschaft geben, dann brau-
chen wir Offenheit in der Darstellung der Risiken, 
dann müssen wir uns einlassen auf kontroverse Aus-
einandersetzung und auf die Herstellung von Trans-
parenz. Der Abbau der Öffentlichkeitsbeteiligung 
wäre ein fataler Fehler. 

Wenn wir die Bio- und Gentechnik auch als wirt-
schaftliche Chance Deutschlands für den Erhalt von 
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Arbeitsplätzen nutzen wollen, so können wir dies nur 
mit unserer Gesellschaft und niemals gegen sie. 
Nach den Untersuchungen von Prognos sind aller-
dings die bisherigen Schätzungen zur wirtschaftli-
chen Perspektive der Bio- und Gentechnik viel zu 
hochgeschraubt. Es drängt sich eher der Verdacht 
auf, daß mit überzogenen Erwartungen an die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze Deregulierungsbestrebun-
gen erleichtert werden sollen. 

Die SPD will  den Chemie- und Pharmastandort 
Deutschland erhalten und für die Zukunft sichern 
und ausbauen. Deshalb wollen wir, daß die For-
schungs- und Entwicklungsmöglichkeiten genutzt 
und gefördert werden, jedoch nicht nur verengt auf 
den Bereich der Gentechnik, sondern in allen Berei-
chen der modernen Biologie wie beispielsweise der 
Biosensorik und der Bionik. 

Die SPD unterstützt in den von ihr regierten Län-
dern den Ausbau der bio- und gentechnologischen 
Forschung, Entwicklung und Produktion. Mittler-
weile sind die Genehmigungspraxen so sehr verbes-
sert worden, daß darin keine Behinderung der Unter-
nehmen mehr gesehen werden kann. So haben wir 
heute gute Rahmenbedingungen in Deutschland, die 
jedoch der weiteren Verbesserung bedürfen. Des-
halb fordern wird, die Forschung an Hochschulen 
und den außeruniversitären Einrichtungen und in 
der Industrie zu sichern und auszubauen, den Trans-
fer der Ergebnisse öffentlicher und privater For-
schung in die Anwendung zu verbessern, die Förde-
rung von Aus- und Neugründungen von Technolo-
gieunternehmen. 

Das Gentechnikrecht muß den gewachsenen Er-
kenntnissen angepaßt werden. Allerdings steht diese 
Anpassung unter dem absoluten Vorrang der Sicher-
heit von Mensch und Umwelt. 

Aktuell wird die Richtlinie 90/219/EWG überarbei-
tet. Mit dem bisher Vorliegenden sind wir nicht ein-
verstanden. Sinnvoll ist die Einführung von vier Ge-
fahrenklassen und der Verzicht auf die verfahrens-
technische Trennung von Forschungsarbeiten und 
gewerblichen Arbeiten. Wir sind auch generell der 
Meinung, daß die Gentechnikgesetze so gestaltet 
werden sollten, daß sie schneller an den Stand der 
Technik angepaßt werden können. 

Wir halten jedoch einige Vorschläge der Kommis-
sion im Hinblick auf den Schutzzweck des Gentech-
nikgesetzes und der präventiven Kontrolle für 
schlecht. Wir wollen beispielsweise nicht, daß bei Tä-
tigkeiten der Gefahrenklasse 1 und weiteren Tätig-
keiten der Gefahrenklasse 2 sofort nach Anmeldung 
bzw. Anzeige mit den Arbeiten begonnen werden 
kann. Auch die Genehmigungspflicht für eine erst-
malige Tätigkeit der Klasse 2 halten wir weiterhin für 
notwendig. 

Eine weitere Einschränkung der Öffentlichkeitsbe-
teiligung lehnen wir ab. Wir wollen auch nicht, daß 
der Regelungsumfang der Richtlinie nur noch von 
der Kommission nach Empfehlungen seines beraten-
den Ausschusses beschlossen wird. Die parlamen-
tarische Kontrolle muß hierbei unbedingt erhalten 
bleiben. Unsere Zentrale Kommission für biologische 

Sicherheit hat sich bewäh rt . Deshalb regen wir an, 
nach dem Muster und der Arbeitsweise eine EU-weit 
arbeitende Kommission einzurichten. 

Wenn es uns gelingt, die Richtlinie auf hohem 
Schutzniveau weiterzuentwickeln, haben wir auch 
die Chance, die Akzeptanz in der Gesellschaft zu er-
langen, die es braucht, um die Bio- und Gentechnolo-
gie zu einem langfristigen wirtschaftlichen Faktor zu 
machen. 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann (F.D.P.): Als wir im 
November 1992 die Bundesregierung aufforderten, 
dem Parlament im dreijährigen Rhythmus einen Er-
fahrungsbericht über die Anwendung des Gentech-
nikgesetzes vorzulegen, konnte niemand ahnen, daß 
so etwas Hervorragendes dabei herauskommt. Her-
vorragend deshalb, weil der vorliegende Be richt ein-
mal am Beispiel der Gentechnik dokumentiert, wie 
gute Gesetzgebung abläuft und zum anderen im 
Hinblick auf die Gentechnik die Notwendigkeit und 
den Erfolg der Novellierung von 1992 dokumentiert 
und Handlungsempfehlungen für weitere gesetzge-
bende Maßnahmen auflistet. Der Be richt bestätigt 
uneingeschränkt die Richtigkeit der damaligen No-
vellierung auch im Hinblick auf die auf die EU abzie-
henden Forderungen. 

Es stellt sich allerdings die Frage, ob die Novellie-
rung noch rechtzeitig genug kam, um die notwen-
dige, gewünschte innovative Wirkung zu erzielen. 
Bis heute ist nämlich die Umsetzung der Gentechnik 
in marktfähige Produkte, gentechnische Produktion 
und Arbeitsplätze in Deutschland deutlich hinter den 
Erwartungen zurückgeblieben. Sosehr ich die Sor-
gen der Menschen verstehe, die in diesen Tagen die 
Bundesregierung auffordern, ihre unproduktiven Ar-
beitsplätze mit staatlichen Mitteln zu erhalten, so be-
denklich finde ich es, daß zwischenzeitlich keiner 
wahrnimmt, daß gleichzeitig andere deutsche Indu-
striebranchen auf dem Gebiet der Gen- und Biotech-
nik bis heute mehrere tausend produktive Arbeits-
plätze durch den Aufbau von Forschungs- und Pro-
duktionsstätten im europäischen und außereuropäi-
schen Ausland mit einem Investitionsvolumen von 
mehreren hundert Millionen DM ohne staatliche Hil-
fen geschaffen haben. 

Dies hat nichts mit dem allgemeinen Trend zur 
Globalisierung zu tun. Denn im Gegenzug gab es 
kein einziges ausländisches Unternehmen, das 
eigene Forschungs- und Produktionskapazitäten in 
Deutschland geschaffen hätte. 

Es ist müßig, im nachhinein nach den Schuldigen 
zu suchen. Aber um eine Wiederholung der Ge-
schichte zu vermeiden, möchte ich doch daran erin-
nern, daß die SPD vor 1992, ohne mit der Wimper zu 
zucken, den heute von den Grünen vorgelegten An-
trag gegen jede Deregulierung unterschrieben hätte 
und erst im Verlauf der Beratungen des Gentechnik-
änderungsgesetzes ihre Position überdacht und im 
letzten Jahr dann die Kehrtwendung vollzogen hat. 

Ich fürchte, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der SPD, daß Ihnen dieses waghalsige Manöver auch 
in der Magnetschwebetechnik bevorsteht, und ich 
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fürchte auch, daß diese nachhinkende Einsicht für so 
manche Lähmungserscheinung in unserem Land ver-
antwortlich ist. 

Rund um den Globus finden in zunehmendem 
Maße Freisetzungen gentechnisch veränderter Orga-
nismen statt. Bei der Durchführung solcher Freiset-
zungsexperimente bilden wir zahlenmäßig unter den 
hochentwickelten Ländern das Schlußlicht. Uner-
reichbar und weit abgeschlagen auf Platz 1 stehen 
wir nur bei der Vernichtung von Versuchsfeldern. Im 
Ausland reibt man sich die Augen, wenn man sieht, 
daß bei uns zunehmend Bürger und sogar Politiker, 
um für ihre persönliche Meinung Mehrheiten zu er-
halten, als Ausweg zu Gewalt und Rechtsbruch grei-
fen. 

Ob genehmigte gentechnische Freisetzungsversu-
che, genehmigte Castor-Transpo rte oder genehmigte 
Tierversuche, - immer wieder versucht eine gewalt-
bereite Minderheit, der legitimierten Mehrheit ihren 
Willen aufzuzwingen. Diese Entwicklungen ver-
scheuchen doch schon die Spur einer Idee eines aus-
ländischen Investors, Deutschland als Standort für im 
wirtschaftlichen Sinne chancenreiche Produktionen 
in Erwägung zu ziehen. 

Die Max-Planck-Gesellschaft hat z. B. ein Verfah-
ren entwickelt, mit dem ein Impfstoff gegen die seit 
neuestem bekannten bakteriellen Erreger von Ma-
genschleimhautentzündungen bis hin zu Magen-
krebs gewonnen werden kann. Dies ist ein auch wirt-
schaftlich höchst interessantes Ergebnis gentechno-
logischer Methoden in der Grundlagenforschung. 
Doch mittlerweile gibt es in Deutschland keinen ein-
zigen Impfstoffhersteller mehr. Um dieses kommer-
ziell sehr erfolgversprechende Know-how nicht kom-
plett nach Amerika abwandern lassen zu müssen, hat 
man eine Ausgründung eines kleinen Unternehmens 
in Erwägung gezogen. Dieses Unternehmen, das aus 
wenigen Mitarbeitern besteht, hat, nachdem es den 
Sicherheitsbeauftragten, den Chemikalienbeauftrag-
ten, den Aufzugsbeauftragten, den Abfallbeauftrag-
ten, den Tierschutzbeauftragten etc. eingesetzt hat, 
mehr als ein halbes Jahr allein auf die Genehmigung 
der dringend erforderlichen Tierversuche gewartet. 
Die Länder, in denen sogar mehrere Impfstoffherstel-
ler im Wettbewerb stehen, werden sich über diesen 
Zeitvorteil von einem halben Jahr freuen und ihn si-
cherlich schon bald durch die rasche Markteinfüh-
rung eines vergleichbaren Produktes in Arbeitsplätze 
und Gewinne außerhalb Deutschlands umwandeln. 
Dann ist wieder die Stunde des Manuel Kiper, der sa-
gen wird: Seht her, die Gentechnik schafft gar keine 
Arbeitsplätze in Deutschland! 

Doch dieses eine Beispiel zeigt deutlich, daß es 
nicht an Chancen mangelt, sondern an den Rahmen-
bedingungen, ohne die Chancen nicht zum Erfolg 
führen können. 

Vor diesem Hintergrund begrüßt die F.D.P.-Bun-
destagsfraktion, daß zukünftig auf EU-Ebene An-
zeige-, Anmelde- und Genehmigungsverfahren ab-
hängig von einer vorangestellten Risikobewertung 
der Tätigkeiten durchgeführt werden. Der internatio-
nale Erfahrungs- und Kenntnisstand rechtfertigt dar-
über hinaus grundsätzlich, die als ungefährlich iden-

tifizierten gentechnisch veränderten Mikroorganis-
men aus den Regelungen gänzlich herauszunehmen 
und nur in den Gefahrenklassen 3 und 4 die ver-
schärften Auflagen, z. B. Notfallpläne, aufrechtzuer-
halten. Aus unserer Sicht reicht es sogar aus, wenn 
sich die EU-Kommission für ein produktorientiertes 
Regelungssystem, wie z. B. in den USA und Japan, 
an Stelle dieses tätigkeitsorientierten Regelungssy-
stems entschieden hätte. 

Für das Gefährdungspotential sind nach heutigem 
Kenntnisstand nach wie vor die Produkteigenschaf-
ten und nicht die Produktionsverfahren entschei-
dend. Dies sollte bei der Kennzeichnung ebenso wie 
bei der Genehmigungspraxis Anwendung finden. 

Wir würden es begrüßen, wenn bereits im Vorfeld 
der Reform der EU-Richtlinie die am Ende des Be-
richts der Bundesregierung aufgelisteten Schlußfol-
gerungen aus dem Vergleich des bundesrepublikani-
schen Rechts mit dem der EU, der USA und Japan 
zügig umgesetzt werden. Gegebenenfalls werden 
wir dazu auch Anträge in den Bundestag einbringen. 

Für die Zeitspanne bis zum nächsten Be richt muß 
im Interesse der Arbeitslosen in Deutschland alles 
unternommen werden, um auch jedes Potential für 
Beschäftigung in diesen Zukunftsfeldern in reale Ar-
beitsplätze Deutschland umzuwandeln. 

Wolfgang Bierstedt (PDS): Der „Bericht der Bun-
desregierung über Erfahrungen mit dem Gentech-
nikgesetz" macht erneut offenkundig: Die Bundesre-
gierung betrachtet sich als PR-Agentur der Gentech-
nologie. Ihre Hauptsorge ist eine mangelnde Akzep-
tanz dieser Technologie bei den Bürgerinnen und 
Bürgern, während sie Gefahren und Risiken kaum 
erwähnt, und wenn, dann mit wenigen Worten abtut. 

Für diese Haltung charakteristisch, äußert sich der 
Bericht zur Abschaffung der öffentlichen Anhörun-
gen bei Freisetzungen. Do rt  heißt es lapidar, da die 
Anhörungen nicht der Akzeptanz von Freisetzungen 
gentechnisch manipulierter Organismen gedient hät-
ten, seien sie verzichtbar. Dies offenbart, daß es der 
Bundesregierung nicht um eine - von den Gegnerin-
nen und Gegnern der Gentechnologie sehr wohl im-
mer eingeforderte - rationale Diskussion dieser Tech-
nologie geht, sondern darum, gegen den Willen vie-
ler Menschen eine Technologie massiv zu fördern, 
deren Gefahrenpotential nicht zu bestreiten ist. 

Dabei darf ich an polemische Äußerungen von 
Ministern der Bundesregierung erinnern, die selbst 
jedes Maß an Vernunft vermissen lassen. Eine Stel-
lungnahme von Forschungsminister Rüttgers zur 
Gentechnik beinhaltet zum Beispiel die Wendung, 
„ob wir angesichts von so viel Hunger, Krankheit 
und Elend überall in der Welt wirklich schon alles 
können, was wir können müssen". Ich finde es schon 
bedenklich, daß diese Geißel der Menschheit immer 
nur dann in der Argumentation herangezogen wird, 
wenn es gilt, wirtschaftliche Interessen zu begrün-
den. 

Die Novellierung des Gentechnikgesetzes und der 
verschiedenen Verordnungen hatten und haben alle 
das gemeinsame Ziel Reduzierung der Sicherheits- 
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und Genehmigungsvorschriften. Einseitig orientiert 
sich die Bundesregierung damit an den Interessen 
von Industrie und Teilen der Forschung. Die euphori-
sche Einleitung des Berichtes über die wi rtschaftli-
chen Aussichten der Gentechnik spiegelt dies wider. 

Die permanente Wiederholung des EU-Kommis-
sionszitates über die Wertschöpfungsmöglichkeiten 
der Gentechnik kann doch über eines nicht hinweg-
täuschen: Arbeitsplätze werden durch die Gentech-
nik insgesamt in unbedeutendem Umfang geschaf-
fen. 

Gleichzeitig versucht die Bundesregierung die 
ökologischen Gefahren und sozialen Auswirkungen 
der Gentechnik konsequent zu leugnen oder zu igno-
rieren. Der Umgang mit gentechnischen Arbeiten in 
Sicherheitsstufe 1 verdeutlicht dies: Die Einleitung 
von Abwässern - und sei es nur das Handschuhspül-
wasser - sowie die Abgabe von Abfällen aus Laboren 
dieser Sicherheitsstufe werden praktisch mit keiner-
lei Auflagen verbunden. Weil das Gentechnikgesetz 
und die Sicherheitsverordnung per Definition davon 
ausgehen, daß Arbeiten in dieser Sicherheitsstufe 
ohne Risiko für Mensch und Umwelt sind, werden 
Arbeiten und Abfälle dieser Sicherheitsstufe pau-
schal als ungefährlich bezeichnet. 

Dabei tritt einerseits die unausgewogene Beset-
zung der Zentralen Kommission für Biologische Si-
cherheit - deren legitimatorische Funktion durch den 
Austritt der Umweltvertreter nachdrücklich belegt 
wurde -, andererseits die im Verhältnis zu den durch 
die Gentechnik aufgeworfenen ökologischen Sicher-
heitsfragen marginale Sicherheitsforschung offen zu-
tage. 

Die Begleitforschung zu drei Freisetzungen und 
die Beobachtung der Auswirkungen von zwei gen-
technisch manipulierten Bakte rien rechtfertigen je-
denfalls nicht die Einschätzung, biologische Sicher-
heitsforschung werde in der Bundesrepublik in aus-
reichendem Umfang praktiziert und lasse abschlie-
ßende Betrachtungen zu ökologischen Gefahren der 
Gentechnik zu. 

Mag der vorliegende Bericht ja den Beifall der In-
dustrie finden, wir müssen ihm unsere Zustimmung 
versagen. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Der Bericht der 
Bundesregierung über Erfahrungen mit dem Gen-
technikgesetz zeigt, daß wir in Deutschland gute 
Voraussetzungen dafür geschaffen haben, zukünftig 
im Bereich der Bio- und Gentechnologie eine füh-
rende Rolle zu übernehmen. 

Wir können und dürfen auf die verantwortungs-
volle Nutzung dieser Technologie nicht verzichten. 
Denn die Gentechnologie ist eine Schlüsseltechnolo-
gie des nächsten Jahrhunderts. Sie ist schon heute 
aus der Grundlagenforschung ebensowenig wegzu-
denken wie aus bestimmten Bereichen der industriel-
len Produktion. Ihre Anwendungsmöglichkeiten rei-
chen von der Medizin über die Pharmazie bis zu 
Landwirtschaft und Umweltschutz. 

Und alle Erfahrungen zeigen: Die Gentechnik ist 
eben keine Risikotechnik per se. Die weit überwie-
gende Zahl gentechnischer Arbeiten und Freisetzun-
gen wird ohne Risiko für Mensch und Umwelt durch-
geführt. Bislang ist kein einziger Schadensfall be-
kannt geworden - und das bei immerhin über 3 500 
gentechnischen Arbeiten, die seit Inkrafttreten des 
Gentechnikgesetzes bis Mitte 1996 in Deutschland 
geprüft wurden, und bei immerhin knapp 40 geneh-
migten Freisetzungsvorhaben. 

Auch die gentechnisch veränderten Produkte, die 
bislang eine EG-weite Zulassung erhalten haben, 
wurden erst nach sorgfältiger Prüfung ihrer Unbe-
denklichkeit für Mensch und Umwelt genehmigt. 
Dies gilt auch und in besonderem Maße für den gen-
technisch veränderten Mais, über den in letzter Zeit 
so heftig debattiert wurde. 

Angesichts dieser Erfahrungen hat die Bundesre-
gierung in den vergangenen Jahren die Rahmenbe-
dingungen für die Nutzung der Gentechnik konse-
quent verbessert. Mittlerweile sind das Gentechnik-
gesetz und alle wichtigen Verordnungen weitgehend 
von überflüssiger Bürokratie befreit und an den aktu-
ellen Stand der Technik angepaßt worden, ohne das 
hohe Schutzniveau für Mensch und Umwelt anzuta-
sten. 

Diese positive Entwicklung wird offensichtlich von 
der Industrie jetzt auch vermehrt anerkannt. Bislang 
war die wirtschaftliche Nutzung der Gentechnik in 
Deutschland eher verhalten. Trotz Spitzenleistungen 
deutscher Wissenschaftler ist es kaum gelungen, ak-
tuelle Forschungsergebnisse schnell in neue, markt-
fähige Produkte umzuwandeln. Geforscht und ent-
wickelt wurde in Deutschland, produziert meist im 
Ausland. 

In jüngster Zeit vollzieht sich aber eine Trend-
wende: Die Zahl der beantragten Freisetzungen 
steigt deutlich, neue Gentechnikproduktionsanlagen 
nehmen ihren Bet rieb auf. Im Bereich kleiner und 
mittelständischer Unternehmen sind zahlreiche Aus- 
und Neugründungen zu verzeichnen. Der Standort 
Deutschland wird auch für ausländische Firmen 
attraktiv. 

Weitere Schritte zur Entbürokratisierung des Rege-
lungsrahmens zur Biotechnologie sind aber notwen-
dig. 

Wir setzen uns nachdrücklich für eine zügige Än-
derung des EU-Rechts zur Gentechnik ein. Vor allem 
auf Grund deutscher Initiative liegt inzwischen ein 
Vorschlag zur Änderung der EU-Richtlinie über die 
Anwendung genetisch veränderter Mikroorganis-
men in geschlossenen Systemen vor, der wesentliche 
deutsche Forderungen aufgreift. 

Wir erwarten darüber hinaus zur Mitte diesen 
Jahres die Vorlage eines Änderungsvorschlags zur 
Freisetzungsrichtlinie. 

Diese angestrebten Rechtsänderungen zur Gen-
technik sind unter Sicherheitsgesichtspunkten ver-
antwortbar und unter Wettbewerbsgesichtspunkten 
geboten. Wir werden sie konsequent weite rverfol-
gen. 
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Zu der Haltung der Grünen zur Gentechnik nur 
zwei Sätze: Sie wollen der Gentechnik den Garaus 
machen und damit Deutschland von der wissen-
schaftlichen, vor allem von der medizinischen und 
wirtschaftlichen Entwicklung auf diesem Gebiet ab-
koppeln. Sie haben sich von der Mehrheit der Bevöl-
kerung offensichtlich so weit entfernt, daß sie über-
haupt nicht mehr erkennen, daß die Akzeptanz der 
Gentechnik bei der Mehrheit der Bevölkerung im-
mer größer wird. 

Ich hoffe, daß auch der uns heute vorliegende Be-
richt der Bundesregierung zur Gentechnik zur weite-
ren Versachlichung der Diskussion beitragen wird. 

Anlage 7 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 12 

(Antrag: Erhaltung der Buchpreisbindung) 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): „Books 
are different" . Bücher sind nicht ein beliebiges Kon-
sumgut, sondern ein schützenswertes Kulturgut. Das 
Buch ist Grundlage für die Bildung eines eigenen Ur-
teils und für jede Kommunikationsfähigkeit. Entge-
gen allen Erwartungen ist es den neuen elektroni-
schen Medien, die auf das Bild statt auf das Wo rt 

 setzten, nicht gelungen, das Buch aus der Medien-
landschaft zu verdrängen. Im Gegenteil, die Buch-
branche befindet sich heute in einer stabilen Auf-
wärtsentwicklung. Das Buch war und bleibt der gei-
stige Partner des Menschen. 

Mehr als 740 000 Titel sind im deutschsprachigen 
Leseraum lieferbar, hergestellt werden sie in mehr 
als 2 000 Verlagen. Damit steht Deutschland an der 
Spitze des Weltbuchangebotes. In keinem Land die-
ser Erde ist die Vielfalt so groß wie bei uns. Täglich 
finden 2 Millionen Bücher einen Käufer, mehr als 
750 Millionen im Jahr. Nahezu 4 500 Buchhandlun-
gen und 8 500 Buchhändler laden Leser zum Stöbern 
und Kaufen ein, hinzu gesellen sich noch mehr als 
15 000 öffentliche und wissenschaftliche Bibliothe-
ken für Nichtkäufer, in denen jährlich 230 Millionen 
Bücher ausgeliehen werden. 

Diese Zahlen belegen, daß das Buch nicht nur ein 
wichtiges Kulturgut, sondern auch ein Wi rtschaftsgut 
ersten Ranges ist. Mehr als 13 Mil liarden DM erzie-
len die deutschen Verlage jährlich an Umsatz. Die 
Buchstadt München rangiert in der Zahl der Neuer-
scheinungen weltweit an zweiter Stelle nach New 
York. Selbst ein so kleines Bundesland wie Schles-
wig-Holstein verfügt über 17 Verlage und mehr als 
170 Buchhandlungen. 

Seinen volkswirtschaftlichen Stellenwert wird das 
Buch aber nur dann beibehalten können, wenn die 
Rahmenbedingungen für das Kulturgut Buch auch in 
Zukunft gesichert werden. 

Dazu gehört die Förderung des Lesens in Familien 
und Schulen. Wichtiger Impulsgeber ist hier die  

„Stiftung Lesen", deren Schirmherr Bundespräsident 
Roman Herzog ist. Private Investoren, zu denen 
Buch- und Zeitungsverlage, Verlegerverbände und 
Großkonzerne gehören, aber auch das Bundesmi-
nisterium des Innern, die Stadt Mainz und das Öster-
reichische Kultusministerium, haben sich hierin zu-
sammengetan, um die Lesefreudigkeit der Bevölke-
rung zu fördern. In Lesewettbewerben werden Kin-
der und Jugendliche an das Buch herangeführt. Die 
Stiftung erarbeitet Buchempfehlungslisten und be-
treibt Leseforschung. 

Dazu gehört aber auch die Stabilisierung der finan-
ziellen Situation der öffentlichen Bibliotheken. Es 
kann nicht hingenommen werden, daß die Mittel für 
Bibliotheken immer weiter gekürzt werden. Darunter 
haben nicht nur die Bibliotheksbenutzer zu leiden, 
und hier meine ich insbesondere die wissenschaftlich 
Forschenden, denen Neuerscheinungen nicht mehr 
in ausreichendem Maß zur Verfügung stehen. Darun-
ter haben auch die Meinen Fachverlage zu leiden, 
die Bücher aus Mangel an öffentlichem Interesse 
nicht mehr verlegen oder nur in sehr kleinen und da-
mit sehr teuren Auflagen drucken können. Darunter 
haben letzten Endes auch die öffentlichen Bibliothe-
ken zu leiden, deren Bestände überaltem und damit 
unattraktiv werden. 

Dazu gehört die Buchförderung als Schwerpunkt 
unserer Auswärtigen Kulturpolitik. 1997 stehen ihr 
fast 16 Millionen DM zur Verfügung. Daneben gibt 
es Mittel für die Förderung deutscher und ausländi-
scher Schriftsteller, für Kolloquien und Übersetzun-
gen. 

In diesem Zusammenhang verdient die Tatsache 
Beachtung, daß heute jedes siebte in unserem Land 
veröffentlichte Buch auf einer fremdsprachigen Vor-
lage beruht. Deutschland ist der größte Markt für 
Übersetzungen weltweit. 75 Prozent aller Überset-
zungen stammen aus dem englischen Sprachraum. 
Umgekehrt sind wir aber im englischsprachigen Teil 
unserer Welt nur mit 1 Prozent vertreten, das auch 
noch mit rückläufiger Tendenz. Wie steht es eigent-
lich um das Land der Dichter und Denker? 

Doch unabhängig von diesen Aspekten garantiert 
besonders eine Maßnahme den Fortbestand des Kul-
tur- und Geistesgutes Buch: die Beibehaltung der 
Buchpreisbindung. Wer die in Deutschland be-
stehende Titelvielfalt verbunden mit dem bestehen-
den breiten Buchhandelsnetz und den vielen guten 
Verlagen wi ll, muß sich für die Buchpreisbindung 
einsetzen. 

Die Gegner einer Preisbindung glauben, daß ihre 
Aufhebung den Wettbewerb zwischen den Buch-
händlern anregen und damit zu einer größeren Ver-
breitung des Kulturgutes Buch führen würde. Der 
Absatz und damit auch der Umsatz, so argumentie-
ren sie, könnten gesteigert werden, rationellere Ver-
triebsformen sich herausbilden. Schon jetzt, so mei-
nen sie, würde die Buchpreisbindung von Verlagen 
und Buchhandelsketten durch reduzierte Mängelex-
emplare, simulierte Lagerräumungen, verbilligte 
Messeexemplare und Sonderausgaben unterlaufen. 
Das mag zutreffen. Aber selbst wenn sie in diesem 
letzten Punkt recht haben: „Books are different." 
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Einzelne Fälle, in denen die Buchpreisbindung von 
Verlagen und großen Buchhandelsketten unterlau-
fen werden, dürfen nicht dazu verleiten, die Buch-
preisbindung insgesamt in Frage zu stellen. Vielmehr 
sollte es ein Ansporn für alle sein, solche Mißbräuche 
zu bekämpfen, so argumentierte ein Buchhändler 
aus meiner Heimatstadt Flensburg, den ich auf die 
Problematik ansprach. 

Die besseren Argumente sprechen auch heute 
noch für die Buchpreisbindung: Sie allein sichert 
eine flächendeckende Versorgung mit Buchhandlun-
gen, sie allein sichert ein umfassendes Buchangebot. 

Die Buchpreisbindung gewährleistet aber auch die 
Existenz kleiner Verlage und die Entdeckung unbe-
kannter Autoren. Sie schafft Platz für literarische 
Kreativität und ermöglicht durch Quersubventionie-
rung auch kleine Auflagen qualitätsvoller Bücher. 
Auch wissenschaftliche Publikationen haben Teil an 
der Buchpreisbindung. Die Rabatte für Mil lionen von 
Schulbüchern, so versicherte mir ein Schleswiger 
Buchhändler, basieren gerade auf der Buchpreisbin-
dung. 

Der feste Ladenpreis für Bücher sichert einen lei-
stungsfähigen, mittelständischen Sortimentsbuch-
handel, damit verbunden einen guten und schnellen 
Service vor O rt , verhindert „literarisches fastfood", 
bietet dafür Feinkost bester Qualität. 

Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist die 
Buchpreisbindung unverzichtbar. Und wir werden 
uns gegen alle Bestrebungen Brüsseler Bürokraten 
und Wettbewerbseiferer zur Wehr setzen, die die 
Buchpreisbindung brechen wollen. Alle bislang im 
Ausland gemachten Erfahrungen mit der Aufhebung 
der Preisbindung haben nicht zu den gewünschten 
Folgen, zu mehr Wettbewerb und mehr Nachfrage, 
geführt. Im Gegenteil. In Frankreich ist nach einem 
kurzen Intermezzo von drei Jahren die Buchpreisbin-
dung wieder eingeführt worden, da die Preissteige-
rungen überproportional hoch ausgefallen und damit 
nicht mehr vertretbar waren. 

In den USA hat sich durch die Freigabe der Buch-
preis um mehr als 50 Prozent erhöht, die Zahl der lie-
ferbaren Titel stagniert, ganz im Gegensatz zu Län-
dern mit festen Buchpreisen. Bei uns hat sich bei-
spielsweise die Anzahl der Titel von 240 000 im Jahr 
1974 auf über 740 000 heute erhöht. 

Die Beibehaltung der Buchpreisbindung ist glück-
licherweise innerhalb der Fraktionen des Bundesta-
ges und innerhalb der Bundesregierung unumstrit-
ten. Bundeskanzler Helmut Kohl hat auf der Eröff-
nung der Frankfurter Buchmesse im Herbst des ver-
gangenen Jahres deutlich gemacht, daß es eine 
„bildungs- und kulturpolitische Aufgabe ersten Ran-
ges" sei, „eine flächendeckende Versorgung mit gu-
ten Büchern zu bezahlbaren Preisen" sicherzustel-
len, und gefordert, die bewährte Buchpreisbindung 
auch in Zukunft zu erhalten. Er gilt als Anwalt des 
Buches. 

Der Deutsche Bundestag hat sich einstimmig, zu-
letzt im Jahr 1994, für die Buchpreisbindung ausge-
sprochen. Doch darf es nicht bei bloßen Worten blei-

ben, eine aktive Buchpolitik ist gefordert, denn 
„Books are different". 

Die Herausforderung kommt aus Brüssel. Grenz-
überschreitende Buchpreisbindungen zwischen 
europäischen Ländern sind ihr Ansatzpunkt. Die 
Preisangleichungen zwischen Österreich und 
Deutschland gehören dazu. Zuerst gab es hierfür 
grünes Licht, doch im vergangenen Jahr erfolgte der 
Einspruch der Kommission. Im Beratenden Ausschuß 
für Kartell- und Monopolfragen fällt nun die Vorent-
scheidung. Ich begrüße die eindeutige Stellung-
nahme der Bundesregierung vom 16. Dezember 
1996, denn das Buch ist keine Ware wie jede andere. 
„Books are  different".  

Die Preisbindung ist zwar ein Fremdkörper im 
Europa des freien Wettbewerbs, aber wer Vielfalt 
statt kulturellen Kahlschlags will, der muß den Son-
derstatus des Buches für den Kulturkontinent Europa 
anerkennen. Die Fixierung auf feste Ladenpreise ist 
von unabdingbarem Nutzen für alle, für Leser, Auto-
ren, Verlage und Buchhändler. Seit 1887 gilt diese 
Festpreisregelung bereits. Seit 110 Jahren praktizie-
ren wir sie mit nachprüfbarem Erfolg. In 14 von 
15 EU-Ländern besteht sie, in Großbritannien, wo 
man sie aussetzte, hat man bereits den Rückzug an-
getreten. Kleine Verlage, mittelständische Buch-
handlungen und experimentierende Literaten sind 
dort  auf der Strecke geblieben. 

Wer keine Verarmung unserer Kulturlandschaft 
will, gegen Eintönigkeit und literarische und wissen-
schaftliche Einöde ist, eine Existenzgefährdung von 
Buchhandel und Verlagen vermeiden will, der ist 
aufgerufen, sich in Brüssel aktiv für das Kulturgut 
Buch einzusetzen. Sein Preis muß gebunden bleiben. 

Der deutsche Gesetzgeber leistet mit einem ermä-
ßigten Mehrwertsteuersatz und einem hohen Niveau 
beim Urheberrechtsschutz einen wichtigen Beitrag 
zum Buch. Herausragend für seinen Bestand ist aber 
die Preisbindung. Sie wird nun durch die Europäi-
sche Kommission, die einen Verstoß gegen Wettbe-
werbsrecht wittert, in Frage gestellt. 

Ein aktuelles Votum des Europäischen Parlamen-
tes ist jetzt ebenso gefordert wie eine Klärung der 
Kommission. Wie eine Krake ist sie dabei, jetzt auch 
die Kultur in ihre Aufgabenallmacht einzubeziehen, 
entgegen dem Subsidiaritätsprinzip, entgegen dem 
Geist von Maastricht. Das dürfen wir nicht dulden. 
Die Buchpreisbindung muß europaweit gelten. Auch 
Brüssel muß begreifen: „Books are different". 

Freimut Duve (SPD): Aus dem Beitritt Österreichs 
zur EU haben Buchhändler und Verleger zusammen 
mit ihren deutschen Kollegen die richtige Schlußfol-
gerung gezogen: Sie verständigten sich auf die Ein-
führung eines einheitlichen Systems „gebundener 
Endverbraucherpreise" nach deutschem Vorbild. Sie 
haben damit eine Vereinbarung mit grenzüberschrei-
tender Wirkung getroffen. Und deshalb muß diese 
Regelung durch die Europäische Kommission vom 
Kartellverbot des EG-Vertrags freigestellt werden. 

Die löbliche und vernünftige Absicht setzt einen 
komplizierten Beratungs- und Entscheidungsprozeß 
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in Gang. Wieder sorgen sich Verleger, Buchhändler, 
Autoren und Leser um die - neben dem halben 
Mehrwertsteuersatz - einzige Förderung des Kultur-
guts Buch - die Buchpreisbindung. 

Aus Brüssel kommen eher positive Signale. Aber 
dann wird eine Beschwerde gegen diese beabsich-
tigte Preisbindung eingereicht - bezeichnenderweise 
von einer großen österreichischen Buchhandelskette 
nicht von einem Verlag, schon gar nicht von einer 
einzelnen Buchhandlung. Schon 1979 in Frankreich 
war es die Buchkaufhauskette FNAC, die die Aufhe-
bung der Preisbindung bet rieben und schließlich 
auch erreicht hatte - aber nur bis Anfang 1982. 

Bei der Preisgestaltung für Verlagserzeugnisse wa-
ren wir im Deutschen Bundestag im Konsens: 1984 
ist einstimmig der interfraktionelle Antrag „Erhal-
tung der Buchpreisbindung" angenommen worden, 
1992 hat die SPD-Bundestagsfraktion mit ihrem An-
trag „Erhalt der Buchpreisbindung" diese Position 
bekräftigt. Der Antrag wurde 1994 einstimmig ange-
nommen. Die Wirtschaftspolitiker hatten sich müh-
sam überzeugen lassen, daß die Doppelnatur des Bu-
ches - als Wirtschafts- und als Kulturgut - eine Aus-
nahme rechtfertigt von einem wichtigen Grundsatz 
der Marktwirtschaft: dem Verbot von Preisabspra-
chen. 

Die entscheidenden Gründe dafür hatte bereits 
1981 das Europäische Parlament formuliert, als in 
einer Unterrichtung durch das EP, Entschließung 
über die festen Buchpreise, festgestellt wurde, daß 

„für die Buchindustrie und den Buchhandel auf-
grund des spezifischen Charakters des Buches 
als einer Ware, die direkt die Interessen des Bür-
gers auf dem Gebiet der Kultur, der Bildung und 
der Information berührt, nicht ausschließlich 
wirtschaftliche Kriterien gelten dürfen". 

Heute sieht es immer mehr danach aus, daß Kultur-
polititk die Selbstverpflichtung der Branche, auf har-
ten Wettbewerb zu verzichten, gegen ihre großen 
und mächtigen Mitglieder verteidigen muß. Die Er-
fahrungen in Ländern, wo die Preisbindung aufgeho-
ben  wurde, belegen vor allem dies: Die Liberalisie-
rung der Preise kommt den großen Verlagshäusern 
und den Buchhandelsketten zugute. 

Die Antwort des Börsenvereins an die Generaldi-
rektion Wettbewerb der EU-Kommission macht deut-
lich, was wir verlieren, wenn die Buchpreisbindung 
aufgehoben wird. Ich nenne nur vier Beispiele aus 
diesem umfangreichen Papier, das die gesamte 
Landschaft unseres Verlagswesens sehr genau zeich-
net. 

- Die Preissteigerungen für Bücher liegen deut-
lich unter denen für Waren und Lebenshaltung 
generell - und unter dem Anstieg der Preisstei-
gerung für den Buchdruck. 

- Noch ist unsere Verlagslandschaft mittelstän-
disch geprägt. 

- Auch die Konzentration im Buchhandel ist erst 
schwach ausgeprägt. Es gibt bei 4033 Buch-
handlungen insgesamt 450 Firmen, die zwei 

bis vier Filialen haben, nur 30 Firmen mit mehr 
als fünf Filialen. 

- Seit 1980 ist die Zahl der Verlage gestiegen, 
der Umsatz ebenfalls. 

Was ist in den Ländern passiert, die die Preisbin-
dung aufgehoben haben? 

- In Großbritannien wurde im Oktober 1995 das 
Net Book Agreement beendet. Die größeren 
Buchhandlungen verzeichnen seitdem ein 
Umsatzplus von acht Prozent, bei den klein-
sten fiel der Umsatz um 22 Prozent. 

- Die Preissteigerung für Verlagserzeugnisse in 
Schweden seit 1955 sollte gebremst werden; 
die Preisbindung wurde 1965/1970 abge-
schafft. Massenliteratur wurde tatsächlich billi-
ger, Fachliteratur, schwierige Bücher wurden 
deutlich teurer. 1975 wurde eine staatliche 
Subventionierung vor allem für Belletristik ein-
geführt, die Verlage erhalten können, wenn 
sie sich zu Mindestauflagen und Einhaltung 
eines Preislimits verpflichten. Heute existiert 
keine mittelständische Verlags- und Buchhan-
delslandschaft mehr. 

- 1980 bis 1982 stiegen in Frankreich die Preise 
für Bücher stark an, obwohl 1979 die Preisbin-
dung weggefallen war, 1983 - nach der Wie-
dereinführung der Preisbindung - war der An-
stieg deutlich schwächer ausgeprägt. 

- In den USA - wo die Preise für Verlagserzeug-
nisse nie reglementiert waren - ist der Markt-
anteil der Ketten seit den 70er Jahren immer 
größer geworden. Die Anzahl unabhängiger 
Buchhandlungen sank um zwei Drittel. Sie 
sind heute akut gefährdet. Kleinen Verlagen 
wird von den großen Händlern ein finanzielles 
Entree abverlangt, bevor ihre Produkte auf 
den Ladentischen überhaupt angeboten wer-
den. Dort  ist es auch - im Gegensatz zur Öde 
der Provinz - unproblematisch, Bücher aus 
dem Gesamtangebot von 150 000 Titeln zu be-
stellen. 

In Deutschland kann der Leser unter insgesamt 
740 000 Titeln auswählen. Und die meisten davon 
sind auch in der Buchhandlung in einer Kleinstadt in-
nerhalb von zwei Tagen lieferbar. 

Der Bundesgerichtshof hat mit seinem Urteil vom 
11. März die Idee der Preisbindung gestützt: Jetzt 
darf der Beck-Verlag für CD-Roms eine Preisbindung 
festsetzen. Als CD-Rom erscheinen in diesem Verlag 
auch Fachzeitschriften, z. B. die „Neue Juristische 
Wochenschrift". Das Kartellamt hatte seine Entschei-
dung, eine Preisfestlegung für diese Produkte zu ver-
bieten, damit begründet, daß CD-Roms nach Herstel-
lung, Inhalt, Nutzung und Vertriebswegen keine Bü-
cher seien. Doch der BGH sagt nun sehr weise, es 
komme darauf an, ob die CD-Rom aus der Sicht des 
Benutzers ein Buch oder eine Zeitschrift ersetze. Der 
Begriff des Buches sei für neue elektronische Pro-
dukte offen - der Gesetzgeber habe die neuen Ent-
wicklungen noch nicht berücksichtigt. 
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Dr. Antje Vollmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es 
gibt eine knappe Erzählung der Schriftstellerin Tania 
Blixen („Babettes Fest"), die eine Allego rie auf das 
Lesen und Schreiben von Büchern ist. Sie beschreibt 
darin das Schicksal einer französischen Köchin, die 
durch Unruhen aus einem Luxusrestaurant in Paris 
vertrieben wird und in einem kleinen protestanti-
schen Haus irgendwo in Norwegen Zuflucht findet. 
Dort  führt sie zehn, zwanzig Jahre den ungewöhn-
lich schlichten Haushalt zweier Schwestern, um ei-
nes Tages einen Lotteriegewinn zu machen. Mit dem 
Geld finanziert sie ein einziges feierliches Essen, das 
die Gäste durch seine besonderen Köstlichkeiten und 
ausgesuchten Spezialitäten geheimnisvoll verzau-
bert. Den verwunderten Schwestern gibt sie sich dar-
aufhin als Künstlerin zu erkennen, deren Leben im-
mer schon aus mehr als dem kargen Alltag bestan-
den hat. Sie lebte für eine darüber hinausgehende 
Kunst, für ihren Traum von der Kunst des Kochens 
und Genießens. 

Diese Erzählung ist auch eine Allego rie auf das Le-
ben von Tania Blixen selbst, der dänischen Baronin, 
die mit ihrem Mann fast zwei Jahrzehnte in Afrika 
lebte und erst nach ihrer Rückkehr ein zweites Leben 
als Schriftstellerin begann. Sie verstand die Schrift-
stellerei als späte Erfüllung ihres Lebens, als Aus-
druck ihrer eigentlichen Kunst. Bücher sind für Tania 
Blixen etwas Besonderes: Man kann mit ihnen Not-
zeiten überstehen, man kann für sie leben. 

Diesen Platz für Bücher zu verteidigen - darum 
geht es heute wieder. Das verbirgt sich hinter der 
schlichten Frage, ob die Preisbindung für Bücher er-
halten bleibt. Es ist die Frage, ob wir auf dem Weg 
zur europäischen Einigung unserem reichen Buch-
markt eine Chance geben wollen - mitsamt den klei-
nen und teuren, den überformatigen und besonde-
ren, den dicken und dünnen Bänden, die bei uns je-
des Jahr erscheinen. Wir entscheiden darüber, ob wir 
auch in Zukunft ein vielfältiges literarisches Pro-
gramm, auch mit geringen Auflagen, auch von klei-
neren Verlegern und auch in engen Buchhandlun-
gen, flächendeckend haben wollen. 

Bücher sind mit anderen Wirtschaftsgütern nicht 
vergleichbar, weil sie Kulturgüter sind. Gewiß 
scheint die Buchpreisbindung zunächst ein Fremd-
körper im marktwirtschaftlichen System zu sein, aber 
sie schützt den Verlag und Vertrieb von Büchern, die 
nur kleine Auflagen haben, und sichert dadurch ein 
reiches literarisches Leben. Der Schutz des „ge-
meinsamen kulturellen Erbes" ist im Maastrichter 
Vertrag vertraglich vereinbart. Damit Verleger, Buch-
händler und Autoren eine breite Bevölkerung auch 
im vereinten Europa mit vielfältiger Literatur versor-
gen können, bedarf es besonderer Rahmenbedin-
gungen. Die Erfahrungen, die in anderen Ländern 
wie Frankreich, Großbritannien und Schweden ohne 
Buchpreisbindung gemacht worden sind, sprechen 
für sich: Die Buchpreise steigen überproportional, die 
Titelproduktion stagniert, der mittelständische Buch-
handel wird verdrängt. 

Die Buchpreisbindung ist Gegenstand eines kom-
plizierten europäischen Entscheidungsprozesses, seit 
die deutschen, österreichischen und schweizer Verle-

ger und Buchhändler die Einführung einheitlicher 
Buchpreise beschlossen haben. Dadurch soll die 
deutsche Buchpreisbindung auf die beiden Nachbar-
länder ausgedehnt werden. In den nächsten Mona-
ten muß nun die Europäische Kommission entschei-
den, ob diese Absprache mit den EU-Wettbewerbs-
bedingungen vereinbar ist. Deshalb ist es heute er-
neut wichtig, daß der Bundestag - wie schon bei frü-
heren Gelegenheiten - sehr deutlich feststellt, daß 
Produktion und Vertrieb von Büchern nicht nur nach 
wettbewerbsrechtlichen Gesichtspunkten beurteilt 
werden dürfen. In Belgien, hört man, wird seit zwan-
zig Jahren für feste Buchpreise nach deutschem Mo-
dell gekämpft, bislang ohne Erfolg. 

Auf unsere jüngste Kleine Anfrage hat die Bundes-
regierung bestätigt, daß auch sie sich nach Kräften 
für den Erhalt des Preisbindungssystems für Bücher 
einsetzen will. Es ist gut, wenn es dabei bleibt. 

Jürgen Türk (F.D.P.): In einer einstimmigen Ent-
schließung haben wir uns in diesem Hause 1994 für 
den Erhalt der Buchpreisbindung ausgesprochen. 
Die Bundesregierung hat sich gegenüber den Orga-
nen der Europäischen Gemeinschaft stets für die Er-
haltung der Preisbindung bei Büchern eingesetzt. An 
diesem Standpunkt hat sich für meine Fraktion wie 
für die Koalition insgesamt und, wie der Antrag be-
legt, auch für die Opposition nichts geändert. 

Ohne Einschränkung möchte ich darum für die 
F.D.P.-Fraktion erklären, daß wir weiterhin für eine 
Preisbindung bei Büchern sind. 

Bücher sind halt mehr als nur Wirtschaftsgüter, Bü-
cher sind auch Kulturgüter. Das Entstehen, das Her-
stellen und das Vertreiben eines Buches sind privat-
wirtschaftlich organisiert, und dennoch liegen oft-
mals die Gründe, warum ein Buch geschrieben, 
warum ein Buch hergestellt und vertrieben wird, 
außerhalb des privatwirtschaftlichen Strebens nach 
Absatz und Gewinn. 

Der Markt kann vieles, aber bei der Bewe rtung 
von guten oder schlechten Büchern ist er schlichtweg 
überfordert. 

Die Buchpreisbindung dient deshalb darzu, daß 
Bücher überall zum gleichen Preis erstanden werden 
können, daß an jedem Ort die Versorgung von Bü-
chern gesichert ist und daß Verlage weiterhin durch 
eine Mischkalkulation Bücher verlegen können, de-
ren Wert sich nicht durch Verkaufszahlen messen 
läßt. 

Diese Ansicht wird zur Zeit noch nicht von allen 
EU-Staaten geteilt. Eine Beschwerde gegen die 
deutsch-österreichische Buchpreisbindung ist bei der 
Kommission anhängig. EU-Kommissar van Mie rt 

 sagte in unserer vorletzten Sitzung im Wirtschafts-
ausschuß, daß die EU-Kommission keinen Entschei-
dungsbedarf bei diesem Thema sieht und sich auch 
zu einer Entscheidung nicht zwingen lassen werde. 

Diese Aussage bedeutet für uns, daß auch weiter-
hin in Deutschland und Österreich diese wichtige Re-
gelung für den Buchhandel bestehen bleibt. 
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Die Regierung, aber auch wir Abgeordneten blei-
ben aufgefordert, bei unseren europäischen Kolle-
ginnen und Kollegen Überzeugungsarbeit für die 
Buchpreisbindung zu leisten. 

Hoffnungsvoll stimmt mich dabei, daß in den EU- 
Ländern, wo die Preisbindung abgeschafft wurde, 
ein Umdenken stattfindet, weil fatale Folgen bei der 
Bereitstellung von Büchern außerhalb der Besteller

-

listen zu beobachten sind. So hat Frankreich die 
Preisbindung für Bücher wieder eingeführt. 

Somit bestehen sehr gute Chancen für die Preis-
bindung und das Kulturgut Buch in Europa. 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Die Bundesregierung 
sieht in der nationalen Buchpreisbindung ein zentra-
les Element erfolgreicher Buchpolitik. Die Preisbin-
dung ist ein wichtiges Mittel zur Erhaltung des Sorti-
mentsbuchhandels und einer flächendeckenden 
Buchhandelsstruktur. Sie gewährleistet die Vielfalt 
der Literatur und ihrer Verbreitungsmöglichkeiten. 

Die Bundesregierung hat sich gegenüber den Or-
ganen der Europäischen Gemeinschaft stets für die 
Erhaltung der Preisbindung für Bücher eingesetzt. 
Sie hat aktiv bei der Prüfung mitgewirkt, ob dies auf 
der Basis nationalen Rechts oder auf europäischer 
Ebene erfolgen sollte. 

Die einstimmige Entschließung des Deutschen 
Bundestages von 1994 zum Erhalt der Buchpreisbin-
dung ist für die Bundesregierung ein wichtiger Maß-
stab. Die Bundesregierung hat sich auf Grund des 
Bundestagsbeschlusses in zahlreichen Gesprächen 
mit Vertretern der Europäischen Kommission sowie 
im Kulturministerrat für den Erhalt der Buchpreisbin-
dung eingesetzt. 

Auf nationaler Ebene werden wir an der im Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen vorgesehenen 
Ausnahme vom Preisbindungsverbot für Bücher 
nicht rütteln: Sie ist durch den besonderen Sachver-
halt, um den es bei Kulturgütern geht, und durch die 
einschlägigen Erfahrungen mit anderen Regelungen 
im europäischen und außereuropäischen Ausland 
gut begründet. 

Bei der anstehenden Novellierung des Kartellge-
setzes wird die Bundesregierung aus kultur- und bil-
dungspolitischen Gründen an dieser Ausnahme fest-
halten. 

Entscheidend ist jedoch die Entwicklung auf euro-
päischer Ebene. 

Im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des 
Europäischen Wirtschaftsraums und dem anschlie-
ßenden Beitritt Österreichs zur Europäischen Union 
haben die deutschen und österreichischen Verleger 
und Buchhändler im Jahre 1993 die Einführung eines 
einheitlichen Systems gebundener Endverbraucher-
preise nach dem Vorbild des deutschen Preisbin-
dungssystems beschlossen. Da dieses System grenz-
überschreitende Wirkung hat und den Wettbewerb 
beeinträchtigt, muß die Vereinbarung zu ihrer Wirk-
samkeit von der Europäischen Kommission vom Kar-
tellverbot des EG-Vertrages freigestellt werden. 

Formal ist jetzt zunächst die EG-Kommission am 
Zuge, die den Sachverhalt aufzuklären und einen 
Entscheidungsentwurf vorzulegen hat. 

Vor einer Entscheidung werden die Mitgliedstaa-
ten auf jeden Fall angehört. 

Zu welchem Zeitpunkt und mit welchem Inhalt mit 
einer Entscheidung aus Brüssel zu rechnen ist, ist 
derzeit nicht absehbar. 

Probleme mit der Buchpreisbindung sind bisher 
insbesondere bei gemeinsamen Sprachräumen über 
die Grenzen der Mitgliedstaaten hinweg aufgetre-
ten. Dies gilt insbesondere für die Niederlande und 
Belgien, das Vereinigte Königreich und Irland sowie 
für Deutschland und Österreich. 

Die niederländische Ratspräsidentschaft hat daher 
das Thema Buchpreisbindung auf die Tagesordnung 
des Kulturministerrates gesetzt. 

Bis Ende Juni 1997 sollen mögliche pragmatische 
Lösungen zur grenzüberschreitenden Buchpreisbin-
dung gefunden und der Europäischen Kommission 
präsentiert werden. 

Die Bundesregierung wird die Entwicklung auf 
europäischer Ebene entsprechend dem quer durch 
alle Fraktionen des Deutschen Bundestages be-
stehenden Konsens zum Erhalt der Buchpreisbin-
dung aktiv begleiten. 

Die durch die Warenverkehrsfreiheit und das Kar-
tellverbot gezogenen Grenzen müssen dabei jedoch 
beachtet werden. 

Die Bundesregierung erwartet, daß die Kommis-
sion bei einer Entscheidung über den Antrag auf 
Freistellung der deutsch-österreichischen Buchpreis-
bindung alle nach dem EG-Vertrag relevanten 
Aspekte berücksichtigt, aber zugleich auch die der 
deutschen Regelung zugrunde liegenden Erfahrun-
gen und Überzeugungen. 

Gerhard Zwerenz (PDS): Die schöne stolze Ein-
tracht bei der Verteidigung der Buchpreisbindung 
soll auch durch die PDS nicht gestört werden. Wenn 
selbst die hagestolzesten Helden des freien Marktes, 
die naseweishohe Herrenriege der F.D.P., den Buch-
preis stützen wi ll, solange es sie nichts kostet, kön-
nen wir als linker Rand nicht zurückstehen. 

Tatsächlich können die Erfahrungen der Länder, 
die die Preisbindung aufhoben, nur abschrecken. 
Frankreich kehrte deshalb schon nach nur drei Jah-
ren zur Preisbindung zurück. 

Nun heißt dies nicht, daß die Bindung an den fe-
sten Buchpreis die Lösung des Rätsels sei, wie Bü-
cher günstig an den Leser kommen könnten. Der fe-
ste Buchpreis verhindert lediglich den Crash, den ein 
schrankenloser Wettbewerb auslösen muß, in dessen 
Folge die kleinen und mittleren Unternehmen vom 
Markte verschwinden und nur die Freiheit der Haie 
übrigbleibt. 

Dies genau ist die auch mit Preisbindung nicht 
ganz gebannte Gefahr. Die Industrialisierung des 
Verlegens und Verkaufens von Büchern tötet die 
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Buchkultur bald gänzlich ab, denn sie sperrt nicht 
nur die Anfänger aus, sondern auch die subtilen und 
schwierigen Autoren, ohne die eine Literatur bald 
ganz den Bach hinabgeht. Nur noch die allzeit be-
reite Prominenz beherrscht dann das Feld und was 
sonst noch von den Buch-Monopolisten als optimal 
auflagenstark und also ertragreich eingestuft wird. 

Der Deutsche Bundestag tat recht daran, 1984 ein-
stimmig einen interfraktionellen Antrag auf Erhal-
tung der Buchpreisbindung anzunehmen und das 
1994 erneut zu bekräftigen. 

Unsere Buchkultur ist damit keineswegs gerettet, 
es kommt nur ein neues großes Hindernis zu den be-
reits vorhandenen Hürden nicht hinzu. Das ist, in 
Kulturabbruchzeiten, zweifellos lobenswert. Kein 
Fortschritt zwar, doch ein nicht stattgehabter Rück-
schritt stimmt uns heutzutage auch schon fast opti-
mistisch. 

Anlage 8 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 13 

(Antrag: Postverkehr auf Schienen abwickeln) 
und zu Zusatztagesordnungspunkt 14 

(Antrag: Umweltverträglicher Postverkehr) 

Renate Blank (CDU/CSU): Seit der Umwandlung 
der großen Monopolunternehmen Bahn und Post zu 
Aktiengesellschaften sind beide Konzerne gezwun-
gen, um im Wettbewerb zu bestehen, so rationell und 
wirtschaftlich wie möglich zu arbeiten. Auch die Post 
AG muß bei der Neuausrichtung ihres Unterneh-
mens, entsprechend den Kundenwünschen nach 
größtmöglicher Schnelligkeit und gleichbleibender 
Qualität kostengünstiger Produkte, bei gleichzeitiger 
Aufwandsminderung und ohne Verschlechterung 
der Ökobilanz, ihre Wettbewerbsposition gegenüber 
anderen Briefdiensten halten bzw. verbessern. 

Die Neuausrichtung des Unternehmens Post ging 
und geht mit einer weitreichenden Umstrukturierung 
der Logistiknetze einher. Die Deutsche Post AG hat 
zum 31. Mai 1997 die Transportvereinbarung B rief-
post mit der Deutschen Bahn AG gekündigt. Danach 
wird es keine Brieftransporte per Bahn mehr geben. 
Eine über 100jährige Tradition geht zwar damit zu 
Ende, aber davon betroffen sind lediglich zwei Pro-
zent des gesamten Briefpostaufkommens, das bisher 
auf der Schiene transportiert wurde. 

Der definitive Kundenwunsch nach E+1-Qualität 
bringt spezifische Rahmenbedingungen des B rief-
transports mit sich. In diesem Zeitfenster kann die 
Bahn mit ihren derzeitigen Beförderungsmöglichkei-
ten kein entsprechendes Angebot machen. 

Spezielle Postzüge im geforderten Zeitfenster wä-
ren nur minimal ausgelastet und sind daher auch 
nicht wirtschaftlich sinnvoll zu vertreten. Diese Züge 
machten noch so lange einen gewissen Sinn, als die 

Postsortierung in den Zügen stattfand. Mit den 
neuen Briefpostzentren ist dies nicht mehr der Fall. 

Im regionalen Verkehr stellt die Nutzung der 
Schiene wegen des großen Handling-Aufwands und 
der durch die Bahn nicht erfüllbaren Zeitanforderun-
gen schon seit längerem keine dem Kunden zumut-
bare Alternative mehr dar. Die Bahn fährt in diesen 
Verkehren selbst auf der Straße. Deshalb wird der 
Lkw im Nahverkehr nie von der Schiene ersetzt wer-
den können. 

Mit Blick auf eine tragbare finanzielle Belastung 
müßte zudem die Post Briefsendungen so bündeln, 
daß sie auf bestimmte Bahntrassen, nicht aber auf 
postalische Sendungsströme zugeschnitten sind. Das 
widerspräche aber dem Gesamtsystem der aufeinan-
der abgestimmten 83 Briefzentren, wäre letztlich un-
wirtschaftlich und wiederum im vorgegebenen en-
gen Zeitfenster nicht zu bewältigen. 

Aus ökologischer Sicht geht mit der Einstellung 
der Bahntransporte, anders als in den Anträgen von 
PDS und Grünen behauptet, keine Verschlechterung 
einher. Beim derzeitigen Transportkonzept - pro Tag 
werden nur 100 der insgesamt 2 200 Tonnen B rief-
post mit der Bahn befördert - fallen insgesamt 
150 000 Transporte mit Straßenfahrzeugen an, unter 
anderem für den Zubringerverkehr zu den Bahnhö-
fen. Mit einer direkten Verbindung der 83 B rief-
zentren werden hingegen künftig nur noch 50 000 
Fahrten benötigt. 

Die Anträge von PDS und Bündnis 90/Die Grünen, 
den Postverkehr mehr oder weniger „per Verord-
nung" auf die Schiene zu legen, verkennen völlig die 
Realitäten und setzen eine Mixtur aus Wunschden-
ken, staatlichem Dirigismus und politischer Nostalgie 
an die Stelle von nüchternen Fakten. 

Schon heute sind viele DB-Strecken überlastet, 
selbst gewollte Verlagerungen nur schwer möglich. 
Ich begrüße deshalb nachhaltig die Absicht der DB 
AG, die Produktionssysteme weiter zu optimieren, 
um künftig jede denkbare und vernünftige Chance 
im Wettbewerb wahrzunehmen. Ein Konzept einer 
auch von uns gewünschten Zusammenarbeit zwi-
schen DB AG und Post AG kann aber nicht von der 
Politik angeordnet, sondern lediglich bei gemeinsa-
men Gesprächen zwischen den Unternehmen und 
unter Beachtung der Erfordernisse des Marktes erar-
beitet werden. 

Die Verbraucher in Deutschland erwarten von der 
Post einen guten Service. Hindern wir also die Post 
nicht daran, den Kundenwünschen schnell und gün-
stig nachzukommen! 

Siegfried Scheffler (SPD): Wir beschäftigen uns 
heute mit einem Vorgang, der in seiner Absurdität 
und von kurzfristigen Überlegungen geleiteten In-
tention ein typisches Beispiel für die chaotische Ver-
kehrspolitik der Regierung ist. 

Am 11. Dezember 1996 teilte die Deutsche Post AG 
mit, daß sie in Zukunft, ab Juni 1997, auf den Trans-
port  von Brief- und Kartensendungen durch die 
Deutsche Bahn AG zu verzichten gedenkt. Grund- 
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lage für die Entscheidung der DP AG zur Kündigung 
des entsprechenden Vertrages sei insbesondere die 
Unfähigkeit der Bahn, den, so heißt es in einem B rief 
des Vorstandsvorsitzenden der Deutschen Post AG, 
Klaus Zumwinkel, „definitiven Kundenwunsch nach 
E + 1-Qualität" zu erfüllen. E + 1 bedeutet, daß ein 
heute aufgegebener B rief den Empfänger am näch-
sten Tag erreicht. Die Bahn könne in dieser Hinsicht 
„kein entsprechendes Angebot machen". Dies trifft 
nicht zu. 

Die Überschrift einer kürzlich von der Post AG her-
ausgegebenen Pressemitteilung lautet: „Brieflauf-
zeiten erreichten 1996 bisher besten Jahreswert." 
Weiter heißt es do rt , daß die durchschnittliche Lauf-
zeit eines Briefes in Deutschland bei 1,1 Tagen liegt. 

Es ist richtig und in dem auch für die Post AG zu-
künftig freien Wettbewerb mit entsprechender Kon-
kurrenz notwendig, die Beförderungszeiten durch 
Modernisierungen und neue Konzepte noch weiter 
zu verbessern. Was mir jedoch absurd erscheint, ist, 
daß sich die Post hierbei einer Technologie bedienen 
will, die im Moment vielleicht noch den Anforderun-
gen gerecht werden kann, bei der aber abzusehen 
ist, daß ihre Grenzen bereits heute erreicht sind. Ich 
rede vom Gütertransport durch Lkw. Die Entwick-
lung des Straßenverkehrs und insbesondere des 
Lkw-Güterverkehrs hat alle Prognosen in den Schat-
ten gestellt. Neueren Erhebungen zufolge wird, vor-
ausgesetzt, Deutschland verschwindet nicht völlig 
unter einer Beton- und Asphaltdecke, spätestens im 
Jahre 2010 der Verkehr kollabieren. Durch die Frei-
gabe der Güterverkehrskabotage Mitte 1998 wird 
auch ausländischen Mitbewerbern in Deutschland 
das Recht zum mengenmäßig unbeschränkten Trans-
port  gegeben. Dadurch wird es nochmals zu einem 
weiteren drastischen Anwachsen des Straßengüter-
verkehrs kommen. 

Ich sehe voraus, daß die Post, sollte sie an ihren 
Plänen festhalten, sich eines Tages zurücksehnen 
wird nach den Zeiten, als 91 Prozent der B riefe be-
reits nach einem Tag zugestellt waren. Zweifel sind 
sicherlich auch hinsichtlich der ökologischen Kompo-
nente angebracht. Die Post AG propagiert eine deut-
liche Verringerung der Umweltbelastung durch ihr 
Konzept „B rief 2000". Ich kann jedoch nicht sehen, 
wie eine Zentralisierung auf relativ wenige Verteiler-
zentren bei einem dera rtig dezentralen Geschäft wie 
dem der Post eine Umweltentlastung mit sich brin-
gen soll. Dies gilt erst recht, wenn, wie jetzt erfolgt, 
zentralisierte Verteilungszentren zu unnötigen 
Schadstoffemissionen durch ein Mehr von Lkw-Fahr-
ten führen. 

Daß Bahn und Post privatisiert werden, war lange 
bekannt. Auch daß mit der Privatisierung nicht nur 
die Ansprüche der Politiker, sondern insbesondere 
die der Kunden steigen würden, war abzusehen. 
Doch statt in Kooperation mit der Bahn neue Kon-
zepte zu entwickeln, um den veränderten Gegeben-
heiten gerecht zu werden, fügte man sich ihnen und 
ließ alles weiterlaufen wie gehabt. Dies reichte an-
fangs auch aus. Erst jetzt, da beide Unternehmen pri-
vatisiert sind, werden die hundert Jahre erfolgreicher 
Zusammenarbeit, die in anderen Ländern immer  

noch bestens funktioniert, mit einer Unterschrift vom 
Tisch gefegt. 

Übrigens geht die Post mit ihrer Entscheidung 
einen Schritt hinter große bekannte Unternehmen 
der verladenden Wi rtschaft zurück, die Konzepte zur 
Verlagerung ihrer Transporte auf die Schiene entwik-
keln, und damit Verantwortung für nachfolgende Ge-
nerationen übernehmen. Sie betreiben dadurch nicht 
nur aktive Imagewerbung, die auch die Post drin-
gend notwendig hätte; diese Unternehmen machen 
sich unabhängig von wachsenden Staus auf unseren 
Straßen und anderen äußeren Einflüssen. Deshalb ist 
die Entscheidung der Post AG, die auch ihre gegen-
über dem Deutschen Bundestag und der Bundesre-
gierung gegebene Zusage, bis 1998 70 Prozent ihrer 
Frachtpost über die Schiene zu transportieren, unter-
läuft, aus ökonomischen und ökologischen Gründen 
falsch. Ich sage vor dem Hintergrund von 4,7 Mil-
lionen Arbeitslosen, daß die Entscheidung auch in 
sozialer Hinsicht äußerst bedenklich ist, daß sie 
400 Arbeitsplätze bei der Bahn gefährdet. Ich fordere 
die Post AG auf, ihre Entscheidung umgehend zu re-
vidieren. 

Ich denke, zumindest die Oppositionsparteien sind 
sich einig, wenn ich mich gegen eine Verlagerung 
der Postbeförderung von der Schiene auf die Straße 
bzw. in die Luft ausspreche. Widersprechen muß ich 
allerdings dem Antrag der PDS in der Aufforderung 
an die Bundesregierung, dafür zu sorgen, daß „ein 
Maximum des technisch realisierbaren Postverkehrs 
auf Schienen und mit der Deutschen Bahn AG ab-
gewickelt wird und gegebenenfalls entsprechende 
Schienenverbindungen hergestellt werden" . Denn 
technisch realisierbar wäre schon heute wieder eine 
Rückkehr auf die Schiene, wenngleich nur mit einem 
erheblichen finanziellen Aufwand, da die neuen Ver-
teilerzentren gegen eine Nutzung in Kooperation 
mit der Bahn konzipiert sind. Je nach Kor ridor ver-
fügt die Bahn teilweise über erhebliche ungenutzte 
Kapazitäten, um zusätzliche Kontingente des Stra-
ßengüterverkehrs aufzunehmen. 

Nur: Es kann nicht darum gehen, um des Prinzips 
wegen nun alles mit der Bahn zu erledigen. Man 
muß realistisch bleiben. Ein Teil Güterverkehr wird 
auch in Zukunft über die Straße im Verkehrsverbund 
abzuwickeln sein. Daher erscheint es mir nicht sinn-
voll, unrealistische oder populistische Maximalforde-
rungen zu stellen, ohne die Gegebenheiten zu be-
achten und Alternativen zu bedenken. Das technisch 
gegenwärtig Machbare und das ökologisch bzw. in 
diesem Fall  ökonomisch Sinnvolle sind nicht immer 
unbedingt eine Einheit. So wäre beispielsweise eine 
Beförderung von Postgütern über kürzeste Entfer-
nungen per Bahn genauso unsinnig wie der Um-
stand, daß durch die Verringerung der Zahl der B rief-
zentren von zirka 1 000 auf 83 ein B rief, dessen Emp-
fänger im gleichen Ort wie der Absender lebt, nun 
stundenlang im Lkw von den wenigen Verteilerzen-
tren aus unterwegs ist. 

Natürlich müssen wir der Post das Recht zuspre-
chen, auch nach bet riebswirtschaftlichen Kriterien zu 
entscheiden. Die Post ist mit der Verwandlung in 
eine Aktiengesellschaft verpflichtet, eben nach die- 
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sen Kriterien zu entscheiden. Nur: Die Post hat nicht 
die politischen Rahmenbedingungen zu verantwor-
ten, die im Zusammenhang mit der Kündigung des 
Bahnvertrages stehen. Ihr muß man aber den Vor-
wurf machen, daß sie sich hinter diesen Rahmenbe-
dingungen versteckt und den Weg des geringsten 
Widerstandes geht. Auch die Bahn stellt sich ein Ar-
mutszeugnis dadurch aus, daß sie nicht in der Lage 
ist, flexibel auf die Bedürfnisse eines wichtigen Kun-
den zu reagieren. 

Gleich nach Bekanntwerden der Entscheidung der 
Post AG, die Verträge mit der DB AG zu kündigen, 
hat die SPD-Fraktion die Verantwortlichen der Post 
und Bahn aufgefordert, die Entscheidung noch ein-
mal zu überprüfen. Die Antworten fielen unter-
schiedlich aus. Während die DB AG auf Grund noch 
laufender Verhandlungen keine weiteren Aussagen 
machen wollte und die Deutsche Post AG ihre Ent-
scheidung wirtschaftlich begründete, zeigten sich 
der Bundesminister für Verkehr, Herr Wissmann, und 
der Bundesminister für Post und Telekommunikation, 
Herr Bötsch, doch mehr oder weniger erstaunt, daß 
es zu dieser Entscheidung der Post gekommen ist. 
Das BMV schreibt in seiner Antwort, es habe die DP 
AG gebeten, „die Entscheidung der DP AG zur Än-
derung in der Briefpostbeförderung noch einmal zu 
überdenken und nach Wegen zu suchen, wie die 
Postbeförderung mit der Eisenbahn erhalten und in-
tensiviert werden kann". 

Dies mutet mich in einem Höchstmaß zynisch an. 
Seit dieser Bundesverkehrsminister im Amt ist, war 
Zeit, nach Wegen zu suchen, wie die Effektivität und 
Attraktivität der Bahn für deren Kunden gesteigert 
werden kann. Statt dessen geht der Bereich Güter-
verkehr bei der Bahn steil bergab. Er verringerte sich 
von 1988 mit 125 Milliarden Tonnenkilometer auf 
71 Milliarden Tonnenkilometer im Jahre 1994. Da die 
Politik der Bundesregierung wesentlich zu diesem 
Niedergang beigetragen hat, trägt sie auch einen 
nicht unerheblichen Anteil der Schuld an dem jetzt 
gefällten Entschluß der Post. 

Die Bundesregierung ist es doch, die kaum eine 
Gelegenheit ausläßt, die Notwendigkeit einer Verla-
gerung der Gütertransporte auf umweit- und ressour-
censchonende Verkehrsmittel, also Binnenschiffe 
und Bahn, zu propagieren. Leider ist der Wider-
spruch zwischen Anspruch und Wirklichkeit inzwi-
schen unübersehbar. Denn statt dem von der Bun-
desregierung propagierten Ziel zuzuarbeiten, er-
reicht der Verkehrsminister mit seiner Politik genau 
das Gegenteil von dem, was er verkündet. 

Parallel dazu kommt die chaotische Finanzpolitik 
von Bundesfinanzminister Waigel als Investitions-
bremse beim Schienenverkehr zum Zuge. Dieser hat 
erheblich zum Offenbarungseid in der Verkehrspoli-
tik beigetragen. Damit Kassenlöcher gestopft werden 
können, wurde die Bahn gezwungen, in den näch-
sten vier Jahren die Investitionen in den Schienen-
ausbau aus eigenen Mitteln zu decken. 6,9 Mil liarden 
DM aus Eigenmitteln fließen in den Infrastrukturaus-
bau statt in dringend notwendige Innovations- und 
Modernisierungsprojekte. Die Regierung entzieht 
sich der Verpflichtung zur Finanzierung von Neu- 

und Ausbaumaßnahmen aus Haushaltsmitteln auch 
dadurch, daß die getätigten Zahlungen in Zukunft 
nicht mehr als Zuschuß, sondern teilweise als Kredite 
vergeben werden. Die Rückzahlungen werden die 
Bahn in Zukunft nachhaltig belasten. 

Ich sage Ihnen, dies ist ein eklatanter Verstoß ge-
gen die Grundsätze der Bahnreform und der in 
Art . 87 e GG festgeschriebenen Gemeinwohlver-
pflichtung des Bundes. Gleichzeitig sieht sich die 
Bahn genötigt, die nach ihrer Meinung unrentablen 
Strecken abzubauen. Hierdurch verliert sie weiter an 
Attraktivität. Da muß man dem scheidenden DB-AG- 
Vorsitzenden Heinz Dürr recht geben. Mehrfach hat 
er in den letzten Jahren darauf hingewiesen, daß die 
40 000 Kilometer Schienennetz das größte Kapital 
der Bahn sind. Und heute - sie überprüft dies gegen-
wärtig - will sich die Bahn von einem Viertel ihres 
Schienennetzes trennen. Weiß die Bahn eigentlich, 
daß sich dadurch ihre Chance verringert, die Fehler 
der Verkehrspolitik eines nicht mehr fernen Tages 
wieder revidieren zu können? 

Dazu einige Zahlen. Noch zu Beginn der 90er 
Jahre lagen die Schienenbaumittel im Einzelplan 12 
bei über 6 Milliarden DM. Im Haushalt 1997 und der 
mittelfristigen Finanzplanung wurden sie auf 
3,5 Milliarden DM reduziert. Demgegenüber steht 
ein Betrag von mehr als 8 Milliarden DM, der in die 
Straße fließen soll. Damit, meine Damen und Herren, 
hat sich die Regierung selbst um die Möglichkeit ge-
bracht, ihre Worthülsen in Taten umzusetzen und 
endlich eine zukunftsgerichtete Verkehrspolitik zu 
gestalten. 

Bedrohlich kurzsichtig erscheinen mir die grund-
sätzlichen Prioritätensetzungen innerhalb der Ver-
kehrspolitik. Das hat den Gütertransport der Bahn 
schon fast zu einem Nischenanbieter schrumpfen 
lassen. Wir kennen doch die Prognosen. Sie gehen 
davon aus, daß bis zum Jahr 2010 der Güterverkehr 
auf der Straße um 82 Prozent zunehmen wird. Deut-
sche Trucks werden dann 100 Milliarden Kilometer 
pro Jahr fahren, der Ausstoß von CO2 von 13 auf 
25 Millionen Tonnen zunehmen. 

Hierzu ein Vergleich: Nach Angaben des Bundes-
umweltamtes verursacht ein Lkw je 100 Tonnen-
kilometer externe Kosten von 9,49 DM. Die Bahn 
bringt es hingegen bei der gleichen Menge auf einen 
Betrag von 1,74 DM. EU-weit belaufen sich die exter-
nen Kosten - Umwelt-, Wege- und Unfallkosten - des 
Verkehrs auf jährlich 500 Milliarden DM. 90 Prozent 
dieser Kosten müssen dem Straßenverkehr zugeord-
net werden. Diese Kosten trägt die Allgemeinheit. 

Der Umweltgipfel von Rio de Janeiro ist lange Ver-
gangenheit, und die damals gegebenen Versprechen 
sind schon lange als Makulatur erkennbar. Auch die 
Wettbewerbsverzerrungen zuungunsten der Bahn 
sind der Grund für die exorbitante Zunahme des 
Lkw-Verkehrs. Daran ändert auch die Lkw-Vignette 
wenig. Zwar fließen dem deutschen Fiskus durch die 
Abgaben der aus Drittländern stammenden Lkw ge-
wisse Summen zu - 1995 waren es nach Abzug der 
Verwaltungskosten 115 Millionen DM -, doch ist die-
ser Betrag angesichts der Kosten, die durch ausländi-
schen Kraftfahrzeugverkehr entstehen, nur ein Trop- 
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fen auf den heißen Stein. Eine Umstellung des 
Vignettensystems auf eine streckenbezogene Lkw

-

Gebühr, so wie sie die SPD-Fraktion seit langem for-
dert, könnte hier für Gerechtigkeit sorgen. Der Steu-
erzahler wird entlastet und die Bahn für potentielle 
Kunden wieder attraktiver gemacht. 

Es kann nicht angehen, daß die Allgemeinheit wei-
terhin für die durch die Regierung forcierte Zerstö-
rung der Umwelt zur Kasse gebeten wird. Hätte sich 
die Regierung in den von ihr privatisierten Bereichen 
nicht aus ihrer nach wie vor bestehenden Verantwor-
tung gestohlen, wäre die Post sicherlich nicht auf die 
Idee gekommen, mit dem Bau von 83 Briefzentren 
auf der grünen Wiese zu beginnen, ohne auch nur 
für eine einzige dieser Verteilerstationen einen Gleis-
anschluß einzuplanen, und wie jetzt geschehen, den 
Vertrag mit der Bahn zu kündigen. 

Neben einer gerechten Verteilung der Kosten nach 
dem Verursacherprinzip muß deshalb der Einsatz 
neuer Technologien und intelligenter Logistikkon-
zepte forciert werden. Um mehr Güter auf die Schie-
nen zu bringen und die Bahn auch für die Post wie-
der attraktiv zu machen, muß dafür gesorgt werden, 
daß die Verkehrsströme sinnvoll gebündelt werden. 
Notwendig sind Güterverkehrszentren (GVZ) mit 
Gleisanschlüssen und Umschlagbahnhöfen des kom-
binierten Verkehrs (KV). Diese müssen durch den 
Einsatz neuer Techniken im Bereich der Logistik und 
der Umschlagtechnik auf den neuesten Stand ge-
bracht werden, um hier eine Effizienzsteigerung zu 
erreichen. Langfristig notwendig sind auch schnel-
lere Gütertrassen, die getrennt sind von denen des 
Personenverkehrs. 

Leider war und ist die Regierung als Eigner der 
Bundesbahn nicht bereit, für die notwendigen Inve-
stitionen die Mittel bereitzustellen, um für eine Effi-
zienz- und Attraktivitätssteigerung zu sorgen. Mit fa-
denscheinigen Argumenten wurde die Bewilligung 
von Fördermitteln immer wieder blockiert. Das Argu-
ment, die Kassen seien leer, mutet angesichts der 
Milliarden, die in ein dera rtig zweifelhaftes Projekt 
wie den Transrapid gesteckt werden, mehr als lä-
cherlich an. 

Die Bundesregierung fährt mit Vollgas in den Stau. 
Wieso die Post AG diesem falschen Signal ohne Not 
folgt, ist mir ein Rätsel, und ich kann für das Unter-
nehmen und für die do rt  Beschäftigten nur hoffen, 
daß sie diese Entscheidung eines Tages nicht bitter 
bereuen wird. Ich hoffe es; glauben kann ich es aller-
dings nicht. 

Albert Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): „Ziel der Deutschen Post AG ist es, inner-
halb der nächsten drei Jahre wieder etwa 70 Prozent 
der Transporte über die Schiene abzuwickeln." Diese 
Ankündigung der Bundesregierung in Beantwortung 
unserer Kleinen Anfrage zur Frachtpost (Drucksache 
13/682) steht in krassem Widerspruch zu dem, was in 
den letzten Jahren und derzeit tatsächlich im Post-
verkehr passiert: Die Aufgabe der Briefnahversor-
gung, der Umbau des Brieffrachtkonzeptes und die 
Umstellung der Pressepost haben bereits in den letz-
ten Jahren die ehemals enge Kooperation der frühe-

ren Staatsunternehmen Bahn und Post Schritt um 
Schritt zerstört. Symptomatisch für diesen Prozeß ist 
die Tatsache, daß kein einziges der 33 neu errichte-
ten Brieffrachtzentren und ebenso keines der 83 in 
Planung befindlichen bzw. bereits eingerichteten 
Briefzentren überhaupt noch einen Gleisanschluß 
besitzt. Dies paßt übrigens auf traurige Weise zu den 
in dieser Woche aktuell bekannt gewordenen Über-
legungen der Deutschen Bahn AG, das Schienenne-
bennetz schrittweise abzustoßen bzw. stillzulegen. 

Der letzte Schritt der Zerschlagung der Koopera-
tion zwischen Post und Bahn ist die Kündigung der 
noch verbliebenen Briefbeförderung auf der Schiene 
zum 31. Mai 1997. Er macht deutlich, daß bei dieser 
Bundesregierung ein himmelweiter Unterschied, um 
nicht zu sagen Widerspruch besteht zwischen den 
verkehrs- und umweltpolitischen Beteuerungen und 
Sonntagsreden einerseits und dem tatsächlichen 
Handeln andererseits. Eine Postverkehrskonzeption, 
die zum Beispiel dazu führt, daß ein B rief aus Emden, 
der an einen Adressaten im gleichen Ort gerichtet ist, 
seinen Empfänger künftig erst nach einer Hin- und 
Rückfahrt ins Briefzentrum im 100 Kilometer entfern-
ten Oldenburg erreicht, ist nicht nur ökologisch ver-
fehlt, sondern auch verkehrspolitisch hirnrissig. 

Um eine Verkehrswende von der Straße zur 
Schiene auch im Postverkehr anzustoßen, schlagen 
wir deshalb in unserem Antrag vor, folgende Schritte 
umzusetzen: 

In Wahrnehmung ihrer Eigentümerfunktion bei 
Post und Bahn soll die Bundesregierung auf eine fle-
xible Zusammenarbeit zwischen beiden Bet rieben 
drängen, gegebenenfalls auch durch Einschaltung 
anderer Privatunternehmen im Bahnsektor. Zentrale 
Forderungen sind in diesem Zusammenhang: Aus-
bau und Nutzung des kombinierten Ladungsver-
kehrs, schnellere Gütertrassen, Nutzung von Perso-
nenzügen zur Postbeförderung, beschleunigte Um-
schlagverfahren, geeignetere Transportgefäße und 
umweltverträgliche Vergütungssysteme. Ferner soll 
die Machbarkeit und Wirtschaftlichkeit eines vom 
übrigen Wagenladungsverkehr unabhängigen Zug-
systems für B rief- und Paketpost mit rangierfreier Lo-
gistik überprüft werden. Schließlich beantragen wir, 
daß die Deutsche Post AG eine umfassende Ökobi-
lanz für ihr Fracht- und Briefkonzept vorzulegen hat. 

Nur wenn die Bundesregierung in diesem Sinne 
mit konkreten Maßnahmen tätig wird, kann sie be-
weisen, daß ihre Versprechungen zur Verlagerung 
auf die Schiene mehr sind als Luftblasen. 

Horst Friedrich (F.D.P.): Abgesehen von der Tatsa-
che, daß der Deutsche Bundestag kaum der Ort ist, 
um über betriebswirtschaftliche Entscheidungen 
selbständiger Unternehmen zu beraten, scheint die 
PDS grundlegende Prinzipien der Marktwirtschaft 
noch immer nicht verstanden zu haben. Der vorlie-
gende Antrag legt darüber beredt Zeugnis ab. Ver-
kehrs- und umweltpolitische Aspekte werden mit 
einer diffusen Privatisierungskritik vermischt, so daß 
am Ende nur wieder die alten Denkschemata und die 
Staatsgläubigkeit zum Vorschein kommen. Kaum 
verwunderlich, daß die PDS sogar die Postbeförde- 
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rung vor dem zweiten Weltkrieg als Kronzeuge für 
ihre Forderungen anführt. 

Die Deutsche Bahn AG und die Deutsche Post AG 
sind mit dem Ziel privatisiert worden, die zuvor 
schwerfälligen Behörden für den wachsenden Kon-
kurrenzdruck in einem offener werdenden Markt fit 
zu machen. Konkurrenz belebt das Geschäft und 
führt zu einem volkswirtschaftlich gesehen willkom-
menen Kosten- und Leistungsdruck. Die Einflußmög-
lichkeiten des Staates sollen gering bleiben und da-
her durch das Aktiengesetz entsprechend begrenzt. 

Wahrscheinlich sind der PDS die Gründe der Deut-
schen Post AG überhaupt nicht bekannt, die zur 
Kündigung der Transportvereinbarung mit der Deut-
schen Bahn AG zum 31. Mai 1997 geführt haben. 
Den Kollegen und Kolleginnen von der PDS kann 
aber geholfen werden. 

Die im Zuge der Privatisierung der Deutschen Post 
AG initiierte Neuausrichtung des Unternehmens 
geht mit einer umfassenden Umstrukturierung der 
Logistiknetze im Bereich der B rief- und der Paket-
post einher. Hauptgrund hierfür sind die Wünsche 
der Kunden des Dienstleistungsunternehmens Post 
nach größtmöglicher Schnelligkeit, Zuverlässigkeit 
und Preiswürdigkeit. 

Das Prinzip E+1 mit einem Briefabgang nach 
21.00 Uhr und Eingang in der Zielregion am näch-
sten Morgen kann mit den von der Bahn angebote-
nen Leistungen in den KLV-Terminals nicht verwirk-
licht werden. Wirtschaftliche Zugbildungen sind 
nicht möglich und spezielle Postzüge wären nur mi-
nimal ausgelastet und somit zu teuer. Für die regio-
nale Verteilung stellt der Schienentransport ohnehin 
seit langem keine ernstzunehmende Alternative dar, 
was unter anderem auch dadurch dokumentiert wird, 
daß selbst die Bahn für diese Verkehre auf den Stra-
ßenverkehr setzt. 

Des weiteren hat die Bahn AG die Tarifierung ihrer 
Leistungen von Achskilometern auf Trassenpreise 
umgestellt. Um die Kosten aber in einem wirtschaftli-
chen Rahmen zu halten, wäre die Deutsche Post AG 
gezwungen, ihre Sendungen nicht auf postalische 
Sendungsströme, sondern auf bestimmte Bahntras-
sen zuzuschneiden. Dies wiederum widersp richt dia-
metral dem neuen Logistiksystem der Post mit den 83 
im Ablauf aufeinander abgestimmten Briefzentren. 
Höhere Kosten und erhebliche Verzögerungen wä-
ren die Folge. 

Auch das Argument Ökologie taugt nicht für fun-
dierte Kritik. Durch das neue Briefkonzept wird die 
Zahl der Bearbeitungstellen von rund 1000 auf 83 re-
duziert, was gleichbedeutend mit einer Verminde-
rung der Transportstrecken von bisher 150 000 auf 
50 000 ist. Dadurch und mittels einer optimierten Lo-
gistik sinkt die Zahl der gefahrenen Kilometer deut-
lich. 

Nicht zuletzt sei erwähnt, daß der Anteil der mit 
der Bahn beförderten Briefpost gemessen am Ge-
samtvolumen ohnehin nur 2 Prozent beträgt und 
selbst bei der E+1-Post mit rund 5 Prozent nicht son-
derlich ins Gewicht fällt. 

Die Deutsche Post AG als großer Dienstleister und 
Mitbewerber auf dem Markt muß ständig daran in-
teressiert sein, sich optimale Voraussetzungen für ih-
ren Geschäftsbetrieb zu verschaffen. Führen die Ver-
handlungen mit Partnerunternehmen zu einem 
schlechteren Ergebnis, muß selbstverständlich die 
kostengünstigere Alte rnative gewählt werden. Dies 
schließt nicht aus, daß insbesondere im Zuge der Öff-
nung des Schienennetzes für Dritte die Post in Zu-
kunft wieder attraktive Angebote für den Briefpost-
transport  auf der Schiene vorfindet. 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Post und Telekommunikation: Zur Beratung 
liegen zwei Anträge vor, die sich mit der Unterneh-
mensführung des Vorstands einer deutschen Aktien-
gesellschaft, der Deutschen Post AG, befassen. Sie 
beanstanden Vorstandsentscheidungen zur Logistik 
des Unternehmens nicht deshalb, weil diese dem In-
frastrukturauftrag der Deutschen Post AG zur flä-
chendeckenden, angemessenen und ausreichenden 
Postversorgung zuwiderliefen, sondern weil sie den 
Umwelt- und verkehrspolitischen Erwartungen von 
der Vorbildfunktion der Deutschen Post AG angeb-
lich widersprechen. Die Deutsche Post AG weist dar-
auf hin, daß gerade zur Erfüllung ihres Infrastruktur-
auftrags und zur Begegnung eines zunehmenden 
Wettbewerbsdrucks logistische Verbesserungen ih-
rer Fracht- und Briefpostkonzepte zwingend erfor-
derlich seien. Das Ansinnen der Antragsteller ist, die 
Bundesregierung möge sich in diese operativen Ent-
scheidungen einmischen und sie dadurch korrigie-
ren, daß sie gegebenenfalls unter Auswechslung von 
Aufsichtsrat und Vorstand ihre Eigentümerrechte 
massiv ausnutzt. Dieses Ansinnen weist die Bundes-
regierung zurück, weil es mit dem Geist der Post-
reformen von 1989 und 1994 sowie den Vorschriften 
des Aktienrechts gänzlich unvereinbar ist. 

Zur Sache selbst möchte ich einige Anmerkungen 
machen, wobei ich mich auf Angaben der Deutschen 
Post AG abstützen muß. Die Deutsche Post AG hat 
zum 31. Mai 1997 die Briefpostverträge mit der Deut-
schen Bahn AG gekündigt. 

Für Brieftransporte macht die Deutsche Post AG gel-
tend, daß die von der Post-Kundenschutzverordnung 
seit dem 1. Januar 1996 geforderte Laufzeitqualität mit 
dem bisherigen Angebot der Deutschen Bahn AG 
nicht erreicht werden kann, weil die zeitlichen Vorga-
ben für den Brieftransport, das heißt Abgang gegen 
21.15 Uhr und Eingang im Zielgebiet spätestens um 
4.15 Uhr, im Rahmen des Fahrplans der Deutschen 
Bahn AG zur Zeit nicht erfüllt werden können. 

Spezielle Postzüge aber, wie sie z. B. bei der Royal 
Mail eingesetzt werden, wären nach Auffassung der 
Deutschen Post AG, von wenigen Ausnahmen abge-
sehen, nur minimal ausgelastet, innerhalb des vorge-
gebenen Zeitfensters nicht erfolgreich einsetzbar 
und von den Kosten her nicht vertretbar. 

Zu bedenken ist auch, daß der Anteil der bisher 
per Bahn transportierten E+1-Briefpost, das heißt 
Einlieferung heute, Auslieferung morgen, nur 5 Pro-
zent, der Anteil an der gesamten Briefpost sogar nur 
2 Prozent beträgt. 
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Hinsichtlich des Bereichs Frachtpost gibt es, mit 
Ausnahme der Infopost über einem Kilogramm, 
keine unmittelbaren Vertragsbeziehungen zwischen 
Post und Bahn. Die Deutsche Post AG wickelt den 
Fernverkehr Frachtpost im wesentlichen über einen 
Generalunternehmer ab. 

Dieser Generalunternehmer bedient sich eines 
Schienenanteils von wochentags zirka 20 Prozent, an 
Wochenenden von zirka 60 Prozent bzw. 80 Prozent 
mit Leerbehältern. Allerdings wird die Bahn nur in 
Relationen mit einer Laufzeit von zwei Tagen (E+2) 
eingesetzt, da eine Laufzeit von einem Tag bei Trans-
porten über die Schiene nach Einschätzung der 
Deutschen Post AG zur Zeit nicht möglich ist. Die 
Post geht davon aus, daß die genannten Schienenan-
teile auch in Zukunft im wesentlichen erhalten blei-
ben. Gewisse Verschiebungen können sich jedoch 
aus einer zunehmenden Kundennachfrage nach 
E+1-Frachtpost ergeben. 

Die technischen, wirtschaftlichen und ökologi-
schen Vorzüge des Schienenverkehrs zeigen sich 
beim Transport  großer Massen über große Entfernun-
gen. Wir stehen vor dem Problem, daß das Zeitfen-
ster für die nächtliche Beförderung von E+1-Postgü-
tern so klein geworden ist, daß eine Zusammenarbeit 
bei Fernverkehren unabhängig von den Kosten 
große Schwierigkeiten aufwirft. Dieser enge Zeitrah-
men wird für die Post zwingend vorgegeben durch 
die möglichst späten Leerungs- und Annahmezeiten 
am Einlieferungstag, durch den erforderlichen Zeit-
aufwand für das Einsammeln, Zusammenführen und 

Sortieren sowie nach dem Transpo rt  durch das Ver-
teilen im Zielgebiet und die werktäglich nur einma-
lige, möglichst frühe Zustellung. 

Die Unternehmensleitungen von Post und Bahn 
haben trotz dieser Schwierigkeiten zugesagt, ihre 
Bemühungen um die Fortsetzung einer traditionell 
erfolgreichen Kooperation zu verstärken. So hat z. B. 
die Deutsche Post AG die Bahn um ein Angebot zur 
Übernahme von Transportleistungen zwischen Ham-
burg und sechs Briefzentren im Ruhrgebiet gebeten, 
wobei das Zeitfenster für den Transpo rt  zwischen 
21.15 Uhr und 22.30 Uhr für die Abfahrt und 1.50 Uhr 
und 3.35 Uhr für die Ankunft liegt. 

Im übrigen erscheint mir eine Vereinfachung der 
vorliegenden Problematik in dem Sinne, daß die 
Schiene immer die umweltschonendere Alte rnative 
ist, nicht sachgerecht. So darf z. B. nicht unberück-
sichtigt bleiben, daß das Briefkonzept der Deutschen 
Post AG zu einer Reduzierung von nahezu 1 000 Be-
arbeitungsstellen auf nur noch 83 Briefzentren führt. 
Dadurch sinkt die Zahl der Transportrelationen nach 
Angaben der Post auf ein Drittel - von 150 000 auf 
50 000 - und die Summe der täglich zu fahrenden 
Straßenkilometer um gut 7 Prozent, wobei die zur 
besseren Kundenbedienung erforderlichen zusätzli-
chen Abholfahrten bereits eingerechnet sind. 

Im Rahmen des technisch Machbaren und unter-
nehmerisch Vertretbaren sollten alle Anstrengungen 
unternommen werden, die eine weitere Zusammen-
arbeit zwischen der Deutschen Post AG und der 
Deutschen Bahn AG voranbringen. 
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